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Grußwort

Mehr als 60 Prozent der Bürgerinnen und Bürger sind
regelmäßig im Internet, die Hälfte von ihnen nimmt
dort Dienstleistungen der öffentlichen Ver wal  tung in
Anspruch. Unter den deutschen Unter neh men sind es
schon 40 Prozent, die staatliche Internet ange bote
nutzen. IT-basierte öffentliche Dienste, vor allem
E-Government-Angebote über das Internet, sind der
Schlüssel für Bürokratieabbau und Verwaltungs  -
moder nisierung. Sie haben darüber hinaus erheb li che
Potenziale, die Beteiligung der Bürgerinnen und
Bürger an der Arbeit von Politik und Verwaltung zu
verbessern und die Demokratie zu stärken.

Zum ersten nationalen IT-Gipfel im Dezember 2006
hat sich die Arbeitsgruppe 3 „IT-basierte öffentli che
Dienste in Deutschland – E-Government“ gebildet. Ihre
Mitglieder, Verantwortliche aus Wirtschaft, Wissen -
schaft und der Verwaltung von Bund, Ländern und
Kommunen, verbindet das gemeinsame Ziel, die Zu  -
kunft von E-Government zu gestalten. Die AG 3 hat im
Rahmen des Gipfelprozesses wichtige Projekte be glei -
tet und auf den Weg gebracht, von der Neu gestal tung
der IT-Steuerung des Bundes über die Behörden ruf -
num mer D 115 bis zum elektronischen Personal ausweis. 

Wir können heute bereits auf acht bis zehn Jahre
E-Government in Deutschland zurückblicken. Stand
anfangs allein die Erledigung von Verwaltungs ange -

legenheiten über das Internet im Mittelpunkt des
Interesses, so sind heute viele weitere Frage stellun -
gen hinzugetreten: Wie können wir Bürgerinnen und
Bürgern helfen, ihre elektronische Identität im Inter -
net zu schützen? Wie arbeiten Staat und Wirtschaft
zukünftig elektronisch zusammen? Wer übernimmt
die Verantwortung für öffentliche IT-Infrastrukturen
wie Regierungsnetze? Wie sichern wir das Vertrauen
der Menschen in kritische IT-Systeme? Wie verbinden
wir den Wunsch der Bürger nach effizienten Daten -
flüssen mit ihrem Recht auf informationelle Selbst -
bestimmung? Wie organisieren wir eine optimale
Arbeitsteilung bei der IT zwischen den verschiedenen
Behörden?

Zum dritten nationalen IT-Gipfel im November
2008 hat sich die Arbeitsgruppe 3 vorgenommen,
diesen und anderen Fragen nachzugehen und einen
Blick in die Zukunft des E-Government zu werfen. Wir
wollen gemeinsam einen Beitrag leisten zu einer
neuen E-Government-Gesamtstrategie Deutschlands,
einer Strategie, die Deutschland mit neuen Techno -
logien und modernen Verwaltungsprozessen in der
Europäischen Union an die Spitze im E-Government
bringt. 

Diese Publikation vermittelt einen ersten Über-
blick über die Vorstellung der AG 3-Mitglieder.
Ergänzt wird dieser durch Anmerkungen aus Sicht
der Wissenschaft. Ich möchte Sie einladen, die Bei -
träge mit den Autoren und mit mir zu diskutieren,
um gemeinsam in die jetzt nötige Diskussion über die
Fortentwicklung des E-Government einzutreten.

Dr. Wolfgang Schäuble MdB
Bundesminister des Innern
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Durch die Entwicklung und Diffusion der IKT wurde
und wird die Welt in den Bereichen Wirtschaft, Ge -
sel lschaft, Politik und Medien nachhaltig verändert.
Deutschland muss sich den gesellschaftlichen und
wirtschaftlichen Veränderungen stellen und alles
dafür tun, die deutsche Volkswirtschaft in diesem
Transformationsprozess aktiv zu unterstützen.

Insbesondere wenn es darum geht, Innovationen
zeitnah umzusetzen, sind ein moderner Staat und eine
effizient arbeitende Verwaltung bedeutende Stand -
ortfaktoren. Um Wettbewerbsfähigkeit und gute
Standortbedingungen für die deutsche Wirt schaft
und die Menschen in Deutschland zu gewährleisten
bzw. weiter auszubauen, müssen heute geeignete
Rahmenbedingungen im Bereich Infra struk tu ren,
gesetzliche Regelungen, (Aus- und Weiter-)Bildung
und Forschung geschaffen werden. 

Der gezielten Förderung der IKT kommt dabei
eine besondere Rolle zu. Aus diesem Grund hat die
Bundeskanzlerin den IT-Gipfel ins Leben gerufen. Seit
Dezember 2006 beschäftigen sich Experten aus Poli -
tik, Wirtschaft und Wissenschaft in verschiedenen
Ar beits gruppen intensiv mit Handlungs anforderun -
gen und Lösungsstrategien für eine noch intensivere
Erschließung der mit den neuen Informations tech  -
nolo gien verbundenen Modernisierungs- und Ge stal -
tungspotenziale. Durch die Zusammenarbeit der ver-
schiedenen Fachexperten wird das bis dahin vorherr-
schende Bereichsdenken zugunsten einer vernetzten
Gestaltung aufgegeben und Synergien gehoben. 

Die vorliegende Broschüre ist eine Zusammen -
stellung ausgewählter fachlicher Beiträge aus Wirt -
schaft, Wissenschaft und Verwaltung, in der die
Experten der Arbeitsgruppe „IT-basierte öffentliche
Dienste in Deutschland – E-Government“ (AG 3) ihre
Visionen zur Entwicklung von E-Government für die
kommenden fünf bis zehn Jahre formulieren. Die
Beiträge sind insbesondere als Impulse zur weiteren
Strategieentwicklung der Bundesregierung im Be -
reich der staatlichen Modernisierung in Deutschland
zu verstehen. 

Aufbauend auf einem gemeinsamen Konzept
ermöglichen die Beiträge die notwendige Zusammen-
schau unterschiedlicher Perspektiven sowie die Ab -
leitung integrierter Strategiekonzepte und transdis-
ziplinär ausgerichteter Forschungsprogramme für
die Grundlagendisziplin E-Government. 

Die aktuelle Situation der IKT im Bereich der
öffent lichen Verwaltung ist geprägt von maximaler
Heterogenität bezüglich des Reifegrades des IKT-Ein -
satzes, der eingesetzten Plattformen und Stan dards
sowie einer beträchtlichen Komplexität der resultie-
renden IT-Landschaften. Auf der Basis einer Vielzahl
von Strategien, Programmen und Projekten wurden
in den vergangenen Jahren bereits beachtliche Mo -
dernisierungserfolge erzielt. Auch im internationa-
len Vergleich konnte Deutschland seine Platzierung
in den einschlägigen Rankings deutlich verbessern.
Angesichts der über lange Zeiträume gewachsenen
(Infra-)Strukturen zeugt das von erfolgreichem En ga -
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gement, zeigt aber auch, dass dieses Engagement
weiter fortgesetzt und ausgebaut werden muss.

Größte Potenziale liegen im Bereich des organisa-
tions- (B2G) und verwaltungsübergreifenden (G2G)
Einsatzes der neuen Technologien. Die prozessorien-
tierte, vernetzte Zusammenarbeit eröffnet in vielen
Bereichen der öffentlichen Verwaltung neue Orga -
nisa tions- und Geschäftsmodelle. Die Erschließung
dieser Potenziale stellt allerdings gleichzeitig eine
enorme Herausforderung dar: Gilt es doch, in vielen
Bereichen Prinzipien der bisherigen aufgabenorien-
tierten Verwaltungspraxis zugunsten eines neuen
kooperativen Organisationsmodells infrage zu stellen.

Vergleichbar mit der Entwicklung in der Wirt -
schaft verschiebt sich der Schwerpunkt des Einsatzes
neuer Technologien auch in der Verwaltung immer
stärker in Richtung Organisationstransformation.
Nach der bloßen Bereitstellung von Informationen,
der Nutzung der neuen Technologien im Bereich der
Kommunikation und Ermöglichung der elektroni-
schen Abwicklung von Verfahren (Transaktion) geht
es nunmehr um die Nutzung der neuen Technologien
zur Etablierung neuer Organisations- und Geschäfts -
modelle. 

In dieser neuen Phase des E-Government rücken
Bürger und Unternehmen in den Mittelpunkt der Be -
trachtung. Durch kooperatives E-Government sollen
Leistungen nutzerorientiert gebündelt bereitgestellt
und über verschiedene Zugangskanäle erschlossen
werden. 

Aufbauend auf der strategischen Bedeutung einer
modernen und effizienten Verwaltung in einer zu neh-
mend durch digitale Prozesse geprägten Welt hat sich
die Bundesregierung ehrgeizige Ziele gesetzt: Durch
die Intensivierung der bestehenden Aktivi tä ten und
eine noch stärkere Mobilisierung bestehender Poten -
ziale in Verwaltung, Wirtschaft und Wissen schaft soll
es insbesondere mithilfe von E-Government gelingen,
die Ziele des Bürokratieabbaus zu erreichen und auf
der Basis innovativer transdisziplinärer Lösungs strate -
gien international einen Spitzenplatz zu erreichen.

In der vorliegenden Broschüre finden sich Bei -
spiele, wie die Verwaltung der Zukunft aussehen
könnte. Alle Autoren waren aufgerufen, ihre Vision
für die Verwaltung 2013 zu formulieren. Ziel war es,
unbelastet von heutigen Begrenzungen das E-Go vern -
ment der Zukunft zu erdenken. Aspekte, mit denen
sich die Autoren beschäftigt haben, sind Fra gen des
Nutzens, d.h. wer profitiert von einer stärker vernetzt
arbeitenden Verwaltung sowie die Heraus forde run -
gen im Zusammenhang mit der Erschlie ßung neuer
Arbeits- und Organisationsformen. Dazu gehört auf
der strategischen Ebene die Erarbeitung einer natio-
nalen E-Government-Strategie. 

Vor dem Hintergrund der gemeinsamen nationa-
len Verantwortung muss es gelingen, dass sich Bund,
Länder und Kommunen sowie alle weiteren an der
staatlichen Aufgabenwahrnehmung Beteiligten auf
gemeinsame Ziele und gemeinsame Maßnahmen
verständigen, um die für Deutschland notwendigen
Wettbewerbsvorteile einer effizienten Verwaltung
erschließen zu können.

Zudem gilt es, auf operativer Ebene in allen Ein -
rich tungen der öffentlichen Verwaltung von Flens -
burg bis Berchtesgaden und von Aachen bis Görlitz
konkrete Vorhaben zu fördern, welche einen konkre-
ten Beitrag zum Ausbau kooperativer Geschäfts -
modelle auf der Basis moderner prozessorientierter
Technologien leisten. Transformation von der Auf ga -
ben- zur Prozessorientierung bedeutet: Weg von Zu -
ständigkeiten und Denken in Organigrammen, hin
zur Ausrichtung der Verwaltung an den Lebenslagen
der Bürger bzw. den Geschäftssituationen der
Wirtschaft. 

Zur Umsetzung einer prozessorientierten Ver -
netzung von über 20.000 Verwaltungen bedarf es
einer neuen Generation im Bereich der technischen
Infrastrukturen (technische Ebene). Aufbauend auf
neuen Möglichkeiten der elektronischen Identität
und rechtssicherer Transaktionsverfahren ermögli-
chen serviceorientierte Architekturen (SOA) und mo -
derne Internettechnologien (Web 2.0), basierend auf
etablierten Standards, organisationsübergreifende
Interoperabilität sowie die Einbindung von Alt syste -
men zur Umsetzung organisationsübergreifender
Prozessketten. 
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Um diese Herausforderungen zu lösen, müssen
einige grundlegende Rahmenbedingungen neu aus-
gerichtet werden. Hierzu werden Handlungs anfor de -
rungen formuliert, sowohl im Hinblick auf Forschungs-
und Entwicklungsbedarf für E-Government als auch
in forschungspolitischer Hinsicht. Als Beispiele für
Anforderungen hinsichtlich des Forschungs- und
Entwicklungsbedarfs können die Definition einer na -
tionalen E-Government-Strategie und einer nationa-
len „E-Government Roadmap 2013“, die Erhebung der
Prozesslandkarte Deutschland für Prozesse zwischen
Verwaltung und ihren Kunden, die Schaffung durch-
gängiger, medienbruchfreier, optimierter Prozesse,
die Entwicklung einer serviceorientierten Referenz -
architektur sowie die Erforschung und Weiter ent -
wick lung von Instrumenten zur gezielten Förderung
der Partizipation genannt werden.

Als forschungspolitischer Handlungsbedarf zeich-
net sich die Forderung nach der Konzeption und Um -
setzung eines koordinierten nationalen Programms
zur Förderung der E-Government-Forschung ab. Die
bisherige Praxis der punktuellen Unterstützung ein-
zelner, kleinerer Forschungsvorhaben führt zu einer
zersplitterten Forschungslandschaft und nutzt die
vorhandenen Ressourcen in Wissenschaft und Praxis
nicht optimal aus. Um auf der Basis einer nationalen
E-Goverment-Strategie eine führende Position zu
erreichen, gilt es daher, die bestehenden Potenziale
noch besser zu nutzen. 

Forschung im Bereich des E-Government ist ihrer
Natur nach transdisziplinär: Sie verbindet mindes-
tens den Bereich der Informationstechnologie („Elec -
tronic“) mit dem Bereich des Verwaltens und Regie -
rens („Government“). Viele Forschungs vor haben kon-
zentrieren sich zum einen auf die „Her kunfts disziplin“
und binden dann weitere Perspek ti ven ein. Als betei-
ligte Disziplinen lassen sich nennen (ohne Anspruch
auf Vollständigkeit): Verwaltungs- und Politik wissen -
schaften, Betriebswirtschafts- und Organisations -
lehre, Verwaltungs-, Wirtschafts- und Kerninfor ma -
tik sowie die Rechtswissenschaften. Dies führt dazu,
dass der konzeptionelle, begriffliche und methodi-
sche Diskurs an unterschiedlichen Stellen parallel,
aber nicht gemeinsam geführt wird. In der Folge gibt
es im Forschungsfeld E-Government weder einen
gefestigten und validierten Methodenkanon noch

eine gemeinsame theoretische und begriffliche Basis,
die kumulativ weiter ausgebaut werden könnte. Die
bisherige projektorientierte Förderpraxis ist stark an
unmittelbaren Problemstellungen orientiert und
trägt deshalb wenig zur Lösung grundlegender
Fragestellungen bei. Zudem fördert die gegenwärti-
ge beratungsorientierte Praxis der Einbindung wis-
senschaftlicher Expertise eine Wettbewerbssituation
innerhalb der Forschungslandschaft, die einer inno-
vativen, transdisziplinären Zusammenarbeit nicht
förderlich ist. 

Ein nationales E-Government-Forschungs pro -
gramm sollte daher so ausgerichtet werden, dass es
die Zusammenarbeit über Disziplingrenzen sowie
zwischen Wissenschaft und Praxis gezielt fördert und
neben kurzfristigen, praxisorientierten Ergebnissen
auch die mittel- und langfristige Bearbeitung grund-
legender Fragestellungen unterstützt. Nur so kann
E-Government „made in Germany“ zu einer Spitzen -
position entwickelt, Synergieeffekte genutzt und ein
Entwicklungsvorsprung für Wissenschaft und Wirt -
schaft in Deutschland realisiert werden.

Das Thema E-Government hat strategische Be -
deutung für den Standort Deutschland, sowohl nach
innen im Sinne einer konsequenten Verwaltungs -
modernisierung, die sich an den Bedürfnissen von
Bürgern und Unternehmen orientiert als auch nach
außen als Instrument zur Stärkung der Wettbewerbs -
position Deutschlands.

Die Potenziale von E-Government liegen insbe-
sondere im Bereich neuer Geschäftsmodelle auf Basis
einer umfassenden prozessorientierten Vernetzung.
Deutschland verfügt über bedeutende Ressourcen,
angezeigt ist jedoch eine Konvergenz bestehender
Strategien, Initiativen, Programme und Projekte auf
der Basis einer nationalen E-Government-Strategie.
Dies verlangt eine umfassende Mobilisierung von
Kompetenzen in Wirtschaft, Wissenschaft und Ver -
waltung für die Definition von Eckpunkten für die
nationale E-Government-Strategie, für eine Roadmap
E-Government 2013 sowie für die Gestaltung eines na -
tionalen Forschungsprogramms für E-Government.
Ziel sollte es sein, innovative E-Government-Lösun -
gen „made in Germany“ zu Exportschlagern zu ent -
wickeln.
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Aus der Verfassung lassen sich Aufgaben und Ziele
für die weitere Fortentwicklung des E-Government
ge winnen. Dadurch kommen nicht nur rechtliche
Einzel fragen spezifischer Prozesse, sondern rechtli-
che Quer schnittsaufgaben und Querschnittskonflikte
in den Blick, die eine Rechts- und Technikgestaltung
erfordern. Durch einen normativ-gestalterischen An -
satz können übergreifende Lösungsansätze für wich-
tige Zukunftsbereiche des E-Government ent wickelt
werden.

1. Ziele für das E-Government 
der Zukunft

Recht darf nicht nur als eine Ordnung verstanden
wer den, die Regeln aufstellt, mit denen nachträglich
be reits entstandene Konflikte gelöst werden können
oder mit deren Hilfe versucht werden kann, Konflikte
zu vermeiden. Vielmehr können insbesondere dem
Verfassungsrecht auch Zielsetzungen entnommen
werden, auf die sich die Gesellschaft der Bundes -
republik Deutschland geeinigt hat. Sie zu erreichen,
kann durch E-Government ermöglicht, unterstützt
oder erleichtert werden.

Rechtlich verankerte Ziele ergeben sich aus den
Staatszielbestimmungen. Sozialstaatlichkeit (Art. 20
Abs. 1 GG) oder der Schutz der natürlichen Lebens -
grundlagen (Art. 20a GG) können vielfach bereits
durch leichter zugängliche Informationen und effek-
tivere Verwaltungsverfahren gefördert werden. Der
Umweltschutz kann außerdem etwa durch eine bes-
sere technische Überwachung der Umwelt, durch
wirksamere und breitere Kontrollen des Umgangs
mit gefährlichen Stoffen, durch eine effektivere Auf -
deckung von Verstößen und durch die präzisere
Steuerung von Präventionsmaßnahmen gefördert
werden. Der Sozialstaat kann durch vereinfachte
Leistungsbewilligungen, durch flexible Formen von
Online-Bildungsangeboten oder durch individuell
angepasste Leistungsformen gefördert werden. Zu -
gleich kann die in Art. 114 Abs. 2 GG vorausgesetzte
Wirtschaftlichkeit des Staatshandelns durch effekti-
vere, effizientere Verwaltungsverfahren verbessert
werden. Diesem Ziel würden indirekt auch neue
Dienste dienen, die das nicht personenbezogene und
veröffentlichungsfähige Informationspotenzial des
Staates zur Förderung der Wirtschaft einsetzen und
verfügbar machen.
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Doch nicht nur aus ausdrücklichen Staatszielen
er geben sich Ziele für die Entwicklung des E-Govern -
ment. Dieses kann auch in vielfacher Weise Einfluss
auf die Verwirklichungsbedingungen von Grund -
rech ten nehmen. Ein Beispiel hierfür ist die Informa -
tions freiheit, die nicht nur durch elektronische Presse  -
angebote, sondern auch durch die elektronische
Infor mationsvermittlung vieler öffentlicher Stellen
ge fördert wird. Elektronisch kann ein einfacher Zu -
gang etwa durch eine ortsungebundene Übermitt-
lung effektiver realisiert werden. Durch die Redu zie -
rung des Aufwands in berufsbezogenen Verfahren,
etwa in Genehmigungs- und Aufsichtsverfahren,
wird die Berufsfreiheit gefördert. Durch eine erleich-
terte Informationsverteilung und verbesserte Orien -
tierungsmöglichkeiten bei behördlichen Entschei -
dungen kann der Gleichbehandlungsgrundsatz in
seiner praktischen Umsetzung gestärkt werden.
Gleich  heit wird aber auch durch die Erleichterung
des Zugangs zur Verwaltung umgesetzt. Über Foren
öffentlicher Stellen kann auch die aktive Wahr neh -
mung der Meinungsfreiheit gemeinsam mit der
demo kratischen Partizipation gefördert werden. Die
informationelle Selbstbestimmung kann durch eine
elektronische, unter Umständen gleich an den Daten
ansetzende Unterstützung der Zweckbestimmung,
durch Verfahren mit teilweiser Pseudonymisierung
oder durch eine über Informations- und Kommuni ka -
tionstechnik realisierte, gesteigerte Transparenz vor -
angebracht werden, ohne die Ziele des E-Government
zu gefährden. 

Auch die Verwirklichung von Verfassungs prin zi -
pien kann unterstützt werden – wie etwa das Demo -
kratie prinzip durch eine verstärkte, elektronisch ver-
mittelte Teilhabe an Verfahren. Effizienz ist ebenfalls
eine rechtlich verankerte Forderung an staatliches
Handeln, auf deren Umsetzung E-Government sich
auswirken kann.

Neben der Förderung von Staatszielen, Grund -
rechten und Verfassungsprinzipien folgt aus dem
Recht jedoch auch eine andere Zielrichtung für die
E-Government-Entwicklung. Die Einsatzmöglichkei ten
zu Förderung bedürfen einer Gestaltung, die Rechts -
sicherheit und Rechtsstaatlichkeit der neuen Ver fah -
ren und Dienste gewährleistet. Soweit die hierfür ge -
fundenen Lösungen allgemeine Infrastruk tu ren, etwa
zur Identifizierung, zum Schutz der Ver trau lich keit

oder zur Sicherheit der Kommunikation darstellen,
sollten diese nicht nur für die Verwaltungs kommu -
nikation, sondern auch für die gesamte Gesellschaft
zur Verfügung stehen. 

Soweit E-Government eingesetzt wird, um diese
Ziele unter Beachtung rechtlicher Gestaltungs vor ga -
ben zu erreichen, können sie der daraus resultieren-
den Vision eine starke Legitimation verleihen. Unter
Umständen ist es denkbar, dass der Einsatz neuer
E-Government-Verfahren sogar zur Pflicht erstarkt.
Wenn ein Verfahren im Vergleich zu dem bisherigen
die gleiche oder sogar eine höhere Eignung hat, diese
Ziele zu erreichen, wenn es weniger Aufwand verur-
sacht und sich somit bei einem in Grundrechte ein-
greifenden Verfahren als milderes Mittel darstellt
und wenn sein Einsatz schließlich verhältnismäßig
(insbesondere wirtschaftlich zumutbar) ist, dann
könnte das Unterlassen seines Einsatzes einen rechts-
widrigen Eingriff in Grundrechte darstellen. 

2. Verfassungsrechtliche
Vorgaben und Aufgaben

Die Umsetzung dieser Visionen darf jedoch nicht
gegen Verfassungsrecht verstoßen und muss verfas-
sungsrechtliche Vorgaben berücksichtigen.

2.1 Schutz von Grundrechten
Das Verfassungsrecht ist in zweierlei Hinsicht für die
strategische Planung des E-Government von Be deu -
tung. Zum einen enthält es bindende Vorgaben für
den einfachen Gesetzgeber und die Verwaltung, die
diese nicht verletzten dürfen. Zum anderen beinhal-
tet es bestimmte Ziele und Aufgaben, die der Staat –
je nach Art der Aufgabe Gesetzgeber oder Verwal -
tung – im Sinn eines Optimierungsgebots zu verfol-
gen hat, ohne dass daraus typischerweise eine Pflicht
zum Handeln in genau definierten Formen folgt.

Im ersten Sinn darf staatliches Handeln die Grund-
rechte von Bürgern und Unternehmen nicht verlet-
zen. Beim Umgang mit personenbezogenen Daten ist
die informationelle Selbstbestimmung mit ihren
Ausformungen (Erforderlichkeit, Zweck bin dung und
Zweckbegrenzung, informationelle Gewaltenteilung,
Verbot von Profilbildungen, Transparenz, Daten ver -
meidung und Datensparsamkeit, staatliche Schutz -
pflichten) zu beachten. Hinzu tritt seit der Ent schei -
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dung zur Online-Durchsuchung das Grundrecht auf
Gewährleistung der Vertraulichkeit und Integrität
informationstechnischer Systeme. Auch Betriebs- und
Geschäftsgeheimnisse werden verfassungsrechtlich
geschützt. Weder der Zugang zur Verwaltung noch
der Umgang der Behörden mit Bürgern dürfen den
Gleichheitssatz verletzen.

2.2 Schutz von Strukturen und Verfahren
Verfassungsrechtliche Vorgaben ergeben sich auch
aus dem Rechtsstaatsprinzip durch machtbegrenzen-
de Verwaltungsstrukturen und Verfahrensvorgaben.
E-Government führt zu einer tiefgreifenden Ver ände -
rung der Kommunikationsstrukturen und der Orga -
nisation der Verwaltung. Hierdurch wird die Zu sam -
men führung bislang verschiedener Verantwortungs -
bereiche möglich, die Effizienzgewinne verspricht.
Dennoch wird im Jahr 2013 auch unter diesen Bedin -
gungen durch eine effektive inneradministrative
Gewaltenteilung eine zu starke Konzentration von
Hoheitsmacht vermieden. Niemand wird bei der Ver -
folgung seines Anliegens über verschiedene Aufga -
ben bereiche hinweg von einer einzigen Person ab -
hängig sein. Feste Grenzen werden zudem durch die
Verwaltungskompetenz und Eigenstaatlichkeit der
Länder (Art. 20 Abs. 1, 28 Abs. 1 GG) sowie die kommu-
nale Selbstbestimmung (Art. 28 Abs. 2 GG) gezogen.
Trotz der Integration von Organisationen und Ver -
fahren wird die aus dem Demokratieprinzip folgende
Anforderung, Verantwortungsbereiche klar abzu-
grenzen und demokratisch zu legitimieren, bewusst
eingehalten. Die rechtsstaatliche Forderung der
Nach vollziehbarkeit und Kontrollierbarkeit staatli-
chen Handelns wird für elektronische Verfahren
durch verfälschungssichere Dokumentation und
Archivierung gewährleistet. 

2.3 Anforderungen und Zumutungen 
an die Bürger
Die Frage, welchen Beitrag die Bürger erbringen müs-
sen, um E-Government zu ermöglichen, und wie viel
ihnen hierfür zugemutet werden darf, ist 2013 weit-
gehend geklärt. 

Der Einsatz elektronischer Prozesse erfordert auf-
seiten der Bürger bestimmte Fähigkeiten, aber auch
Akzeptanz und Vertrauen. So setzt die Medien bruch -
freiheit der Prozesse eine ausreichende Kommuni -

kations sicherheit und -verbindlichkeit voraus. Die
Voraus setzungen hierfür, also sichere Identifizie -
rungs mechanismen, die Möglichkeiten zur elektroni-
schen Unterschrift, die Nachweisbarkeit von Zu gän -
gen und eine sichere Aufbewahrung elektronischer
Dokumente, müssen auf allen Seiten vorliegen. Hier -
für besteht die notwendige Infrastruktur mit dem
elektronischen Personalausweis und den Bürger por -
talen. Deren Nutzung wird nicht allein der freien
Entscheidung der Bürger überlassen. Das ELENA-Ver -
fah ren erfordert den Einsatz qualifizierter Signatur -
ver fahren. Für die Gesundheitskarte und das elektro-
nische Rezept wird ein flächendeckender Einsatz ge -
fordert. Auch Direktbanken verlangen zur Fest stel lung
der Identität nach §6 Abs. 2 Nr. 2 GwG die Authen ti -
sie rung mithilfe des elektronischen Personal aus weises.
Allerdings kann eine kostenintensive Verwendung
elektronischer Sicherungsmittel vom Bürger nur dann
verlangt werden, wenn für ihn die Kosten durch ent-
sprechende Einsparungen ausgeglichen werden. Die
Belastungen werden durch Unterstützungsangebote
und Härtefallklauseln abgefedert. 

Die Bündelung des Verwaltungszugangs durch
Verwaltungsportale, einheitliche Stellen, mobile
Beamte oder andere Intermediäre stellt nicht nur
einen Vorteil für den Bürger dar. Sie erleichtert für
ihn Verwaltungsprozesse, führt aber auch bisher ge -
trennte Datenströme bereits in der Erhebungs phase
zusammen. Die notwendige Akzeptanz wird jedoch
trotz des Verlustes der Zweckbindung durch Kom pen -
sationen im Bereich des Datenschutzes und der Ver -
fahrenssicherungen erreicht. 

Der vermehrte Einsatz von automatisierten Ver -
arbeitungen berücksichtigt das Verbot negativer
automatisierter Einzelentscheidungen (§6a BDSG).
Nicht zu verhindern ist jedoch, dass die Vorteile elek-
tronischer Vorgangsbearbeitungen dazu führen, dass
ein faktischer Zwang zur Nutzung elektronischer
Kommunikationsformen entsteht. Andere Verfah rens-
weisen werden mehr Zeit und Aufwand erfordern,
also nicht gleichberechtigt zum Ziel führen. Zur Ge -
währ leistung eines gleichen Zugangs zur Verwaltung
werden jedoch in einzelnen Härtefällen Ausnahmen
ermöglicht. 
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3. Querschnittsaufgaben und
-konflikte

Wesentliche Querschnittsaufgaben, die eine Vielzahl
von Verwaltungseinheiten und Verwaltungs auf ga ben
betreffen, und Querschnittskonflikte, die nicht stets,
aber typischerweise auftreten, sind 2013 gelöst oder
zumindest erkannt.

3.1 Querschnittsaufgaben
Eine erste Querschnittsaufgabe ist das „elektronische
Identitätsmanagement“. Elektronische Rechts- und
Geschäftsprozesse erfordern meist die Identifi zie rung
eines Bürgers in seiner jeweiligen Rolle. Aber  auch
der Bürger muss sicher sein können, dass er es mit der
öffentlichen Stelle zu tun hat, mit der er kommunizie-
ren möchte. Nur wenn eine sichere Identifizierung
gewährleistet ist, besteht für beide Seiten die Sicher -
heit, wer die Angaben macht, den Antrag stellt oder
den Verwaltungsakt erlässt. Bis zum Jahr 2013 ist es
gelungen, in Zusammenarbeit verschiedener Diszi pli -
nen handhabbare und rechtskonforme Prozesse zu
entwickeln. 

Sowohl aus rechtlicher als auch aus konzeptio nel-
ler Sicht ist zwischen der Identifizierung im Rah men
eines elektronischen Erstkontakts und der Authen ti -
fizierung bei weiteren Nutzungen zu unterscheiden.
Der Erstkontakt ist aus rechtlicher Sicht von großer
Bedeutung, weil er den „Vertrauensanker“ für die
wei tere Kommunikation bildet und insoweit für die
Begründung und Durchsetzung von Ansprüchen ent-
scheidend sein kann. Im Jahr 2013 ist das Problem des
rein elektronischen Erstkontakts für das E-Govern ment
praktisch gelöst, weil Identifizierungsinfrastrukturen
mit „starker“ – und rechtlich normierter – Erstregis -
trie rung etabliert und ihre „Produkte“ wie elektroni-
sche Identitätsnachweise, Bürgerportale und qualifi-
zierte Signaturen weit verbreitet sind. Auch für die
erneute Authentifizierung nach erfolgter Anmel dung
haben 2013 „starke“ Verfahren die früheren Lösun gen
wie Benutzername und Passwort oder Software-Token
abgelöst. Offene Konzepte wie OpenID finden keine
Verwendung mehr, weil sie rechtlich zu wenig belast-
bar sind.

Die Sicherung der Rechtsverbindlichkeit und der
Nachweisbarkeit von Handlungen ist streng von der
Identifizierung zu unterscheiden. Die Identifizierung
führt nicht zur Nachweisbarkeit der Abgabe einer
bestimmten Erklärung. Hierfür haben sich durch
gesetzliche Forderungen zu ihrem Einsatz qualifizier-
te elektronische Signaturen durchgesetzt. 

Für die Identifizierungs- und Nachweis mecha nis -
men haben sich durch klare rechtliche Vorgaben ein-
heitliche Infrastrukturen breit etabliert. Dem ging die
Erkenntnis voraus, dass inkompatible bereichsspezifi-
sche Lösungen ineffektiv sind, zu Rechts un si cher  hei -
ten führen und faktische und rechtliche Hür den des
Verwaltungszugangs für die Bürger aufbauen. Gesetz -
geber und öffentliche Verwaltung haben ihre Kern -
aufgabe wahrgenommen, für die gesamte Gesell schaft
(Infra-)Strukturbildung zur übergreifenden Inter -
aktion und Kommunikation zu unterstützen. 

Nur langsam wurde erkannt, dass die neuen inter-
aktiven Dienste des Internets es ermöglichen, neben
dem Wissen der Verwaltung auch das Wissen der
Vielen in Verwaltungsprozesse zu integrieren. 2013
werden jedoch die Chancen für Transparenz und Par -
tizipation auf allen staatlichen und gesellschaftlichen
Ebenen genutzt. Sie führen zwar zu neuen Kon flikt -
lagen, die sich insbesondere im Umfeld der Infor ma -
tionsfreiheitsgesetze und der Verwendung der Daten
(Informationsweiterverwendungsgesetz) manifestie-
ren. Doch ist es gelungen, die Chancen, die der Ein satz
von Web 2.0-Anwendungen im E-Government bietet,
zu nutzen und die rechtlichen Probleme des Um -
gangs mit Informationen (Urheber- und Datenschutz)
durch eine Verbindung von Sicherheitstechnik und
rechtlichen Regelungen zu lösen.

Durch eine Integration von Prozessketten zwi-
schen Wirtschaft und Verwaltung konnte eine erheb-
liche Effizienzsteigerung bei beiden Partnern erreicht
werden. Dabei waren allerdings durch die Prozess ge -
staltung je nach betroffenem Bereich unterschiedli c he
rechtliche Vorgaben zu erfüllen, so bei der Über  mitt -
lung personenbezogener Daten von Arbeit neh mern
der Schutz der informationellen Selbstbestimmung
und bei Genehmigungs- oder Aufsichtsvorgängen
der Schutz von Geschäftsgeheimnissen. Die rechtli-
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che Herausforderung bestand darin, das grundsätzli-
che Verhältnis von Staat und Wirtschaft von den
Aufgaben her zu trennen (exemplarisch: Kontrolle
von Schutzaufgaben, Kontrolle von Finanzströmen)
und zugleich von den jeweiligen Verfahren her zu
integrieren. 

Bei vielen der genannten Herausforderungen
konnten private Intermediäre helfen. Als Treuhänder
übernahmen sie für Bürger und KMU viele aufwändi-
ge Aufgaben in der Kommunikation mit der Ver wal -
tung. Sie stellen die Unterlagen für Anträge oder In -
for mationspflichten zusammen und stehen dem
Bürger oder Unternehmer bei der Abwicklung seiner
Anliegen zur Seite. Manche Unternehmen haben
sogar die gesamte Personalverwaltung samt den In -
formations- und Meldepflichten ausgelagert. Auch
die Aufbewahrung und Pflege relevanter elektroni-
scher Dokumente wurde an Treuhänder übergeben.

Für die Zeit nach 2013 zeichnet sich ab, dass auch
für den öffentlichen Bereich Intermediäre für den
Außenkontakt immer mehr Verwaltungszweigen vor  -
geschaltet werden. Hinsichtlich der Aufsichts- und
Legitimationsstruktur dieser neuen Ebene existiert
jedoch noch kein durchgängiges Konzept. Die inter-
mediäre Verwaltungsebene zeichnet sich dadurch
aus, dass sie quer zu den Ebenen Bund, Länder und
Kommunen und den jeweiligen örtlichen und sachli-
chen Zuständigkeitsstrukturen liegt. Eine Aufsicht
und Legitimation je nach Aufgabe aus der bisherigen
Organisationsstruktur heraus wird mit fortschreiten-
dem Ausbau nicht mehr die erforderliche Transpa -
renz und Kontrolle bieten können. Diese Fragen wur-
den jedoch erkannt und in Forschungsprogrammen
bearbeitet. 

Auch die beweissichere Aufbewahrung elektroni-
scher Dokumente war bei vielen Geschäftsprozessen
eine zu lösende Aufgabe. Vielfach benötigen Bürger
oder Unternehmen Dokumente, die für einen medien-
bruchfreien Prozess elektronisch übermittelt werden
müssen. Soweit die elektronische Form zugelassen ist
oder sogar gefordert wird, sorgen 2013 rechtlich aus-
gestaltete Archivierungs- und Transforma tions ver -
fah ren dafür, dass ihre Lesbarkeit und Verwend bar keit
in rechtsförmigen Verfahren erhalten bleiben. Auch
für das Scannen älterer Dokumente wurde ein recht-

lich und technisch abgesichertes Verfahren einge-
führt, das automatisierte Transformationen ermög-
licht.

Als eine Frage der Gleichheit stellte sich dar, den-
jenigen, die sich der elektronischen Verfahren nicht
bedienen können, vergleichbare Zugangsmöglich -
keiten zur Verwaltung zu verschaffen. Eine Lösung
bestand darin, bedürftigen Bevölkerungsgruppen
mit einem erhöhten Aufkommen an Verwaltungs -
angelegenheiten mobile Kontaktpartner zur Ver fü -
gung zu stellen, die sie aufsuchen und mobil auf alle
Verwaltungsinformationen zugreifen können. Der
elektronisch stets verfügbare, aber unpersönliche
Zugang zur Verwaltung löst nicht alle Komfort defi -
zite. Durch Mobilität und Verlagerung der Verwal -
tungs  kontakte an den Ort des Bedürfnisses erlangte
die Verwaltung erneut ein menschliches Gesicht. Sie
kann stärker bei der Erfassung ihrer Entscheidungs -
grundlagen mitwirken, interaktiver vorgehen und
auch individuellere Entscheidungen treffen.

3.2 Querschnittskonflikte
E-Government ist mit Zielkonflikten verbunden, die
in mehreren Bereichen zugleich auftreten. Diese las-
sen sich oft nicht vermeiden oder lösen. Möglich ist
dann allenfalls, vertretbare Formen des Umgangs mit
ihnen zu finden.

Ein solcher Problembereich ist „Wissen und Ver -
gessen“. Soweit Wissen der Verwaltung elektronisch
aufbewahrt wird und nicht vergessen werden soll,
konnten bis 2013 die institutionellen Gedächt nisse in
effektive elektronische Verfahren der Langzeit archi -
vierung überführt werden. Zugleich gibt es aber auch
Situationen, in denen die Verwaltung selbst (etwa aus
Kapazitätsgründen) bestimmte Sachverhalte „verges-
sen“ möchte oder aber Bürger einen Anspruch auf
Vergessen haben. Für diesen Fall wurden effektive
technische Löschungsroutinen installiert. Der Kon flikt
besteht aber weiterhin, soweit die Notwendigkeit, die
Informationen zu bewerten, eine automatisierte
Löschung ausschließt.

Der zweite übergreifende Konflikt betrifft den
Umgang mit personenbezogenen Daten etwa bei der
Integration von Datensammlungen. Dieser Konflikt
konnte bis zum Jahr 2013 durch datenschutzgerechte
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Technik- und Prozessgestaltung weitgehend ausge-
räumt werden, ohne dass Effektivität oder Daten -
schutz darunter leiden mussten. Rechtlich angeleite-
te Lösungen konnten im Zusammenspiel zweier Stra -
tegien gewonnen werden. Zum einen ist die Redu zie-
rung von Redundanz im Sinne von Daten vermeidung
und Datensparsamkeit begrüßenswert. Zum anderen
wurden Lösungen für die datenschutzgerechte tech-
nisch-organisatorische Zusammenarbeit entwickelt.
So kann etwa durch Verfahren der aufgabenspezifi-
schen Verschlüsselung zentral gespeicherter Daten
die verfassungsrechtlich gebotene informationelle
Gewaltenteilung logisch erhalten bleiben. Anhand
dieser beiden Konfliktbeispiele aus dem Daten schutz -
recht und den angedeuteten Lösungsansätzen wird
zugleich deutlich, dass Datenschutz und E-Govern -
ment keine unvereinbaren Gegensätze darstellen. 

Auch Verfahrensgrundrechte stehen im Konflikt
mit den neuen Organisationsleitbildern. Das Recht
auf rechtliches Gehör gibt dem Betroffenen einen An -
spruch darauf, mit den tatsächlichen Ent schei dungs -
trägern in Kontakt treten zu können. E-Govern ment
tendiert jedoch dazu, die Kontakte möglichst einheit-
lich über elektronische oder reale Intermediäre abzu-
wickeln. Um diesen Konflikt zu entschärfen, wurde
bis 2013 die Transparenz dadurch erhöht, dass den
Verfahrensbeteiligten durch eine automatisch aus
einem Workflow-System generierte Anzeige Infor ma -
tionen über den Verfahrensstand, über die mit dem
Vorgang befassten Stellen und eine grobe Angabe
über die aktuelle Tätigkeit zugänglich gemacht wur-
den.

Durch die verbesserte Dokumentation der Ent -
schei dungsfindung konnte eine unabhängige Auf sicht
neben die hierarchische Rechts- und Fachaufsicht tre-
ten, die im Rahmen der neuen Workflow-Konzepte
tendenziell zersplittert wurde.

Konflikte zwischen Verfassungszielen stellen sich,
wenn etwa die Verbesserung sozialstaatlicher oder
umweltstaatlicher Aufgabenerfüllung nicht mit den
bundesstaatlichen Strukturen konvergiert. Das Pro -
blem der Zusammenarbeit verschiedener Ver wal -
tungs träger im Bundesstaat wird bis 2013 immer viru-
lenter. Die Trennung der staatlichen Ebenen, aber
auch die Binnendifferenzierung der Verwaltung
scheinen – obschon in Teilen verfassungsrechtlich

garantiert – nicht kompatibel mit den Anfor derun gen
an eine integrierte und vernetzte öffentliche Verwal -
tung zu sein. Besonders deutlich wird dies dann,
wenn – sogar bindende – Anstöße von außen, insbe-
sondere durch das Recht der Europäischen Union,
erfolgen. Diese beansprucht grundsätzlichen Vor -
rang, nimmt keine Rücksicht auf die innere staatliche
Struktur der Mitgliedstaaten und verursacht insofern
(besonders deutlich am Beispiel der Dienstleistungs -
richtlinie und des von ihr geregelten einheitlichen
Ansprechpartners) erhebliche rechtliche Probleme.
Diese Anstöße wurden jedoch als fruchtbare Anre -
gung begriffen, kreativ über neuartige Fragen nach-
zudenken und zu forschen: Werden neue rechtliche
Konzepte der Kooperation benötigt? Bedarf es neuer
oder gewandelter gemeinsamer Institutionen?
Welche Lösungen könnten Bund-Länder-Anstalten
oder eine Verstärkung der Zwischenebene zwischen
Bund und Ländern bieten? Bis 2013 bietet die For -
schung ausgearbeitete Vorschläge für die politische
Entscheidung.   

Auch die Verteilung der Kosten für verschiedene
Infrastrukturen führt zu erheblichen Konflikten. Zum
einen nützen die Infrastrukturen allen Verwaltungs -
ebenen und -trägern. Sie werden häufig jedoch nur
von einem kleinen Teil der späteren Nutznießer auf-
gebaut. Der Konflikt betrifft aber auch Wirtschaft
und Bürger, die für bestimmte Erleichterungen, die
auch – oder sogar überwiegend – der Verwaltung zu -
gutekommen, Kosten zu tragen haben. Zur Redu zie -
rung dieses Konflikts wurden hinsichtlich der An -
schaffung von Signaturkarten, des Anpassens von
Schnittstellen oder von Authentisierungs mecha nis -
men Möglichkeiten von Steuervergünstigungen,
Sozial leistungen und Kostenermäßigungen für Ver -
wal tungs handlungen geschaffen, die in vielen Fällen
zu einer angemessenen Entlastung der Bürger führen. 

Schwer zu lösende Konflikte entstanden auch
bezüglich der Haftung für die Infrastrukturen. Diese
können ausfallen oder kompromittiert werden. In
der Folge können materielle und immaterielle Schä -
den für diejenigen entstehen, die sich auf die Richtig -
keit von Angaben oder die Verfügbarkeit von Daten
verlassen. Für die Betreiber können – unabhängig
davon, ob es sich um öffentliche oder private Stellen
handelt – bislang kaum abschätzbare Risiken entste-
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hen. Für die hoheitlich regulierten Infrastrukturen,
wie den elektronischen Personalausweis oder die elek -
tronische Gesundheitskarte, wurde versucht, in einer
spezifischen Haftungsregelung durch eine maß volle
Eingrenzung der Risiken, für die eine Haf tung besteht,
eine angemessene Risikoverteilung zu erreichen,
ohne dadurch das Vertrauen von Wirtschaft und
Bürgern in die jeweilige Infrastruktur zu gefährden.  

4. Instrumente

Für einen Beitrag des Rechts zur Lösung der Quer -
schnittsaufgaben und -konflikte sind spezifische
rechtliche Instrumente erforderlich. Diese müssen
vor allem für die notwendigen Infrastruk tur bil dun -
gen und den Schutz von Grund- und Verfahrens -
rechten geeignet sein. 

4.1 Regulierungsmöglichkeiten
Eine Möglichkeit der Regulierung ist die Steuerung
über Markttransparenz. Unabhängig von der Frage,
inwieweit marktförmiges Handeln positive und inno-
vationsfördernde Wirkung entfaltet, ist dies jeden-
falls nur dann möglich, wenn die Marktteilnehmer
über hinreichende Informationen verfügen. Bis 2013
stehen rechtliche Transparenzmechanismen bereit,
um gesicherte Marktinformation verfügbar zu ma -
chen. In mehreren Bereichen wurden solche Regu lie -
rungsansätze wie Akkreditierungen und Zertifizie -
rungsverfahren (etwa Datenschutz-Audit) eingeführt. 

Damit zusammen hängt eine Steuerung über
Rechtsfolgen. An eine Akkreditierung, die in einem
bestimmten Wirtschaftsbereich freiwillig bleibt, wird
als Anreiz eine bestimmte Rechtsfolge (etwa die Er -
füllung bestimmter Form- oder Verfahrens vor schrif -
ten) geknüpft, deren die Nutzer zwar nicht in allen,
aber in wichtigen Fällen bedürfen. Hierdurch wird
den akkreditierten Anbietern ein Wett bewerbs vorteil
verschafft. Dies war der einzige verbliebene Weg der
staatlichen Regulierung im Wirtschafts verwaltungs -
recht, seit dem Staat durch die Dienst leistungs richt -
linie Genehmigungsvorbehalte und vergleichbare
Eingriffe untersagt sind.

Ein Instrument für die Schaffung der notwendigen
Infrastrukturen ist die Steuerung über das Ein binden
privater Anbieter. Dies erfolgte bis 2013 in verschiede-

nen Formen der Public-Private-Partnership oder
durch eine Privatisierung der Infrastruktur auf gaben.
Dabei waren Instrumente notwendig, mit de nen der
Staat seiner Gewährleistungsaufgabe für das
Bestehen und die Sicherheit der Infrastrukturen nach -
kommen kann. Auch hierfür boten sich Akkredi tie -
rungsverfahren an. Die Anbieter können sich freiwil-
lig bestätigen lassen, dass sie bestimmte Anfor de run -
gen erfüllen. An die vorab nachgewiesene Erfüllung
können dann Rechtsfolgen oder rechtliche Grenzen
für zulässige Infrastrukturen geknüpft werden.

Schließlich wurde als „klassische“ Regulierungs -
form staatlicher Zwang zur Verwendung bestimmter
Verfahren genutzt. In manchen Fällen konnten reak-
tiv bestimmte, weithin verfügbare Transaktions ver -
fah ren auch für den Bereich des E-Government ge -
nutzt werden. Wenn aber keine geeigneten Ver fah -
ren verfügbar waren, wurden unter Beachtung der
Verhältnismäßigkeit geeignete Verfahren verbind-
lich vorgeschrieben. Ein Beispiel hierfür ist die Ver -
wen dung qualifizierter elektronischer Signaturen im
Rahmen des ELENA-Verfahrens. Mit diesem Vor gehen
wurde der doppelte Zweck verfolgt, einerseits das
Problem eines Fachverfahrens zu lösen und anderer-
seits – legitimerweise – die Verbreitung einer be -
stimmten Infrastruktur durchzusetzen.  

4.2 Regulierungsinstanzen 
Bis zum Jahr 2013 gewann die EU zunehmende Be -
deutung als Regulierungsinstanz. Auch wenn sie für
Fragen der nationalen Verwaltungsorganisation an
sich nicht zuständig ist, weitete sie – zumindest im
Wirtschaftsverwaltungs- und Umweltrecht – ihren
Regelungseinfluss faktisch über den jeweiligen Sach -
bereich hinaus auch auf Verwaltungs orga nisation
und -verfahren aus. Dies war hilfreich, um nationale
Hürden zu überwinden, führte aber auch zu einer
Einschränkung für eigene, nationale Lösungsansätze
und dämpfte den Wettbewerb der Ideen zwischen
den Mitgliedstaaten.

In Deutschland agieren Bund, Länder und Ge -
mein den als Regulierungsinstanzen. Für viele Pro -
jekte ist es jedoch nicht zu vertreten, auf Länder- oder
Gemeindeebene unterschiedliche Regulierungs- oder
Umsetzungsstrategien zu entwickeln. Es fehlt aller-
dings noch immer eine Methode, um von einem
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Regulierungsproblem auf diejenige Instanz zu schlie-
ßen, die rechtlich, technisch und organisatorisch am
besten mit der Umsetzung betraut werden sollte.

Für die Entwicklung von Lösungen und ihre recht  -
liche Regulierung wird inzwischen stets die „Expor -
tier barkeit“ bedacht. Die Möglichkeit, sie in anderen
Ländern und auf europäischer Ebene zu überneh-
men, ist umso größer, je systematischer eine normati-
ve Lösung aufgebaut ist und je weniger Referenzen
an die Eigenheiten des deutschen Rechtssystems sie
aufweist. Das Beispiel des Signaturrechts zeigt inso-
weit ein Modell, das in Zukunft für Teilbereiche des
E-Government typisch werden dürfte: Ein Mitglied -
staat entwickelt technische und normative Modelle,
die für Strategien in anderen Mitgliedstaaten als
Vorbild dienen, ohne jedoch vollkommen übernom-
men zu werden. Hieraus entsteht ein Bedarf an Har -
monisierung, zu dessen Befriedigung die EU sich in
der Regel an den Strukturen des Pioniers orientiert.
Insoweit ist die Einführung innovativer Strukturen
durchaus eine Möglichkeit, die nationalen Interessen
in bestimmten E-Government-Bereichen zu wahren. 

5. Rechtliche Gestaltung von
Technik, Organisation und
Verfahren 

Als übergreifender Gesichtspunkt ergibt sich schluss-
endlich die Notwendigkeit einer rechtlich be stimm -
ten Gestaltung des E-Government in Bezug auf seine
technischen, organisatorischen und verfahrensmäßi-
gen Grundlagen. Unter diesen dreien ist der Aspekt
der Technik besonders hervorzuheben: Die Aus übung
von Grundrechten im Kontakt mit der Ein griffs- und
Leistungsverwaltung wird in zunehmendem Maß
technikabhängig sein. Daraus folgt, dass die einge-
setzte Technik grundrechtsverträglich ge stal tet wer-
den muss. Aufgabe des Rechts – und der Rechts -
wissen schaft – ist es, aus den diesbezüglich bestehen-
den normativen Vorgaben handhabbare Gestaltungs -
kriterien für die strategische Planung und die konkre-
te Umsetzung künftiger Entwick lun gen des E-Govern  -
ment zu entwickeln.



19

1. Einführung: Was ist Gegenstand
der „Deutschen E-Government-
Gesamtstrategie“?

Was ist E-Government? Nach der mittlerweile vorher r-
schenden so genannten „Speyerer Definition“ ist
Electronic Government die „Abwicklung geschäftli-
cher Prozesse im Zusammenhang mit Regieren und
Verwalten (Government) mithilfe von Informations-
und Kommunikationstechniken über elektronische
Medien“. E-Government wird als strategisches Gesamt-
konzept zur Modernisierung der Verwaltung unter
Verwendung von Informations- und Kommu nika -
tions technologien betrachtet und damit als Ziel einer
neuen elektronischen Verwaltungsstruktur verstan-
den, die an das Konzept des „New Public Manage -
ment“ anknüpft und es weiterentwickelt, indem der
rasante Fortschritt des IuK-Sektors in das Konzept in -
te griert wird. So weit, so gut, wenn nicht zwei grund -
legende Probleme einer erfolgreichen Strategie um -
setzung im Wege wären: Zum einen existiert das
unterstellte strategische Gesamtkonzept nicht. Zum
anderen verbirgt sich hinter dem so definierten
E-Government aus juristischer Perspektive ein breites
Spektrum staatlicher bzw. kommunaler Verhaltens -
weisen von „bloßer“ Informationstätigkeit über Aus -
künfte (§25 Satz 2 VwVfG) und verfahrens- und orga-
nisationsrechtliche Fragestellungen bis hin zum Ver -
waltungsakt (§35 VwVfG), die unterschiedlichen
rechtlichen Maßstäben unterliegen und zudem in der
Regel nicht für das elektronische Medium erdacht
wurden. 

Die Schwierigkeiten in der Praxis sind mit Hän den
zu greifen: Es gibt kaum ein Moder nisie rungsprojekt,
das nicht mit erheblichen rechtlichen Schwierig kei ten
zu kämpfen hat. Und so pragmatisch Bund und Länder
bei der Gründung eines privatrechtlichen Vereins (!)
gehandelt haben, um bei der Harmonisierung der IT-
Netzstrukturen sowie bei Ausschreibung und Betrieb
eines gemeinsamen Koppelnetzes voranzukommen,
so merkwürdig mutet es doch an, wenn Bund und
Länder für die Erfüllung einer wesentlichen Funktion
für die Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben auf
eine Organisationsform des Privatrechts zurückgrei-
fen (müssen). Dies ist kein Einzelfall: Viele E-Govern -
ment-Projekte kommen nicht recht voran, weil sich
die Beteiligten in den – regelmäßig zunächst unter-
schätzten – Untiefen des Verwaltungsrechts verstri-
cken und die einstmals gesteckten Projektziele mit
dem bestehenden Verfahrens- und Organisations -
recht nicht erreicht werden können. 

Die Diagnose ist mithin an sich einfach: Staats-
und Verwaltungsrecht berücksichtigen nicht –
von wenigen mittlerweile eingefügten Ausnahmen
abgesehen – die Anforderungen des E-Government
bzw. die Möglichkeiten der IT, weil es die IT zum
Zeitpunkt der Verabschiedung des maßgeblichen
Rechts noch nicht gab. Die Herausforderungen des
21. Jahrhun derts und die technischen Möglichkeiten
können aber nicht mit dem Staats- und Verwaltungs -
recht des 19. Jahrhunderts bewältigt werden. Die
Möglich kei ten der IT müssen im Verfahrens- und
Organisations recht nachvollzogen werden, wenn
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E-Government-Projekte nicht am bestehenden Rechts-
rahmen scheitern sollen. Diesen Blick öffnet immer-
hin die von der EU-Kommission zugrunde gelegte
und insoweit zu kunftsträchtigere Definition, wonach
E-Government „als Einsatz der Informations- und
Kommunikations technologien in öffentlichen Ver -
waltungen in Verbindung mit organisatorischen
Änderungen und neuen Fähigkeiten, um öffentliche
Dienste und de mo kratische Prozesse zu verbessern
und die Gestal tung und Durchführung staatlicher
Politik zu erleichtern“, verstanden wird. Wird aber
E-Government mit Organisations- und Verfahrens -
änderungen verbunden – und nur dies kann den
Mehrwert der Ein füh rung elektronischer Verfahren
generieren, die eben nicht mehr auf physische Para -
meter wie die sachliche und örtliche Zu ständigkeit
angewiesen sind –, dann ist das E-Government eine
der gegenwärtig bedeutendsten Herausforderungen
für die Staats- und Ver waltungsorganisation sowie
das deutsche Ver wal tungsrechtssystem. Verfassungs-
und Verwal tungs recht sind der elektronischen
Realität und der ar beitsteiligen Verwaltung anzupas-
sen. Eine deutsche E-Government-Gesamtstrategie
kann am Recht nicht vorbeigehen, wenn sie nicht von
vornherein zum Scheitern verurteilt sein will.

2. Herausforderungen des
E-Government an das Recht –
drei Beispiele

Interoperabilität
Trotz der im föderalen Staat erschwerten Rahmen be -
dingungen ist es möglich und erforderlich, die ebe -
nen übergreifende Interoperabilität von E-Go vern ment
sicherzustellen. Diese Interoperabilität muss aber
rechtlich verbindlich festgelegt werden. Es ist näm-
lich schwer zu begreifen, dass auf nationaler Ebene
die An- und Ummeldung von Kraftfahrzeugen daran
scheitert, dass knapp fünfzig verschiedene Fach ver -
fahren im Einsatz sind, die einen Datenaustausch
nicht erlauben. Um es deutlich zu sagen: Der Wett -
bewerb von verschiedenen Herstellern bringt nach
Auffassung des Verfassers bestmögliche Produkte
und in der Regel auch niedrige Preise hervor und ist
daher unbedingt zu begrüßen und beizubehalten.
Der Wettbewerb kann aber keine Ausrede sein, eine
Vielzahl von gegenüber anderen Behörden abge-
schotteten Insellösungen zu produzieren. 

In technischer Hinsicht liegt die Lösung in einer
Standardisierung des Datenaustausches, um den
„barrierefreien“ Austausch von Daten zu gewährleis-
ten und den Aufwand für die Programmierung von
übermäßig vielen Schnittstellen zu verhindern. Eine
Standardisierung ist ohne eine Steuerung durch
Recht aber nicht denkbar. Aufgrund der verfas-
sungsrechtlichen Kompetenzverteilung und der
Zustän digkeit für den Aufgabenvollzug sind vor
allem die Länder aufgerufen, diese Standardisierung
für ihren Bereich und die Kommunen des jeweiligen
Landes zu regeln. Dabei muss selbstverständlich auf
die Inter operabilität zu anderen Ländern, dem Bund
und der EU geachtet werden. 

Erste Ansätze zu einem strategischen Vorgehen
haben sich im Rahmen der Diskussionen über die
Föde ralismusreform II ergeben: Auch wenn ein er -
klär tes Ziel der Föderalismusreform II im Bereich der
Verwaltungsthemen der Standardabbau ist, sind sich
Bund und Länder im Bereich der IT einig, dass Stan dar -
disierung dringend erforderlich ist. Unter Stan dardi -
sierung versteht man im Bereich der IT den Prozess
der Vereinheitlichung von Datentypen, Verfahrens -
weisen, Werkzeugen, Diensten, Produktions- oder
Softwarekomponenten usw. Sie ist eine der Voraus -
setzungen für Interoperabilität. Standards ermögli-
chen z. B. die Austauschbarkeit von Komponenten der
IT-Lösungen, die Informationsbereitstellung in unter-
schiedlichen Systemen, die übergreifende Nutzung
von IT-Diensten, den Informationsaustausch zwi-
schen Lösungen und schließlich die Kommunikation
innerhalb von Systemen sowie insbesondere über
Systemgrenzen hinweg. 

Durchgängige E-Government-Prozesse mit der
Wirtschaft und innerhalb der Verwaltung erfordern
einheitliche und verbindliche Interoperabilitäts -
standards, damit die beteiligten IT-Systeme störungs-
und medienbruchfrei miteinander kommunizieren
können. Es geht insoweit um die gleiche Standardi -
sierung, die letztlich auch dem mündlichen oder
schriftlichen Datenaustausch zugrunde liegt: Die Fest-
legung einer Amtssprache in §23 VwVfG ist ebenso
eine Form der Standardisierung wie die Festlegung
auf eine bestimmte Schriftart, welche alle Menschen
lesen können. Genau eine derartige Interopera bili -
täts festlegung benötigt auch die technische Kommu -
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nikation. Die Strukturen für derartige Stan dardi sie -
rungsverfahren aufzubauen, ist eine strategische
Aufgabe. 

Arbeitsteilung
Ein zentraler Aspekt für eine strategische Behand -
lung des E-Government ist die Tatsache, dass die in
Wirtschaft und Gesellschaft längst etablierte Arbeits -
teilung auch die Verwaltung erreicht hat und bei der
Umsetzung praktikabler und wirtschaftlicher Lösun -
gen im IT-Bereich sogar zwingend wird. Insoweit ver-
deutlichen die Ausführungen in der „Hartz IV-Ent -
scheidung“ des Bundesverfassungsgerichts, dass der
Grundsatz einer vollständigen (eigenständigen) Auf -
gabenerledigung durch den jeweils zuständigen Ver -
waltungsträger dem Leitbild des Grundgesetzes von
1949 oder zumindest einer Auslegungsvariante des
geltenden Verfassungsrechts entsprechen mag, mit
der Realität in der Verwaltung aber schon heute nur
noch schwer zu vereinbaren ist. Gerade bei IT-Pro jek -
ten, aber auch bei allen anderen Reform vorhaben in
der Wirtschaft und ebenso in der Verwaltung hat sich
längst die Erkenntnis durchgesetzt, dass eine Prozess -
orientierung erforderlich ist, bei der Aufgaben erle di -
gungsprozesse in verschiedene Teilmodule zerlegt
werden und unter Nutzung der Möglichkeiten von IT
neu organisiert werden. Die Wirtschaftlichkeit derar-
tiger IT-Verfahren lässt sich zudem regelmäßig erst
dann begründen, wenn bestimmte Teilaufgaben in
größerer Menge gemeinsam bearbeitet werden (sog.
Skaleneffekte, economies of scale).  Ebenfalls nicht zu
vernachlässigen ist die Entwicklung zu immer weite-
rer Ausdifferenzierung und Spezialisierung der Erle -
digung auch öffentlicher Aufgaben: Die Verwaltung
verfügt gar nicht mehr über die Fachkompetenz zur
vollständigen Aufgabenerledigung, so dass nicht nur
aus wirtschaftlichen, sondern auch aus fachlichen
Gründen die Bündelung oder sogar Auslagerung
bestimmter Teilprozesse erforderlich ist. 

Der Nachvollzug der Arbeitsteilung auch in der
Verwaltung hat dann – der Entscheidung des Bun des  -
verfassungsgerichts folgend – bereits auf der Ebene
des Grundgesetzes zu erfolgen, indem die Aufteilung
von Aufgabenerledigungsprozessen zwar generell
erlaubt, doch zugleich rechtlichen Maßstäben unter-
worfen wird, die trotz der Heterogenität von Auf ga -
ben erledigungsbeiträgen die Sicherung von rechts-

staatlicher Zurechenbarkeit und demokratischer
Legi timation erlaubt. Mit der Anerkennung von
arbeitsteiligen Prozessen ist ein verfassungsrechtli-
cher Grundsatz der vollständigen (eigenständigen)
Aufgabenerledigung also nicht mehr zu halten –
vielmehr muss dann bereits auf Verfassungsebene
die Möglichkeit zur Modularisierung von Aufgaben -
erledi gungsprozessen eröffnet werden. 

Das eigentliche Problem liegt somit darin, dass
sowohl das Verfassungsrecht als auch das einfache
Recht „blind“ für die arbeitsteiligen Prozesse sind und
stattdessen immer von einem „ganz oder gar nicht“
ausgehen. 

Netzwerkmodell und Behördennetz
Das „Netzwerk“ erweist sich als Modebegriff für die
Diagnose von modernen Gesellschaften in Soziologie,
Politikwissenschaft und Ökonomie. Dementspre chend
wurden Netzwerke schon als „neue Grundstrukturen
der post-etatistischen Gesellschaften“ bezeichnet. Für
den Bereich der Verwaltung und des Verwal tungs -
rechts überrascht dieser Befund angesichts der
E-Government-Diskussionen bzw. des zunehmenden
IT-Einsatzes in der öffentlichen Verwaltung eher we -
ni ger, denn die Nutzung heutiger Informations- und
Kommunikationstechnologien basiert auf elektroni-
schen Netzwerken. Betrachtet man zudem Nor men
wie §50a GWB, der explizit die „Zusammen arbeit im
Netzwerk der europäischen Wettbewerbsbehörden“
regelt, so erübrigen sich viele Diskussionen, wenn
europäische wie nationale Rechtssetzung den Begriff
des Netzwerkes oder Netzes für den Bereich der Ver -
waltungsorganisation sowie der Verwaltungs zusam -
men arbeit als Rechtsbegriff eingeführt haben. Zu -
sätzliche Bedeutung erfährt der Begriff des Netz -
werkes nun durch die EU-Dienstleistungsrichtlinie,
und zwar schon allein wegen des horizontalen Wir -
kungsansatzes und des weiten Anwendungs berei ches
samt entsprechender Prägekraft der Dienst leistungs -
richtlinie. Art. 28 ff. DLR normieren nicht nur einge-
hend die Verwaltungszusammenarbeit respektive die
euro päische Amtshilfe, sondern verwenden in Art. 32
Abs. 2 DLR auch ausdrücklich den – elektronisch wie
physisch verstandenen – Terminus eines „europäi-
schen Netzes der Behörden der Mitgliedstaaten“.
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Empirisch sind Netzwerke vorhanden; die Sozial -
wissenschaften sind auch in der Lage, sie methodisch
zu erfassen. Ist der Netzwerkbegriff damit aber auch
normativ tauglich und der rechtlichen Gestaltung
zugänglich? In der bisherigen Diskussion überwiegt
die normative Skepsis, obwohl zeitgleich der Gesetz -
geber den Netzwerkbegriff verwendet und zum
Rechtsbegriff erklärt. Die normative Skepsis entzün-
det sich zunächst einmal daran, dass in den Sozial -
wissenschaften ein empirischer Netzwerkbegriff
Verwendung findet. Das Dilemma besteht also darin,
dass das Netzwerk zu einer neuen Organisationsform
öffentlicher Verwaltung zu werden scheint, die vom
klassischen hierarchischen Organisationsmodell der
Verwaltung abweicht. Damit stürzt das Netzwerk die
überkommende Dogmatik des Verwaltungs orga -
nisationsrechts in eine gewisse Verlegenheit. Die nor-
mative Skepsis wird verstärkt durch eine zu beobach-
tende „entdifferenzierende Wirkung des Netz werk -
begriffs“, da es zum Wesen des Netzwerks gehört, die
Akteure auf der Grundlage von nicht-hierarchischen
und in der Regel auch informalen Beziehungen in
einen Informations- und ggf. auch Entscheidungs -
verbund eintreten zu lassen. Diese normative Skepsis
darf aber nicht vorschnell dazu führen, den Netz -
werkbegriff aus der Rechtswissenschaft oder aus dem
Blick einer nationalen E-Government-Strategie zu
verabschieden. Denn auch die Vagheit des Netzwerks
befreit die Rechtswissenschaft und den Gesetzgeber
nicht von der erforderlichen Unterscheidung zwi-
schen demokratisch-rechtstaatlicher Steuerung und
verwaltungsrechtlicher Evolution, bei der verlässli-
che Verantwortungsstrukturen gewahrt bleiben
müssen. Und im Übrigen benötigt man nicht viel
Phantasie, um die elektronische Vernetzung verschie-
dener Behörden in einem föderalen Staat als Netz -
werk wahrzunehmen. 

Netzwerke erfüllen dabei aus normativer Per spek-
tive durchaus sehr unterschiedliche (staatliche) Funk -
tionen, die vom bloßen Informationsaustausch bis
hin zur gemeinsamen Entscheidungs vorbereitung im
Rahmen eines transnationalen Verwaltungsaktes rei-
chen. Der Begriff des Netzwerks errichtet dabei –
je den  falls bislang – keine neuen Maßstäbe für Inhalt
oder Zustandekommen einer Entscheidung, bildet
aber eine Kategorie zur organisatorischen bzw. insti-
tutionellen Beschreibung von komplexen Ver wal -

tungs  entscheidungen und kann insoweit zur Ratio -
nalität und vielleicht auch Optimierung von Ent schei  -
dungsprozessen dienen. In dem Moment, in dem der
Gesetzgeber das Netzwerk aber zum Rechts begriff
macht, muss diese Gleichgültigkeit einem normati-
ven Konzept weichen und Bestandteil einer E-Govern -
ment-Gesamtstrategie werden. In diesem Kontext ist
dann auch dringend die Thematik einer „Enträum -
lichung“ der Verwaltung aufzugreifen.

3. Verwaltungswissenschaftliche
Organisationsmodelle bedürfen
der Aufnahme in das Recht

E-Government kann also nur gelingen, wenn der
Rechtsrahmen der Verwaltung den veränderten tech-
nischen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Ge ge-
benheiten sowie den Reformerwartungen angepasst
wird. Das Beispiel des Behördennetzes, aber auch die
anderen skizzierten Herausforderungen des Ver wal -
tungskooperationsrechts sind im Verwal tungs orga -
nisations- und Verwaltungs verfahrens recht zu ver-
orten und zu bewältigen. Dies zeigt sich auch deut lich
an dem Erfordernis der Schaffung einheitlicher An -
sprechpartner gemäß Art. 6 DLR, die als neuer Ver -
fahrenstypus in das Verwaltungs verfah rensrecht auf-
genommen werden. Aber bereits die Schwie rigkeiten
der meisten Bundesländer, eine Ent schei dung über
die „Verortung“ des einheitlichen An sprech partners
im System der bestehenden Ver wal tungsorganisation
zu finden, da keine der überkommenen Verwaltungs -
organisationen den Anforderungen vollkommen
gerecht zu werden scheint, zeigt deutlich die Gren -
zen des bestehenden Rechts. 

Trotz der „Wiederentdeckung“ von Verfahrens-
wie auch Organisationsrecht als „Steuerung s  ressource“
sind die konkreten Vorschläge der Wissen schaft Man -
gelware. Dies ist umso bedauerlicher, als die Politik
im Zusammenhang mit dieser Aufgabe Verwaltungs -
reform mithilfe von Organisations- und Verfahrens -
recht durchaus steuern will, letztlich aber auf die
rechtlichen Instrumente des 19. Jahrhunderts ange-
wiesen bleibt. Die Figur des Zweckverbandes ist in Er -
mangelung von vollständig zu übertragenden Auf ga -
ben heute zunehmend ungeeignet, um die erwün sch-
te Kooperation zu ermöglichen. Auf Länderebene
bleibt regelmäßig nur das Instrument des Staats ver -
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tra ges, das sich als äußerst schwerfällig erweist. Im
Übrigen ist auch kaum zu verstehen, dass die Ver wal -
tung sehr weitreichende Funktionsverlagerungen
auf Private (sog. Outsourcing) ohne parlamentarische
Beteiligung vornehmen kann, während die öffent-
lich-rechtliche Verwaltungszusammenarbeit für oft-
mals viel geringere Gegenstandswerte nur nach lang-
wieriger Parlamentsbefassung realisiert werden kann.
Erinnert sei auch an die überfällige Weiter entwick -
lung des öffentlich-rechtlichen Vertrages, die seit
über fünf Jahren diskutiert wird, aber noch immer
keinen Eingang in das Verwaltungsverfahrensrecht
gefunden hat. Wissenschaftliche Hilfestellung ist
schließlich auch hinsichtlich der genauen Kontu rie -
rung und Rolle des Grundsatzes der Wirtschaftlich -
keit angezeigt, der in der Praxis zunehmend verfehlt
als Organisationsgrundsatz gebraucht wird.

4. Rechtsstaats- und Demokratie -
prinzip müssen in der virtuellen
Welt verankert werden

E-Government führt zu einer medienbedingten Neu -
strukturierung von Verwaltungsabläufen, die durch
Raum und Hierarchien bzw. Organisation und
Zeit als bislang maßgeblichen Determi nanten für
Verwaltungsstrukturen kaum noch behindert
werden. Elektronische Verwaltungsverfahren über-
winden sachliche, örtliche und – wenn man sie als
eigenständige Kategorie begreifen will – auch die
instanzielle Zuständigkeit, da die herkömmlichen
organisationsrechtlichen Grenzen der Zuständigkeit
der elektronischen Vernetzung wesensfremd sind.
Schon jetzt belegen einzelne Verfahrensabläufe der
nationalen Verwaltung diese Auflösungstendenzen
deutlich. Die Einführung elektronischer Verwal tungs  -
verfahren verändert nicht nur das Außen ver hält nis
der Verwaltung zum Bürger im Sinne einer Neu konzi  -
pierung von Verwaltungsverfahren, sondern bedingt
gleichzeitig Anpassungen und Umge stal tungen im
organisatorischen Innenbereich der Ver waltung. Mit
dem Parameter „Raum“ sind insoweit bestehende
Verwaltungseinheiten, ihre Zustän dig keiten und ihre
Größenstruktur angesprochen. Das elektronische
Netzwerk macht einen wesentlichen Grund für die
örtliche Radizierung von Zuständig keiten – die Be -
herrschbarkeit eines Raumes – obsolet. Dadurch sinkt
die Bedeutung territorialer Grenzen in diesem Netz -
werk weiter, und die Relativierung der Verwaltungs -

autonomie und Organisationshoheit der Mitglied -
staaten schreitet voran. Dementsprechend spielt die
Möglichkeit elektronischer Verfahrens abwicklungen
heute bereits eine ernsthafte Rolle bei der Prüfung
von Alternativen zu kommunalen Ge bietsreformen. 

Organisation und Verfahren der Verwaltung wer  -
den mithin nach einem anderen Konzept als bislang
gestaltet. Der bislang Verantwortlichkeit sichern den
Kategorie der Zuständigkeit droht so die Gefahr der
Auflösung  in „vernetzter Beliebigkeit“, bei der das im
Hintergrund Daten sammelnde, Daten verarbeitende
und Entscheidungen treffende Organ nicht mehr
ersichtlich ist.

Ein Lösungsweg zur Sicherung der rechtstaatli-
chen und demokratischen Funktionen der Zu stän dig  -
keitsordnung sowie zur Erreichung der auch von der
europäischen Amtshilfe angestrebten Einheit der
Verwaltung könnte in der neuen Figur einer Zustän -
dig keitsverzahnung liegen. Um dem organisations-
rechtlichen Gesetzesvorbehalt zu genügen, wäre eine
gesetzliche Regelung denkbar, die es ermöglicht,
Verfahrensteile und Entscheidungsbeiträge der nach
der Zuständigkeitsordnung eigentlich zuständigen
Behörde zuzurechnen. Auf diese Weise könnte die
auch von §§4 ff. VwVfG nicht tangierte Grun dannah -
me der deutschen Zuständigkeitsordnung, dass eine
einzige örtlich und sachlich zuständige Behörde das
Verwaltungsverfahren einschließlich aller zu treffen-
den Entscheidungen vollständig selbst durchführt,
aufrechterhalten werden. Zugleich bietet die Figur
der Zuständigkeitsverzahnung eine taugliche rechtli-
che Grundlage, um bereits praktizierte Back-Office-
Modelle abzubilden, bei denen Entscheidungen für
mehrere sachlich und örtlich zuständige Behörden
von einer im Hintergrund wirkenden Behörde getrof-
fen werden. Neben der Hinterfragung der aktuellen
datenschutzrechtlichen Regelungen ist in diesem
Kontext allerdings auch noch Grundlagenarbeit im
Hinblick auf die Konzeption der demokratischen
Legitimation von Verwaltungsentscheidungen zu
leisten, um die Zurechnung von Veran twort lich -
keiten in Einklang mit dem herrschenden Legitima -
tionskonzept zu bringen. Und dass für diese Verant -
wortungszurechnung flankierend neue Aufsichts-
und Steuerungsinstrumente erforderlich sind, liegt
auf der Hand. 
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Schließlich muss auch der Rechtsschutz und da -
mit die Realisierung des grundrechtlichen Schutz -
niveaus gegenüber neuen Handlungs- und Orga nisa -
tionsmöglichkeiten der Verwaltung nachvollzogen
werden. Ein für das Netzwerk typisches Beispiel mag
genügen: Die im Netzwerk zustande gekommene
Entscheidung basiert auf Verfahrensschritten und
Teilentscheidungen verschiedener Behörden in ver-
schiedenen Rechtsregimen, deren isolierte Angreif -
barkeit wohl (wieder) – in Abweichung von §46
VwVfG, §44a VwGO – zugelassen werden muss.

5. Nachhaltige Staats- und Ver wal  -
tungsmodernisierung bedarf
eines ganzheitlichen staatlichen
Innovations managements

Wirtschaftswissenschaften und zunehmend auch die
Verwaltungspraxis haben erkannt, dass die Bewäl ti -
gung komplexer Modernisierungsprozesse einer
gekonnten und umsichtigen Steuerung bedarf.
Zusätzlich zu den fachlichen Anforderungen treten
haushaltsrechtliche, arbeits- und dienstrechtliche,
ökonomische und verwaltungswissenschaftliche
Fragestellungen, die miteinander verzahnt behan-
delt werden müssen. Und schließlich gehören auch
Marketing und Kommunikation zu der Aufgabe „Ver -
waltungsreform“. Dabei ist zum einen der konkrete
Veränderungsprozess zu steuern, also ein so genanntes
„Change Management“ zu organisieren. Zum an de -
ren bedarf es einer strategischen, vorausschauenden
Modernisierungsplanung unter Einbeziehung der
Defizitanalyse, einer vergleichenden Reform be trach -
tung und politisch-administrativer Konzeptio nen so -
wie vor allem einer Koordinierung der Reform an stren  -
gungen verschiedener Einheiten. Informa tions- und
Wissensmanagement gehören ebenso zur erfolgrei-
chen Verwaltungsreform wie die Moderation der
veschiedenen Beteiligten. All dies bedarf eines staat-
lichen Innovationsmanagements, das als Bünde -
lungs   funktion so bislang nicht erkannt worden ist.
Auf gabe des Innovationsmanagements ist es (ge mein-
sam mit der Politik), Ziele zu definieren, sie zu kennen
und ihre Erreichung während des Reformprozesses
zu überwachen. Dabei sind fachübergreifende Zu -
sammenhänge – von IT über betriebswirtschaftliche
Fragestellungen bis hin zu juristischen Problemen –
zusammenzubinden. Innovation im Betrieb und ent-

sprechend Modernisierung in der Verwaltung ist kein
Selbstzweck; Ziele, Leitbilder und Erfolgsfaktoren
sind vorab möglichst präzise festzulegen. Dabei gilt
selbst für die Betriebswirtschaftslehre, dass die Er -
folgsfaktorenforschung noch unter erheblichen theo-
retischen und methodischen Defiziten leidet. Unter
staatlichem Innovationsmanagement soll hier in
Anlehnung an grundlegende betriebswirtschaftliche
Vorarbeiten die strategische und operative Koor di -
nierung von Modernisierungsprozessen in Staat und
Verwaltung verstanden werden. Es liegt auf der Hand,
dass hierfür erheblicher Ausbildungs-, Qualifizie rungs-
und Beratungsbedarf besteht.

6. Fazit: Recht ist ein zentrales
Handlungsfeld einer nationalen
E-Government-Strategie

Die Möglichkeiten der IT können erst dann effektiv
und effizient eingesetzt werden, wenn Organisation
und Verfahren der Verwaltung an diesen Möglich -
keiten ausgerichtet werden. Die IT verlässt insoweit
die ihr immer wieder zugeschriebene dienende und
instrumentelle Funktion, indem Anforderungen an
Recht und Verwaltung formuliert werden. Kern -
probleme von E-Government-Projekten sind heute
regelmäßig nicht technischer, sondern rechtlicher
Natur. Die IT folgt eben nicht mehr im Rahmen einer
dienenden Funktion den Aufgaben und der Orga -
nisation, sondern diktiert längst die Anforderungen
an die Gestaltung der Verwaltungsorganisation. Bei
den aktuellen, an Örtlichkeit, Schriftlichkeit und
Hierarchie ausgerichteten rechtlichen Vorgaben für
Verwaltungsstrukturen stoßen Modernisie rungs vor -
haben im E-Government-Bereich zwangsläufig an
Grenzen, die überdacht und den tatsächlichen Mög -
lichkeiten bei gleichzeitiger Wahrung fundamentaler
Verfassungsprinzipien wie Rechtsstaat und Demo -
kratie angepasst werden sollten. Zu einer Weiter ent -
wicklung des Verwaltungs- und ggf. auch des Ver -
fassungsrechts besteht keine Alternative, will das
Recht seinen Steuerungsanspruch aufrechterhalten
und nicht Legitimitätsdefizite aufgrund eines zu gro-
ßen Auseinanderklaffens der IT-Nutzung in Wirt -
schaft und Gesellschaft einerseits und der Ver wal tung
andererseits riskieren. 
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Nach allem dürfte deutlich geworden sein, dass
eine nationale E-Government-Gesamtstrategie
ohne ein zentrales Handlungsfeld „Recht“ nicht
denkbar ist. Recht ist geronnene Strategie. Recht
ist damit zugleich ein wesentliches Instrument zur
Reali sie rung einer nationalen E-Government-Stra te -
gie. Mit Informalität kommt das E-Government in
Deutsch land nicht mehr weiter voran, wie derzeitige
Praxis erfahrungen auch nachdrücklich belegen. Die
nationale E-Government-Strategie darf sich daher
nicht in einem Fahrplan künftiger IT-Projekte er schöp-
fen, sondern muss von der Grundlagenforschung
über die Definition strategischer Handlungsfelder bis
hin zur Überarbeitung von Ausbildungs- und Stu -
dien  gängen reichen. Vor allem ist zu bedenken, dass
auch E-Go vern ment ein Modebegriff ist, der trotz
intensiver Ver wendung – wie eingangs dargelegt –

noch er staun lich inhaltslos geblieben ist. Diese in -
halt liche Anreicherung muss dringend nachgeholt
werden und kann – nach hier vertretener Auffassung
– nur im Kontext von staatlicher Organisation und
Verwal tungs verfahren sowie vor allem dem diesen
zugrunde liegenden Recht gesehen werden. Damit
wird eine nationale E-Government-Strategie aber
auch zwangsläufig zu einer Beschreibung des Weges
zu einem nachhaltigen staatlichen Innovations mana -
gement, beantwortet also bereits die Frage, was
„nach dem E-Government“ kommt. Gerade hierfür ist
rechtliche Steuerung, d. h. von Volksvertretungen
demokratisch legitimierte grundsätzliche Richtungs -
entschei dun gen, dringend erforderlich. Insoweit gilt
im 21. wie im 19. Jahrhundert: „Denn besser, als das
Recht, ist von allen menschlichen Dingen auch das
Beste nicht.“1

1 Falck, Das Herzogthum Schleswig in seinem gegenwärtigen Verhältniß zu dem Königreich Dänemark und zu dem Herzogthum Holstein, 1816,
S. 134, neu herausgegeben und eingeleitet von Schliesky, Quellen zur Verwaltungsgeschichte Nr. 23, Kiel, 2008. 
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Die öffentliche Verwaltung in Deutschland ist seit
langem aktiv im E-Government. Heute ist es selbstver-
ständlich, dass die Behörden aller Ebenen im Inter net
Informationen und Dienstleistungen bereitstellen,
die den Kontakt zu den Bürgern und zur Wirtschaft
einfacher und schneller gestalten. Ebenso wichtig ist
die voranschreitende Optimierung von Prozessen
innerhalb der Verwaltung unter Nutzung und
Förderung aktuell verfügbarer Technologien. Hier
wurden bereits gute Ergebnisse in den letzten Jahren
erzielt. Wenn wir heute über die Optimierung von
E-Government in Deutschland nachdenken, geht es
nicht mehr um die quantitative Verbesserung der
Online-Dienstleistungen. Vielmehr geht es vor allem

darum, die Qualität unserer Angebote zu verbessern
und das künftige E-Government so auszurichten, dass
es im internationalen Wettbewerb erfolgreich Maß -
stäbe setzt. 

Fünf Fixpunkte für das deutsche
E-Government

Das bislang im deutschen E-Government Erreichte ist
eine Etappe, nicht das Ziel. „eGovernment is a jour-
ney, not a destination“ – so ist oft zu hören. Weniger
bildhaft sprechen wir in der Verwaltung von der
Dauer aufgabe des Wandels und der Reformen im
öffentlichen Sektor. Denn Verwaltung muss sich an
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Vision
Deutschland steht mit seinem von Bund, Ländern und Kommunen gemeinsam getragenen E-Government
hinsichtlich Qualität und Sicherheit des Angebots sowie hoher Nutzerzahlen an der Spitze der EU und treibt
als Vorreiter das europäische E-Government voran. 

Nutzen
Bürgerinnen, Bürger und Unternehmen wenden deutlich weniger Zeit für ihre Kontakte zur deutschen
Verwaltung auf, die – national wie international – als modern und effizient wahrgenommen wird. 

Herausforderungen
Den Weg in die europäische Spitze müssen alle deutschen Behörden gemeinsam gehen. Das bisherige
Zuständigkeitsdenken muss von ebenenübergreifender Zusammenarbeit abgelöst werden. Zugleich müssen
Bürgerinnen und Bürger von der Vertrauenswürdigkeit der Dienstleistungs- und Partizipationsangebote
überzeugt werden. 

Handlungsanforderungen 
Einführung des elektronischen Personalausweises und der Bürgerportale sowie prozessorientierte und ebe-
nenübergreifende Vernetzung der öffentlichen Verwaltung mit Bürgern und Unternehmen auf Basis der nun
zügig zu erstellenden „Deutschen E-Government-Gesamtstrategie“.

Ein neues Koordinatensystem für das deutsche 
E-Government
Dr. Hans Bernhard Beus

Dr. Hans Bernhard Beus
Staatssekretär im Bundesministerium
des Innern und Beauftragter 
der Bundesregierung 
für Informationstechnik



zeitgemäßen Erfordernissen ausrichten, die immer
öfter durch die Informationstechnik bestimmt wer-
den. Ich möchte das Bild aber noch etwas weiter fas-
sen: Zum Reisen gehört das Innehalten und Orien -
tieren. Um anzukommen muss man wissen, wohin
die Reise gehen soll und wo man gerade steht. Land -
karten sorgen auf Reisen für Orientierung. Ich denke,
auch für das nationale E-Government benötigen wir
eine Landkarte. Aber vor der Erstellung der Landkarte
für das deutsche E-Government müssen wir uns ver-
gegenwärtigen, welche Themen uns im E-Govern -
ment heute und in Zukunft besonders beschäftigen
werden. 

1. Die Steuerung der IT
Das deutsche E-Government ist insgesamt noch zu
heterogen aufgestellt. Das überrascht kaum, wenn
man bedenkt, dass der Bund, die 16 Länder und die
14.000 Kommunen eigenen Strategien folgend
jeweils eigene Online-Dienste entwickeln. In diesem
föderalen „Wettbewerb“ haben wir bemerkenswerte
Resultate erzielt – aber auch viele Parallel entwick -
lungen und einen Mangel an Interoperabilität be -
günstigt. Für mich stellt sich an dieser Stelle die
Frage, wie wir die IT der öffentlichen Verwaltung in
der Zukunft besser steuern wollen. Hierbei möchte
ich drei Dimensionen unterscheiden:
1.  die Steuerung der IT auf der Ebene des Bundes,
2.  die Zusammenarbeit bei der IT zwischen Bund und

Ländern sowie
3.  die Abstimmung der IT auf europäischer Ebene. 

Neu ist die IT-Steuerung auf der Ebene des Bun des.
Das Ende 2007 verabschiedete Konzept „IT-Steuerung
Bund“ – besser bekannt als CIO-Konzept – nennt als
wesentliche Ziele:

3 Verbesserung der Leistungsfähigkeit der IT
hin  sichtlich Servicequalität und Wirtschaftlichkeit

3 Konsolidierung des IT-Angebots

3 Bündelung der IT-Nachfrage

3 die bessere Abstimmung von Gesetzesvorhaben
und ihrer IT-unterstützten Umsetzung 

3 eine bessere Beherrschbarkeit von 
IT-(Groß-)Projekten 

3 die Herstellung von mehr Transparenz über IT-
Leistungen und Kosten 

Ein weiteres Ziel ist es, Einsparpotenziale offenzule -
gen und zu nutzen, damit die drei Milliarden Euro,
die der Bund jedes Jahr für seine IT aufwendet, effek-
tiver genutzt werden können.

Zu unseren wichtigsten Erkenntnissen der letz-
ten Jahre zählt, dass diese Ziele nur zu erreichen sind,
wenn die bisherige Koordinierung zu einer echten IT-
Steuerung weiterentwickelt wird. Hierzu waren neue
Strukturen erforderlich. Deshalb wurden durch den
Kabinettsbeschluss neben dem IT-Beauftragten der
Bundesregierung auch hochrangige IT-Beauftragte
in allen Ressorts bestellt. Zugleich wurden der Rat der
IT-Beauftragten der Ressorts und die IT-Steuerungs -
gruppe des Bundes eingerichtet.

Aus meiner Sicht sind die genannten Ziele mit
unterschiedlichen Schwerpunkten auch auf die föde-
rale und die europäische Ebene übertragbar. Im föde-
ralen Kontext geht es verstärkt um die Fragen der
Effizienz, der Einsparpotenziale, der länderübergrei-
fenden Zusammenarbeit und des erfolgreichen ebe-
nenübergreifenden Programmmanagements von
IT-Großprojekten. Auf europäischer Ebene sehe ich die
Transparenz und die einheitliche Rechts um setzung
durch eine verbesserte Zusammenarbeit und trans-
europäische Interoperabilität als besonders wichtig
an. Die Rechtsetzungsvorhaben der Kommission um -
fassen immer häufiger auch konkrete Vorschläge zur
IT-Umsetzung, die zudem in der Regel grenzüber-
schreitend funktionieren müssen und damit noch
komplexer sind. Die EG-Dienstleistungsrichtlinie ist
da nur ein Beispiel.

Zwischen Bund und Ländern sind wir mit den seit
2006 bestehenden Deutschland-Online-Strukturen
den genannten Zielen schon ein gutes Stück näherge -
kommen. Sowohl die Runde der Deutschland-Online-
Staatssekretäre wie auch der Lenkungs aus schuss für
die prioritären Projekte sind im Bewusst sein der
Beteiligten fest verankert und werden als Entschei -
dungs gremium akzeptiert. Ebenfalls fest verankert
hat sich das „Einer-/Mehrere-für-Alle“-Prinzip bei den
prioritären Vorhaben. Es ist unsere Absicht, diese
Strukturen in der Föderalismusreform II gesetzlich zu
verankern. Eine geregelte Zusammenarbeit von Bund
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und Ländern mit verbindlichen Entscheidungen bei
der IT würde die Geschwindigkeit und Effizienz der
Zusammenarbeit noch einmal erhöhen. Der Bund
schlägt daher die Einrichtung eines IT-Planungsrats
für die Zusammenarbeit von Bund und Ländern bei
IT-Themen durch ein Bundesgesetz vor.

Auch auf der europäischen Ebene gibt es leider
noch zu wenig funktionierende Strukturen für die
IT-Koordination. Um den europäischen Wildwuchs in
Grenzen zu halten, brauchen wir aber mehr Ab stim -
mung bei den IT-Konzepten und Architektur bau stei -
nen sowie eine frühzeitige Einbindung von IT-Belan -
gen in EU-Rechtsetzungsvorhaben. Deutschland hat
sich deshalb sehr früh für eine bessere europäische
IT-Koordination eingesetzt. So wurde auf Initiative
des Bundesministeriums des Innern im Rahmen der
deutschen Ratspräsidentschaft zusammen mit der
DG Informatics am 7. Juni 2007 das erste Treffen euro-
päischer „Verwaltungs-CIOs“ organisiert. Ein zweites
Treffen dieser nationalen IT-Beauftragten fand im
Juni 2008 statt. Auf ihm nahm die Agenda eines
„europäischen CIO-Rats“ weiter Form an. Dieser soll
mit der European Interoperability Strategy (EIS) defi-
nieren, welche gemeinsamen Architekturbausteine
für grenzüberschreitende Interoperabilität ge braucht
werden und deren Erarbeitung überwachen. Die DG
Informatics – unter deren Dach mit dem IDABC-Pro -
gramm bereits in der Vergangenheit wichtige grenz-
überschreitende Architekturbausteine wie TESTA
abgestimmt wurden – strebt in diesem Zusammen -
hang für die Zukunft eine regelmäßige Beteiligung
an EU-Rechtsetzungsvorhaben aktiv an, um solche
grenzüberschreitenden Architekturbausteine früh-
zeitig und verbindlich steuern zu können. 

Eine straffere IT-Steuerung birgt unabhängig
von der Verwaltungsebene auch immer die Gefahr
der Zentralisierung und der nicht überall passenden
Einheitslösung. Daher ist eine der Kernfragen, die ich
mir stelle: Wie gelingt es uns, diese neuen Strukturen
so zu gestalten, dass wir dabei zugleich die verschie-
denen Bedarfe der einzelnen Behörden vor Ort be -
rück sichtigen, das heißt erstens die lokale und regio-
nale Flexibilität sicherstellen, zweitens die Verwal -
tungsprozesse übergreifend verbessern und drittens
den Bürokratieabbau unterstützen? Und wie können
wir die wünschenswerte Kreativität eines föderalen

oder europäischen Wettbewerbs zwischen den Ge -
meinden, zwischen den Ländern und zwischen den
Nationalstaaten erhalten, wenn wir zugleich auf
mehr Integration und mehr zentrale Dienste setzen? 

2. Eine Internetstrategie für die
Verwaltung

In der Bundesverwaltung haben sich die neuen Kom -
munikations- und Interaktionswege mittlerweile eta -
bliert, die der technologische Fortschritt ermöglicht.
Insbesondere Stellenwert und Einsatz mög lich keiten
des Mediums Internet haben sich rasant weiterentwi-
ckelt. Stand bei BundOnline 2005 anfangs im Vor der -
grund, den Bund mit allen Angeboten „ins Netz“ zu
bekommen, konzentrieren wir uns mit dem E-Go  -
vern ment der zweiten Generation und dem Regie -
rungs programm E-Government 2.0 derzeit auf den
Ausbau und die qualitative Verbesserung der Online-
Dienste. Einer der Kerngedanken des Programms ist
die Nachfrage- und Nutzerorientierung bei der Ent -
wicklung von Angeboten für Bürgerinnen und
Bürger bzw. für die Wirtschaft. Ich meine, wir müssen
in Zukunft weit über diese Aspekte hinauskommen. 

Mit Blick auf die erstgenannte Nutzergruppe, die
Bürgerinnen und Bürger, müssen wir uns vor allem
der prägenden Rolle bewusst werden, die das Inter net
mittlerweile in der Gesellschaft einnimmt. Web 2.0,
also das „Mitmach-Internet“ von Wikipedia, YouTube
und Flickr, beeinflusst das Verhalten der Menschen
nicht nur im virtuellen Raum. Vor allem junge Nutzer
erzeugen eigene Inhalte, die sie als Text-, Audio- und
Videodateien auf kollektiv genutzten Plattformen im
Internet veröffentlichen. Diese technischen und ge -
sellschaftlichen Trends wirken sich auch auf das Ver -
halten der Menschen und der Unternehmen zum
Staat aus. Zum einen erwarten Bürgerinnen und Bür -
ger, Unternehmen und Interessengruppen, mithilfe
der neuen Medien stärker an den Entschei dungs -
findungen in Politik und Verwaltung beteiligt zu wer-
den. Zum anderen messen sie die Online-An ge bote
der Verwaltung in puncto Aktualität, visueller Infor -
mationsaufbereitung, einfacher und barrierefreier
Bedienbarkeit an anderen Webpräsenzen. Diese
Erwartung wurde 2007 im Umsetzungsplan des Pro -
gramms E-Government 2.0 mit zwei Ziel setzun gen
aufgegriffen: 1. Verbesserung der Beteiligung von
Wirt schaft und Bevölkerung an politischen Ent schei -

29



dungs- und Verwaltungsprozessen (E-Partizipation),
2. Gewährleistung der Teilhabe aller Bürgerinnen und
Bürger an der Informationsgesellschaft (E-Inclusion). 

Die Beteiligung an Bundestags- und Landtags -
wahlen geht seit Jahren zurück. Jedem von uns fällt es
zunehmend schwer, aus der Fülle der Schlagzeilen
und Nachrichtenmeldungen zur politischen Be richt -
erstattung die für ihn wesentlichen Informationen
herauszufiltern. Wer aber nicht weiß, über was er ab -
stimmen soll, ist leicht geneigt, sich bei der Ab stim -
mung ganz zu enthalten. Durch verständliche, leicht
auffindbare Informationen und transparentes Ver -
waltungshandeln könnten wir wieder für mehr Betei -
ligung sorgen. Die Wahlkampagnen in Frankreich
und den USA zeigen, wie erfolgreich die neuen Tech -
nologien und das Internet für politische Themen ein-
gesetzt werden können. In Frankreich lag die Wahl -
beteiligung 2007 – natürlich nicht nur wegen des
Einsatzes neuer Technologien – bei fast 84 Prozent,
das sind immerhin vier Prozent mehr als 2002. In den
USA hat sich die Wahlbeteiligung junger Menschen
verdreifacht und dem neu gewählten amerikanischen
Präsidenten Barack Obama ist es mithilfe seiner
Internetseite erfolgreich gelungen, seine Wähler
direkt und persönlich in seinen Wahlkampf einzubin-
den. Partizi pa tive Angebote von Politik und Staat
haben also ein Mobilisierungspotenzial, das wir nicht
verschenken dürfen.

Mit Blick auf die zweite Nutzergruppe, die Wirt -
schaft, müssen wir zudem immer beachten, dass die
Qualität der Online-Dienste zu einem wesentlichen
Standortfaktor geworden ist. Gute Standortpolitik
muss mit effizienten Prozessen zwischen Wirtschaft
und Verwaltung einhergehen. Deshalb treibt der
Bund die Digitalisierung der Prozessketten zwischen
Unternehmen und Behörden voran. So hat das Bun -
des ministerium des Innern im Sommer 2008, ausge-
hend von laufenden Leuchtturmprojekten, drei Kon -
sortien aus Wissenschaft und Wirtschaft mit Studien
beauftragt. Sie sollen eine praxisnahe Systematik ent-
wickeln, wie Datenflüsse und Abläufe zwischen Wirt -
schaft und Verwaltung mit IT-gestützten Prozess -
ketten ganzheitlich abgewickelt werden können. Die
Ergebnisse sollen die Grundlagen für eine branchen-
weite Prozessintegration und anschließende Pilotie -
rungen schaffen. Welches Potenzial in Prozessketten
steckt, verdeutlicht das Erfolgsbeispiel „Elektro ni -

sches Abfallnachweisverfahren“ (eANV), ein Projekt
aus dem Programm E-Government 2.0. Bislang fallen
jährlich circa 17 Millionen papiergebundene Nach -
weis dokumente wie Entsorgungsnachweise, Begleit -
scheine oder Übernahmescheine für den Transport
von Abfall an. Künftig werden Abfall erzeuger, -trans-
porteure und -entsorger sowie Behörden ihre Daten
über eine zentrale Internet-Plattform elektronisch
austauschen können. eANV arbeitet als erstes Pro -
zess kettenprojekt schon heute an einer digitalen
Schnittstelle zur EU, um künftig den EU-weiten Nach -
weis zur Abfallverbringung vollständig elektronisch
umzusetzen. Deutschland nimmt hier eine Pionier -
rolle ein, die wir unbedingt ausbauen sollten. 

Die Fortschritte sowohl bei den Angeboten für
Bürgerinnen und Bürger als auch bei den Angeboten
für die Wirtschaft sind motivierend. Dennoch bleibt
festzuhalten, dass sich das deutsche E-Government
aufgrund der vielen verschiedenen und zum Teil völlig
unabhängigen Vorhaben auf allen drei Verwal tungs -
ebenen als heterogen und kleinteilig darstellt. 

3. Die ebenenübergreifende IT-
Netzinfrastruktur 

Der elektronische Transport von oft sensiblen Daten
erfordert eine sehr sichere ebenenübergreifende
Netzinfrastruktur für die öffentliche Verwaltung ins-
gesamt. Auch vor dem Hintergrund einer sich in den
letzten Jahren massiv verschärfenden Sicherheitslage
ist eine effiziente Zusammenarbeit von Bund und
Ländern notwendig. Einige Schritte in die richtige
Richtung wurden in dem Vorhaben Deutschland-
Online-Infrastruktur (DOI) bereits zurückgelegt. Im
Sommer 2008 erreichte das Vorhaben die Um -
setzungs phase. Die nächsten Ziele von DOI sind ers-
tens die Errichtung des DOI-Netzes und zweitens die
Schaffung der organisatorischen Voraussetzungen
für dessen Betrieb. Das DOI-Netz soll das ebenenüber-
greifende Netz TESTA-D ablösen. 

Gegenwärtig wird im Rahmen der Födera lismus -
kommission II darüber beraten, wie die Zusammen -
arbeit von Bund und Ländern im Bereich der IT ver-
bessert werden kann und ob dafür eine Änderung des
Grundgesetzes vorgenommen werden soll. Nach Auf -
fassung des Bundes sind eine Änderung des Grund-
gesetzes sowie eine Bundeskompetenz zum Aufbau
und Betrieb eines Verbindungsnetzes für die gemein-
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same Nutzung durch Bund und Länder notwendig.
Diese klare Zuweisung einer Betriebs verantwortlich -
keit ist erforderlich, um die Handlungsfähigkeit,
etwa im Krisenfall, sicherstellen. Als Ergebnis der
Föderalismusreform kann es mithin zu grundlegen-
den Veränderungen in der Zuständigkeit für die Net z-
infrastruktur der öffentlichen Verwaltung kommen.
Aus diesem Grund haben Bund und Länder bei der
Vereinsgründung vereinbart, die mit DOI Netz e.V.
gefundene Konstruktion gegebenenfalls den neuen
Rahmenbedingungen anzupassen. 

4. Die elektronische Identität 
Der Komplementär zum sicheren Transport sensibler
Daten ist der Schutz digitaler Identitäten der Bürge -
rinnen und Bürger, aber auch der Unternehmen im
Netz. Je mehr das Internet alle Lebensbereiche der
Bürgerinnen und Bürger durchdringt, desto mehr
muss auch das sichere, selbstbestimmte und verbind-
liche Handeln im Netz gewährleistet sein. Beispiele,
wo dieses nicht gelingt, gibt es leider reichlich. Ob
Phishing-Angriffe auf Online-Konten, das Ausspähen
von Kreditkarteninformationen, Betrugsversuche im
Online-Handel oder bei Online-Auktionen belegen
die zunehmende Bedeutung des Themas.

Mit dem Personalausweis und dem Reisepass
stellt der Staat den Bürgerinnen und Bürgern Iden ti -
tätsnachweise zur Verfügung, die ihnen ein sicheres,
selbstbestimmtes und verbindliches Handeln ermög-
lichen. Bereitstellung und Schutz digitaler Identi tä ten,
zum Beispiel mit dem geplanten elektronischen Per -
sonalausweis, liegen ebenfalls im Einflussbereich des
Staates. Darüber hinaus muss auch der private Sektor
hier Verantwortung übernehmen. Ich sehe die Auf -
ga ben und Pflichten hier gleichermaßen bei Staat und
Privatwirtschaft. Wir müssen daher über die Ver tei -
lung der Rollen und Verantwortung in einer elektro-
nischen Identitätsmanagementinfrastruktur nachden-
ken. Zu dieser Infrastruktur gehört meines Erachtens
auch die Möglichkeit des anonymen und pseudony-
men Handelns. Eine deutsche Identitäts manage ment-
infrastruktur muss daher auch diese Anforderung
umfassend berücksichtigen. Mit dem elektronischen
Personalausweis schaffen wir alle Voraussetzungen;
nun muss auch die Wirtschaft das ihrige leisten.

5. Das Vertrauen der Bürgerinnen und
Bürger 

Es mag uns gelingen, eine gute Internetstrategie des
Staates zu entwickeln und umzusetzen, die IT auf
allen drei Ebenen besser zu steuern, sichere Infra -
strukturen für die elektronische Kommunikation auf-
zubauen und ein Identitätsmanagement einzuführen.
Solange die Bürgerinnen und Bürger kein Ver trauen
in die IT sowie die E-Government- und E-Business-
Angebote haben, werden sie die Dienstleistungs- und
Partizipationsangebote nicht nutzen. Für die nächste
E-Government-Generation wird dies eine der wich-
tigsten Herausforderungen sein: das Vertrauen der
Bürgerinnen und Bürger herzustellen.

Das Bundesministerium des Innern hat daher vor
zwei Jahren mit den Bürgerportalen ein Projekt in das
Programm E-Government 2.0 aufgenommen, das eine
Rechtsverbindlichkeit der digitalen Kommuni ka tion
herstellen soll, wie sie heute nur die Papierpost ge -
währleistet. Bürgerinnen und Bürger, Wirtschaft und
Verwaltung werden künftig Informationen zuverläs-
sig und vertraulich über die De-Mail austauschen
können. Private, aber staatlich zertifizierte Unter neh -
men werden eine sichere E-Mail, einen Identifizie -
rungsdienst und eine dauerhafte Dokumentenablage
anbieten. 

Neben der Sicherheit der digitalen Kommu nika -
tion gibt die zentrale Datenhaltung im öffentlichen
und privaten Bereich den Bürgerinnen und Bürgern
Anlass zur Sorge. Das belegen die jüngsten Beispiele.
Zudem sind für viele die bestehenden Schutz mecha -
nismen für sicheres Handeln im Netz kaum zu durch-
schauen oder zu kompliziert in der Anwendung. Es ist
aber offensichtlich, dass E-Government-Angebote vor
allem dort ein großes Effizienz- und Sparpotenzial
entwickeln, wo zentral vorgehaltene Daten mehrfach
verwendet werden können oder beispielsweise For -
mulare mit Hilfe eines „Push-Service“ automatisch
vorausgefüllt werden. In jedem Einzelfall muss daher
abgewogen werden, ob die Einführung neuer zentra-
ler Lösungen einen unverhältnismäßigen Grund -
rechtseingriff darstellt oder aber unter Transparenz-,
Effizienz- oder Datenqualitätsgesichtspunkten für die
Bürgerinnen und Bürger einen wünschenswerten
Mehrwert darstellt. Gerade aufgrund der weiter zu -
nehmenden elektronischen Geschäftsprozesse wird
es für die Bürgerinnen und Bürger immer schwieriger,
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nachzuvollziehen, welche Behörde welche Daten zu
welchem Zweck speichert und an wen sie diese wei -
tergibt. Daraus leitet sich die Frage ab, wie wir den
elektronischen Datenverkehr für alle transparenter
machen, um zugleich das Vertrauen des Einzelnen zu
gewinnen.

Bislang ist uns dies noch nicht hinreichend ge -
lungen. Es bleibt häufig unklar, wie die Vorhaben der
öffentlichen Verwaltung miteinander verbunden
sind und was der Staat mit den Daten Einzelner ma -
chen darf bzw. was nicht. Es stellt sich daher die Frage,
ob und wie wir Vertrauensgarantien schaffen können,
welche den Bürgerinnen und Bürgern helfen, die
benötigte individuelle Transparenz zu bekommen.
Dem Bundesamt für Sicherheit in der Informa tions -
technik (BSI) fällt hierbei die wesentliche Rolle des kri-
tischen Aufklärers über Sicherheitsdefizite und Sicher-
heitsmaßnahmen zu. Dadurch kann das BSI mehr
Kompetenz bei den Bürgerinnen und Bürgern schaf-
fen, mit den eigenen Daten und IT-Systemen verant-
wortlich umzugehen. Beides sind Aufgaben, die auch
auf der Agenda der Wirtschaft ganz oben stehen soll-
ten: Aufklärung und verantwortlicher Umgang mit
Daten.

Erste Schlussfolgerung: Die Reise
geht ins europäische Ausland

Die genannten fünf Schlüsselthemen betreffen uns in
nationalen Belangen ebenso wie in internationalen.
Lösen wir sie für die deutsche Verwaltung, können
wir unsere Erfahrungen und unser Wissen auch für
das E-Government der Europäischen Union bereitstel-
len. Schon heute ist eine permanente internationale
Kommunikation erforderlich. Es leuchtet ein, dass
der elektronische Personalausweis interoperabel mit
vergleichbaren Lösungen unserer europäischen Part -
ner sein muss. Gleiches gilt für sichere Netz infra -
strukturen, die sich ebenfalls nicht nur auf die natio-
nalen Grenzen beschränken dürfen. Ohne eine präzi-
se Abstimmung lassen sich die gemeinsamen euro-
päischen Ziele – auch in puncto Sicherheit – nicht
erreichen. Deutschland bringt sich daher aktiv in
diese Abstimmung ein. So werden etwa die Konzepte
des elektronischen Personalausweises durch das
Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik
im Rahmen des EU-Projektes „STORK“ thematisiert.

STORK erarbeitet Lösungen für die paneuropäische
Interoperabilität elektronischer Identitäten. Ähnli-
ches gilt für die Sicherstellung der Interoperabilität
der jeweils nationalen Umsetzung der EG-Dienst leis -
tungsrichtlinie in den Mitgliedstaaten.  

Aufgrund dieser stärkeren Präsenz in der euro-
päischen E-Government-Landschaft und der erzielten
Erfolge mit BundOnline 2005, E-Government 2.0 und
Deutschland-Online findet deutsches E-Government
zunehmend auch international Beachtung. Veran -
schaulichen lässt sich dies an den Erfolgen im inter-
nationalen Benchmarking. So lag Deutschland zum
Beispiel in der wichtigsten europäischen Vergleichs -
studie über nationale E-Government-Angebote, die
jährlich durch die EU-Kommission durchgeführt
wird, im letzten Jahr bei den beiden wichtigsten Indi -
katoren auf Platz 10 (Online-Reifegrad von E-Govern -
ment-Diensten) bzw. auf Platz 8 (volle Online-Verfüg -
barkeit von E-Government-Diensten). Im Kreis der ins-
gesamt 31 teilnehmenden Staaten ist Deutschland
damit in das obere Drittel eingezogen. 

Das ist eine gute Ausgangsposition für die Errei -
chung des Zieles, das der IT-Gipfel im Dezember 2007
formuliert hat: Deutschland soll bis 2010 hinsichtlich
IKT-gestützter Verwaltung und Justiz unter die Top 3
in Europa kommen. Dieser Weg in die europäische
Spitze erfordert aus meiner Sicht zweierlei: Einerseits
muss die internationale Wahrnehmung unserer
Angebote verbessert werden, andererseits müssen
besonders die Angebote selbst besser werden. 

Um beides zu erreichen, wurde ein neues
Deutsch land-Online-Vorhaben EU-Benchmarking ins
Leben gerufen. Es geht darum, den Prozess der Zu -
lieferung von Informationen an die Kommission über
besonders gute Implementierungen von E-Govern -
ment-Diensten in Deutschland zu optimieren und
zwischen Bund, Ländern und Kommunen zu organi-
sieren. Zudem bietet sich derzeit die seltene Chance,
deutsche Interessen in den EU-Benchmarking-Prozess
einzubringen. Die Kommission plant, die Kriterien ab
2009 zu ändern. Das Vorhaben soll die Kriterien erar-
beiten, anhand derer die „Reife“ von E-Government
aus föderaler deutscher Sicht in Zukunft besser ge -
messen werden kann. 
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Diese Kriterien sollten auch in eine gemeinsame
E-Government-Strategie von Bund, Ländern und
Kommunen übernommen werden. Das im nationalen
Kontext Erreichte würde somit durch das EU-Bench -
marking transparent und international vergleichbar.
Zugleich würden deutschlandweit gemeinsam verein-
barte Qualitätsmaßstäbe im E-Government ange-
legt. 

Zweite Schlussfolgerung: 
Die „Deutsche E-Government-
Gesamtstrategie“

Die genannten Qualitätsmaßstäbe führen uns zum
zweiten Erfordernis auf dem Weg an die europäische
Spitze. Zusammen mit den fünf Fixpunkten für den
Weg zu einem neuen E-Government bilden sie das
Koordinatensystem auf der E-Government-Landkarte,
mit dem wir die beständig hohe Qualität unserer
Angebote sichern. 

Ich bin der Meinung, dass wir dieses Koordi na ten -
system für das E-Government von Bund, Ländern und
Kommunen in Deutschland so bald als möglich brau-
chen. Die Arbeitsgruppe 3 „IT-basierte öffentliche
Dien ste in Deutschland – E-Government“, die anlässlich
des ersten IT-Gipfels im Dezember 2006 entstanden
ist, hat sich des Themas angenommen. Unter dem Vor -
sitz von Bundesinnenminister Dr. Wolfgang Schäuble
entwickeln die Vertreterinnen und Vertre ter aus
Wirt schaft und Wissenschaft sowie aus der Ver wal -
tung von Bund, Ländern und Kommunen gemeinsam
Konzepte, die Deutschland in der Euro päischen Union

mit innovativen Technologien und modernen Ver wal  -
tungsprozessen an die Spitze bringen sollen. 

Nach dem zweiten IT-Gipfel im Dezember 2007
hat die AG 3 beschlossen, einen gemeinsamen Fahr -
plan für die umfassende, prozessorientierte und ebe-
nenübergreifende Vernetzung der öffentlichen Ver -
waltung mit Bürgern und Unternehmen zu erstellen.
Mit dieser Roadmap zur „Deutschen E-Government-
Gesamtstrategie“ würden wir nach meinem Ver -
ständnis zugleich das Koordinatensystem erstellen,
das uns für die Verortung unserer Angebote im natio-
nalen und internationalen Kontext fehlt. Der hohe
Geltungsanspruch des Koordinatensystems wird
bereits mit dem Arbeitstitel erhoben. Die „Deutsche
E-Government-Gesamtstrategie“ muss alle deutschen
Behörden adressieren, andernfalls wird sie keine
Wirkung entfalten können. Ihre Erstellung wird eine
Zusammenarbeit aller Beteiligten erfordern und
ihnen die Fähigkeit abverlangen, neue Lösungen
über die eigene Zuständigkeit hinaus zu denken. 

Die „Deutsche E-Government-Gesamtstrategie“
wird uns bei der Erreichung des Zieles unterstützen,
Deutschland mit an die Spitze in Europa zu bringen.
Zugleich wird sie aber auch unser Selbstverständnis
und unsere Arbeit positiv beeinflussen. Bereits der
Ansatz, dieses große Vorhaben nicht allein innerhalb
der öffentlichen Verwaltung zu realisieren, sondern
sich von Beginn an der fachlichen Diskussion mit
Unternehmen und wissenschaftlichen Einrichtungen
offen zu stellen, bedeutet einen Paradigmenwechsel
in der deutschen Verwaltungslandschaft. 
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Deutschland verändert sich rasant. Immer mehr Men -
schen ziehen in Ballungsgebiete, strukturschwache
Regionen verlieren an Bevölkerung. Unternehmen
verlagern Standorte, fusionieren oder kooperieren –
auch über Landesgrenzen hinweg. Menschen werden
mobiler, wechseln häufiger ihren Wohnsitz und
Arbeitsplatz. Um die steigenden Anforderungen an
ihre Qualifikation zu erfüllen, müssen sie sich regel-
mäßig weiterbilden – ein Leben lang. Und die Men -
schen werden nicht nur älter, auch der Anteil der
älteren Jahrgänge an der Bevölkerung wächst konti-
nuierlich. Die öffentliche Verwaltung steht vor der
immensen Aufgabe, trotz ungünstiger demografi-
scher Entwicklung und Strukturwandel ihre Service -

orientierung und die Nähe zu Bürgern und Wirt schaft
aufrechtzuerhalten und auszubauen.

Gesellschaftliche und wirtschaftliche Verände -
rungsprozesse zu gestalten, unterstützend zu beglei-
ten und damit Wohlstand und Beschäftigung zu
sichern, gehört zu den wichtigsten Aufgaben von
Politik und Verwaltung. Schnelle, flexible und bür-
gernahe Verwaltungen sind mit ausschlaggebend für
Lebensqualität und Perspektiven der Bürger sowie für
die Ansiedlungsbereitschaft und Wettbewerbs fähig -
keit von Unternehmen. Bürger und Unternehmen
erwarten deshalb exzellente und – ungeachtet aller
föderalen Strukturen – einheitliche Verwaltungs -

≠

Vision
E-Government – sicher, mobil und netzzentriert – hat sich auf breiter Ebene durchgesetzt, ist überall nutzbar
und gestaltet positiv das Miteinander von Verwaltungen, Bürgern und Unternehmen.   

Nutzen
E-Government als technologischer Motor der Verwaltungsmodernisierung leistet einen bedeutenden Beitrag
zu einem effizienten Staat, der Bürgern und Unternehmen ein ideales Umfeld und gute Zukunftschancen
bietet. 

Herausforderungen
Die öffentliche Verwaltung muss trotz ungünstiger demografischer Entwicklung und Strukturwandel ihre
Serviceorientierung und die Nähe zu Bürgern und Wirtschaft aufrechterhalten und ausbauen. 

Handlungsanforderungen 
Deutschland muss die technische und organisatorische Vernetzung von Bürgern und Verwaltungen voran-
treiben, einfache Möglichkeiten für sichere und rechtsverbindliche digitale Kommunikation bereitstellen und
durch geeignete Rahmenbedingungen Investitionsanreize schaffen.

E-Government-Infrastruktur als technologisches
Rückgrat der Verwaltungsmodernisierung
Reinhard Clemens
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Mitglied des Vorstands 
der Deutschen Telekom AG, 
Chief Executive Officer,
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services und messen diese an der aus der Wirtschaft
gewohnten Servicequalität. Die Leistungsfähigkeit
einer Verwaltung ist ein entscheidender Standort -
faktor, der sich unmittelbar auf das Wirtschafts- und
Beschäftigungsklima in einem Staat auswirkt. Hier
hat E-Government eine Schlüsselfunktion. 

Unter E-Government verstehen wir ganz generell
die Verwaltungsmodernisierung mithilfe eines ge -
zielten und innovativen Einsatzes von modernen
Informations- und Kommunikationstechnologien
(engl. kurz ICT). E-Government bezeichnet eine durch -
aus technikgetriebene Verwaltungsreform, wobei die
Technik sich aber dem Ziel unterordnet, die Transfor -
mation der öffentlichen Verwaltungen hin zu kun-
denorientierten, vernetzten Dienstleistern zu unter-
stützen. In diesem Transformationsprozess werden
nicht einfach bestehende Prozesse digital abgebildet.
Vielmehr müssen Prozesse innerhalb der Verwal -
tungs organisation, zwischen der Verwaltung und
ihrer Klientel sowie bei der verwaltungsübergreifen-
den Kooperation zwischen Behörden neu gestaltet
werden. Die Verwaltung löst sich dabei auch von
manchen etablierten Denkmustern, Arbeitsabläufen
und Strukturen. Das bringt große Herausforderungen
und Neuerungen für die Bediensteten der Verwal tun -
gen mit sich. In einem solchen Veränderungs pro zess
kann eine übergreifende E-Government-Stra tegie,
heruntergebrochen auf die verschiedenen Ver wal -
tungsbereiche, das Verständnis für die erforderlichen
Veränderungen fördern und dazu beitragen, den
Mitarbeitern klare Perspektiven aufzuzeigen.

Wie sieht E-Government im 
Jahre 2013 aus?

Was den Einsatz und die Nutzung von E-Government
angeht, so ist Deutschland besser als sein Ruf und auf
einem guten Weg. Laut einer Studie der EU-Kommis -
sion hat sich Deutschland bei internationalen E-Go -
vernment-Rankings von Platz 18 im Jahr 2006 auf
Platz 10 in 2007 vorgeschoben. Der Branchenverband
BITKOM hält es für möglich, dass Deutschland bis
2013 einen Spitzenplatz unter den besten drei euro-
päischen Ländern erreicht. 

Bis dahin haben Internet und Online-Kommuni -
ka tion viele Behördengänge überflüssig gemacht,
und häufig lassen sich komplette Anträge oder

Vorgänge per Internet abwickeln und bezahlen. Die
Verwaltungen arbeiten im Sinne eines „Vernetzten
Föderalismus“ über alle Ebenen hinweg stärker als
bisher zusammen und sind dadurch effizienter und
bürgernäher geworden. Viele Leistungen der Ver -
waltungen werden Bürger und Unternehmen, statt
von Amt zu Amt zu laufen, bei einer einzigen Instanz
beantragen können und bekommen. Das können In -
ternet-Portale mit One-Stop-Government-Funk tio nen
sein, aber auch Bürgerbüros, bei denen Informations -
technologie (kurz IT) und Telekommunikation (kurz
TK) im Hintergrund für eine effiziente Prozessab wick -
lung sorgen. Außerdem gibt es immer mehr mobile
Außendienste, persönliche Berater oder „rollende
Ämter“, die in dünn besiedelten und strukturschwa-
chen Gebieten präsent sind und insbesondere der
wachsenden Zahl von älteren oder in ihren Bewe -
gungs möglichkeiten eingeschränkten Mitbürgern
den Weg zum Amt abnehmen. Eine Entwicklung, die
durch die vielerorts notwendigen Kreis- und Gebiets -
reformen und den damit verbundenen Rückzug der
Verwaltung aus der Fläche noch an Bedeutung ge -
wonnen hat.

Was stimmt die Wirtschaft so optimistisch? Es  ist
vor allem der Umstand, dass in den letzten Jahren viele
wichtige Initiativen und Schlüsselprojekte für Infra -
strukturen und Verwaltungsservices gestartet wurden,
von denen Bürger und Unternehmen schon bald pro-
fitieren werden. In diesen Projekten leistet E-Govern -
ment als technologischer Motor der Verwal tungs -
modernisierung einen bedeutenden Beitrag zu einem
effizienten Staat, der Bürgern und Unter neh men ein
ideales Umfeld und gute Zukunftschancen bietet.

Mit dem Aktionsplan Deutschland-Online bei-
spiels weise unterstützen Bund und Länder das ge -
mein same Ziel, die staatliche Zusammenarbeit auf
der Basis von ICT und E-Government neu zu ordnen,
gezielt Bürokratiekosten abzubauen und Verwal -
tungs  prozesse effizienter zu gestalten. Mit dem Pro -
gramm E-Government 2.0 wurden konkrete Projekte
zum Aufbau einer zukunftsfähigen Infrastruktur für
E-Government gestartet.

Zu den Leuchtturmprojekten in Deutschland ge -
hören zurzeit die Umsetzung der EU-Dienstleis tungs -
richtlinie und die Einführung einer einheitlichen
Servicerufnummer D115. Aus Sicht von Bürgern und
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Unternehmen geht es dabei um die Verbesserung der
Kundennähe und Servicequalität durch zielgruppen-
orientierte Multikanalzugänge zu wesentlichen
Verwaltungsleistungen und um die Möglichkeit des
so genannten One-Stop-Government. Parallel dazu
kommt es quasi hinter den Kulissen zu einer nicht
mehr aufgaben-, sondern im Wesentlichen prozess-
orientierten Gestaltung der Verwaltungsabläufe und
zu neuen Formen einer interkommunal vernetzten
Zusammenarbeit und Leistungserbringung über
Behörden und Verwaltungsebenen hinweg. 

Ein anderes wegweisendes Projekt zielt auf die
Einführung von elektronischen Signaturen, Bürger -
karten und Bürgerportalen, mit denen auf einfache
Weise eine eindeutige Online-Authentifizierung und
-Identifizierung möglich wird. Die entstehende flä-
chendeckende, rechtsverbindliche digitale Kom mu-
nikationsinfrastruktur zwischen Verwaltung, Unter -
nehmen und Bürgern erhöht die Sicherheit im Inter -
net, erschwert beispielsweise Spamming und Phishing
und erlaubt sichere Transaktionen. Das wird nicht
nur der Online-Kommunikation zwischen Amt und
Bürgern/Unternehmen zugute kommen, sondern auch
die Akzeptanz kommerzieller Anwendungen wie
Online-Banking oder Online-Shopping stark er höhen. 

Diese neue Sicherheit wiederum ist Basis für eine
medienbruchfreie und damit höchst effiziente und
wirtschaftliche Abwicklung ganzer Vorgänge auf di -
gi talem Weg – innerhalb einer Behörde oder zwischen
mehreren Behörden, aber auch unter Ein beziehung
der Kundenprozesse im Sinne von integrierten Pro -
zessketten. Damit erschließen sich auch für die Kun -
den der Verwaltungen neue Effizienzpotenziale. 

Auch in den Bildungssektor kommt Bewegung.
Inzwischen ist auch in Deutschland unstrittig, dass
der Einsatz moderner Informationstechnologie als
Lehrmittel den Schulen hilft, ihren Bildungsauftrag
zu erfüllen und Schüler optimal auf spätere berufli-
che Anforderungen vorzubereiten. Hierzulande set-
zen die Bundesländer im Bildungsbereich zuneh-
mend auf den Einsatz moderner ICT-Lösungen und
nutzen beispielsweise multimediale Bildungs platt -
formen über das Internet. 

Im Bereich der öffentlichen Sicherheit ist die ICT
ebenfalls auf dem Vormarsch. Die wachsenden Be -

drohungspotenziale einer globalisierten Welt erfor-
dern von den Sicherheitsbehörden und -organen eine
stärkere Vernetzung untereinander, die ohne moder-
ne Kommunikationstechnologien nicht zu bewerk-
stelligen ist. Insbesondere die längst überfällige Ein -
führung des Digitalen Behördenfunks auf Basis des
TETRA-Standards dürfte in den nächsten Jahren zahl-
reiche Impulse für neue Anwendungen geben, bei-
spielsweise für Leitstellen, mit denen sich die Einsätze
verschiedener Sicherheitsbehörden wie Polizei, Feuer-
wehr und Rettungsdienste übergreifend koordinie-
ren lassen.

Nicht zu vergessen das Gesundheitswesen, dessen
steigende Kosten alle Beteiligten belasten und zu -
gleich herausfordern. Informations- und Kommuni -
kationstechnologien können hier nicht nur dazu bei-
tragen, die administrativen Kosten zu senken. Sie
können auch die Versorgungsqualität verbessern,
beispielsweise durch Fernüberwachung (Tele-Moni -
toring) von wichtigen Körperfunktionen und -werten.
Und in den Bereichen Verkehr und Logistik können
ICT-Lösungen zwar nicht die Wegenetze verbessern,
aber durch intelligente Steuerung der Verkehrsflüsse
Engpässe wenigstens teilweise kompensieren.

Diese Beispiele zeigen, welches Potenzial im E-Go     -
vernment steckt und dass Deutschland viele Anstren -
gungen unternimmt, diese Potenziale zu heben.
Aller dings wird oft Kritik laut, dass es an einer Gesamt-
strategie für E-Government fehle. Machen wir deshalb
automatisch alles falsch?

Wie wichtig ist eine 
E-Government-Gesamtstrategie
für Deutschland?

Grundsätzlich sind wir in Deutschland auf dem richti-
gen Weg. Wir treiben im Moment viele entscheiden-
de Dinge voran, die wir nicht auf die lange Bank
schieben dürfen. Der größte Fehler wäre jetzt, wichti-
ge und wegweisende Projekte auf Eis zu legen und
auf eine Gesamtstrategie zu warten. Das eine zu tun
heißt aber nicht, dass man das andere lassen muss.
Nach der Einrichtung eines Beauftragten für Infor -
ma tionstechnik der Bundesregierung Ende 2007 ist
es nur konsequent, im nächsten Schritt eine übergrei-
fende E-Government-Strategie zu erarbeiten und zu
verabschieden. Ohne eine solche Strategie wird es
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sehr schwierig, die Verbesserungspotenziale und
Synergien, die im E-Government stecken, in vollem
Umfang nutzbar zu machen. 

Als ICT-Dienstleister, der flächendeckend in
Deutsch land aktiv ist, merken wir das in der täglichen
Praxis. Ein Beispiel ist die Umsetzung der EU-Dienst -
leistungsrichtlinie, die wir absolut befürworten. Die
EU-Dienstleistungsrichtlinie hat zum Ziel, einen
Binnen markt für Dienstleistungen in Europa zu schaf-
fen. Sie verlangt, dass die öffentlichen Verwaltungen
in der EU bürokratische Hürden abbauen und grenz-
überschreitende elektronische Services und einheitli-
che Ansprechpartner für Unternehmen realisieren.
Mit der Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie sind
ausdrücklich und auch implizit Herausforderungen
an eine stärker integrierte Verwaltungsorganisation
und -vernetzung verbunden. 

Kern der Umsetzung ist der so genannte Ein heit -
liche Ansprechpartner (EAP), über den Dienstleister
aus EU-Staaten ab Ende 2009 grenzüberschreitend
die Aufnahme eines Gewerbes beantragen können.
Wie dieser EAP ausgestaltet wird, ist den Ländern
überlassen. Entsprechend unterschiedlich sind die
Lösungen, die verschiedene Länder und Kommunen
anstreben. Das trägt dem Föderalismusgedanken
Rechnung, erhöht aber vielfach den konzeptionellen,
den technischen und den finanziellen Aufwand für
die Umsetzung. Eine E-Government-Gesamtstrategie
könnte bei solchen Vorhaben – ohne dabei normati-
ven Charakter entwickeln zu müssen – Ländern und
Kommunen Orientierungshilfen geben und so zu
einer Vereinheitlichung der E-Government-Infra -
struk turen beitragen. Das gilt auch für viele An wen -
dungen, bei denen die Verwendung unterschiedli-
cher Standards und Verfahren eine behördenüber-
greifende Zusammenarbeit erschwert oder gar un -
möglich macht.

Eine Gesamtstrategie für E-Government ist des-
halb – gerade in einem föderalen System – von großem
Wert, wenn es darum geht, die unterschiedlichen
Beteiligten und Betroffenen durch gemeinsam getra-
gene Ziele und eine gemeinsame Vision zusammen-
zuschweißen. Genau das ist bei der Verwaltungs -
moder nisierung erforderlich: Anders als etwa in der
freien Wirtschaft lassen sich im öffentlichen Sektor
die in Jahrzehnten gewachsenen Strukturen und

Verfahren nicht einfach in kürzester Zeit durch eine
zentrale Managemententscheidung umstellen. Neben
aktuellen Projekten und Initiativen gehört daher auch
eine E-Government-Gesamtstrategie auf der Agenda
ganz nach oben. Nur so kann Deutschland Spitzen -
reiter für E-Government in Europa werden.

Diese Strategie muss die zentralen gesellschaftli-
chen und technologischen Entwicklungen berück-
sich tigen, die einen starken Einfluss auf die Ver wal -
tung der Zukunft haben. Dazu zählen insbesondere
Globalisierung, demografischer Wandel, Bedro hungs  -
potenziale und die Evolution der Informations- und
Kommunikationstechnologien. Eine E-Government-
Gesamtstrategie muss der Verwaltung Wege aufzei-
gen, wie sie adäquat auf diese Veränderungen reagie-
ren kann. Gleichzeitig muss sie der privaten Wirt schaft
die Möglichkeiten einräumen, die Verwaltung dabei
effizient zu unterstützen.

Welche Erwartungen verbinden
sich mit einer E-Government-
Gesamtstrategie?

An eine E-Government-Gesamtstrategie richten sich
verschiedene Erwartungen. Sie soll die Grundlage bil-
den für einen verwaltungsübergreifenden Konsens
über wesentliche Ziele der Verwaltungs moder ni sie -
rung. Diese Ziele müssen sich in der praktischen
Umsetzung unter Wahrung des Föderalismus prin zips
operationalisieren lassen. Die Strategie muss die
erforderlichen rechtlichen und politischen Rahmen -
bedingungen schaffen und Rahmenrichtlinien set-
zen, welche Standardisierung und Interoperabilität
fördern. Sie sollte den Verwaltungen als Richtschnur
für ihre Zeit- und Haushaltsplanung und als Grund lage
für das interne Akzeptanzmanagement im Rah men
des Changeprozesses dienen. Als ICT-Unternehmen
erhoffen wir uns schließlich von einer E-Government-
Gesamtstrategie, dass wir auf dieser Basis unsere
Lösun gen und Angebote optimieren können. Außer -
dem sollte sie eine verlässliche Leitschnur sein für
faire partnerschaftliche Beziehungen und Kondi tio -
nen zwischen der öffentlichen Hand als Auftraggeber
und der deutschen ICT-Wirtschaft als Realisierer von
E-Government-Projekten. 

Ein anderer Aspekt in diesem Zusammenhang ist
der Umstand, dass die besten E-Government-Infra -
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strukturen ihren vollen Nutzen nicht entfalten können,
wenn auf der Nutzerseite die Bürger nicht über einen
adäquaten Netzzugang verfügen. Basis für eine brei-
te Nutzung von E-Government ist die Weiter ent wick -
lung hin zu leistungsfähigeren Breitbandnetzen in
Deutschland. Dazu gehören sowohl neue, glasfaser ba -
sierte Zugangsnetze als auch innovative mobile Breit -
bandlösungen, die beispielsweise für den ländlichen
Raum genutzt werden können. Um diese Wei terent -
wicklung zu fördern, müssen die nötigen regula to ri -
schen und politischen Rahmenbedingungen im Markt
gesetzt werden. Beispielsweise sollten Investi tions an -
reize nicht durch Regulierungsmaßnahmen zu nich te
gemacht, sondern die unternehmerischen Risiken
von Investoren angemessen berücksichtigt werden.
Zur Unterstützung mobiler Breitbandnetze bietet es
sich außerdem an, durch die Digitalisierung freiwer-
dende Frequenzbereiche des heutigen Rund funks –
auch digitale Dividende genannt – zur Nutzung frei-
zugeben.

Welche Bedeutung hat netz -
zentrierte ICT für die
Verwaltungs modernisierung?

Von besonderer Bedeutung innerhalb einer E-Go -
vernment-Gesamtstrategie ist die ICT-Infrastruktur.
Eine leistungsfähige, dynamisch erweiterbare und
skalierbare E-Government-Infrastruktur ist die not-
wendige Grundlage für erfolgreiche und nachhaltig
realisierbare E-Government-Lösungen und stellt das
technologische Rückgrat der Verwaltungs moderni -
sierung dar. Sie basiert auf einer verwaltungsüber-
greifenden Netzinfrastruktur, die es ermöglicht,
unterschiedliche Domänen föderativ zu vernetzen
und wesentliche Services in der Fläche anzubieten. 

Angesichts der oftmals noch nicht ausreichenden
Standardisierung – insbesondere im Kontext einer
prozessorientierten Umsetzung der EU-Dienstleis -
tungs richtlinie, bei der viele Akteure mit sehr unter-
schiedlichen technischen Rahmenbedingungen in
durchgängige und medienbruchfreie Prozessketten
eingebunden werden müssen – bieten ergänzend zu
netzzentrierten Ansätzen auch serviceorientierte
Architekturen (SOA) technische, organisatorische
sowie wirtschaftliche Potenziale. Die Kombination
von Business Process Management (BPM) und service-
orientierten Architekturen mit netzzentrierten Struk -

turen schafft die notwendige Voraussetzung zur Um -
setzung flexibler Lösungen unter Beteiligung aller
Akteure und unter Einbindung bestehender IT-Ver -
fah ren bei geringeren Kosten.

Die Anforderungen an die Sicherheit dieser Infra -
strukturen werden immer höher. Nicht nur aufgrund
der personenbezogenen Daten, die per se in der Ver -
waltung anfallen. Auch die zunehmende Mehr fach -
nutzung ein- und derselben Infrastrukturen für Ver -
waltungen, Sicherheitsbehörden und Bildungs insti tu-
tionen verlangt Plattformen, die für alle Anwendun -
gen eine durchgehende Sicherheit („end-to-end“) und
Servicequalität auf höchstem Niveau garantieren.
Diese Plattformen sind eine ideale Voraus setzung, um
E-Government stärker auf netzzentrierte ICT-Lösun gen
abzustützen. Netzzentrierte ICT-Lösungen er mög  li -
chen es, Dienste und Anwendungen von zentralen
Servern oder vom Rechenzentrum aus über das siche-
re Netz flexibel an beliebigen Arbeitsplätzen be reit -
zustellen – auch über mobile Netze, was den An for -
derungen nach einer größeren Mobilität be stim mter
Verwaltungsmitarbeiter entgegenkommt. Ein we -
sentlicher Baustein einer künftigen Gesamt strategie
sollten daher Ansätze sein, die ein sicheres, netzzen-
triertes und mobiles E-Government unterstützen.

Netzzentrierte ICT-Lösungen sind die Konse quenz
technischer und wirtschaftlicher Entwicklungen der
letzten Jahre. Informationstechnologie und Tele kom -
mu nikation sind immer mehr zusammengewachsen
– ein Prozess, der längst noch nicht abgeschlossen,
aber bereits allgegenwärtig ist. Der Anruf beantwor -
ter im Netz, das Abrufen von E-Mails oder Webseiten
mit einem mobilen Endgerät oder das Bezahlen der
Parkgebühr mit dem Handy – all das sind Beispiele für
heutige ICT-Anwendungen. Das Beispiel Parkgebühr
zeigt, dass sich über solche ICT-Lösungen ganze Ge -
schäftsprozesse medienbruchfrei abwickeln lassen.

Parallel zu den technologischen Entwicklungen
fordert der globale Wettbewerb von der Wirtschaft
immer schnellere Prozessinnovationen, d.h. Ver ände -
rungen, wie sie auch von der Verwaltungs moderni -
sie rung erwartet werden. In dem Maße, wie die Effi -
zienz und Zuverlässigkeit der einzelnen Geschäfts -
prozesse in den Mittelpunkt rücken, müssen die Fach -
abteilungen die neu entstehenden technischen An -
forderungen erfüllen und Wege finden, wie sie diese
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Geschäftsprozesse unterstützen oder gar verbessern
können. Zudem müssen sie die zunehmende Mobi li -
tät ihrer Mitarbeiter entsprechend unterstützen. Das
macht ein ständiges Anpassen der Geschäfts prozesse
sowie der IT-, TK- und Applikations land schaft erfor-
derlich. In der Industrie werden mittlerweile bereits
bis zu 80 Prozent des Budgets für War tung und Betrieb
und lediglich 20 Prozent für Weiter entwicklung und
Optimierung verwendet.

Bisher wurde die Aufgabe der Geschäfts prozess -
orientierung gelöst, indem Fachabteilungen Spezi fi ka-
tionen entwickelt haben, die dann in der IT-Abtei lung
gebündelt wurden, um die passende IT, TK oder Appli-
kation zu liefern. Die IT-Abteilung hat diese gebün-
delten Anforderungen entweder selbst erbracht oder
fremdvergeben. Dabei kamen häufig relativ statische
Verträge zustande, welche die Anforderungen nur
zum Zeitpunkt ihrer Definition erfüllten.

Heute verlangen Unternehmen und Verwal tun -
gen in ihren Ausschreibungen immer häufiger inte-
grierte Angebote von Anbietern, die möglichst vieles
oder alles aus einer Hand liefern können. Komplexe
Aufgaben werden eins zu eins als Anforderung an die
Dienstleister weitergegeben, nicht zuletzt, um diese
Anforderungen auch flexibel ändern zu können.
Konzentrierte sich die Nachfrage bisher auf Technik,
so sind heute komplette Problemlösungen gefragt.
Dabei ist es von sekundärem Interesse, ob die Lösung
auf IT oder TK, Festnetz oder Mobilfunk basiert. Haupt-
sache, der Geschäftsprozess funktioniert. 

Hierfür spielt der Begriff „netzzentriert“ eine
wichtige Rolle. Die Anforderungen an flexibel anpass-
bare, hochverfügbare und kostengünstige Services
lassen sich am besten erfüllen, wenn wesentliche
Ressourcen im Netz bereitgehalten und den Arbeits -
plätzen bei Bedarf zur Verfügung gestellt werden.
Dabei kann es sich um Daten handeln, aber auch um
Anwendungen, die als „Software aus der Steckdose“
bei den Nutzern ankommen. 

Die Vorteile: Anpassungen der Prozesse oder
Opti mierungen der Anwendungen müssen lediglich
an einer zentralen Stelle vorgenommen werden und
stehen anschließend allen Nutzern automatisch zur
Verfügung – sei es im Amt oder unterwegs auf einem
mobilen Endgerät. Auch eine Erweiterung der

Ressourcen, beispielsweise für zusätzliche Anwender
oder um mehr Speicherplatz, ist schnell und kosten-
günstig möglich. Oft profitieren die Nutzer dabei von
den für ICT-Lösungen typischen Skaleneffekten. Nicht
zuletzt werden zentrale Ressourcen im Netz den An -
forderungen an Datenkonsistenz und Daten sicher heit
viel besser gerecht als eine unkoordinierte Verteilung
über viele heterogene lokale Ressourcen. 

Die zentrale Bereitstellung von Anwendungen
und Diensten – beispielsweise für Fachverfahren – ist
ein wichtiges Instrument, um weitere Effizienz poten -
ziale für die Verwaltung zu heben. Vorteile liegen
darin, dass gleiche Funktionen nicht mehrfach imple-
mentiert werden müssen und Kosten für die Entwick -
lung nur einmal anfallen. Bei Änderungen entsteht
weniger Aufwand, da die Pflege nur an einer Stelle
erfolgen muss. Dass Funktionen jeweils nur auf eine
Art und Weise implementiert werden, unterstützt die
Bildung von Standardprozessen. Die Möglichkeit des
zentralen Austausches einzelner Komponenten führt
zu einer hohen Flexibilität. Außerdem lassen sich
über greifende Funktionen wie Reporting vergleichs-
weise einfach implementieren. Netzzentrierte ICT-
Lösungen sind somit ein geeignetes Instrument, um
E-Government sicher, flexibel, mobil und kostengüns-
tig zu machen.

Was bringt netzzentrierte ICT in
der konkreten Praxis?

Hier drei Beispiele. Was bringt netzzentrierte ICT
etwa für die Kommunen, bei denen es zwischen 1.500
und 3.000 verschiedene Verwaltungsprozesse gibt,
deren Optimierung einer Herkulesaufgabe gleich-
kommt? Dass bei derart vielen Prozessen nicht jede
Kommune jeden Prozess in Eigenregie in Angriff neh-
men kann, liegt auf der Hand. Auch IT-Dienstleister
können die Optimierung dieser kommunalen
Prozesslandschaft nicht im Alleingang bewältigen.
Ein möglicher Aus weg: Das Modell der so genannten
Prozess gemein schaften, bei dem Kommunen, kom-
munale Rechen zentren und IT-Dienstleister eng
zusammenarbeiten. Dazu sind nicht nur neue techni-
sche Lösungen, sondern auch neue Kooperations-
und Geschäftsmodelle erforderlich. 

Prozesse werden nach diesem Modell gemein-
sam entwickelt, von den Rechenzentren zentral im

39



Netz bereitgestellt und anderen Kommunen zur Miete
angeboten. Davon profitieren alle Seiten. Die Kommu -
nen, die Prozesse mieten, vermeiden hohe Investi tio -
nen. Diejenigen, die sie produzieren, können sich über
die Mieteinnahmen refinanzieren. Der ICT-Dienst leis -
ter profitiert von seinen Services für das Rechen zen -
trum. Die Optimierung der Prozesslandschaft gewinnt
an Tempo, die verbesserten Verwaltungs dienst leis-
tun gen kommen schneller bei Bürgern und Wirt -
schaft an – ob es um eine digitale Bauakte geht, eine
Tagesmutterbörse oder die Koordination des Außen -
dienstes.

Von der besonderen Flexibilität netzzentrierter
ICT-Lösungen profitiert ein Bundesland, das die
regio nal verteilten Ressourcen für seine polizeilichen
Leitstellen an zentraler Stelle im Netz zusammenge-
führt hat. Das spart einerseits Kosten und vereinfacht
den Betrieb. Es bietet aber auch neue Nutzungs -
möglich keiten. Bei einem Gefahrguttransport quer
durch das Land beispielsweise lassen sich verschiede-
ne regionale Leitstellen zu einem einzigen virtuellen
Leitstand zusammenschließen. Es entsteht quasi eine
virtuelle Sicherheitsorganisation, die den gesamten
Transport lückenlos im Auge hat. Darüber hinaus er -
möglicht die zentrale Datenhaltung ein einfaches
und schnelles Zusammenstellen und Auswerten von
landesweiten Einsatzinformationen und statistischen
Daten. Früher mussten diese Informationen mühsam
zusammengeführt werden. Und für den Fall, dass
eine einzelne Leitstelle einmal ausfällt, kann jetzt
sofort ein anderes Revier einspringen.

Als drittes und letztes Beispiel für netzzentrierte
ICT sei eine internetbasierte Lösung für die elektroni-
sche Beschaffung und die digitale Vergabe kommu -
na ler Aufträge genannt. Kommunen nutzen diese
Lösung auf Mietbasis, alle notwendige Software hält
der ICT-Anbieter im eigenen Rechenzentrum bereit.
Gleichzeitig kümmert er sich um Wartung, Pflege
und Aktualisierung. Das Rechenzentrum ist durch
umfangreiche Sicherungsmaßnahmen gegen unbe-

rech tigten Zugriff geschützt. Neben hohen Sicher heits   -
standards und redundanter Auslegung der Server
sor  gen ein zweistufiges Firewall-Konzept, spezielle
Datensicherung sowie ständige Überwachung für
den sicheren Betrieb. Die Verfügbarkeit der gesamten
Lösung wird durch ein verbindliches „Service Level
Agreement“ vertraglich garantiert. 

Netzzentrierte ICT lässt den Verwaltungen also
viele Optionen offen. Sie können einzeln oder im
Ver bund ganz gezielt prozessspezifische ICT-Unter -
stüt zung anfordern und damit ihre Dienstleistungen
für Bürger und Wirtschaft effizient und professionell
erbringen. Dabei geht der Trend hin zu einer ganz-
heitlichen und prozessspezifischen Nachfrage nach
IT, TK und Applikationen nach höchsten Sicherheits -
standards aus einer Hand. 

Fazit

Eine E-Government-Gesamtstrategie, die den heuti-
gen und künftigen Möglichkeiten netzzentrierter ICT
Rechnung trägt, wird erheblichen Anteil an einer
erfolgreichen Verwaltungsmodernisierung haben.
Sie wird Deutschland wichtige Impulse geben, die die
technische und organisatorische Vernetzung von
Bürgern und Verwaltungen vorantreiben. Außerdem
sollte sie dazu beitragen, einfache Möglichkeiten für
sichere und rechtsverbindliche digitale Kommuni ka -
tion auf breitbandigen Infrastrukturen bereitzustel-
len und durch geeignete regulatorische Rahmen -
bedingungen Investitionsanreize hierfür schaffen.

Eine solche Strategie, erfolgreich und mit Nach -
druck durchgesetzt, kann unsere Vision für das Jahr
2013 Wirklichkeit werden lassen: „E-Government –
sicher, mobil und netzzentriert – hat sich auf breiter
Ebene durchgesetzt, ist überall und jederzeit verfüg-
bar und gestaltet positiv das Miteinander von Ver -
waltungen, Bürgern und Unternehmen.“
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Deutschland im Jahr 2013 – 
eine Vision

Wie sollte E-Government aus Sicht eines Bürgers idea-
lerweise aussehen? Dazu wollen wir eine gedankliche
Reise in die Zukunft unternehmen.

Herbst 2013 in einer deutschen Großstadt:
„Erst am Ende des Tages komme ich zur Ruhe. Ein Um  -
zug ist immer anstrengend. Nun stehen alle Schränke
an ihrem Platz und auch mein Laptop funktioniert
dank drahtloser Technologie problemlos. Bevor ich es
vergesse, jetzt schnell ein paar Formalien erledigen.
Noch kenne ich mich in der neuen Stadt nicht aus,
aber das ist auch nicht nötig. Unter der zentralen
Einstiegsseite www.deutsche-behoerden.de klicke
ich nur auf ‚Umzug’ und gebe meine neue Adresse

ein. So gelange ich automatisch zum zuständigen
Einwohnermeldeamt. Den Vorgang kenne ich schon
vom letzten Umzug, denn alles sieht bis auf Namen
und Wappen der Stadt gleich aus. Jetzt fordert mich
das System auf, mich auszuweisen. Dazu halte ich ein-
fach meinen elektronischen Personalausweis an den
Laptop – der kontaktlose Kartenleser ist längst serien-
mäßig. Am Bildschirm sehe ich, welche Daten über-
mittelt werden sollen. Ich bestätige kurz mit meiner
PIN, schon werde ich persönlich begrüßt. Ich gebe
meine neue Adresse ein. Das System verzichtet auf die
Vorlage des Mietvertrags. Aber auch das wäre kein
Problem gewesen, da ich meinen elektronisch unter-
schriebenen Mietvertrag auf dem Laptop gespeichert
habe – mit standardisierten Datenformaten, so dass
er mühelos verarbeitet werden könnte. Noch einmal
muss ich meine PIN eingeben, dann ist die Um mel dung

≠

Vision
E-Government 2013 sollte so einfach und selbstverständlich sein wie heutzutage Online-Banking: 
Alle Standardvorgänge können elektronisch beantragt und verarbeitet werden.

Nutzen
Der Bürger erhält Nutzen durch einfache Verwaltungsvorgänge, die ihm Zeit, Mühe und Geld sparen. 
Die Verwaltung wird schneller, schlanker und effizienter.

Herausforderungen
Die bestehenden E-Government-Projekte müssen als Teil eines Gesamtkonzepts verstanden und entsprechend
verzahnt werden. Dies erfordert eine Roadmap mit aufeinander abgestimmten konkreten Zielen.

Handlungsanforderungen 
Alle Beteiligten, insbesondere Bund, Länder und Kommunen, müssen sich auf eine Infrastruktur sowie auf
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erfolgt und die neue Adresse gleich elektronisch auf
den Ausweis übertragen. Eine Meldebestätigung geht
gleichzeitig an das Postfach meines Bürger portals.

Jetzt zeigt mir das System eine Liste möglicher
Aktionen, die erfahrungsgemäß bei einem Umzug zu
erledigen sind. Das System erkennt, dass ich ein Auto
angemeldet habe und bietet mir neue Kennzeichen
an. Wenige Klicks genügen und ich habe mein neues
Nummernschild mit Wunschkennzeichen, geliefert
wahlweise nach Hause oder an die nächste Werkstatt.
Die Gebühr bezahle ich einfach mit meiner Bank karte.
Für die Mülltonnen muss ich noch angeben, wie viele
Personen in meinem Haushalt leben sollen. Dabei
kann ich gleich Sperrmüll bestellen, denn im Keller
hat der Vormieter Gerümpel hinterlassen. Zuletzt
fragt das System noch, ob es mich zum Neu bürger -
empfang einladen darf, der jeden Sommer im Rat haus
stattfindet. Die Einladung kommt per E-Mail, aber
hingehen muss ich dann natürlich persönlich.

Dann kommt mir noch die Idee, dass ich ein Konto
für die Mietkaution brauche. Die Filialen sind längst
geschlossen, aber mit wenigen Klicks bin ich im On -
line-Banking-Portal meiner Bank. Nun noch einmal
kurz den elektronischen Personalausweis gezückt und
den Vertrag bestätigt, schon ist das Konto eröffnet.
Gleichzeitig hat die Bank meine neuen Adress daten
übernommen. Die Bestätigung der Bank leite ich per
E-Mail an meinen Vermieter weiter. Wenn er sich jetzt
noch gegenüber der Bank ausweist, ist der Vor gang
abgeschlossen. Eigentlich ist Umziehen gar nicht so
schlimm, wenn nur nicht die vielen Bücher kisten wä -
ren. Als E-Buch würden alle auf einen USB-Stick pas-
sen, aber ein gutes Buch muss ich eben doch noch in
die Hand nehmen können – altmodisch hin oder her.“

Wirklichkeit 2008: Manches erreicht –
noch viel zu tun
Ein bisschen mutet das oben beschriebene Szenario
noch wie Science-Fiction an: Alles geht elektronisch.
Alles ist einfach. Es gibt eine zentrale Einstiegsseite.
Der Personalausweis ist der Schlüssel zu allen Anwen -
dungen. Elektronische Dokumente, ob privat oder
öffentlich, sind universal einsetzbar.

Dabei müsste es nicht bei der Fiktion bleiben.
Tech   nologisch ist all das schon heute möglich. In der

Welt der Banken ist das meiste sogar Realität: So gibt
es beispielsweise für alle Kunden der Deutschen Bank
eine zentrale Einstiegsseite. Das Online-Banking sieht
gleich aus, egal in welcher Stadt meine Filiale liegt.
Ein Authentisierungssystem (z. B. PIN/TAN oder Signa -
turkarte) bietet Zugriff zu allen Diensten, von der
Überweisung bis zum Aktienkauf. Am Ende kann ich
mir die Bestätigung als Datei auf meinem Rechner
speichern, auf Wunsch auch in einer weiterverarbeit-
baren Form. Ähnlich arbeiten die Portale vieler Banken
und Sparkassen.

Der Vergleich mit dem Online-Banking zeigt, wo
die Herausforderungen im E-Government liegen.
Trotz vieler guter Ansätze gibt es heute weder eine
ein heitliche Einstiegsseite, noch ein allgemeines
Authen tisierungssystem, einen sicheren Zustellweg
oder einheitliche Standards für elektronische Doku -
mente. In der Praxis bedeutet E-Government deshalb
vielfach nur die Bereitstellung von Formularen im
Internet, die ausgedruckt und handschriftlich unter-
schrieben auf althergebrachtem Weg per Post an die
Behörde übermittelt werden. Dabei gibt es durchaus
einzelne Anwendungen, die versuchen, eine mög-
lichst komplette elektronische Bearbeitung zu er mög-
li chen. ELSTER ist ein Beispiel. Hier kann der Bürger
seine Steuererklärung am Computer erstellen und
die Daten direkt ins System des Finanzamts übertra-
gen. An ELSTER erkennt man aber auch die aktuellen
Probleme: Weil es kein allgemeines Authenti sie rungs-
system gibt, betreibt ELSTER ein eigenes Trust Center
und stellt eigene Zertifikate aus – einsetzbar nur für
die Kommunikation mit den Finanzbehörden. Elek tro  -
nische Belege können nicht eingereicht werden.
Pflicht bescheinigungen der Banken, z. B. für den Ka -
pitalertragsteuerabzug auf Zinsen und Dividen den,
müssen im schriftlichen Original vorgelegt werden.
Auch der Steuerbescheid kommt klassisch mit der
Post. Eine elektronische Version kann zwar angefor-
dert werden, entfaltet aber keine Rechtswirkung. Es
fehlt eine sichere Zustellung (zum Nachweis des Be -
ginns der Widerspruchsfrist) und ein elektronisches
Siegel, das die Echtheit bestätigt. So muss bei mögli-
chen weiteren Verwaltungsverfahren, die auf dem
Einkommensteuerbescheid aufbauen, z. B. bei der
Beantragung von BAFöG oder Wohngeld, immer auf
den Papierbescheid zurückgegriffen werden – eine
Bremse für den Ausbau von E-Government.
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Positiv zu vermerken ist, dass die bestehenden
Lücken inzwischen erkannt sind und an ihrer Lösung
mit höchster politischer Priorität gearbeitet wird. So
soll die Initiative D115 einen zentralen Einstiegspunkt
für Verwaltungsverfahren bieten. Der elektronische
Personalausweis (ePA) verfolgt das Ziel, eine einheitli-
che und allgemein verfügbare Identifikations- und
Authentisierungsinfrastruktur zu schaffen. Bürger -
portale sollen die Frage der sicheren und rechtsver-
bindlichen Zustellung lösen. Daneben arbeitet das
Bundeswirtschaftsministerium an der rechtlichen
Verankerung von Signaturen durch juristische Perso -
nen, mit denen elektronische Massendokumente wie
Steuerbescheide, Kontoauszüge oder Telefon rech -
nun gen abgesichert werden können.

Noch sind die bestehenden Initiativen zu wenig
untereinander und mit den Anwendungen verzahnt.
So beschränkt sich der zentrale Behördenzugang
zunächst auf eine Telefonnummer. Der elektronische
Personalausweis hat bei der Ausgabe nur eine Identi -
tätsfunktion, die zur Beantragung von Lohn ersatz -
leistungen aller Art im Rahmen des ELENA-Verfah rens
nicht ausreicht. Bürgerportale können grundsätzlich
mit dem elektronischen Personalausweis kombiniert
werden, setzen aber parallel auf andere Zugangs -
mechanismen und bieten ihrerseits einen Identitäts -
dienst an. Dokumente können zwar über Bürger -
portale rechtsverbindlich zugestellt werden, bei der
Entnahme aus dem Portal geht die Beweiskraft und
damit die Weiterverwendbarkeit ohne weitere Maß -
nahmen jedoch verloren. Hier fehlt ein (obligatori-
sches) elektronisches Siegel, das die Dokumenten -
eigenschaft erhält.

Eine Herausforderung stellen auch nicht aufein -
ander abgestimmte Verwaltungsprozesse dar. So
scheitert die Vision einer einheitlichen Schnittstelle
zu Einwohnermeldeamt, Kfz-Zulassungsstelle und
Finanzamt an inkompatibler Software und fehlenden
Standards. Sind Aufgaben und die damit verbundenen
IT-Systeme in Hoheit der Länder oder Kommunen,
unterscheiden sich oftmals die technischen Systeme
beträchtlich. Die IT-Landschaft ist noch immer ein
Flickenteppich untereinander nicht kompatibler
Systeme. Lokale Interessen der Bindung an bestimm-
te Hersteller erschweren die Harmonisierung. So ist
es nicht ungewöhnlich, dass Verwaltungen unterei-

nander Daten ausdrucken, per Post versenden und
dann erneut elektronisch erfassen, anstatt Daten -
sätze auszutauschen.

Aus den Erfahrungen der Finanzwirtschaft sind
allgemeine Standards und durchgehende elektroni-
sche Prozesse jedoch kritische Erfolgsfaktoren. Daten -
formate sind in der Finanzwirtschaft seit Langem
standardisiert. So lässt sich mit einer Kreditkarte aus
Deutschland mühelos weltweit an Automaten Geld
abheben. Alle Daten laufen ohne manuelle Eingriffe
bis zur Hausbank – und das trotz der durchaus beste-
henden Unterschiede in den nationalen Bank sys te -
men. Im Online-Banking gibt es einfache und leicht
zu bedienende Authentisierungsverfahren, für deren
Nutzung weder Hardware beschafft noch Software
installiert werden muss. Aufträge aus dem Online-
Banking werden unmittelbar in die Banksysteme
übertragen. Wer online eine Aktie ordert, bekommt
oftmals bereits nach weniger als einer Minute die
Meldung der Ausführung inklusive der Angabe des
Kaufkurses. Dies ist nur möglich, weil die internen
Prozesse durchgehend elektronisch sind und über
Standardschnittstellen zur Börse verfügen. Der Kunde
profitiert nicht nur in puncto Bequemlichkeit und
Schnelligkeit, er hat mitunter auch finanzielle Vorteile.
So geben viele Finanzinstitute beim Online-Broker age
Kostenvorteile an die Kunden weiter – beispielsweise
hat die Deutsche Bank für diesen Zweck das Portal
Maxblue geschaffen. So entsteht gleich mehrfacher
Nutzen für den Kunden.

Wie zentral die Umgestaltung der internen Ab -
läufe ist, zeigt ein Blick zurück in die Bankwelt der
70er und 80er Jahre. Wer in dieser Zeit als Privat kunde
eine Aktie kaufen wollte, ging oftmals noch in die
Filiale. Dort wurde ein Kaufauftrag handschriftlich
oder per Schreibmaschine ausgefüllt, vom Kunden
unterschrieben und anschließend per Hauspost zur
Zentrale der Bank weitergeleitet. Hier wurden die
Aufträge erfasst und mit einem eigenen System an
die Börse übermittelt. In der Börse wiederum wurden
alle Kleinaufträge gebündelt und zu einem einheitli-
chen Kurs abgerechnet (Kassa). Aufgrund der Anga -
ben der Börse erstellte die Bank anschließend eine
Abrechnung, die per Post dem Kunden zugestellt
wurde. Zwischen Auftragserteilung und Bestätigung
vergingen so drei bis vier Tage. Würde ein solches
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System heute noch bestehen – und manche Verwal -
tungsvorgänge sind durchaus ähnlich aufgebaut –
wäre es wenig sinnvoll, nur einzelne Schritte elektro-
nisch umzugestalten, z. B. die Kauforder per E-Mail an
die Filiale zu übermitteln. Hierdurch würde weder
ein spürbarer Nutzen für den Kunden noch eine sig-
nifikante Kostenersparnis für die Bank geschaffen.
Dasselbe gilt bei E-Mail-Einreichung von Unterlagen
an Behörden, die dann den Eingang doch wieder aus-
drucken und manuell weiterverarbeiten. Vielmehr
müsste der gesamte Prozess analysiert und durch -
gehend neu aufgesetzt werden.

Bei der Auswahl der Prozesse sollte man sich
zunächst auf automatisierbare Vorgänge mit großen
Stückzahlen konzentrieren. Im Bankgeschäft waren
dies Überweisungen und Wertpapierorders. Eine
komplexe Baufinanzierung oder gar Fragen zur Exis -
tenzgründung werden auch von Banken weiterhin
im persönlichen Gespräch mit dem Berater vor Ort
besprochen. Wer versucht, bereits im ersten Schritt
zu viele Sonderfälle abzudecken, wird wahrscheinlich
scheitern.

Eine der wichtigsten Aufgaben von E-Government
wird daher sein, die Verwaltungsvorgänge selbst an -
zufassen. Die Umgestaltung der internen Abläufe, das
„Process Redesign“, ist die notwendige Voraussetzung
und der erste Schritt zu effizientem E-Government.
Dazu ist es erforderlich, dass allgemeine Schnitt stel len
und Standards definiert sind. Nur so können später
Daten von einer Stelle zur anderen übergeben wer-
den. Nur so können Daten automatisiert verarbeitet
werden. Nur so entsteht ein erlebbarer Nutzen für
alle Beteiligten.

Eine Roadmap für E-Government in
Deutschland
In Deutschland gibt es viele gute Ansätze für E-Govern-
ment. Nun muss es darum gehen, diese Ansätze aufei-
nander abzustimmen und einen Fahrplan mit klaren
Meilensteinen und Verantwortlichkeiten festzulegen.

Im ersten Schritt müssen die Ziele festgelegt wer-
den. Welche Verwaltungsvorgänge sollen elektro-
nisch abgebildet werden? Welche Vorarbeiten sind
erforderlich? Welche Prozesse müssen neu gestaltet
werden? Welche Schnittstellen und Standards sind
erforderlich? Wo und wie entsteht der größte Nutzen?

Nur wer sich über den Nutzen im Klaren ist, kann
zielgerichtet investieren. Dabei muss der föderative
Aufbau kein Nachteil sein, so wie der Wettbewerb im
Bankensektor Online-Banking eher beflügelt als be -
hin  dert hat. Im föderalen System kann sich erweisen,
wel che Umsetzung den größten Nutzen erzeugt. Ver -
bind liche Festlegungen benötigen wir jedoch bei den
zu grunde liegenden technischen Standards. In der
deutschen Finanzwirtschaft übernimmt der Zen trale
Kreditausschuss (ZKA) diese Rolle. Hier benötigen wir
ein Pendant; als Federführer böte sich der Bundes-
CIO an.

Im zweiten Schritt müssen alle Beteiligten, öffent -
liche Hand wie Privatwirtschaft, ihre Anforderungen
an die benötigte Infrastruktur anmelden und sich über
eine gemeinsame Lösung verständigen. Welches
Sicher heitsniveau ist erforderlich? Für wie viele An wen-
dungen reicht eine Identifikation aus, bei wie vielen
ist eine qualifizierte Signatur erforderlich? Wel cher
Teil der Infrastruktur sollte daher bei allen Bür gern
vorhanden sein, welcher nur optional? Wie sollen
Dokumente zugestellt werden? Wie kann eine Weiter-
verwendung gewährleistet werden? Welche Rege lun-
gen sind anzupassen, damit aus einem automatisch
erstellten Datensatz (wie z. B. Kontoauszug oder
Steuerbescheid) ein elektronisches Dokument wird?

Die Diskussion über die Infrastruktur bezieht auch
Fragen des Zeitplans, der Finanzierung und des recht-
lichen Rahmens ein. Wann muss welche Infrastruktur
zur Verfügung stehen? Wer finanziert welchen Anteil?
Welche gesetzlichen Vorschriften müssen angepasst
werden? Der Verantwortliche für die Infrastruktur -
komponenten, im Falle von Personalausweis und
Bürgerportal der Bundesinnenminister, erhält dann
einen klaren Auftrag. Gleichzeitig können alle Betei -
ligten auf den Einsatz der gemeinsamen Infra struk tur
verpflichtet werden.

Aktuell wird die Diskussion stark aus Sicht der
Infrastrukturseite geführt. Dort werden Infrastruk tur  -
komponenten wie Personalausweis oder Bür ger portal
entworfen und anschließend Anwendungsfälle ge -
sucht. Die grundlegenden Eigenschaften der Infra -
struktur liegen aber bereits fest. Das führt dazu, dass
z. B. die größte Anwendung der öffentlichen Hand,
das elektronische Entgeltnachweisverfahren ELENA,
weder mit der Grundfunktionalität des Personal aus -
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weises arbeitet noch Bürgerportale nutzt. Ande rer seits
sind manche Funktionen redundant. So bieten Per so -
nalausweis und Bürgerportal parallel Identifikation
und Altersverifikation. Hier sollte eine engere Ver -
zah  nung der Infrastrukturprojekte untereinander
und mit den großen Anwendungen erfolgen.

Bei der Festlegung der Infrastruktur sollte auch
darauf geachtet werden, dass die Nutzung für den
Bürger mit möglichst geringen Kosten verbunden ist.
Gerade die Erfahrungen mit der qualifizierten Sig na -
tur haben gezeigt, dass ein Modell, bei dem der Bürger
finanziell in Vorleistung treten muss, nur wenig
Akzeptanz findet. Stattdessen kann über Gebühren -
ermäßigung für E-Government-Nutzer nachgedacht
werden, ähnlich wie die Banken beim Online-Banking
verfahren haben. Dies ist auch gerechtfertigt, denn
E-Government-Nutzer nehmen eine geringere Leis -
tung in Anspruch und verursachen weniger Kosten.

Abgestimmt auf den Zeitplan der gemeinsamen
Infrastruktur müssen die Betreiber der Anwen dun gen
dann ihre Projektpläne vorlegen. Mit dem Roll-out
des elektronischen Personalausweises sollte dieser
bei ELSTER, bei ELENA und in kommunalen Anwen -
dungen einsetzbar sein. Steuerbescheide oder Ren -
ten informationen sollten an die Bürgerportale als
Postfach zugestellt werden und nach der Entnahme
aus dem Postfach als elektronische Dokumente wei-
terverwendbar sein.

Sukzessive können neue Anwendungen an die
vorhandene Infrastruktur andocken. Technische
Stan dards werden in einem klar definierten Ver fah ren
unter Beteiligung aller Betroffenen fortentwickelt.
Haben sich elektronische Verwaltungsverfahren eta -
bliert, sollte im letzten Schritt eine grundsätzliche
Verpflichtung zur Annahme elektronischer Anträge
und Dokumente durch alle Behörden erfolgen.

Daraus ergibt sich ein Fahrplan:

3 Schritt 1: Identifikation der relevanten Anwen dun-
gen und Festlegung technischer Standards 

3 Schritt 2: Einigung auf Grundzüge der Infra struk -
tur (ePA, Bürgerportale) inklusive Zeitplan,
Rechtsrahmen und Finanzierung

3 Schritt 3: Umstellung bestehender Anwen dun gen
(z. B. ELSTER, Rentenversicherung) auf die neue
Infrastruktur

3 Schritt 4: Bereitstellung neuer Anwendungen
(z. B. ELENA, e-Justice)

3 Schritt 5: Grundsätzliche Pflicht zur Annahme
elektronischer Anträge und Dokumente durch
alle Behörden

Dabei sollte jeder Schritt mit Zieldatum und Ver ant -
wortlichkeit versehen werden. Der IT-Gipfel der Bun -
desregierung unter der Schirmherrschaft der Bundes -
kanzlerin wäre ein idealer Ort, um eine E-Govern ment-
Roadmap für Deutschland zu verabschieden und sich
für den Folgegipfel die Realisierung der Schritte 1 bis
3 vorzunehmen. Dies wäre ein wichtiger Schritt für
E-Government in Deutschland und würde unseren
Standort nachhaltig stärken.

Ein verbindlicher Fahrplan böte auch der Wirt-
 schaft Verlässlichkeit. Banken könnten ihre Systeme
anpassen, um eine Online-Kontoeröffnung auf Basis
des elektronischen Personalausweises zu ermögli-
chen. Elektronische Bankbelege könnten so gestaltet
werden, dass diese von Steuerberatern und Finanz -
verwaltungen weiterverarbeitet werden können. Der
gesamte Prozess der Rechnungsstellung, Bezahlung,
Verbuchung und Archivierung könnte rein elektro-
nisch verlaufen und dabei ganz erheblich Papier und
Aufwand sparen. Ein vollwertiges elektronisches
Grund buch, vernetzt mit Notaren und Banken, trüge
dazu bei, Eintragungen ohne Zeitverzug vorzuneh-
men – ganz im Sinne des deutschen Mittelstands.
Investitionen setzen jedoch verlässliche Rahmen -
bedingungen voraus. Daher muss klar sein, welche
Aufgaben die öffentliche Hand übernimmt und wie
der Zeitplan aussieht.

Elektronischer Geschäftsverkehr ist eine Chance
zur Kundenorientierung, Modernisierung und Stei ge-
rung der Effizienz, mit der wir den Standort Deutsch -
land voranbringen können. E-Government kann die
notwendige Infrastruktur schaffen und Standards set-
zen und somit eine Basis für den elektronischen
Geschäftsverkehr in Deutschland legen. Dies erfor-
dert ein abgestimmtes Vorgehen und einen klaren
Fahrplan. Es liegt noch ein Stück Weg vor uns. Das
Ziel ist es aber wert, diesen Weg zu gehen.
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Die Zukunft Deutschlands wird nicht zuletzt in den
Städten und Gemeinden entschieden. Sie sind der
Treiber für Reformen. Hier werden die Entschei dun -
gen für mehr Lebensqualität der Menschen und für
mehr Standortqualität der Unternehmen getroffen.
Hier entscheidet sich, ob die Menschen in einer immer
globaler werdenden Welt eine Perspektive finden, ob
sie eine qualifizierte Ausbildung erhalten, ob sie Ar beit
haben und in einer sicheren und gesunden Umwelt
leben können. Diesem Anspruch können die Kommu -
nen künftig nur gerecht werden, wenn sie mo derne
Informations- und Kommuni kations techni ken (IKT)
auch zur Neuausrichtung ihrer Strukturen und Auf -
gaben, zur Politiksteuerung und zur Teilhabe der
Bürger einsetzen. Eine große Herausforderung stellt
die Zusammenarbeit von Bund, Ländern und Ge mein  -
den dar. Bessere Kooperation schafft bessere Dienst -
leistungen für die Bürger. Bund, Länder und Gemein -
den müssen mehr kooperieren. Das ist durch Ver -

netzung möglich. Deshalb müssen neue Instrumente
der Kooperation in das Grundgesetz aufgenommen
werden. Ein moderner Staat braucht eine moderne
Verwaltung. 

Die Leistungsfähigkeit von Staaten wird zuneh-
mend zu einem Standortfaktor. Bei den in Deutsch land
anstehenden Reformen geht es darum, die Leistungs -
fähigkeit unseres Bundesstaates insgesamt deutlich
zu verbessern. Das geht nur mit einer neuen Zusam -
men arbeit von Bund, Ländern und Gemeinden unter
Einbeziehung der Bürger. Nach einer jüngsten Unter -
suchung von Kearney belaufen sich die Gesamt kosten
für verwaltungsinterne Dienstleistungen in Deutsch -
land bei Bund, Ländern und Gemeinden auf rund
26 Mrd. Euro pro Jahr, wobei rund 680.000 Beschäftig te
aller drei Ebenen für diese Aufgaben eingesetzt wer-
den. Durch gemeinsame Dienstleistungszentren kön-
nen nach der Studie mindestens drei Mrd. Euro pro

≠

Vision
Teilhabe und Mitmachen durch die Bürger stärken die Demokratie und sichern Freiheit.

Nutzen
Die Eigenverantwortung der Bürger wird gestärkt, Staat und Kommunen werden entlastet.

Herausforderungen
Alle Politik- und Verwaltungsbereiche müssen miteinander vernetzt werden. Dazu braucht es unter anderem
Konzepte und Regeln für gemeinsame Infrastrukturen.

Handlungsanforderungen 
Der Staat muss in der Informationsgesellschaft Vertrauen schaffen und stärken und Sicherheit garantieren.
Politik und Verwaltung müssen das Denken in Silos aufgeben zugunsten von ressortübergreifenden Politik-
und Handlungsfeldern.

Mit E-Government zu einer aktiven
Bürgergesellschaft
Franz-Reinhard Habbel

Franz-Reinhard Habbel
Direktor Politische
Grundsatzfragen,
Deutscher Städte- und
Gemeindebund



Jahr eingespart werden. Hinzu kommen die Effizienz -
renditen, die in den einzelnen Ebenen systemintern
schlummern; Geld, das wir dringend für wertschöp-
fende Aufgaben wie Bildung, Forschung und Ent wick-
lung brauchen. Die Schubkraft der IKT zu mehr Effi -
zienz und Effektivität, zu mehr Transparenz und zu
mehr Beteiligung, zur besseren Analyse und Steue -
rung sollte aber auch die Politik in Deutschland zu
einem neuen Aufbruch nutzen. Die Zeit ist reif für
eine Agenda der Erneuerung! Der Wohlfahrtsstaat
Deutschland ist nur zu erhalten, wenn wir eine
Agenda 2020 auflegen, die Bildung, Forschung und
Entwicklung, Energie und Infrastrukturen in den
Mittelpunkt der Arbeit stellt und alle Kräfte aus Bund,
Ländern, Gemeinden, Bürgern und Unternehmen zu
einem „New Deal“ zusammenführt.   

Brennpunktthemen sind 
entscheidend

E-Government muss stärker eingesetzt werden, um
die zentralen Politikfelder zusammenzuführen. Das
gilt bei der Erarbeitung von Problemlösungen genau-
so wie für die Umsetzung und Bereitstellung von Pro -
dukten und Diensten der Verwaltung. Oft stehen
heute die Seniorenpolitik, die Familienpolitik, die Bil -
dungspolitik und die Wirtschaftspolitik nebenein -
ander. Jeder versucht sich an neuen Konzepten. Alle
diese Politikbereiche wirken aber ineinander und
miteinander. So hat zum Beispiel die Seniorenpolitik
auch unmittelbar mit dem Thema Bildung zu tun,
und das beginnt ganz unten bereits im Kindergarten.
Deswegen müssen diese Bereiche miteinander ver-
netzt werden.  

Der Neubau der Verwaltung hat sich am Kunden
zu orientieren. Umfassende Kundenorientierung be -
deutet, dass die Brennpunktthemen, die die Men schen
interessieren, in den Vordergrund der Moder nisie rung
gerückt werden müssen. Dazu zählen die Politik -
berei che Bildung, Arbeitsmarkt, Wirtschaft, Gesund -
heit, Familie und Sicherheit. Nicht die Separierung,
sondern die Integration dieser Bereiche mittels IKT
zu ganzheitlichen Konzepten, Lösungen und Diens -
ten ist der richtige Weg. So hat zum Beispiel die Ver -
besserung der Bildung direkte Auswirkung auf die
Unternehmen. Sind qualifizierte Arbeitskräfte in der
Region vorhanden, können Unternehmen dieses Po -
tenzial nutzen. Bildung und Wirtschaft stehen daher

in einem direkten Zusammenhang. Strategien und
Konzepte müssen entsprechend aufeinander abge-
stimmt sein. Darüber hinaus ist ein neues partner-
schaftliches Verhältnis zwischen Staat, Wirtschaft und
Bürger notwendig. Gemeinsame Aufgaben erfüllun -
gen, zum Beispiel durch Public-Private-Partnerships
oder Public-Citizen-Partnerships, kennzeichnen künf-
tig eine ressourcenschonende und effiziente Ver wal -
tung. Diese Neuausrichtung ist angesichts der
Heraus forderungen durch die Globalisierung und
den demografischen Wandel der entscheidende
Baustein für eine IKT-gestützte zukunftsorientierte
Service- und Partizipationskultur der öffentlichen
Verwaltung. 

In der globalen Informationswelt stellen Unter -
nehmen, Einrichtungen und private Dienstleister
immer mehr Dienstleistungen zur Verfügung, die
früher in der Hand von Behörden lagen. So verdrän-
gen beispielsweise Navigationssysteme immer mehr
amtliche Straßenkarten der Katasterämter. Die Auf -
gaben des Staates, der Wirtschaft und der Zivil gesell -
schaft verschieben sich. Deshalb ist es wichtig, der
Frage nachzugehen: Was ist im Zeitalter der Wissens -
gesellschaft Aufgabe des Staates, Aufgabe der Wirt -
schaft oder Aufgabe der Zivilgesellschaft? Reformen
sind erst dann möglich, wenn diese Grundfrage
beant wortet wird. Der Sprung des Internets von der
Information zur Kommunikation und die damit ver-
bundene Neuausrichtung von Diensten auf Indivi -
duen (Web 2.0) haben auch gravierende Folgen für
den „Public Sector“.

Die Städte und Gemeinden werden ihrer neuen
Rolle als moderner Dienstleister, Impulsgeber und
Moderator aber nur gerecht werden, wenn ein neues
Management in Politik und Verwaltung Einzug hält,
das klare Ziele setzt und einen ganzheitlichen Ansatz
verfolgt. Eine wichtige Rolle spielt dabei E-Govern -
ment. Dessen Potenziale sind noch nicht ausgeschöpft,
vielmehr erst in den Anfängen umgesetzt. 

E-Government wird in Deutschland weitgehend
immer noch als bloße „Elektronifizierung“ der beste-
henden Strukturen und Aufgaben verstanden. Mit
dieser einseitigen Betrachtung werden viele Chancen
vergeben, Deutschland zu erneuern und moderne
Servicestrukturen der öffentlichen Hand mit zu kunfts  -
orientierten Dienstleistungen aufzubauen. In Zu kunft
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geht es darum, ganzheitliche Dienstleistungen aus
allen Bereichen der Verwaltung über einen Ver wal -
tungsmanager den Bürgern und Unternehmern an -
zubieten. Die damit verbundene Service- und Quali -
tätskultur erfordert unter anderem mehr kundenori-
entierte und betriebswirtschaftliche Instrumente,
eine Konzentration auf wertschöpfende Tätigkeiten
und eine Reduzierung der Administration. Der im
Rahmen der EU-Dienstleistungsrichtlinie einzurich-
tende „Einheitliche Ansprechpartner“ für ausländi-
sche Dienstleister ist ein erster wichtiger Schritt. Der
Einheitliche Ansprechpartner wird sich sehr schnell
auch in allen anderen Bereichen des Verwaltungs -
handelns durchsetzen. Im Mittelpunkt steht dann
eine stärker themen- oder centerorientierte Ver wal -
tung (beispielsweise ein Zentrum für Arbeit und So -
ziales, Familiencenter, Bildungscenter und Gesund -
heitscenter). Die derzeit geplante Einführung der ein-
heitlichen Behördenrufnummer D115 ist der Einstieg
in ein solches Modell (115plus).

Damit kein Missverständnis entsteht: Die Digitali -
sierung aller Geschäftsprozesse in der Verwaltung ist
dringend erforderlich und hat zum Teil bereits be -
gonnen. Damit wird der Weg frei, die in der deutschen
Verwaltung schlummernden Effizienzrenditen zu
heben (Haushaltskonsolidierung durch E-Govern -
ment). Vorab ist es aber dringend notwendig, auf
allen Ebenen die Aufgaben auf den Prüfstand zu stel-
len. Vorbildhaft hat dies gerade das Land Schleswig-
Holstein getan mit dem Ergebnis, dass bis auf zwei
Behörden alle Landesbehörden abgeschafft werden.
Im zweiten Reformschritt müssen alle Prozesse analy-
siert und auf ihre weitere Notwendigkeit in einer
Netzverwaltung hinterfragt werden. Erst dann kann
mit der Digitalisierung begonnen werden. 

Zuviel Bürokratie: Weg von den
Silos hin zum Netzwerk

Die Geschäftsprozessoptimierung durch Digitali sie -
rung ist aber nur die eine Seite der Medaille. Mehr als
25.000 Behörden arbeiten in Deutschland mehr oder
weniger in siloartigen Strukturen nebeneinander her.
Sie tun das, was der Gesetzgeber ihnen aufgetragen
hat, oftmals ohne die Wirkungen in andere Bereiche
hinein mit zu berücksichtigen. Dies ist auch in aller
Regel nicht zulässig, weil dafür andere Behörden

zuständig sind. Gesamtgesellschaftlich betrachtet
werden so die Aufgaben in vielen Fällen nicht effizient
und nicht effektiv erbracht. Eine ebenenübergreifen-
de Zusammenarbeit wird dies ändern. Nach der Mo -
dernisierung arbeiten die noch verbleibenden Behör -
den in einem bundesweiten, einheitlichen Daten raum,
in dem dezentral gespeicherte und verantwortete
Daten miteinander kommunizieren.  

Zu viele Ebenen

Bis zu sieben Ebenen, von der Gemeinde über das Land
bis zur Europäischen Union, befassen sich häufig mit
identischen Aufgabenfeldern und oftmals mit den
gleichen Zielgruppen. Sie erhöhen die Bürokratie und
machen den Staat teuer und langsam. Hierarchie und
Kontrolle statt Kooperation und Zusammen arbeit sind
zentrale Merkmale der heutigen Verwaltung. Die Welt
ist aber nicht eindimensional. Wer die Le bens qualität
der Menschen und die Standort quali tät der Unter neh-
men verbessern will, muss die Poli tik felder und die
Akteure zusammenführen und gemeinsame Dienst -
leistungen schaffen. Nur mit einer Netzwerk ver wal -
tung werden die Aufgaben in der Zukunft ge meistert
werden können. Sie besitzt die notwendige Flexibili tät,
auf unterschiedliche Anforderungen in unterschied-
lichen Regionen individuell reagieren zu können. In
der Wissensgesellschaft ändern sich angesichts der
Globalisierung, der demografischen Ent wicklung,
der Migration, der Klimaveränderungen und der da -
mit verbundenen Energiefragen die Auf gaben der
Verwaltung und damit die Dienst leistun gen in viel
schnelleren Zyklen, als das in der Ver gan genheit in
einem mehr oder weniger statischen System der Fall
war. Isolierte Einzelarbeit läuft zunehmend ins Leere. 

Die neuen Kunden

Die Verwaltungsmodernisierer haben überwiegend
die Verwaltung und noch zu wenig die Bürger im
Blick. Noch viel zu oft sind die Reformansätze an den
Bedürfnissen der Institutionen orientiert, anstatt die
Kunden in den Mittelpunkt zu stellen. Die Verwal tung
muss um den Bürger herumgebaut werden. Es gibt
Masterpläne des Bundes, der Länder und der Gemein -
den, aber keinen Masterplan, der aus der Sicht der
Nutzer – Bürger und Unternehmen – Strukturen und
Aufgaben der Verwaltung neu definiert. Wer die
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Verwaltung reformieren will, muss aber in erster Line
an die Kunden denken. Darüber hinaus wächst eine
Generation heran, die anders kommuniziert. Diese
„iPod-Generation“ wächst in einer globalen Welt auf,
in der nationale Grenzen immer weniger Bedeutung
haben. Blogs und Podcasts geben ihnen Möglich kei -
ten, ihre Ideen und Meinungen in die Welt zu tragen.
Manche fühlen sich durch ihr mobiles Verhalten be -
reits gleichzeitig als Bürger mehrerer Gemeinden.
Für die Verwaltung bedeutet dies, ihre Dienste so
zusammenzustellen, dass die Bürger hiervon einen
unmittelbaren Nutzen haben. Auch die Politik muss
sich auf die junge Generation einstellen, will sie nicht
die Menschen für die Arbeit am Gemeinwesen verlie-
ren. Junge Menschen sind bereit, in ganz konkreten
Projekten auf Zeit zu arbeiten. Formen und Ansprache
ändern sich. Notwendig ist zum Beispiel eine bessere
mediale Aufarbeitung politischer Vorhaben und
Entscheidungen. 

Integrierte Gesamtstrategie für
Deutschland notwendig 

Für die große Politik gilt ebenfalls der Grundsatz:
Weg von den Silos hin zur Vernetzung. Die Reform
der Verwaltung, der sozialen Sicherungssysteme, die
Reform des Gesundheitswesens und die Arbeits markt-
reform sowie die Bildung stehen alle in einem inne-
ren Zusammenhang. Deshalb ist es notwendig, eine
schlüssige Gesamtstrategie zu entwickeln. Die einzel-
nen Bereiche müssen nicht nur beim Aufbau durch-
gängiger Prozessketten, sondern auch bei der ganz-
heitlichen Bereitstellung von Services sowie bei der
künftigen Gestaltung öffentlicher Aufgaben und der
daraus resultierenden Dienste stärker zusammenar-
beiten. Die modernen Informations- und Kommuni -
ka  tionstechniken müssen in den Dienst dieser Stra -
tegie gestellt werden. Daraus ergibt sich auch die Not -
wendigkeit nach einem neuen Regierungs mana ge -
ment. Die Politik richtet sich nicht mehr an Ressorts
aus, sondern an den Problemen und Heraus forde -
rungen. Die Ressorts sind Teil eines Politikfeldes, wie
zum Beispiel Bildung oder Arbeitsmarkt. Themati sche
Arbeitsgruppen arbeiten ressortübergreifend und
geben die Ziele vor. 

Netzwerkverwaltung aufbauen

Wie es in der Luftfahrt eine „Star Alliance“ verschie-
dener Einzelfluggesellschaften gibt, die aus Kunden-
und betriebswirtschaftlicher Sicht in vielen Bereichen
zusammenarbeitet und gemeinsame Ressourcen
nutzt, könnte eine „Public Alliance“ verschiedenster
Be hörden und Ebenen ebenfalls gemeinsame Ressour -
cen nutzen und Dienstleistungen gemeinsam anbie-
ten. Das Ziel wäre, eine vernetzte Back-Office-Ver wal -
tung in ganz Deutschland aufzubauen. Mit anderen
Wor ten: Die politischen Strukturen werden von den
Ver waltungsstrukturen getrennt. Die Aufgaben blei-
ben dort, wo sie gesetzlich verankert sind, die in for -
ma tionstechnische Abwicklung und Durch führung
unterliegen aber dem Primat der Zusammenarbeit. 

Dazu ist eine Governance notwendig, die die Ver -
fahren, die Entscheidungsträger und die Finanz strö -
me für alle Beteiligten transparent macht. Auf diese
Weise kann dem Demokratiegebot und der Zu ord -
nung von Verantwortung Rechnung getragen wer-
den. So wäre zum Beispiel jederzeit sichtbar, welche
Behörde welche Ermessensentscheidung ausübt. Im
Bereich der Administration könnten so alle Behörden
zusammenarbeiten und Dienste, wie zum Beispiel
Zahlungssysteme, gemeinsam nutzen. Auch der ver-
meintliche Gegensatz zwischen Zentralität und De -
zentralität wäre aufgelöst, denn alle Komponenten
wie Daten und Services befänden sich unter der Ver -
antwortung der zuständigen Stelle im Deutschen
Ver waltungsnetz (das bedeutet nicht zwangsläufig
an einer physischen zentralen Stelle). Sie könnten von
den zuständigen Behörden genutzt werden, um ihre
Dienste je nach Anforderungen flexibel zusammen-
zustellen (Baukastensystem). Für die Zusammen arbeit
zwischen den Unternehmen und innerhalb der Ebe -
nen gilt das Prinzip der Freiwilligkeit. Die Basis der
einheitlichen IT-technischen Infrastruktur ist aller-
dings durch ein IT-Infrastrukturgesetz gesetzlich fest-
zulegen. 

Um einen solchen Paradigmenwechsel hin zur
vernetzten Verwaltung zu erreichen, muss im ersten
Schritt die Politik ein klares Signal in Richtung mehr
administrativer Zusammenarbeit innerhalb der Ebe -
nen und zwischen den Ebenen setzen. Entwürfe zu
einer Ergänzung des Grundgesetzes in Richtung mehr
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Kooperationen zwischen den Ebenen liegen im Rah -
men der Föderalismuskommission II inzwischen vor.
So genannte zweckgebundene Verwaltungsverbände
könnten ebenenübergreifende Aufgaben wahrneh-
men. Gemeinden und Kreise könnten dem Verwal -
tungs verbund beitreten. Damit würde Deutschlands
Verwaltung über ein flexibles Instrument verfügen,
welches die besonderen Stärken der jeweiligen Ver -
wal tungsebenen im Interesse des Kunden zusam men -
bringt. Ein vernetzter Föderalismus, der mit all seinen
Möglichkeiten eines „Flexible Response Systems“ auf
Veränderungen in Gesellschaft und Wirtschaft schnell
zu reagieren in der Lage ist, wäre die deutsche Ant wort
auf weltweite Veränderungen. 

In einem zweiten Schritt sollten die mit einem
solchen Paradigmenwechsel einhergehenden Fragen
der Neuausrichtung des Verwaltungsrechts einge-
hend in Wissenschaft, Politik und der Praxis erörtert
werden. Am Ende der Debatte könnte ein Verwal -
tungs kooperationsgesetz stehen. Darin könnte auch
die notwendige Governance formuliert werden. 

Im dritten Schritt sollte eine breite Informations -
kampagne in der Verwaltung starten, um die Vorteile
einer Netzwerkverwaltung für die Bürger und für die
Verwaltung selbst zu vermitteln. 

Aufgabenerfüllung durch
Technikeinsatz optimieren

Die neuen Informations- und Kommunikations tech -
ni ken machen es möglich, die „Black-Box-Verwal -
tung“ zu öffnen und beispielsweise durch Analyse -
daten die wirtschaftliche oder gesellschaftliche Lage
in der Ge meinde viel zeitnaher und besser zu erken-
nen und darzustellen. Die damit gewonnene Trans -
parenz ist eine wichtige Voraussetzung für qualitäts-
vollere Entscheidungen und Maßnahmen. Notwen -
dig ist ein dialogorientiertes E-Government, das staat-
liche und kommunale Akteure mit der Wirtschaft
und der Zivilgesellschaft stärker zusammenbringt. 

Mit E-Government lassen sich auch die Poten ziale,
die in einer Stadt oder Region liegen, besser erken-
nen, um daraus gemeinsam mit Bürgern, Wirtschaft
und Wissenschaft mehr zu machen. Die Frage lautet:
Was kann E-Government dazu beitragen, damit wir

auch in Zukunft in Wohlstand und Freiheit leben
können? Was sind die Dienste von morgen, um den
Menschen ein optimales Umfeld an Dienstleistungen
in einer globalen Welt zu geben? 

Mit E-Government die aktive
Bürgergesellschaft stärken

Stadtentwicklung ist ein komplexer Vorgang. Die kom-
munikative und organisatorische Trennung zwischen
Verwaltung, Bürgern und Wirtschaft muss durch
eine bessere Vernetzung aufgelöst werden. Die lokale
Familienpolitik kann zum Beispiel dadurch gestärkt
werden, dass die Kindergarten- oder Be treuungs -
plätze der Stadt, der Kirchen, von Betrieben und pri-
vaten Anbietern auf einer gemeinsamen Plattform
dargestellt werden, die auf freie Plätze hinweist und
Hilfsangebote interaktiv koordiniert. 

Die Schul- und Bildungspolitik, einschließlich der
betrieblichen Bildungsangebote, könnte so besser
koordiniert und konzentriert werden. Die Bildungs -
angebote müssen künftig elektronisch unterstützt
und E-Learning-Systeme verstärkt eingesetzt werden.
Auf diese Weise kann die Sprachförderung der Men -
schen mit Migrationshintergrund hiervon profitieren. 

Im Rahmen der Städtebaupolitik könnten Vor -
haben oder Bauplanungen von Unternehmen virtuell
dargestellt und mit den Bürgern diskutiert werden.
Dies würde die Akzeptanz erhöhen und die Verfahren
beschleunigen. 

In der medizinischen Versorgung – etwa bei der
Betreuung älterer Menschen – sind die Möglichkeiten
der modernen Informationstechnologie noch nicht
annähernd ausgeschöpft. So könnte der Arzt bei einem
Patienten vor Ort, zum Beispiel über einen Laptop und
ein schnelles Datennetz, unmittelbar auf Unter su -
chungs ergebnisse aus früheren Behand lun gen zu -
greifen und diese zu seiner Diagnose und Therapie
heranziehen. Damit würde mancher lange und be -
schwerliche Weg vermieden. Erste erfolgreiche An -
wendungen gibt es in Friedrichshafen im Rahmen
des Projekts T-City. 

Voraussetzung ist bei allen diesen Anwendungen
eine ausreichende Breitbandinfrastruktur. Diese ist in
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Deutschland noch nicht vorhanden. Mehr als 800 Ge -
meinden mit 2.200 Ortschaften sind unterversorgt
oder nicht an das Breitbandnetz angebunden. Be -
troffen sind davon drei Millionen Haushalte mit fünf
Millionen Menschen, überwiegend im ländlichen
Raum. Ohne Breitband ist wirtschaftliches Wachstum
und Teilhabe am gesellschaftlichen Leben einschließ-
lich Bildung in Zukunft nicht mehr möglich. 

Teilhabe und Mitmachen

Die neueste Entwicklung im Internet heißt „Web 2.0“
oder „Soziales Internet“. Damit ist vorrangig eine be -
sondere Einbindung der Nutzer gemeint, in welcher
sie als unbezahlte Informationslieferanten an der
Erstellung von Internetangeboten beteiligt sind
(„User-Generated-Content“). Das Web 2.0 bietet auch
für die Kommunen und die Kommunalpolitik erheb-
liche Potenziale. Insbesondere die Entstehung einer
neuen Öffentlichkeit und die aktive Einbindung der
Öffentlichkeit in Arbeitsabläufe der kommunalen
Behörden sind attraktiv.

Das „Mitmach-Internet“ stärkt die Teilhabe der
Bürger an der Politik und fördert das Gemeinwesen.
So startet das Bundesministerium für Familie, Senio -
ren, Frauen und Jugend im Herbst 2008 in Koopera tion
mit den kommunalen Spitzenverbänden das Projekt
IT-Engagement in 2.000 Kommunen. Mittels einer
Internetplattform soll in diesen Städten, Kreisen und
Gemeinden die Gemeinwesenarbeit durch Spen den -
portale (Zeit, Sach- und Geldspenden) und Börsen, auf
denen Angebote und Nachfrage zueinander finden,
gefördert und gestärkt werden. Mittelfristig ist eine
deutschlandweite „Engagement-Zentrale“ notwen-
dig, die mit der geplanten Behördenrufnummer 115
zu verbinden ist und als ein „Drehkreuz der Zivil gesell-
schaft“ Bürgern, Aktiven, Experten und Ent schei -
dungs  trägern einfache Zugänge zu Engagement-
und Beteiligungsmöglichkeiten eröffnet. Es geht da r -
um, digitale Verbindungen zu schaffen – zwischen
Bürgern und Organisationen, gesellschaftlichen
Sektoren, Milieus, Kommunen und Bundesländern.
So wie Business-Netzwerke im Web 2.0 brauchen wir
für zivilgesellschaftliche Zwecke in Anlehnung an
„Facebook“ eine Art „Socialbook“, welches vielfältige
Kommunikations- und Engagementmöglichkeiten
eröffnet. 

Neue Öffentlichkeit und
Einbindung in kommunale
Arbeitsabläufe  

Für Kommunen sind insbesondere die Entstehung
einer neuen Öffentlichkeit und die aktive Einbindung
der Öffentlichkeit in Arbeitsabläufe der kommunalen
Behörden attraktiv. Das Hauptaugenmerk liegt dabei
insbesondere auf Nutzern, die auch bei sonstigen
Web 2.0-Angeboten bereit sind, aktiv Daten beizu-
steuern. Der Anteil der Nutzer, die aktiv Infor ma tio nen
einstellen, schwankt zwischen vierzig Prozent bei
Fotoportalen und zehn Prozent bei Wikipedia. Der
Anteil der aktivsten Informationseinsteller liegt bei
zwei bis drei Prozent der Anwender. Die gezielte Mo -
bilisierung von lokalen Content-Produzenten über
dieses Aktivitätslevel hinaus ist für Kommunen be -
son ders interessant, weil dadurch qualitative Mehr -
werte für die Öffentlichkeitsarbeit, die Image auf wer -
tung sowie für die Unterstützung bei der Erbringung
von Dienstleistungen der Kommunen entstehen. 

Neue Form der Öffentlichkeit
durch Web 2.0 

Durch die Entstehung einer neuen Öffentlichkeit bei
der Nutzung von Web 2.0-Elementen lassen sich
sowohl die herkömmlichen Beteiligungs- und Parti -
zipationsformen kostengünstiger und effizienter ge -
stalten als auch neue Formen der Beteiligung hervor-
bringen. Die Kölner Bürger konnten beispielsweise
im Herbst 2007 über das Internet vorschlagen, wo die
Stadt Köln sparen und wofür die Stadt Geld ausgeben
soll. Möglich wurde dies durch den Kölner Bür ger  -
haushalt. Im Jahr 2007 standen die Themen „Sport“,
„Straßen, Wege und Plätze“ und „Grünanlagen“ im
Mittelpunkt. Bürger konnten konkrete Vorschläge
machen und Anregungen mitteilen. Diese wurden
dann dem Rat der Stadt Köln zur Beratung und Ent -
scheidung vorgelegt. Das Projekt wurde unter ande-
rem mit dem Publikumspreis des 8. E-Government-
Wettbewerbs 2008 ausgezeichnet. 

Die Stadt Hamburg geht in Sachen Internet -
gestüt zter Bürgerbeteiligung neue Wege. Ziel des
Projektes „Stadtplanung im Netz“ ist es, Bauvorhaben
in Hamburg direkt über das Internet einsehen zu
können. Bisher war ein Weg zum Stadtplanungsamt
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unumgänglich, wenn es darum ging, Genehmi gun gen
oder Informationen über Bauvorhaben zu bekommen.
Hamburg ist die erste Großstadt in Deutschland, die
das Projekt „Stadtplanung im Netz“ umsetzt, neun
weitere werden folgen. Bebauungspläne sollen von
nun an bequem von zu Hause oder dem Büro eingese-
hen und auch ausgedruckt werden können. Die Sta -
tistik zeigt deutlich, dass der Bedarf und die Anfrage
groß sind. So gab es seit Beginn des neuen Projektes
bis zu 6.000 Seitenzugriffe pro Monat und auch die
hocherfreuten Bürger sprechen eine klare Sprache.

In der Bildungspolitik existieren ebenfalls gelun-
gene Beispiele, die zeigen, wie Lehrer, Eltern und
Schü ler gemeinsam auf einen Online-Dienst zugrei-
fen und – über mehrere Schulen hinweg – Inhalte
bereitstellen können. Neue Formen des Journalismus
oder gar der Kulturpolitik sind in der Erprobung, bei
denen engagierte Leser wichtige Zeitdokumente bei-
tragen oder sich um lokales Kulturgut und Kultur -
veranstaltungen kümmern. In den ersten Gemeinden
entstehen „Wikis“, die die Geschichte des Ortes durch
die Bürger darstellen. 

Auf diese Weise lassen sich die vorhandenen und
die noch unentdeckten Möglichkeiten der Ent steh ung
neuer Formen von Öffentlichkeit unterstützen. Er fah -
rungen aus verschiedenen Projekten haben ge zeigt,
dass Web 2.0-Angebote zwar nicht das Interesse der
Bürger an politischer Partizipation an sich steigern,
aber dass die Intensität und Qualität der Beteiligung
und der Beiträge über das Medium Internet deutlich
höher sind als früher. Immer mehr Mandatsträger
berichten, dass sie ihren Wahlkampf mit Hilfe des
Internets führen. Es besteht dabei die Chance, sich ge -
rade durch die Anwendung von Web 2.0-Ange bo ten
als besonders modern und bürgernah darstellen zu
können. Ein Blick auf die Auseinandersetzung zwi-
schen Barack Obama und Hillary Clinton um die
Präsi dentschaftskandidatur in den USA zeigt sowohl
die Potenziale als auch die Gefahren eines auch on -
line geführten Wahlkampfes. Möglich sind schnelle
Diskussionen und Schlagabtausche, unkontrollierba-
re Blogs und Foren, die Bereitstellung von Video- und
Audiodateien im Internet, jenseits ihrer Präsenz auf
Wahlkampfveranstaltungen und in den Printmedien.
Die Nutzung des Internets erweitert die Reichweite
sowie die Intensität des Wahlkampfes und bringt
neue Maßstäbe politischer Glaubwürdigkeit hervor.  

Einbindung der Bürger in
Arbeitsabläufe der Kommune

Neben einer neuen Öffentlichkeit sind die Web-2.0-
Angebote eine gute Möglichkeit, die Öffentlichkeit in
Arbeitsabläufe der Kommune mit einzubinden und
auf diese Weise Informationen und Kenntnisse durch
die Bürger zu erhalten. Ein bekanntes Beispiel ist das
englische Projekt „Fix-my-street“, bei dem Bürger auf
einer Website Mängel, Probleme oder einfach nur
Auffälligkeiten in der Infrastruktur ihres lokalen Le -
bens umfelds melden können. Aufgrund dieser Hin -
weise kann eine Kommune den Schaden viel zielge-
richteter beheben lassen als im Rahmen turnusmäßi-
ger Kontrollen. Es ist einfacher und schneller, direkt
zu einer von einem Bürger gemeldeten defekten
Straßenlaterne zu fahren und diese zu reparieren, als
das gesamte Straßennetz nach Defekten abzufahren.
Dieses Projekt gilt als Erfolg und zeigt, dass die Bürger
sehr wohl bereit sind, ihre Kommune zu unterstützen
und lokale Informationen einzubringen. Wenn, wie
in diesem konkreten Fall, der Rückmeldekanal intui-
tiv und ohne umfangreiche Computerkenntnisse zu
handhaben und keine gesonderte Anmeldung erfor-
derlich ist, dann sind die Bürger eher geneigt, eine
Meldung zu machen, als wenn sie anrufen oder gar
einen Brief schreiben müssten.  

Aus Prozesskostensicht ist auch die Sammlung
der Meldungen über einen solchen spezialisierten
Kanal kosteneffizienter als parallel durch Telefon,
Brief und die turnusmäßigen Vor-Ort-Befahrungen.
Wenn die Mängel dann zeitnah behoben werden
können, erhöht sich die Zufriedenheit der Bürger,
weil sie selbst zur Behebung beigetragen haben und
ernst genommen werden.  

Dieses einfache Beispiel aus einem Bereich der In   -
frastrukturpolitik zeigt, welche Potenziale in Web 2.0-
Angeboten stecken, die bisher nicht oder nur annä-
hernd realisiert wurden. In Anwendung oder Ent wick-
lung sind auch Web 2.0-Angebote für lokale Sicher -
heit und Nachbarschaftsschutz, Quartierentwicklung
oder Kulturpolitik. Bei internen Prozessen, wie die
Per sonalgewinnung, greifen viele Personal verant wort  -
liche ebenfalls auf das Web 2.0 als Informations quelle
über die Bewerber zurück. Hier werden Selbst dar stel -
lung und Bewertungen durch Dritte zu zusätzlichen
Quellen der Einschätzung. Darüber hinaus gibt es
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Web 2.0-Angebote für geschlossene Nutzerkreise,
etwa von Mandatsträgern einer Region für regionale
Politik- und Aushandlungsprozesse.  

Auf Webseiten mit möglichen Namen wie
meineverwaltung.de, meinekommunde.de oder
unserenach barschaft.de könnten bisherige Ange bote
von Kommu nen und Behörden integriert und durch
Funktionen wie persönliche Profile von Poli ti kern
und Bürgern sowie Kommunikations- und Infor -
mationsaus tausch instrumente ergänzt werden. Auf
diesem Wege würden neue Kanäle entstehen, um
neben der Regelung von Verwaltungs angele gen hei -
ten auch in einen unmittelbaren Meinungsaustausch
mit den Bürgern zu treten, um gemeinschaftlich
Lösungen für die Probleme der Kommune oder zur
Organisation ehrenamtlichen Engagements zu fin-
den.

Fazit: E-Government ist hoch 
politisch

E-Government ist die Antwort auf die globale und ver-
netzte Welt von morgen, in der der Staat nicht mehr
die zentrale Steuerung vorgibt, sondern der Einzelne
eine Fülle von Gestaltungsmöglichkeiten, aber auch
Verantwortung hat. Bürger werden sich mit der
Kommune in Netzwerken zusammenschließen und
Aufgaben, wie zum Beispiel die Organisation und den
Betrieb eines Elternkindergartens, gemeinsam wahr-
nehmen. Transparenz, Offenheit, Parti zipa tion und
Wettbewerb führen zu einem leistungsfähigen Staat,
der seinen Bürgern Partner und Garant für die Zu kunft
ist. E-Government macht es möglich, den Verwal tungs-
föderalismus und die Kleinstaaterei in Deutschland
hin zu einem politischen Föderalismus mit hoher
Kreativität und Flexibilität zu überwinden. Die Viel falt
von Ideen, Konzepten und Lösungen wird im Netz -
werk der globalen Welt erst richtig zur Ent fal tung
kommen. Die Globalisierung wird den Prozess der
Regionalisierung und der kommunalen Selbst ver -
waltung erst zur Blüte bringen. E-Government stärkt
die Kommunen und damit die Selbstverwaltung der
Gemeinden und der Bürger. Freiherr vom Stein, der
Begründer der kommunalen Selbstverwaltung, des-
sen 250. Geburtstag wir im Jahr 2007 feiern konnten,
hätte seine Freunde an den Themen Internet und
E-Government, würde er heute noch leben.
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1. Strategiekontext

In der „Hannoverschen Erklärung“ zum 2. Nationalen
IT-Gipfel vom 10. Dezember 2007 heißt es: „Wir haben
ein klares Ziel: Deutschland soll hinsichtlich IKT-ge -
stützter Verwaltung und Justiz bis 2010 unter die Top 3
in Europa kommen“1. Eine solche klar auf Wett be werb
abzielende Strategie kann nicht ohne ein Moni toring
des europäischen und internationalen Kon tex tes ent-
wickelt werden. Deshalb ist zunächst ein Blick auf das
umgebende Wettbewerbsumfeld erforderlich. 

Die Vereinten Nationen plädieren in ihrem „Uni -
ted Nations eGovernment Survey 2008“ für eine Stra -
te  gie „From eGovernment to Connected Gover -

nance“. Die ses neue Konzept leiten sie von einem
„Whole-of-Go vern ment-Approach“ ab, der bedeutet:
„Govern ment agencies and organizations share
objectives across or ganizational boundaries, as oppo-
sed to working solely within an organization“.
Weiterhin heißt es: „What is important is to think
about connected go vern ance with a view towards the
reengineering of technology, processes, skills and
mindsets of public officials in the government within
a holistic framework”2.

Die Kommission der Europäischen Gemein schaf -
ten hat bereits in ihrer Mitteilung vom 26. September
2003 zur Rolle elektronischer Behördendienste
(eGovernment) für die Zukunft Europas eGovernment

≠
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definiert als „Einsatz der Informations- und Kommu -
nikationstechnologien in öffentlichen Verwaltungen
in Verbindung mit organisatorischen Änderungen
und neuen Fähigkeiten, um öffentliche Dienste und
demokratische Prozesse zu verbessern und die Ge stal -
tung und Durchführung staatlicher Politik zu erleich-
tern“3. In einem von der Kommission finanzierten Pro-
jekt „Roadmapping eGovernment Research“ ha ben die
Projektpartner folgende Visionen und Maß nah men
„Towards Innovative Governance in 2020“ aufgelistet:4

3 Trust in eGovernment

3 Semantic and cultural interoperability of public
services 

3 Information quality

3 Assessing the value of government ICT in -
vestments

3 eParticipation, citizen engagement and demo-
cratic processes

3 Mission-oriented goals and performance
management

3 Cyber infrastructures for eGovernment

3 Ontologies and intelligent information and
knowledge management

3 Governance of public-private-civic sector
relationships

3 Government’s role in the virtual world

3 Crossing borders and the need for governance
capabilities

3 eGovernment in the context of socio-demo -
graphic change

3 Data privacy and personal identity

Die 7. Europäische Benchmarking-Studie „The User
Challenge – Benchmarking the Supply of Online
Public Services” wurde im September 2007 veröffent-
licht.5 Ihr Fokus auf „service delivery” wird inzwi-
schen als überholte Vision von eGovernment angese-
hen. Im Kontext von Web 2.0 komme es vielmehr auf
die Transparenz der öffentlichen Informationen an.
Da her wird vorgeschlagen, statt 20 öffentlichen Basis -
dienstleistungen 20 Basisinformationen anhand von
vier Ebenen der Transparenz und Wiederverwend -
barkeit öffentlicher Informationen zu vergleichen.6

Da die Platzierung, wie verschiedene Benchmarking-
Studien zeigen, entscheidend von der Auswahl der
Indikatoren abhängt, sollte Deutschland noch inten-
siver bemüht sein, frühzeitig bei der Entwicklung die-
ser Indikatoren mitzuwirken.

Darüber hinaus erscheint es für eine wettbewerbs-
orientierte eGovernment-Strategie unverzichtbar,
regelmäßig auch die Konzepte der Mitbewerber zu
be obachten und zu analysieren. Dazu bietet das Por tal
www.epractice.eu zahlreiche Übersichten über die
Situation und den Fortschritt von eGovernment in
33 europäischen Staaten an, die alle sechs Monate
aktualisiert werden. So enthält beispielsweise die ak -
tuelle eGovernment-Strategie von Österreich, das an
der Spitze der europäischen Benchmarking-Stu dien
liegt, folgende Prinzipien: proximity to citizens, con-
venience through efficiency, confidence and se curity,
transparency, accessibility, usability, data protection,
cooperation, sustainability, interoperability and tech-
nological neutrality. 

Für die Entwicklung einer deutschen eGovern -
ment-Gesamtstrategie bis 2013 ist es sicherlich auch
von Relevanz, welche Ergebnisse die so genannte
Föderalismusreformkommission II im Hinblick auf
die Einbeziehung und Umsetzung von IT erbringen
wird7 sowie welche Veränderungen die Umsetzung
der EU-Dienstleistungsrichtlinie für die deutsche
Verwaltung nach sich ziehen wird. Eine europäische
Studie hat ergeben, dass bisher nur wenige Mitglied -
staaten konkrete Pläne zur Implementierung dieser
Richtlinie entwickelt haben.8 In Deutschland liegt der
Entwurf eines vierten Gesetzes zur Änderung verwal-
tungsverfahrensrechtlicher Vorschriften vor, der vor
allem ein neues „Verfahren über eine einheitliche
Stelle“ enthält.9 Weiterhin ist auch der Entwurf eines
eGovernment-Gesetzes für das Land Schleswig-
Holstein von Interesse.

Nicht übersehen werden darf auch, dass die in den
letzten Monaten bekannt gewordenen Miss bräu che
bei der Verwendung persönlicher Daten nicht nur die
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Forderung nach neuen Daten schutz rege lun gen her-
vorgerufen haben, sondern vor allem auch das Ver -
trauen und die Akzeptanz der Bürgerinnen und Bürger
in die Entwicklung und Umsetzung neuer zukunfts-
weisender eGovernment-Lösungen beeinträchtigen
können.

2. Veränderungen staatlichen
Handelns

Eine eGovernment-Strategie kann nicht im luftleeren
Raum, sondern nur auf der Grundlage des aktuellen
Verständnisses der Rolle des Staates, der Auf  ga ben und
Tätigkeiten von Regierungen und Verwal tungen
sowie insbesondere ihres Verhältnisses zu den Bür gern
entwickelt werden. Zu Recht hat daher die OECD im
Jahr 2003 formuliert: „eGovernment is more about
government than about ‚e’“10. In ihrem bereits zitierten
Trend- bzw. Entwicklungskonzept von 2008 „From
eGovernment to Connected Governance“ fordern die
Vereinten Nationen daher „an integrated approach
focussing on enhancing the value of services to the
citizen“.

Auch an anderer Stelle wird auf „shifting para -
digms in public sector evaluation“ hingewiesen, die
für ein Konzept von eGovernment maßgeblich seien.11

Dabei wird eine Entwicklung von Traditional Public
Management über New Public Management hin zu
Public Value Management12 gezogen. Schließlich wird
auch der bereits zitierte Vorschlag zur Weiter ent wick  -
lung eines europäischen eGovernment-Bench mar  -
kings mit einer „underlying ideological discussion of
the desired model of government modernisation“
verbunden. So passe das „online services model“ zum
New-Public-Management-Ansatz, bei dem Infor ma -
tions- und Kommunikationstechniken als Ermögli -
cher für eine mehr unternehmensähnliche und effi-
ziente öffentliche Verwaltung angesehen wurden.13

Dies erfordert, die Veränderungen des Staats- und
Verwaltungshandelns, die teilweise wieder auf grund -
legendere gesellschaftliche Entwicklungen sowie all-
gemeine Denk-, Handlungs- und Entschei dungs mus -

ter zurückgehen, in den Blick zu nehmen. Staatliches
Handeln bei veränderlichen Bedingungen muss sich
dabei vor allem mit Komplexität und Dynamik, Unsi -
cherheit und Vielfalt auseinandersetzen. Dabei kön-
nen Informations- und Kommunikationstechniken
einen wichtigen Beitrag leisten.

3 Im Hinblick auf verteiltes Wissen wird es immer
problematischer, Zuständigkeiten definitiv abzu-
grenzen und exklusiv zuzuordnen. Im Sinne einer
anzustrebenden Optimierung der Problemlösung
lösen sich Grenzen vielmehr auf zugunsten von
Interaktivität und Zusammenarbeit (Kompetenz-
Cluster, Mischverwaltung, Syndikation).

3 Einseitig hoheitliche Entscheidungen weichen
der Einbeziehung und Zusammenarbeit mit Adres sa -
ten und Nutzern (Inclusion, Smart Regulation).

3 Hierarchische Informationsverarbeitung und
Entscheidung werden abgelöst oder ergänzt durch
horizontale und assoziative Modelle (Netzwerke,
Internet).

3 Flächendeckende, umfassende Informations -
angebote weichen aktuellen, ereignisgesteuerten
Bedürfnissen (Allgemeines Informationsverhalten).14

3 Generelle und normative Steuerung wird zuneh-
mend obsolet. Flexible und situative Ansätze treten
an ihre Stelle (Qualitätsmanagement, Falllösungen).

3 Dynamische Kontexte und Inhalte lassen stati-
sche Regelungen fraglich erscheinen und erfordern
vorläufige Entscheidungen (Anpassung,
Optimierung).

3 Die Steuerung im Vorhinein weicht begleitenden
Ansätzen und nachträglichen Rechtfertigungen
(Prozessverfolgung, Accountability).

3 Entscheidungsprogramme ebenso wie Kontroll -
programme können deshalb nicht mehr linear-eindi-
mensional konzipiert werden (Legitimationskette),
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sondern erfordern ganzheitliche, bilanzierende An -
sätze (Legitimations- und Kontrollniveaus, Steue -
rungs-, Qualitäts- und Kontrollregime).

3 Insgesamt zeigt sich damit auch eine Schwer -
punktverlagerung von reiner Input-Legitimation
über die Legitimation durch Prozesse/Verfahren hin
zur Output- und Outcome-Legitimation (Public Value
Management).15

Insgesamt erfordern diese Entwicklungen neue Ar chi -
tekturen des Staats- und Verwaltungshandelns, die
mithilfe von eGovernment modelliert, unterstützt
und abgewickelt werden können. eGovernment-Stra -
tegien müssen diese grundlegenden Ver ände run gen
berücksichtigen. 

3. Wechselseitige Bedingtheit und
Transformation des Verwaltungs  -
handelns

Neue Informations- und Kommunikationsmedien
sind in ihrer Wirkung nicht neutral. Sie erschöpfen
sich nicht in einer bloßen technischen Ermöglichung
und Unterstützung staatlichen Handelns, sondern sie
prägen, gestalten und verändern ihrerseits dieses
Handeln.16 Sie führen zu einer veränderten Wahr neh -
mung, zur Übertragung von Denk- und Hand lungs -
mustern, und sie erlauben ganz neue Services und
Handlungsweisen und verändern dadurch die Ar beits-
und Lebenswelt ebenso wie klassische Institutionen.
Diese wechselseitige Bedingtheit, Veränderung und
Entwicklung führt somit zu einer Transformation des
Staats- und Verwaltungshandelns. Viele der oben
geschilderten Veränderungen wären ohne neue Me -
dien nicht möglich. eGovernment erlaubt und führt
daher auch zu einer anderen Art von Government.

Dies beginnt mit einer qualitativen Veränderung
von Wissensprozessen. Informationsrecherche, Kom -
bination von Daten (Mash-ups), zeitgleiche und ge -
meinsame Erzeugung und Nutzung von Wissen
(Instant Messaging), Optimierung von Entwürfen
(Perpetual Beta, Wiki-Prinzip), Einbeziehung des
Wissens externer Partner (Wikinomics, Open Inno -

vation), Nutzung des Wissens externer Teilnehmer
(Twittern, „Knowledge on the fly“) sind nur einige
Stichworte in diesem Zusammenhang. Das Internet
mit seiner durchdringenden und überall vorhande-
nen (pervasive) Infrastruktur („Providing anywhere,
any time connectivity“17) schafft daher einen neuen
Raum der Information und Kommunikation.

Aber auch die Methoden der Entschei dungs fin -
dung verändern sich. Die Zahl möglicher Alterna ti -
ven steigt, so genannte Decision-Support-Systeme
erlauben eine sorgfältige Einbeziehung und Ab wä -
gung aller Belange, Policy-Modelling und E-Legisla -
tion sind weitere Produkte dieser Veränderung.
Virtuelle Netzwerke erlauben neue organisations-
übergreifende Formen der Arbeitsteilung und Zu -
sammenarbeit. Umgekehrt erfordern sie Zusam men -
führung (Syndikation) und Konvergenz im Hinblick
auf einheitliche Ziele, ganzheitliche Lösungen und
angestrebte Wirkungen. Die Transparenz von Ent -
scheidungsvorgängen ermöglicht andere Formen
der Legitimation und Kontrolle (Accountability).

Insgesamt sind diese transformierenden Wir kun -
gen moderner Informations- und Kommunikations -
techniken auf das Staatshandeln noch nicht abschlie-
ßend erfasst und bewertet. Sie können sowohl zu
Innovation und Bürokratieabbau als auch zu neuen
Bürokratien führen. Ebenso bieten die neuen Mög lich -
keiten Chancen für kreative Weiter entwick lun gen
und die Generierung neuer Wertschöpfung und zu -
sätzlichen Nutzens (Public Value) wie auch die Gefahr
von missbräuchlicher Nutzung und neuen Formen
von Kriminalität (Datenmissbrauch).

Dieses Leben und Arbeiten in der Internet-Gesell -
schaft erfordert eine wirkliche Gesamtstrategie, die
nicht nur technische, organisatorische und verfahrens -
mäßige Aspekte umfasst, sondern auch neue Inhalte
und Dienstleistungen berücksichtigt sowie die perso-
nellen und kulturellen Voraussetzungen und Fähig -
keiten bei dieser Veränderung in den Blick nimmt.
Zu Recht schreiben die Vereinten Nationen in ihrem
Survey 2008: „Evidence indicates that success or failu-
re is less a technological issue and more a people
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issue – in particular the ability to change public ser-
vice cultures and motivate public sector workers to
new ways of working, address trade union concerns
and provide adequately skilled and competent mana -
gement and leadership“. Die Nutzung der Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien ist danach
„critical with its emphasis on the human interaction
with information“.

4. Einfluss und Wirkung von
Web 2.0-Technologien

Ein Musterbeispiel für die wechselseitige Durch drin -
gung von Technologie und sozialen Trends ist die
aktuelle Diskussion um den Einfluss und die Wirkung
von Web 2.0-Technologien. Der Begriff wurde erst-
mals bei einer vom Verleger Tim O’Reilly veranstalte-
ten Brainstorming-Session im Jahr 2004 geprägt,
erlebt aber seitdem eine enorme Konjunktur in
Fachdiskussionen in Gesellschaft, Wirtschaft und
zunehmend auch in der Verwaltung. Unter dieser
zweiten Generation des Internets wurde ursprüng-
lich vor allem Folgendes verstanden:18

3 die Nutzung des Webs als Plattform

3 die Einbeziehung der kollektiven Intelligenz der
Nutzer oder die Zusammenarbeit von Benutzern
mittels Social Software

3 der Zugang zu Daten, die schwer oder teuer
zusammenzustellen sind und die umso wertvol-
ler werden, je häufiger sie genutzt werden

3 eine neue Vorgehensweise bei der Entwicklung
von Software, die auch die Benutzer einbezieht

3 „leichtgewichtige“ Modelle, die sowohl die
Programmierung, die Benutzerschnittstellen als
auch die Geschäftsmodelle betreffen

3 Software, welche die Grenzen einzelner Geräte
überschreitet

3 Einbeziehen des so genannten „Long-Tail“ durch
Systeme, die einen Self-Service ermöglichen

Darauf aufbauend werden etwa folgende Trends
benannt:19

3 Authentizität im Internet

3 Die Weisheit und die Macht der Massen –
Schwarmintelligenz

3 wir wollen Zeit sparen

3 die Erlebnisgesellschaft

3 Personalisierung

3 wir werden immer älter, wollen dies aber gar
nicht

3 die Ubiquität der Technik

3 Information Overload

3 Open Source

Im Vergleich zu privaten Unternehmen scheint der
offene Web 2.0-Ansatz in Verwaltungen noch nicht
so verbreitet zu sein, obwohl im internationalen
Schrifttum etwa Beispiele aus folgenden Bereichen
genannt werden: Regulierung, behördenübergreifen -
de Zusammenarbeit, Wissensmanagement, Er brin -
gung von Dienstleistungen, politische Partizipation,
sowie Gesetzesvollzug.20 Als eine charakteristische
Eigenschaft von Web 2.0 wird etwa die Wieder ver -
wendung und die Kombination (mashing-up) von
Daten bezeichnet. Neben dieser Wirkung für die
Generierung und Verwendung von Informationen
wird auf organisatorische Veränderungen der Öff-
nung und Netzwerkbildung hingewiesen. Ganz we -
sentlichen Einfluss habe Web 2.0 auf die Verände -
rungen der Bürgerrolle. „More than seeing them as
‚clients’, as the recipients of government activity or,
alternatively, as constant and stark critics of govern-
mental actions, they can be seen, in true 2.0 fashion,
as possible collaborators. And not only collaborating
in the results of governments actions but in the actual
processes of designing strategies, regulations and
actions that eventually will impact most directly on
their daily lives. This goes beyond Citizen Relation -
ship Management and raises expectations and cauti-
ons on the citizens’ side.”21

Zusammenfassend wird an anderer Stelle darauf
hingewiesen, Web 2.0 halte sowohl bedeutsame
Chan cen als auch Risiken für Verwaltungen in ver-
schiedenen Bereichen bereit. Zivilgesellschaftliche
Organisationen, einzelne Bürger und Ver wal tungs -
bedienstete nutzten bereits diese Anwendungen im
Zusammenhang mit Verwaltungshandeln außerhalb
der Reichweite und Kontrolle der Institutionen. Aus
dieser Sicht erscheine die Beschäftigung mit Web 2.0
und das Lernen, wie mit diesem Kontrollverlust um -
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gegangen werden könne, nicht nur geeignet, um
Wege für eine effektivere Verwaltung aufzuzeigen,
sondern stelle ebenfalls ein notwendiges Element einer
Risikomanagement-Strategie dar.22 Eine eGovernment-
Strategie für die Zukunft muss daher diese Ent wick -
lungen aufgreifen und berücksichtigen so wie insti -
tutionell-organisatorisch, aber auch kul turell-verhal-
tensmäßig und gegebenfalls regulativ bewältigen. 

5. Vom Prozess zum Raum

Während die vielzitierte Speyerer Definition zum
eGovernment noch auf die Abwicklung geschäftlicher
Prozesse abzielte23, scheint für die Zukunft ein raum-
bezogenes Verständnis von eGovernment empfeh-
lenswert. eGovernment bedeutet danach den Einsatz
von Informations- und Kommunikations techniken
zur Gestaltung des Verwaltungsraums und der Ver wal-
tungsaufgaben zum öffentlichen Nutzen. Zur Ord nung
und Bewirtschaftung dieses Raums empfiehlt sich ein
eGovernment-Grundgesetz, um die verschiedenen
Interessen und Werte, Optionen und Wirkungen aus-
zugleichen, einander zuzuordnen und sie im Sinne
des staatlichen Gemeinwohls zu optimieren. 

Dieser Verwaltungsraum hat sowohl physikalisch-
geografische als auch elektronisch-virtuelle Dimen -
sionen, die entsprechend der geschilderten wechsel-
seitigen Bedingtheit und gemeinsamen, trans for ma-
torischen Weiterentwicklung ineinandergreifen.
Einer seits wurde häufig festgestellt, dass eGovern ment
räumliche (und zeitliche) Grenzen auflöse (Ubi quität,
Seamless Government), umgekehrt die Zu sam -
menführung (Syndikation) der im Raum verteilten
Kompetenz die Kapazität des Verwaltungshandelns
insgesamt erhöhe und ganzheitliche Lösungen mit
verschiedenen Produktbeiträgen zulasse. Anderer -
seits werden wiederum elektronisch-virtuelle Kom -
munikationsräume mit realen Räumen und geografi-
schen Informationen verknüpft und damit „verortet“
(vgl. etwa Google Maps). Zunehmend werden auch
elektronische Kommunikationen in Form so genann-
ter digitaler Landkarten mit aktuellen Kontext infor -
mationen und Erlebnissen verknüpft. Die Fragen

„Wo bist Du? Was machst Du gerade?“ sind nicht nur
ein beliebtes Handy-Spiel von Jugendlichen, sondern
können auch gerade in Not- und Katastrophenfällen
oder bei Polizeieinsätzen Staatshandeln auslösen
oder verbessern.

Moderne Konzepte und Visionen im Bereich der
anwendungsbezogenen Informations- und Kommu -
nikationstechnik zeigen zudem, dass die Raum-Meta -
pher24 zunehmend an Bedeutung gewinnt. Gover -
nance Webs25, Wikinomics oder E-Ecology stehen für
gemischte elektronisch-soziale Handlungs- und
Gestaltungsräume, in denen mithilfe moderner Infor -
mations- und Kommunikationstechniken erwünsch-
te Wirkungen in öffentlichen Angelegenheiten
erzielt werden sollen. Das Web wird zunehmend als
Plattform angesehen, das über ein reines Netzwerk
als Verbindungs- und Transportsystem zwischen
Knoten hinausgeht, und einen neuen selbständigen
Raum der gemeinsamen Wissenserzeugung und
Handlung darstellt. Auch der Ansatz des Cloud Com -
puting, bei dem Dienste „in der Wolke“ gelagert und
gespeichert werden und bedarfsorientiert abgerufen
werden können, geht in diese Richtung. So werden
aus serviceorientierten Architekturen zunehmend
weborientierte Architekturen.

Von Interesse ist in diesem Zusammenhang auch
das Konzept der autonomen Koordination verteilter
Services. Dabei wird von folgenden Voraussetzungen
ausgegangen: Nicht vorausplanbare Situationen, mo -
bile Geräte und Zugriff von überall, große Anzahl von
Services und hohe Änderungsdynamik, große Anzahl
von Benutzern sowie neue kollaborative Enterprise
Services (Web 2.0). Daraus wird Autonomie als neue
Herausforderung abgeleitet sowie die Notwendigkeit
einer Choreografie ohne Bindung an ein vorbestimm-
tes, „allwissendes“, fix-verdrahtetes Skript, das ein
Koordinator exekutiert, von dem alles abhängt. Viel -
mehr sollen gleichberechtigte „Service Peers“ in ver-
schiedenen Rollen interagieren, durch Lesen und
Schreiben von strukturierten Daten in einem siche-
ren, gemeinsamen, virtuellen Datenraum. Dieses
technische „Space-Based Computing“-Paradigma26
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be darf der Verknüpfung mit administrativen Inhal -
ten und Handlungsweisen, sowohl im Hinblick auf
grundrechtliche Entfaltung als auch im Hinblick auf
staatlichen Schutz und Eingriffsbefugnisse der recht-
lichen Ordnung.27

Innerhalb des europäischen Verwaltungsraums
ist auch der nationale Verwaltungsraum (vgl. Art. 28
Abs. 1, Satz 1 GG sowie den Entwurf eines Art. 91c GG)
rechtlich zu ordnen. Die Verwaltung hat in zunehmen-
dem Maße mit komplexen Planungs- und Ent wick -
lungs entscheidungen sowie mit vernetzten oder
kumulativen Prozessen zu tun, die einen schwer ab -
schätzbaren Gesamteffekt erzeugen sollen28 und zu -
neh mend mithilfe moderner Informations- und Kom -
munikationstechniken unterstützt und gestaltet wer-
den (Gesundheit, Bildung, Integration, soziale, fami-
liäre und Nachbarschaftshilfen, Umwelt, Energie,
innere Sicherheit usw.). Die Komplexität und Ver flech  -
tung dieser Aufgaben und ihre Bewältigung in der
modernen Wissensgesellschaft mit neuen Tech nolo -
gien bieten verschiedene Chancen, aber auch Gefah -
ren. Die Modellierung, Ordnung und Be wirt schaf tung
dieses Informations- und Kommu nika tions-, Hand -
lungs-, Entscheidungs- und Wirkungsraums bedarf
einer planerischen und administrativen Be wältigung. 

Dabei könnte auf Konzepte und Regelungen zu -
rückgegriffen werden, die in der Realraum-bezoge-
nen planerischen Abwägungslehre entwickelt wor-
den sind.29 Gegebenfalls könnten auch frühere Dis -
kussionen zu einem allgemeinen Informations ver -
waltungs recht herangezogen werden.30 Insbesondere
im Hinblick auf jüngere Fälle von Datenmiss bräu chen
erscheint vor allem eine Datenrechtfertigung erfor-
derlich, wo nach nur solche Daten verwertet werden
dürfen, die in einem gesetzlich vorgesehenen oder
zugelassenen Verfahren verlangt wurden. Zusätzlich
erscheint die Forderung angemessen, die Daten -
quelle anzugeben, um den Datenverlauf zurückver-
folgen zu können. Weiterhin ist über Leitlinien,
Abwägungs-, Einbe ziehungs- und Berück sichti gungs -
gebote, Zuord nungs  kriterien, Wirkungsanalysen und
Optimierungs gebote nachzudenken. 

6. Verwaltung im Internet-
Zeitalter

Neben der oben genannten Raumordnung als Grund -
ordnung technikgestützten Handelns, die für alle
Sektoren (Gesellschaft, Wirtschaft, Verwaltung) gel-
ten kann, erscheint auf mittlerer Ebene eine internet-
gerechte Gestaltung und Weiterentwicklung des Ver -
waltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) als generelle
Leitlinie des Verwaltungshandelns erforderlich. Das
VwVfG ist inzwischen mehr als 30 Jahre alt und trotz
verschiedener Anpassungen (vgl. § 3a, Entwurf §§ 71a
ff. VwVfG) weder für neue Handlungsmuster (etwa
Verfahren in Netzwerken) geeignet noch internetge-
recht. Insofern erscheint eine grundlegende Neu -
ordnung empfehlenswert.

Dabei könnte etwa an folgende Aspekte gedacht
werden: 

3 Die Diskussion um das Zusammenwirken verschie-
dener Behörden und die Zusammenführung von
Kompetenzen erfordern eine Überprüfung der §§ 3,
4, 5 ff. VwVfG.

3 Die Möglichkeiten zur leichteren Änderung und
Optimierung von Entwürfen (Wiki-Prinzip), die Ein -
beziehung von Feedback und externem Wissen, die
Integration von Prozessverbesserungen in die Arbeits-
abläufe bis hin zu flexiblen Änderungen und einer
lernenden Anpassung von Regeln, die sich durch
Web 2.0-Techniken ergeben31, veranlassen zu einer
Überprüfung der §§ 9, 10 VwVfG und könnten zu einer
Ergänzung von § 40 VwVfG führen.

3 Nimmt man die elektronischen Möglichkeiten zum
interaktiven Ausfüllen von Formularen oder die Tätig -
keit von Callcentern oder Front-Office-Behör den in den
Blick, erscheint § 25 VwVfG so nicht mehr zeitgemäß. 

3 Die Diskussion über Datenschutzaspekte sowie
die Möglichkeit der Einbeziehung so genannter
Decision-Support-Systeme macht eine Weiter ent wick  -
lung von § 26 VwVfG erforderlich. 
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3 Feedback, Interaktionen, Kooperationen bis hin
zu „Smart Regulation“32 zeigen den Bedarf für eine
Weiterentwicklung des § 28 VwVfG.

3 Transparenzgebote und Möglichkeiten zur Pro -
zess verfolgung erfordern eine Weiterentwicklung
des § 29 VwVfG.

3 Neue Aufbewahrungs- und Speicher möglich -
keiten (Dokumentensafes, Cloud Computing) lassen
eine Überprüfung des § 41 VwVfG angezeigt erschei-
nen. Versucht man darüber hinaus den Gedanken
einer „Software as a service“ auf Genehmigungen zu
übertragen, könnte auch eine Weiterentwicklung
der § 35 ff. und 43ff. VwVfG in Betracht kommen.

Insgesamt zeigen die neuen technischen Möglich kei -
ten, dass dringend über eine Weiterentwicklung des
Rechtsrahmens nachgedacht werden muss, um Ver -
waltungshandeln auch im Internetzeitalter in rechts-
staatlicher und grundrechtskonformer Weise zu
gewährleisten. Die beabsichtigten speziellen Ände-
rungen der §§ 71a ff., die vor allem zur Umsetzung
der Europäischen Dienstleistungsrichtlinie ergehen
sollen, reichen dazu nicht aus. 

7. eGovernment is a „people
issue“

Wie bereits zitiert, heißt es im United Nations
eGovernment Survey 2008: „Evidence indicates that
success or failure is less a technological issue and more
a people issue“. Auch in der aktuellen eGovernment-
Strategie Österreichs wird die Bedeutung der Quali -
fikation und Kompetenz der Mitarbeiter für die Um -
setzung von eGovernment betont. Leider wird bei
Konzepten, die auf technische und ökonomische
Aspekte ausgerichtet sind, diese personelle und kul-
turelle Komponente oft übersehen. Je mehr Verwal -
tungsabläufe den Charakter eines „E-Working“ be -
kommen, desto mehr geht es darum, Kompetenzen
und Fähigkeiten zu entwickeln, sich in dieser infor-
matisierten Welt zu bewegen. Angesichts der Dyna -
mik der Entwicklung geht dabei „E-Working“ immer
mehr in „E-Learning“ über. 

Die Komplexität der Aufgaben erfordert zuneh-
mend eine kooperativ nutzbare Wissensbasis sowie
Methoden und Instrumente zur informationellen Zu -
sammenarbeit (unter Beachtung datenschutz recht li -
cher Aspekte). Dynamische Kontexte, die Verfloch ten-
heit des Wissens sowie die Koppelung verschiedener
Wissensbestände in konkreten Anwendungs kontex -
ten steigern die Bedeutung situativer Elemente sowie
personalisierte Zugänge und Handlungsweisen.33

Die Notwendigkeit der Mobilität und des flexiblen
Ein satzes von Verwaltungsmitarbeitern sowie das
Aus scheiden älterer Mitarbeiter im Rahmen des
demografischen Wandels erfordern die Weitergabe
dieser Ressourcen und Kompetenzen. Dies erfordert
insgesamt neben Maßnahmen zur Schulung und
Fort bil dung auch die Anerkennung und Entwicklung
von Prozessen informalen Lernens im Kontext der
Arbeit. 

eGovernment als „people issue“ gilt indessen
nicht nur innerhalb der Verwaltung, sondern auch
für die Bewegung von Bürgerinnen und Bürgern in
modernen gesellschaftlichen, administrativen und
politischen Informations- und Kommuni kations -
räumen. Leichter Zugang und Bedienbarkeit, Trans -
parenz und Nutzen sowie vor allem Vertrauen und
Akzeptanz sind Stichworte für das Gelingen dieses
Prozesses. In einigen gesellschaftlichen Feldern las-
sen sich zudem weitere Erfolge erzielen. So könnten
etwa bei der Integration von Personen mit Migra-
tionshintergrund Verwaltungskontakte und politi-
sche Partizipationsmöglichkeiten mit interaktiver,
elektronischer Unterstützung auch als Integrations-
und Lernhilfe genutzt werden.

8. Forschungsaktivitäten
und -bedarf

Die Deutsche Hochschule für Verwaltungs wissen -
schaften Speyer bietet als länderübergreifende Ein -
richtung hervorragende Möglichkeiten zur Schulung
und Fortbildung auch im Bereich des eGovernment.
Anfang November 2008 fand in Speyer ein Workshop
statt, in dem Professorinnen und Professoren des
Öffentlichen Rechts über eine Evolution des Rechts-
und Verwaltungssystems angesichts der Heraus for de -
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rungen von eGovernment diskutierten. Dabei ging es
insbesondere um Legitimation und Verant wor tung
im komplexen, arbeitsteiligen Staat. Die Ergebnisse
sollen in die weitere rechtspolitische Diskussion ein-
fließen.

Insbesondere im Hinblick auf eine wettbewerbs-
orientierte deutsche eGovernment-Gesamtstrategie
erscheint es geboten, ein regelmäßiges Monitoring
der eGovernment-Strategien anderer europäischer
Mitgliedstaaten durchzuführen, um Neuansätze
frühzeitig zu erkennen und wechselseitige Trans fer -
projekte anzuregen, die den europäischen Ver wal -
tungs raum fördern. Weiterhin sollten neue Akti vi -
täten zur Weiterentwicklung eines europäischen
Benchmarkings über das Vorhaben im Rahmen von
Deutschland-Online hinaus aufmerksam beobachtet
werden, um frühzeitig die Regeln des Wettbewerbs
und Vergleichs mitgestalten zu können. 
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Die übergreifende Zusammenarbeit von Wirtschaft
und Verwaltung zur Neugestaltung effizienter elektro-
nischer Kommunikationsprozesse im E-Govern ment
wird von der deutschen Versicherungswirtschaft
begrüßt und als notwendig erachtet. 

Die Versicherungswirtschaft investiert hohe Be -
träge in die Sicherung und den Ausbau ihrer hoch-
modernen Informationsinfrastrukturen. Zum einen
sind ihre immateriellen Produkte und deren Ver wal-
tung auf das Standardisieren der Inhalte und das
Funktionieren der IT-Infrastrukturen sowie der Pro -
zesse in einem Maße angewiesen, wie es in kaum
einer anderen Branche erforderlich ist. Zum anderen

bietet sie ihren Kunden und Geschäftspartnern be -
reits um fassende Informationsangebote und Mög -
lich keiten zur Kommunikation in elektronischer
Form. 

Wichtige E-Government-Verfahren, die alle ge -
sells chaftlichen Gruppen betreffen, müssen von allen
Beteiligten getragen werden. Dies erfordert eine ver-
trauensvolle Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft
und Verwaltung, zum Beispiel in Form einer Public-
Private-Partnership, die es ermöglicht, dass die Ver -
fah ren in einer Weise realisiert werden, die den ver-
wal tungstechnischen Aufwand für alle Beteiligten
minimiert. 

≠

Vision
Bürgerinnen und Bürger, Wirtschaft und Verwaltung agieren in der digitalen Welt medienbruchfrei und
zudem genauso sicher und rechtsverbindlich wie in der realen Welt.

Nutzen
Mit entsprechend sicheren elektronischen Kommunikationsverfahren ergibt sich für die Versicherungs -
wirtschaft und ihre Kunden eine deutlich schnellere und bessere Servicequalität und sind Versicherungs -
schutz oder Leistungszusagen innerhalb weniger Augenblicke möglich. 

Herausforderungen
Wichtig für die Umsetzung elektronischer organisationsübergreifender Prozessketten ist eine übergreifende,
standardisierte fachliche und technische Infrastruktur, welche die notwendige Industrialisierung und damit
die Sicherung des modernen Wirtschaftstandortes Deutschland entscheidend nach vorne bringt.

Handlungsanforderungen 
Die Bundesregierung muss die Voraussetzungen für Infrastruktursysteme schaffen, die durchgängige elektro-
nische Kommunikationsprozesse ermöglichen und von allen Beteiligten akzeptiert werden. Hierzu gehören
auch der elektronische Personalausweis (ePA) und gesicherte E-Mail-Infrastrukturen (De-Mail).

Szenarien für die Zukunft – Anregungen für eine
„Deutsche E-Government-Gesamtstrategie“
Dr. Christian Hofer

Dr. Christian Hofer, 
Mitglied der Vorstände der
HUK-COBURG Versicherungs -
gruppe und Vorsitzender 
des Ausschusses Betriebs -
wirtschaft und Informations -
technologie des GDV



Ein erfolgreiches Beispiel aus der jüngsten Ver -
gan genheit ist die Umsetzung des Gesetzes zur Reform
der gesetzlichen Rentenversicherung und zur Förde -
rung eines kapitalgedeckten Alters vorsorge vermö -
gens – kurz Riester-Rente. Hier werden Informatio -
nen, die zwischen allen Kommunikationspartnern,
also der beteiligten Versicherungswirtschaft und der
Zu lagenstelle für Altersvermögen (ZfA) ausgetauscht
werden müssen, ausschließlich elektronisch übertra-
gen. Das Branchennetz der deutschen Versi cherungs -
wirtschaft bildet dabei die Basis für den direkten
Kommunikationsweg zwischen Verwaltung und
allen angeschlossenen Versicherungsunternehmen.
Das Branchennetz ist die zentrale Drehscheibe für die
Kommunikation in der Versicherungswirtschaft, an
der fast alle Versicherungsunternehmen angeschlos-
sen sind. Ein individueller Verbindungsaufbau mit
der ZfA erübrigt sich dadurch. Das Branchennetz ist
durch das Bundesamt für Sicherheit in der Infor ma -
tionstechnik (BSI) zertifiziert.

Die kommende Kundengeneration wird noch
stärker auf die elektronische Abwicklung der
Kommunikations- und Geschäftsprozesse drängen
und auch die Verwaltung pocht zu Recht auf elektro-
nische Umsetzung ihrer Gesetzesvorgaben und der
daraus resultierenden Informationsverfahren. Als
Beispiel für umzusetzende Gesetzesvorgaben sind die
anstehende Strukturreform des Versorgungsaus -
gleichs und die Regelungen bezüglich der Renten -
bezugsmitteilungen nach dem Ein kommensteuer -
gesetz zu nennen, von denen die Versicherungs wirt -
schaft auf der einen Seite in ho hem Maße betroffen
ist, auf der anderen Seite durch ihr Know-how bei der
Ausgestaltung der Prozesse und der Umsetzung der
Vorgaben mitwirken kann. 

Die Strukturreform des Versorgungsausgleichs
bietet die Chance, den herkömmlichen und aufwen-
digen Informationsaustausch zwischen Familien -
gerich ten und Versorgungsträgern – das sind neben
der gesetzlichen Rentenversicherung auch die priva-
ten Rentenversicherer – auf eine moderne elektroni-
sche Kommunikation umzustellen und dabei gleich-
zeitig durch gemeinsame organisatorische Maßnah -
men die zugrunde liegenden Prozesse zu optimieren.
Für den Transport der Daten werden nach Möglich -
keit die bereits vorhandenen Strukturen genutzt. Für

die Kom munikationsprozesse der deutschen Versi -
che rungs wirtschaft steht hier das sicherheitszertifi-
zierte Branchennetz des Gesamtverbandes der
Deutschen Versicherungswirtschaft als Infrastruktur
zur Ver fü gung.

Auch bei den gesetzgeberischen Vorschriften zur
elektronischen Meldung der Rentenbezüge aller Ren -
tenempfänger – also sowohl Empfänger der ge setzli -
chen Rentenversicherungen, als auch der privaten
Rentenversicherung – ist die Versicherungs bran che
gehalten, die Vorgaben in ihre internen Ge schäfts -
prozesse und Infrastrukturen einzubinden. Nach den
Regelungen des § 22a EStG sind die Lebens- und Un -
fallversicherungsunternehmen demnach verpflich-
tet, mittels eines neu aufzubauenden elektronischen
Meldeverfahrens alle jährlichen Rentenzahlungen
der zentralen Zulagestelle für Altersvermögen (ZfA)
mitzuteilen. Zentraler Bestandteil der Renten bezugs -
mitteilungen ist dabei die neue bundeseinheitliche
Steueridentifikationsnummer. Auch für dieses neue
elektronische Kommunikationsverfahren zwischen
der Versicherungswirtschaft und der Verwaltung soll
das GDV-Branchennetz zum Einsatz kommen.

Der Erfolg der sicheren elektronischen Kommu -
nikation zwischen Bürgern, Wirtschaft und Verwal -
tung kann durch die pragmatische Umsetzung der
E-Government-Projekte erheblich unterstützt werden.
Der Staat sollte aber aus eigenem Interesse auf hohe
gesetzliche Hürden oder restriktive Festlegungen auf
bestimmte technische Verfahren verzichten und hier
lediglich einen rechtlichen Rahmen definieren und
dessen Einhaltung kontrollieren.

Die technische Interoperabilität zwischen den
verschiedenen Anwendungen im E-Government soll-
te einen hohen Stellenwert haben. Hierzu sollten ein-
heitliche Infrastrukturen und Prozesse in Bund,
Ländern und Kommunen aufgebaut werden. Diese
Standardisierung käme auch den privaten und pri-
vatwirtschaftlichen Teilnehmern zugute, können sie
doch dadurch Informationen mit den Behörden auf
immer gleiche und damit effiziente Art und Weise
austauschen.

Hier verfügt die deutsche Versicherungs wirt schaft
über langjährige Erfahrung in der Normierung ihrer
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eigenen, unternehmensübergreifenden Kommu nika -
tion. Eine vergleichbare Kooperation zwischen der
Versicherungswirtschaft, der Verwaltung und weite-
ren Beteiligten ist ein wichtiges Anliegen der Bran -
che. Dies wurde in der Vergangenheit mit der ZfA
beim Riester-Verfahren bereits erfolgreich praktiziert.

Ein weiteres Beispiel mit hohem praktischen
Nutzen für Bürger, Verwaltung und Versicherungs -
wirtschaft findet sich bereits heute im Bereich der
Kfz-Zulassung. Mit der elektronischen Versicherungs -
bestätigung (eVB) ist ein vollständig elektronischer
Dialog zwischen Zulassungsbehörden und Versiche -
rern realisiert, der papierlos und medienbruchfrei
gewährleistet, dass sämtliche der etwa 50 Millionen
in Deutschland zugelassenen Kraftfahrzeuge tatsäch-
lich über den vorgeschriebenen Kfz-Haftpflicht versi -
cherungsschutz verfügen. In anderen EU-Staaten rea-
lisierte Nachweislösungen – beispielsweise über an
der Windschutzscheibe anzubringende Vignetten –
führen demgegenüber unter Umständen zu hohen
Anteilen an pflichtwidrig nicht versicherten Fahr -
zeugen. Das geht zu Lasten aller Bürger. Das effiziente
eVB-Verfahren könnte auch hier zum Einsatz kom-
men und zum „Exportschlager“ in den Ländern wer-
den, die viele nicht versicherte Fahrzeuge haben.

Das Deutschland-Online-Vorhaben „Kfz-Zu las -
sung“ wird für den Fahrzeughalter lästige und zeit-
raubende Gänge zur Kfz-Zulassungsbehörde bei der
Zulassung und Außerbetriebsetzung von Fahrzeugen
überflüssig machen, ohne dabei die notwendige
staat liche Kontrolle über die im öffentlichen Straßen -
verkehr eingesetzten Fahrzeuge einzuschränken. Die
Vision eines „One-Stop-Government-Verfahrens“, bei
dem der Abschluss des Kfz-Versicherungsvertrages
und die gesamte Kfz-Zulassung vom heimischen PC
aus in wenigen Minuten vollständig erledigt werden
kann, ist vorstellbar. Hierfür bedarf es eines elektroni-
schen Kennzeichens, Siegels oder sonstigen Merk mals,
das die ordnungsgemäße Zulassung im Straßen ver -
kehr am Fahrzeug visualisiert. Aber auch wesentlich

kurzfristiger, ohne elektronisches Kennzeichen, kann
unter Zuhilfenahme flächendeckend erreichbarer,
zuverlässiger Ausgabestellen für entsprechende
Klebe siegel – wie der Versicherungsvermittler mit
Online-Portalen und einer Authentifizierung mit
dem elektronischen Personalausweis – auf einfache
Weise eine Erledigung aller mit der Kfz-Zulassung
verbundenen Formalitäten realisiert werden, die kei-
nen Bürger mehr zwingt, sich hierfür einen Urlaubs -
tag nehmen zu müssen.

Zukünftige E-Government-Verfahren sollten aus
Sicht der Versicherungswirtschaft den gleichen recht  -
lichen Stellenwert haben wie Verfahren des E-Busi -
ness. Dem Bürger ist nur schwer vermittelbar, dass an
die Prozesse in der Wirtschaft ungleich größere An -
forderungen (zum Beispiel höhere Sicher heits level)
als an die Verwaltungsverfahren gestellt werden.

So soll der neue elektronische Personalausweis
(ePA) in der alltäglichen Kommunikation und im täg li -
chen Geschäftsverkehr zum Einsatz kommen und für
Bürgerinnen und Bürger, Verwaltung und Wirt schaft
gleichermaßen eine Vereinfachung der Ab läu fe er -
möglichen. Für die deutsche Versicherungs wirtschaft
ist die durchgängige Einsetzbarkeit des elektroni-
schen Personalausweises mit den darauf befindlichen
Zertifikaten (Alters-, Adress- oder Namens zertifi ka ten)
in ihre Geschäftsprozesse von großer Wichtig keit.
Auch die eindeutigen elektronischen De-Mail-Ad res -
sen im Rahmen des Projektes „Bürgerportale“ sind für
die Versicherungsbranche von großer Bedeutung.
Beide Projekte zusammen – der ePA und die De-Mail
als „Paket“ – sind für die deutsche Versiche rungs wirt -
schaft eine zukunftsweisende Ausrichtung hin zu
wirklich medienbruchfreien Abläufen. Grundlage
hierfür ist, dass die Rahmenbedingungen für die
neuen elektronischen Verfahren von der Politik prag-
matisch gestaltet werden. Das bedeutet insbesonde-
re, dass an die privatwirtschaftliche Kommunikation
keine höheren Anforderungen gestellt werden als im
öffentlichen Verwaltungsbereich.
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Fazit

Eine Gesamtstrategie für das deutsche E-Government
sollte zu verbindlichen und verlässlichen Rahmen -
bedingungen für alle Beteiligten werden und keine
bloße Absichtserklärung sein.

Viele Kommunikationsprozesse der Bürger, der
Wirtschaft und der Verwaltung könnten mit ausrei-
chender Sicherheit digitalisiert werden, wenn die
Grundlagen der elektronischen Kommunikation von
der Politik in praktikabler Weise festgelegt werden.
Dabei sind der elektronische Personalausweis und die
sichere De-Mail-Infrastruktur maßgebliche Eckpfeiler
des Erfolgs.

Wichtig bei all diesen Themenstellungen ist eine
übergreifende, standardisierte fachliche und techni-
sche Infrastruktur, die die erforderliche und notwen-
dige Industrialisierung und damit die Sicherung des
modernen Wirtschaftstandortes Deutschland ent-
scheidend nach vorne bringt.

Diese kann nur dann ihr volles Potenzial entwi-
ckeln, wenn frühzeitig zwischen den Verfahrens -
beteiligten der Dialog und die Verständigung über
Inhalte und Prozesse der Kommunikationsverfahren
erfolgen. Für die Realisierung bieten sich gemeinsa-
me Projekte an. Daher ist es unabdingbar, dass die
bisher erfolgreiche und vertrauensvolle Zu sam men -
arbeit zwischen Verwaltung und Wirtschaft weiter
intensiviert wird.
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20 Jahre nach Beginn des Siegeszuges des Internets
gewinnt die Digitalisierung der Gesellschaft weiter
an Fahrt. Für Deutschland liegt darin eine enorme
Chance. Auto matisierte und vernetzte Geschäfts ab -
läufe in Unter nehmen führen zu erheblichen Kosten -
ein sparungen und festigen unsere Marktposition im
globalen Wettbewerb. Viele Bürger und Konsu men ten
nutzen IT-basierte Anwendungen heute schon als
selbstverständlichen Bestandteil im täglichen Leben.
Tat säch lich ist der Einsatz von Informations- und
Kommuni kationstechnologien (IKT) zum Schlüssel
für Wachs tum und Fortschritt in Deutschland gewor-
den. Das gilt auch für den öffentlichen Sektor. Doch
stehen wir hier erst am Anfang eines umfassenden

Digita li sie rungsprozesses: Noch immer geben deut-
sche Unter nehmen jedes Jahr über 47 Milliarden Euro
für die Kommunikation mit der öffentlichen Ver wal -
tung aus. Das ist zu viel und belastet gerade den
Mittelstand.

Um die künftigen Handlungsfelder für E-Govern -
ment aufzudecken, ist ein ganzheitlicher Ansatz auf
die Verwirklichung der „digitalen Republik“ erforder-
lich. Ziel ist die Zusammenführung von unterschiedli-
chen Politikbereichen in einer übergreifenden Platt -
form. E-Government soll nicht mehr nur als „elektro-
nische Verwaltung“ verstanden werden, sondern als
Gestaltungsprinzip für die Vision einer „digitalen und

≠

Vision
Durch multimedial vernetzte Dienstleistungsstrukturen, die auf die Bedürfnisse der Bürger und Unternehmen
zugeschnitten sind, wird die digitale, interaktive Republik geschaffen. 

Nutzen
Schnelle, transparente und sichere Verwaltungsabläufe führen zu erheblichen Zeit- und Kosteneinsparungen
für Unternehmen. Innovationen werden durch Web 2.0-Anwendungen und die einhergehende Verstärkung
von Selbstorganisationsprozessen gefördert. 

Herausforderungen
Medienbruchfreiheit und Kompatibilität der Zugangskanäle zur Verwaltung („Multikanal-Ansatz“) unter
Gewährleistung der Sicherheit/Vertraulichkeit der Datensysteme sind ebenso eine zentrale Herausforderung
wie die Überwindung der digitalen Spaltung. 

Handlungsanforderungen 
E-Government braucht eine zügige Prozessintegration (Vernetzung der Behörden, Steuerung des
Datenaustauschs) unter Einbeziehung der Wirtschaft in Konzeption und Umsetzung von Prozesslösungen.
Ebenso wichtig sind öffentliche Werbung für E-Government-Angebote und soziale Integration einschließlich
flächendeckender Versorgung mit Breitbandzugängen.

E-Government – Zukunft gestalten!
Von der Vision zur Realität: Sieben Anforderungen
für eine neue Strategie
Dr. Heinrich Höfer

Dr. Heinrich Höfer 
Bereichsleiter Wirtschafts politik,
Technologie, Infrastruktur,
Bundesverband der Deutschen
Industrie e.V.



interaktiven Republik“. Dies eröffnet erhebliche Chan-
cen für die gesamte Bevölkerung und die Wirt schaft.
Der Staat kann dadurch zum Vorreiter für einen Trans  -
formationsprozess werden, der Deutschland auf einen
ambitionierten Wachstumspfad bringt.

Wir verstehen den dritten  IT-Gipfel als Zündung
einer weiteren Stufe für eine flächendeckende Trans -
formation staatlicher Aktivitäten in ein IT-gestütztes
„Government“, in dem alle Sektoren partizipieren
und profitieren. Die Inno vationskraft Deutschland
kann dadurch dauerhaft gestärkt werden. Als roh-
stoffarmes Land ist Deutsch land in besonderer Weise
auf den Erfolg dieser Ent wick lung angewiesen. Es
muss diese Chance nutzen.

1. Vernetzung und Konvergenz

Der Zugang zur öffentlichen Verwaltung muss er leich-
tert werden, und dem Anwender muss eine Wahl -
möglichkeit des für ihn effizientesten Kommu nika -
tionsmittels zur Verfügung stehen. Dies umfasst auch
den Austausch von Videobotschaften sowie Rück -
kanal möglichkeiten. Diese müssen nahtlos miteinan-
der verknüpft und mit den jeweiligen technischen
Angeboten kompatibel ausgestattet werden. Mit dem
Projekt Deutschland-Online-Infrastruktur wurde ein
erster Schritt zur Intensivierung der Vernetzung
durchgeführt. Sie bildet einen geeigneten Baustein,
um den übergeordneten Prozess der Digita li sie rung
weiter voranzutreiben.

Für eine effiziente Kommunikation auch zwischen
den Behörden wird eine behördenübergreifende
IKT-Infrastrukturplattform benötigt. Sie gibt der Inter -
aktion von Behörden, Unternehmen und Bürgern
eine neue Grundlage. Als Netz der Netze sorgt sie für
einen schnellen und unbürokratischen Informa tions -
fluss. So lassen sich Zeit- und Kostengewinne errei-
chen, die unsere Unternehmen – und auch der Staat –
in Wert schöpfung und Wachstum investieren kön-
nen. Die Vision einer medienbruchfreien Kommuni -
kation zwischen Wirtschaft und Behörden umfasst
auch die sichere Identifizierung und Individuali sie -
rung der Teilnehmer. Gegenwärtige Prozesse wie das
Ge setz gebungsverfahren für Bürgerportale müssen
zügig zum Abschluss gebracht werden.

Insgesamt ist dies eine gewaltige Aufgabe, bei
der die deutsche IT-Industrie dem öffentlichen Sektor
als Partner zur Seite steht. Unsere Unternehmen
haben in den vergangenen Jahren IT-basierte
Kommunikationsabläufe erfolgreich eingeführt. Mit
diesen Erfahrungen können auch in der Verwaltung
innovative Lösungen für moderne Infrastrukturen
und Architekturen erzielt werden. Damit trägt die
Wirtschaft zu schlanken und unbürokratischen
Verwaltungsprozessen bei. Einen Motor für ein
modernes und leistungsfähiges Staatswesen bilden
Private-Public-Partnerships (PPP). In Ländern wie
Großbritannien und den Niederlanden können wir
die erfolgreiche Anwendung in der Verwaltung seit
Jahren beobachten.

2. Die Herausforderung für ein
„Digitales Deutschland 2013“

Deutschland kann sich in keinem gesellschafts- und
wirtschaftsrelevanten Bereich leisten, auf die Vorteile
der Digitalisierung zu verzichten. Die Zukunft von
E-Government sollte daher an bestehende IT-Dienste
und -Initiativen anknüpfen und sie in einer übergrei-
fenden Plattform aus Politik und Wirtschaft weiter-
entwickeln. Ziel dieser Bündelung ist die zügige Inte -
gration aller relevanten Sektoren in einen Digitali sie -
rungsprozess. Grundsätzlich sollten alle Bereiche, die
Gegenstand der unmittelbaren und mittelbaren
Verwaltung sind, dafür geöffnet werden. Die Vorteile
einer Bündelung sind vielfältig:

3 Durch die Bündelung können die unterschiedli-
chen Sektoren voneinander lernen – von der Bildung,
der Arbeitslosen- und Sozialverwaltung, dem öffentli-
chen Beschaffungswesen bis hin zur Gesundheits -
wirt schaft. Gemeinsame Erfahrungen können unmit-
telbar ausgetauscht und sektorübergreifend Impulse
für Lösungsansätze durch IKT generiert werden. Das
Ziel einer medienbruchfreien Kommunikation sowie
der sicheren Identifizierung und Individualisierung
beim Austausch von Informationen würde nicht
mehr sektoral, sondern zugleich für andere Bereiche
geplant und umgesetzt werden können. Entspre chen  -
des gilt für innovative Lösungen bei TK-Infra struk  -
turen. Die Kette der Beispiele ließe sich fortsetzen. So
wäre das Prinzip der elektronischen Gesund heits -
karte möglicherweise ein Vorbild für Ein spar poten -
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ziale, Qualitätsverbesserungen und Informa tions -
verarbeitung auch in anderen Sektoren. 

3 Auch die Investitionsvorhaben des Staates im
IKT-Sektor wären durch eine sektorübergreifende
Bündelung der IT-Projekte besser einsichtig und ver-
gleichbar. Prioritäten könnten schneller erfasst und
gegenüber alternativen IT-Projekten abgewogen wer-
den. Damit würden in Bereichen mit Nachholbedarf
bei IKT-Investitionen schnellere Entscheidungen
getroffen werden können. Dies gilt zum Beispiel für
den Bildungsbereich. Während in Schottland heute
3.000 Schulen aller Typen untereinander vernetzt
sind und digitale Inhalte für den Unterricht über das
Netz unmittelbar zur Verfügung gestellt werden kön-
nen, ist Deutschland von einer vergleichbaren Aus -
stattung noch weit entfernt. Eine bessere Abstim mung
der staatlichen Investitionen könnte Abhilfe schaffen.
Zugleich müssten die Investitionen in In formations-
und Kommunikationstechnologien in Deutschland
insgesamt deutlich angehoben werden. Sie betragen
heute weniger als zwei Prozent des BIP und liegen
damit um 50 Prozent hinter den USA sowie an vor -
letzter Stelle der Industrieländer.

3 Eine bereichsübergreifende Plattform könnte
schließlich dazu beitragen, die Bedeutung einer Digi -
talisierung in Deutschland insgesamt besser zu orga-
nisieren und insgesamt schlagkräftig zu artikulieren.
IKT muss auch in Deutschland das Image gewinnen,
die Grund lage für eine Vielzahl von Möglichkeiten
der Zukunft zu sein, die uns sicher in die Infor ma tions  -
gesellschaft des 21. Jahrhunderts führen kann und
Wohlstand sichert. Als Bezeichnung für eine solche
Plattform bietet sich der Titel „Digitales Deutschland
2013“ an.

3. Automatisierung

Einen weiteren Trend stellt die Automatisierung von
Prozessabläufen dar. Ein medienbruchfreier Infor ma -
tionsaustausch muss behördenübergreifend durch
ein geeignetes Back-Office abgesichert werden. Die
automatisierte Geschäftsabwicklung ist dabei auf die
Bedürfnisse der Anwender zu fokussieren. Damit
weden zugleich hohe Anforderungen an ein neues
Daten schutzkonzept gestellt. 

Konzeptionell könnte dieses Vorhaben an die
Initiative der Behördennummer 115 anknüpfen. Die
Implementierung der EU-Dienstleistungsrichtlinie
müsste dafür über den „kleinsten gemeinsamen
Nenner“ hinausgehen und am Maßstab der Effizienz
ausgerichtet werden. Dies lässt sich am besten durch
einen Wettbewerb der Umsetzungskonzepte errei-
chen. Diese könnten im Rahmen einer Initiative
„Digitales Deutschland 2013“ gesammelt und ausge-
wertet werden.

4. Web 2.0 und Innovation

Ein wesentliches Element von E-Government wird die
Einführung eines offenen  Kommunikations aus -
tauschs sein. Die miteinander vernetzten Personen
sollen in einen direkten Austausch mit anderen tre-
ten können. Befragungen, Feedbackschleifen sowie
Workshops sollten den Innovationsprozess und die
Flexibilität innerhalb der Verwaltung verbessern.
Anstelle eines nur behördeninternen Austauschs
wird der Diskurs auf die Eingaben aller Beteiligten
erweitert. Dadurch kann vorhandenes Wissen orga-
nisationsübergreifend und hierarchiefrei generiert
und genutzt werden. 

5. Soziale Integration

Der Erfolg eines „Digitalen Deutschlands“ ist davon
ab hängig, dass die gesamte Bevölkerung partizipie-
ren kann. Insbesondere ist es erforderlich, älteren
Bevöl ke rungsgruppen die Nutzung von digitalen An -
ge bo ten zu ermöglichen. Deshalb muss eine E-Govern -
ment-Strategie 2013 auch Maßnahmen zur Überwin-
dung der digitalen Spaltung enthalten. Dies gilt auch
deshalb, weil gerade ältere sowie sozial benachteilig-
te Bevölkerungsgruppen von solchen Online-Ange -
bo ten besonders abhängig sein könnten, bei denen
zu gleich besondere Hürden für den Zugang beste-
hen. Deshalb wäre der Aufbau eines Netzes von Hilfs-
und Assistenzstützpunkten für das Internet erforder-
lich, in denen Internetnovizen von Internetprofis
Hilfe für die Nutzung erhalten. „Nonliner“ müssten
schrittweise an den Computer herangeführt werden.

Oftmals aber ist auch bei politischen Amts trä gern
eine auf allen Ebenen fehlende Online-Erfahrung
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sicht  bar. Dies stellt einen wesentlichen Hemmschuh
für die Anwendung und den Ausbau der vernetzten
digitalen Dienste dar. Deshalb schlägt der BDI die
schritt weise Schaffung einer „Bürgermeister platt -
form“ vor. Hier können sich politisch verantwortliche
Personen über den Einsatz digitaler Dienste informie-
ren und austauschen.

Insgesamt muss über die Vorteile von E-Govern -
ment ausreichend informiert werden. Unternehmen
und Bürger werden die Angebote nutzen, wenn sie
die Vorteile kennen und von der Sicherheit der elek-
tronischen Kommunikation überzeugt sind. Mit Recht
forciert die Bundesregierung die Einführung der
elek tronischen Signatur sowie des elektronischen
Per sonalausweises. So kann sich das notwendige Ver -
trauen in die virtuelle Kommunikation entwickeln.
Schließlich müssen Anwender über die technischen
Voraussetzungen für die Nutzung verfügen. Eine flä-
chendeckende Versorgung mit Breitband-Internet -
zugängen ist deshalb unabdingbar. Sonst besteht das
Risiko, dass gerade ländliche Regionen von den Vor -
teilen der elektronischen Verwaltungspräsenz ausge-
schlossen werden.

6. Verwaltungsstrukturen 

Ergänzend zur Verwaltungsmodernisierung durch
IKT sind die Verwaltungsstrukturen zügig an die Be -
dürfnisse der Anwender anzupassen. Die Bün de lung
einzelner Behördenaufgaben durch überörtliche
Dienstleistungszentren ist der richtige Weg. Föde ra -

lismusreform und EU-Dienstleistungsrichtlinie bieten
die Chance, Kompetenzen auf Bundes-, Landes- und
Kommunalebene neu zu ordnen. Redundanzen auf
vertikaler und horizontaler Ebene müssen abgebaut
und zentrale Anlaufstellen geschaffen werden. Nach -
haltige Entlastungseffekte für die Wirtschaft – und
den Staat – werden nur erreicht, wenn Prozessketten
der Verwaltung auf die Bedürfnisse der Anwender
fokussiert und Verwaltungsabläufe effizient gestaltet
werden. Der Austausch auf Basis des Webs 2.0 muss
als Organisationsprinzip Einzug halten.

7. Steuerungsaufgabe eines
IT-Ministeriums

Mit Blick auf die Verwirklichung der „Digitalen Repu -
blik“ stellt sich die Frage nach einer operativen Um -
setzung der Strategien. Die konzeptionelle Planung
muss unter Beteiligung aller betroffenen Akteure
erfolgen. Als übergreifende Plattform eines konzer-
tierten Vorgehens der beteiligten Akteure könnte
sich die Initiative „Deutschland Digital 2013“ anbie-
ten. Ge gen stand eines solchen Konzepts ist auch die
Frage, an welcher Stelle die Umsetzung der Stra te gien
innerhalb der Staatsverwaltung angesiedelt werden
kann. Hier könnte die Einrichtung eines IT-Minis -
teriums nach dem Modell anderer Länder als Vorbild
dienen. Entscheidend wird dabei sein, dass die
Kompetenzen zur Verwirklichung eines modernen,
digitalen Deutschlands geschaffen werden, die eine
sichere und zielorientierte Steuerung des Transfor -
mationsprozesses ermöglichen.
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Der Schutz persönlicher Daten ist in Demokratien ein
hohes Gut. Jeder möchte, dass Regierungen, Ver wal -
tungen und Unternehmen seine Daten vor jeglicher
Art von Missbrauch schützen. Gleichzeitig befürwor-
tet jeder moderne E-Government-Lösungen, die den
einfachen Zugang zu Informationen ermöglichen.
Wer z. B. ein neues Gewerbe anmeldet, will nicht auf
mehreren Ebenen und mit noch mehr Ämtern zu tun
haben, sondern sich an eine Stelle wenden, die den
Gesamtablauf prozessübergreifend regelt. Er erwar-
tet eine schnelle und unbürokratische Lösung. Die
Verwaltung und die Unternehmen stehen dabei vor
der gleichen Herausforderung: Den Nutzen für den
Bürger und Kunden mit dem angemessenen Daten -
schutzniveau zu verbinden. 

Drei Entwicklungen werden die Ausgestaltung
und Effektivität des Datenschutzes in E-Government-
Strategien in den nächsten Jahrzehnten bestimmen: 

1. Prozessorientierte Vernetzung 
Das alte Paradigma der Verwaltung lautete: Der Bür -
ger kommt zur Verwaltung. Das neue lautet: Die Daten
kommen zum Bürger, und wenn der Bürger zur Ver -
waltung kommt, dann zu einer Stelle. Der Lauf von
Amt zu Amt, um einen Verwaltungsprozess abzu-
schließen, wird der Vergangenheit angehören. Er wird
zunehmend durch eine prozessorientierte Vernetzung
der Verwaltung ersetzt werden, zum Nutzen der
Verwaltung und der Bürger. Ein Beispiel verdeutlicht
die se ämterübergreifenden E-Government-Lösungen:

≠

Vision
Die prozessorientierte Vernetzung der öffentlichen Verwaltung ermöglicht es den Bürgern, ihre Daten -
schutzrechte (u.a. Einwilligungen, Auskunft, Einsicht, Berichtigung) effizient und einheitlich wahrzunehmen.
Möglich wird dies durch den Einsatz von prozessübergeifenden Datenschutztechnologien. 

Nutzen
Die Bürger sehen, dass ihre Daten von der öffentlichen Verwaltung ordnungsgemäß verwendet werden. Das
schafft Vertrauen und damit die Voraussetzung dafür, dass E-Government-Strategien akzeptiert und erfolg-
reich umgesetzt werden können.  

Herausforderungen
Ein durchgängiges Datenschutzmanagement mit  einheitlichen Technologien muss realisiert werden, das es
dem Bürger ermöglicht, die notwendigen Maßnahmen zur Sicherheit seiner personenbezogenen Daten zu
steuern (Selbstdatenschutz). 

Handlungsanforderungen 
Die E-Government-Strategie muss eine auch auf technischen Lösungen basierende Datenschutzstrategie bein-
halten, die den Prinzipien der Transparenz sowie des Fremd- und des Selbstschutzes gerecht wird.

Vertrauen in E-Government: Die technischen
Möglichkeiten des Datenschutzes
Martin Jetter

Martin Jetter,
Vorsitzender der
Geschäftsführung der 
IBM Deutschland



In Deutschland müssen zurzeit bei der Anmeldung
der Geburt eines Kindes noch rund acht bis zehn
Ämter aufgesucht werden. In Irland kommt heute
bereits der Standesbeamte in das Krankenhaus,
nimmt die Anmeldung auf, stößt alle weiteren Pro -
zesse an und wickelt den Gesamtprozess ab. Die pro-
zessorientierte Verwaltung steigert die Effekti vität
der Ver waltung, der Wirtschaft und eines jeden
Einzelnen. 

2. Neue E-Government- und Geschäfts -
modelle 
Das alte Paradigma lautete: Der Staat nimmt alle ho -
heitlichen Aufgaben in alleiniger Verantwortung
und Ausübung war. In dem neuen Paradigma werden
neue Modelle entwickelt, um der Gesellschaft den
besten Service zu bieten. Dazu zählen z. B. auch neue
Private-Public-Partnership-Modelle. Dadurch ändern
sich die Anforderungen an den Datenschutz. Erfor -
derlich wird nicht nur ein prozessorientierter Daten -
schutz innerhalb der Verwaltung. Es wird ein ganz-
heitlicher Ansatz des Datenschutzes über die gesam-
ten Prozess- oder Lieferhandelsketten hinweg benö-
tigt. Die elektronische Gesundheitskarte ist ein gutes
Beispiel, wie eng verzahnt private und öffentliche
Stellen in einem Prozess zusammenarbeiten müssen,
und wie von An fang an ein einheitliches Grund -
konzept für den Da ten schutz geschaffen werden
muss, das alle be teiligten Ämter, Unternehmen und
Funktionen einschließt. 

Aber auch im internationalen Handel gibt es neue
Paradigmen. Der alte Welthandel war begleitet von
Papier. Bis zu 30 unterschiedliche physische Doku men -
te waren für Zoll und Handel notwendig, um Waren
international zu verschiffen. Im neuen Paradigma
werden internationale E-Government-Lösungen den
papierlosen Weg der internationalen Handelsketten
ermöglichen. 

Deshalb werden die Bemühungen um internatio-
nale Datenschutzregime eine neue Bedeutung be -
kommen, damit der Schutz der persönlichen Daten
im Gesamtprozess aufrechterhalten werden kann. 

3. Neue technische Entwicklungen
Das alte Paradigma der Datenschutzgesetze der sieb-
ziger und achtziger Jahre beruhte auf dem Modell des
alleinstehenden Rechenzentrums. Die Entwicklung
der Technologie erfordert und ermöglicht neue Mo -
delle des Datenschutzes. Die Verbindung von Compu -
tern mit Handys und anderen Geräten ist heute schon
Realität. Entwicklungen wie Cloud Computing wer-
den es ermöglichen, Endnutzergeräte, Sensoren und
„actuators“ mit der Kapazität von Hochleistungs-
computern zu verknüpfen, wodurch neue und zahl-
reiche Datenmengen anfallen, die für intelligentere
Systeme genutzt werden können: Gesund heits-, Han -
dels-, Lebensmittels-, Finanz- und Versi che  rungs sys -
teme usw. Die persönlichen Daten, die dabei anfallen
können, müssen auf eine ebenso „intelligente Art“ ge -
schützt werden. Die neuen Paradig men des techni-
schen Datenschutzes lauten: Pseudo ny mi sierung,
Anonymisierung sowie Sticky Paradigm, d.h. wo
immer auch die Daten hingehen, die einmal vom
Kunden oder Bürger festgelegten Datenschutzprä fe -
renzen „reisen“ durch die Netze und Anwendungen
mit und werden beachtet. 

Wie wird folglich der Datenschutz im
Jahre 2015 aussehen? 
Die klassischen Methoden des Datenschutzes, wie
Datensparsamkeit, Löschung und Nichterhebung im
Fall von sensiblen Daten, werden immer noch ihre
Berechtigung haben. Aber sie reichen weder aus,
noch sind sie die Lösung in unserer immer vernetzte-
ren Welt. Untersuchungen über Datenverluste und
Datenmissbrauch belegen, dass bis zu 80 Prozent der
Verletzungen des Datenschutzes nicht durch externe
Hacker, sondern durch das Personal oder die Ver trags-
partner der Verwaltungen und Unternehmen began-
gen werden. Sowohl für die prozessübergreifende als
auch für die internationale Vernetzung werden neue
organisationsumfassende Datenschutzmethoden,
-prozesse und -technologien eingesetzt werden. Sie
werden mehrere neue Prinzipien erfüllen müssen:

3 Transparenz: Den Bürgerinnen und Bürgern
wird durch technische Funktionen für die Auskunft
und Information transparent dargestellt, wer, wann
und bei welcher Gelegenheit auf die Daten zugreifen
darf bzw. zugegriffen hat, und zu welchem Zweck die
personenbezogenen Daten genutzt werden. 
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3 Freiwilligkeit: Die Bürgerinnen und Bürger wer-
den auch die Möglichkeit haben, personenbezogene
Daten bereitzustellen, um bequemere und effiziente-
re Verfahrensabläufe nutzen zu können. 

3 Beteiligungsrechte: Einheitliche, ebenenüber-
greifende, praktikable und alltagstaugliche Verfah -
ren können eingesetzt werden, damit die Bürge -
rinnen und Bürger ihre Beteiligungsrechte einfach
und schnell wahrnehmen können. 

3 Pseudonymisierung und Anonymisierung: Die
technischen Methoden der Pseudonymisierung und
der Anonymisierung, die heute schon zum Teil einge-
setzt werden, müssen fester Bestandteil eines jeden
Privacy Impact Assessments werden, d.h. es muss im -
mer geprüft werden, ob für den Ablauf eines E-Govern-
ment-Prozesses wirklich die persönlichen Daten
benötigt werden, oder ob sich die Ergebnisse ebenso
gut mit pseudonymen oder anonymen Daten erzie-
len lassen. Für den Abgleich der EU-Passagierdaten
mit Daten der Sicherheitsorgane könnten z. B. im ers-
ten Schritt pseudonyme Daten ausreichen. 

3 Selbstdatenschutz: Damit die Rechte der Be  -
troffe nen gewährleistet werden können, werden tech-
nische Hilfsmittel bereitgestellt, um gespeicherte
persönliche Daten einzusehen, selbst zu verwalten
und für Anwendungen wie Einkommensnachweis
elektronisch bereitzustellen.

Diese technisch-organisatorischen Prinzipien, die
über die klassischen Maßnahmen der Daten sicher heit
hinausgehen, müssen in einer technischen Daten -
schutzarchitektur berücksichtigt werden. Nur auf
derartige umfassende Weise, die Eigen verantwor tung
und Beteiligungsrechte mit einschließt, kann das
Ver trauen in E-Government-Lösungen erreicht wer-
den. 

Durchgängige technische Datenschutz -
architektur 
Eine durchgängige Datenschutzarchitektur für
E-Go vernment muss die Prozesse zur Wahrnehmung
der Datenschutzrechte einheitlich gestalten und über
ein technisches Referenzmodell auf die einzelnen Mo -
du le und Dienste im E-Government abbilden. 

Das Schaubild zeigt als Herzstück ein neues
„Privacy-Agreements-Framework“, das es Orga nisa -
tio nen ermöglicht, die Datenschutzbestimmungen
übergreifend einzuhalten. Es beruht auf einem bürger-/
kundenzentrierten Modell, mit dem Regu lierungen,
Präferenzen und Zustimmungen durchgängig ge -
managt werden können. 

Dieses „Framework“ ist folgendermaßen aufgebaut: 
1. Definition einer organisationsweiten Datenschutz-

Policy 
2. Anwendung dieser Policy auf die IT-Systeme
3. Präferenzen der Bürger oder Kunden bezüglich

Zustimmung usw. werden in den IT-Systemen
dokumentiert

4. Einhaltung der Datenschutz-Policy durch
Managementsystem und -technologien sowie die
Schaffung eines durchgängigen Revisions pro -
zesses bezüglich des Zugangs zu und der Hand -
habung von persönlichen Daten 

5. Organisationsweite Berichte über die Einhaltung
der Datenschutz-Policy 

Wie kann eine derartige, umfassende Daten schutz -
architektur umgesetzt werden? Es ist zunächst Auf ga -
be der Datenschutzbeauftragten, organisationsum-
fassende oder -übergreifende Datenschutz bestim mun-
gen festzuschreiben, die sich nicht auf spezifische
Anwendungen oder IT-Systeme beziehen. Sie bezie-
hen sich darauf, wer welche Daten nutzen darf. Die
exakte Syntax der Bestimmungen kann variieren,
wird im Allgemeinen jedoch die folgenden Elemente
enthalten: 
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Datennutzer – Im Falle der Gesundheitskarte sind
das z. B. die Ärzte. 

Handhabung der Daten – Möglicherweise wird hier
festgelegt, dass jeder in einem Krankenhaus eine
Patientendatei anlegen kann, aber nur bestimmte
Nutzer sie lesen dürfen. 

Zweckbestimmung und Konditionen – Z. B. darf
der Apotheker mithilfe der Gesundheitskarte elektro-
nische Rezepte sehen, aber nur mit Zustimmung des
Versicherten auf andere Felder zugreifen. 

Zusätzliche Verpflichtungen – Z. B. wird protokolla-
risch vom System festgehalten, wenn ein Arzt im
Notfall auf alle verfügbaren Patientendaten zugreift. 

Diese Bestimmungen werden dann als Terminologie
benutzt, um festzuschreiben, wer was wann mit wel-
chen Daten unter welchen Bedingungen machen
darf, z. B. 

3 ALLOW (Data user) 

3 to perform (Operation) 

3 on (data Type) 

3 for (purpose) 

3 provided (condition)

3 carry out (obligation)

Die Datenschutzbestimmungen müssen folglich eng
und präzise definiert sein, so dass sie von der IT-Ab tei -
lung in den IT-Systemen der gesamten Organisation
umgesetzt werden können. 

Dieser Prozess erfolgt in mehreren Schritten eines
Mappings. So werden z. B. im ersten Schritt die Daten -
typen der Datenschutz-Policy mit den persönlichen
Daten gemappt, die in den IT-Systemen gespeichert
sind. Ferner werden die Datennutzer gemappt, und
zwar mit den Organisationsaufgaben, die in den IT-
Systemen definiert sind. Diese „Mapping“-Tabellen
ermöglichen es dem Computer, den Zugang zu Daten
nur so zu ge währen, wie es von der Datenschutz-Policy
definiert wurde. In Zukunft bildet die Daten schutz -
architektur, wenn sie korrekt umgesetzt und kontinu-
ierlich den Erfordernissen des Unternehmens und der
Rechts lage angepasst wird, die Basis, um den Daten -
schutz innerhalb der Organisation einzuhalten. 

Das Managen von prozessübergreifender
Transparenz und Zustimmung in 
E-Government-Lösungen am Beispiel der
elektronischen Gesundheitskarte
In modernen E-Government-Unternehmens anwen -
dungen oder in PPP-Systemen muss der Datenschutz
nicht nur intern mit der oben beschriebenen Daten -
schutzarchitektur eingehalten werden, sondern
zunehmend organisationsübergreifend geregelt wer-
den. Ein Beispiel für eine derartige neue, übergreifen-
de E-Government-Lösung ist die bereits angeführte
Gesundheitskarte. Mit den Anwendungen gemäß
§ 291a SGB V haben Patientinnen und Patienten die
Möglichkeit, ihre medizinischen Informationen Ärz-
ten und Leistungserbringern für ihre medizinische
Versorgung zur Verfügung zu stellen. Die Patienten
haben dabei die Datenhoheit für all ihre medizini-
schen Anwendungen und die darin enthaltenen Ge -
sundheitsdaten in der Gesundheitstelematik, d.h.
ohne die Einwilligung und Freigabe des Zugriffs
durch die Versicherten können die medizinischen
Anwendungen nicht genutzt werden. Diese Ein willi -
gungen des Versicherten sind unter einen besonde-
ren Schutz gestellt. Jeder Zugriff Dritter außerhalb
des Gesundheitswesens auf die medizinischen Daten
ist unzulässig. Ein durchgängiges Daten schutz mana -
gementsystem mit einheitlichen Datenschutz techno -
logien wurde eingeführt, um diese Anforderung
umzusetzen. Ein wesentlicher Bestandteil ist dabei
der Selbstdatenschutz: Der Patient kann beispiels -
weise freiwillig seine medizinischen Daten für die
medizinische Versorgung bereitstellen. 

Die Implementierung eines versichertenzentrier-
ten Audit-Dienstes gibt dem Patienten die Informa -
tio nen über jeden Zugriffsversuch. Es ist der zentrale
Einstiegspunkt, damit der Versicherte seine Aus kunfts-
rechte wahrnehmen kann. Durch diese einfach zu
bedienenden Instrumente wird für den Versicherten
die Transparenz hergestellt, um selbstbestimmt die
Verwaltung von Rechten und Daten durchzuführen. 

Datenschutztechnologien für den
Zusatznutzen elektronischer
Identitätskarten 
In vielen Ländern werden elektronische Identi täts kar-
ten eingeführt. Sie dienen u.a. der Online-Authen ti -
sie rung, ermöglichen aber viele andere Nutzungs -
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mög lichkeiten. Sie können zum Beispiel für kommer-
zielle Zwecke über das Internet oder mit Mobil telefo -
nen genutzt werden, um Zugang zu Gebäuden zu
erhalten und bargeldlos öffentliche Verkehrsmittel
zu nutzen. Altersbegrenzte Waren wie Zigaretten
können damit am Automaten gekauft werden, und
umgekehrt können sie genutzt werden, damit nur
Jugend liche z. B. Zugang zu Social Networks von
Studenten und Schülern erhalten. 

Damit sich dieser kommerzielle Zusatznutzen
der elektronischen Identitätskarten entfalten kann
und von der Bevölkerung angenommen wird, brau-
chen die Karten ein zusätzliches, neues technisches
Datenschutzmodell. Denn die Verknüpfung von
Technologien und Anwendungen im Informa tions -
zeitalter macht die Daten zunehmend zahlreicher,
verknüpfbarer und langlebig verfügbar. Die Kumu la -
tion und das Zusammenführen von Daten werden
einfacher. Die traditionellen Prinzipien der Daten -
minimierung und Datensparsamkeit sind dennoch
nicht obsolet, sondern können mithilfe von neuen
Technologien gefördert werden. Wenn es zum Beispiel
nur darum geht, bei dem Online-Herunter laden eines
Videos für Erwachsene das Alter nachzuweisen, dann
dürfen nicht alle anderen Datenelemente der elektro-
nischen Identitätskarte überliefert und gespeichert
werden. 

Aufgrund der Bedeutung der elektronischen
Identitätskarten und ihres Nutzens für den Bürger hat
die Europäische Union (zusammen mit der Schweiz)
deshalb das Forschungsprojekt „PRIME: Privacy and
Identity Management for Europe“ mit 20 Partnern
unter der Leitung von IBM aufgesetzt. Es wurde im
Juli 2008 erfolgreich abgeschlossen (Project Refe rence:
IST-507591).

Das Ergebnis ist der Prototyp eines datenschutz -
fördernden Identitätsmanagementsystems und die
Demonstration einer neuen Lösung für das Iden titäts -
management. Das Prime-Projekt bietet Technologien
für staatliche Identitätskarten, die einen hohen
Sicher heitsstandard und einen hohen Vertrauens -
standard ermöglichen. 

Eine Regierung, die diese Technologien nutzt,
kann eine Identitätskarte ausstellen, bei der alle per-
sönlichen Daten des Bürgers auf der Karte sicher ge -
speichert werden, und die zusätzlich zum ur sprüng-
lichen Erstnutzen der Regierung für zahlreiche an -
dere Zwecke genutzt werden kann: z. B. für Wahlen,
Referenden und Umfragen, bei denen Alter, Wohnort
oder auch das Geschlecht eine Rolle spielen,  wo
jedoch persönliche Details, wie Name und Adresse,
nicht erhoben werden sollen. 
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Bürger 
Regierungsstelle stellt 
zertifizierte eID-Karte aus 

eID-Karte 

Limitierte Bürger-Zertifikate 
abgeleitet von der eID-Karte 

Zusatznutzen: Privatindustrie verlässt sich bei 
eigenen Transaktionen auf die Sicherheit der
eID-Karte     



Die Technologie bietet einen so genannten mini-
malen, einen soft-erweiterbaren und einen hart-
erweiterbaren Nutzen. Bei dem minimalen Nutzen
kann der Nutzer beweisen, dass er irgendeines der
auf dem staatlichen elektronischen Ausweis garan-
tierten Attribute hat, ohne irgendein anderes Datum
preiszugeben. Es wäre quasi eine einmalige Identifi -
kation, die nicht mit anderen Transaktionen verbun-
den werden kann. In diesem Fall ist die elektronische
ID so etwas wie eine „Read-only“-Karte. In dem soft-
erweiterbaren Szenario kann das Regierungs zerti fi -
kat mit anderen Zertifikaten verbunden werden, die
von Dritten herausgegeben werden. Dies würde es
z. B. einer Bank oder Kreditkartenorganisation er -
möglichen, zu zertifizieren, dass der Kunde ein Konto
bei ihr hat, ohne dass der Kunde hierzu unbedingt die
Bankkontendetails oder Kreditkartennummer heraus -
geben muss. In diesem Szenario ist jedes zusätzliche
Zertifikat, das für den Zweitnutzen gebraucht wird,
mit dem originalen Re gierungszertifikat kryptogra-
phisch verbunden, so dass garantiert ist, dass es zur
gleichen Person gehört. Es ist jedoch nicht auf der
ID-Karte selbst gespeichert, sondern auf einer ande-
ren Karte oder z. B. auf einem Mobiltelefon. Das Zu -
satz zertifikat kann ohne die ursprüngliche ID-Karte
nicht genutzt werden. Das so genannte hart-erweiter-
bare Szenario funktioniert ähnlich, nur werden in
diesem Fall die Zweitnutzenzertifikate auf der Karte
gespeichert, um dadurch eine noch größere Sicher -
heit und einen einfacheren Nutzen zu ermöglichen. 

Ein Beispiel aus dem PRIME-Projekt, das eine der-
artige Pseudonymität für elektronische Transaktio nen
ermöglicht, ist die von IBM entwickelte Idemix-Inno -
vation. Sie bietet „Privacy Enabling Public Key Infra -
struktur Services“ für pseudonyme Beglaubigungen.
Der Nutzen für den Bürger ist eindeutig: Seine Iden-
tität wird geschützt, er bleibt anonym und kann die
Daten, die er herausgibt, selbst gut kontrollieren.
Einen Freifahrschein, um hinter der Anonymität kri-

minelle Handlungen zu begehen, gibt es dabei nicht.
Im Falle des Rechtsbruchs kann z. B. für die Straf -
verfolgungs organe die Anonymität aufgehoben wer-
den. Wenn das Zertifikat genutzt wird, kann gemein-
sam eine „trusted third party“ bestimmt werden, die
die Anonymität aufheben kann. Auch der elektroni-
sche Personalausweis kann mit derartigen Zusatz -
nutzungs  möglichkeiten ausgestattet werden. 

Schlussbetrachtung 

Datenschutzfördernde Technologien lassen den Bür -
gerinnen und Bürgern sowie den Kunden die Wahl,
selbst zu bestimmen, wie viele Informationen sie über
sich wem und wann preisgeben wollen, für welchen
Zweck und für welche weitere Nutzung, einmalig
oder lebenslang. Dafür müssen in einem integrierten
Datenschutzkonzept Anonymität und Pseudonymität
mit den oben beschriebenen weiteren Prinzipien und
Techniken zum Datenschutzmanagement verbunden
werden. Die Konzepte hierzu wurden in diesem
Artikel kurz skizziert. 

Es versteht sich von selbst, dass die Umsetzung
dieser Konzepte noch weitere Anstrengungen sowohl
der öffentlichen Hand als auch der Privatwirtschaft
erfordert, um erfolgreich implementiert zu werden.
Die Benutzeroberflächen, die die Datenschutz mög -
lich keiten selbsterklärend darstellen, gehören eben-
so dazu wie die Methoden der Erfolgsmessung und
der Nachweis der Einhaltung von Datenschutz -
Policies. 

Die Informationstechnologie stellt die techni-
schen Mittel zur Verfügung. Ihren Einsatz durchzu-
setzen, die Information darüber den Bürgern und
den Kunden zu vermitteln, ist eine Aufgabe, der wir
uns alle gemeinsam stellen müssen, wenn Vertrauen
und Transparenz in das Handeln von Staat und Wirt -
schaft in unserer immer globaler werdenden Welt
erhalten werden sollen.

77



78

1. Ausgangspunkt

Föderalismus ist das zentrale Strukturprinzip der
öffentlichen Verwaltung in Deutschland. Die Wich tig -
keit des Einflusses aktueller und prognostizierter Ten -
denzen des E-Government auf die föderalen Struk tu -
ren der Bundesrepublik ist Anlass, unterschiedliche
Aspekte des E-Government auf ihre Auswirkungen
auf die Entwicklung der öffentlichen Verwaltung zu
untersuchen. Bis 2013 gewinnen ein einheitlicher
Auf tritt, Prozessorientierung, die Konzepte des Front-
Office und Back-Office sowie der Shared-Service-
Center, auf der Basis einer Bedarfsorientierung getrie  -
ben von den technologischen Veränderungen des
E-Government, in der öffentlichen Verwaltung an

Bedeutung. Um den daraus resultierenden Anfor de -
rungen begegnen zu können, muss die Verwaltung
ein Umdenken von der Governance-Struktur der poli-
tisch-regional motivierten föderalen Matrix organisa -
tion hin zur umfassend motivierten föderalen Tensor-
Organisation vollziehen.

2. Was ist Föderalismus?

Das Wort Föderalismus leitet sich vom lateinischen
‚foedus‘ (Bündnis, Bund, Vertrag, Verbindung) ab
(Rudolf 1981). Im staatswissenschaftlichen Verständ -
nis umfasst Föderalismus den „Zusammenschluss
kleinerer politischer Einheiten zu einem größeren
selbständigen politischen Gebilde unter Erhaltung

≠

Vision
Bis 2013 gewinnen ein einheitlicher Auftritt, Prozessorientierung, die Konzepte des Front-Office und Back-
Office sowie der Shared-Service-Center auf der Basis einer Bedarfsorientierung und getrieben von den tech -
nologischen Veränderungen des E-Government in der öffentlichen Verwaltung zunehmend an Bedeutung.

Nutzen
Durch Zugewinn an Transparenz, Wahlfreiheit der Verwaltung und Reduzierung der Komplexität für Bürger
und Unternehmen entstehen Kosteneinsparungen sowie eine Verbesserung des Standorts Deutschland.  

Herausforderungen
In der Governance-Struktur der öffentlichen Verwaltung muss ein Umdenken weg von der politisch-regional
motivierten föderalen Matrixorganisation hin zur umfassend motivierten föderalen Tensor-Organisation
stattfinden. 

Handlungsanforderungen 
Erhebung der organisationalen, technischen, ökonomischen und rechtlichen Rahmenbindungen, Bestim -
mungs faktoren und Besonderheiten der öffentlichen Verwaltung. Abgleich mit bestehenden Lösungen in
föderalen Unternehmen der Wirtschaft. Entwicklung von Lösungen für den Verwaltungskontext.

Welcher Föderalismus soll sein?
Bedarfsorientiertes E-Government 2013
Prof. Dr. Helmut Krcmar

Prof. Dr. Helmut Krcmar
Inhaber des Lehrstuhls für Wirtschaftsinformatik 
an der Technischen Universität München 



der Selbständigkeit der Kleinordnungen“ sowie den
„Bestand gleichrangiger Staatlichkeit von Gesamt -
staat (z. B. Bund) und Gliedstaaten (z. B. Ländern)“
(Thöni 2005). Jedoch finden die Grundsätze des Föde -
ralismus (Autonomie, Kooperation, Solidarität, ver-
traglich oder im gegenseitigen Einvernehmen gere-
gelte Konfliktlösung, gegenseitige Kontrolle und
Machtverteilung, Subsidiarität und Partizipation)
nicht nur im Staatswesen, sondern auch als Gliede -
rungs prinzip gesellschaftlicher Strukturen außerhalb
des Staates – beispielsweise in Unternehmen, Ver bän -
den, Vereinen oder Gewerkschaften – Anwendung
(Kinsky 2005). Während der Föderalismus im staats-
wissenschaftlichen Verständnis politisch und regio-
nal motiviert und auf dem Freiheitlichkeitsprinzip
gegründet ist, entstehen föderale Strukturen in der
Unternehmenswelt auf Basis ökonomischer Erwä -
gun gen. Der Föderalismus bietet der Wirtschaft
Wege, Economies of Scope and Scale bei gleichzeiti-
ger Regionalität und Diversifizierung zu erreichen. 

3. Aspekte des E-Government

Bis zum Jahr 2013 werden vor allem fünf Aspekte des
E-Government die Arbeit der öffentlichen Ver wal-
tung in Deutschland charakterisieren und so das
föderalistische Strukturprinzip der Verwaltung vor
große Herausforderungen stellen. Diese Aspekte sind
die Vereinheitlichung des Auftretens der Verwaltung,
die zunehmende Prozessorientierung, die Trennung
von Front-Office und Back-Office, die technikermög-
lichte Nutzung von „Shared Services“ zur Dienst leis-
tungserbringung sowie die verstärkte Orientierung
am Verwaltungsbedarf von Bürgern und Unter neh -
men.

3.1 Vereinheitlichung des Auftretens
Die technologischen Entwicklungen des E-Govern -
ment ermöglichen der öffentlichen Verwaltung ein
einheitliches Auftreten gegenüber ihren Kunden. Die
vertikale föderale Gliederung in Zuständigkeiten des
Bundes, der Länder und der Kommunen verliert für
Bürger und Unternehmen daher im Jahr 2013 zuneh-
mend an Bedeutung. Auch die horizontale föderale
Gliederung in 16 Länder und eine Vielzahl von Kom -
munen spielt nach außen, das heißt zu den Kunden
(Bürger und Unternehmen), im Verwaltungskontext
nur noch eine untergeordnete Rolle.

Denn in den Augen von Bürgern und Unter neh-
men ist es für den „Konsum“ einer Verwaltungs -
dienst leistung ohne Bedeutung, ob die Bereitstellung
des Gutes „Verwaltung“ durch Bund, Länder oder
Kommunen erfolgt. War der Ersteller der Leistung in
der Vergangenheit durch den physischen Zugang zur
Verwaltungsleistung erkennbar, so entfällt dieses
Erkennungsmerkmal in Zukunft durch die Bereit -
stellung der Leistung über E-Government-Portale und
Internetlösungen. In der Unternehmenswelt existie-
ren bereits zahlreiche Beispiele für derartige Lösun -
gen und die damit einhergehende Vereinheitlichung
des Auftretens, etwa im Bereich des Bahnverkehrs:
Im Bahnverkehr können Fahrkarten zwar einheitlich
über die Internetseiten der Deutschen Bahn (Ver wal -
tungskontext: Bund) geordert werden, jedoch werden
insbesondere Fahrten des Regionalverkehrs durch
lokale Anbieter (Verwaltungskontext: Länder,
Kommunen) ausgeführt.

Derartige Online-Lösungen sind frei aus jeder Re -
gion für jede Region zugänglich. Aus diesem Grund
nimmt bei den Verwaltungskonsumenten die Bereit -
schaft ab, sich in regional unterschiedliche Verwal -
tungskontexte und Verwaltungsauftritte einzuarbei-
ten. Die Nutzer der Verwaltungsdienstleitungen sind
nicht mehr bereit, sich mit den horizontalen Glie de -
rungsstrukturen des Föderalismus auseinanderzuset-
zen.

3.2 Prozessorientierung
Mit der Vereinheitlichung des Auftretens gegenüber
Kunden, Bürgern und Unternehmen sowie der rei-
bungslosen Zusammenarbeit zwischen den vertika-
len und horizontalen Verwaltungsebenen schafft
E-Government die Voraussetzungen für Prozess orien-
tierung auf allen Ebenen der öffentlichen Verwal tung.

Verwaltungsservices für Unternehmen zeichnen
sich durch eine größtmögliche Integration der einzel-
nen Ablaufschritte und Orientierung der Abwicklung
an den Geschäftsprozessen von Unternehmen aus.
Behörden und andere Akteure wie beispielsweise
Intermediäre organisieren sich in E-Government-
Wertschöpfungsnetzen, orientiert an der unterneh-
merischen Wertschöpfungskette. Beispiele aus der
Wirtschaft für die Integration von Geschäfts pro zessen
durch Informationstechnologie finden sich etwa in
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der Automobilwirtschaft. Dort sind Original Equip -
ment Manufacturer (OEM) und Lieferanten durch
Supply-Chain-Management-Systeme miteinander
verbunden. Bis 2013 sind die rechtlichen Rah men -
bedingungen für solche Wertschöpfungsnetze im
Kontext der öffentlichen Verwaltung definiert. Infor -
mationspflichten und Genehmigungs transak tio nen
sowie damit verbundene Nebenprozesse werden
integriert und die redundante Übermittlung von
Informationen wird vermieden. Anbieter von Unter -
nehmenssoftware sind durch die Bereitstellung von
Schnittstellen- und Formularinformationen in der
Lage, ihre Lösungen auf die Integration von Ver wal -
tungskontakten zuzuschneiden. E-Government ent-
wickelt sich von der heutigen elektronischen Überga-
be von Dokumenten an den Schnittstellen zwischen
der Verwaltung und ihren Kunden hin zu einem
ganz heitlichen, schnittstellenübergreifenden Ansatz
der Zusammenarbeit. 

Durch die Orientierung an den Geschäfts pro zes -
sen der Kunden erfolgt eine Industrialisierung der
Verwaltung. Die föderale Aufbauorganisation der
Verwaltung tritt in den Hintergrund. Die Organisa -
tion entlang des Ablaufs der Produkterstellungs pro -
zesse beziehungsweise der Verwaltungsprozesse
gewinnt an Bedeutung. In der Folge übernimmt der
mit politischer Macht ausgestattete Ressort- und
Behördenleiter zunehmend die Funktion eines Ab -
teilungsleiters mit auch ökonomisch zu betrachten-
den Managementaufgaben.

3.3 Trennung von Front-Office 
und Back-Office
Bis 2013 hat sich das Prinzip der Trennung von Front-
Office und Back-Office in den meisten Verwaltungs -
bereichen – auch aufgedrängt durch die technischen
Entwicklungen – durchgesetzt. Die interne Kom plexi -
tät und Spezialisierung der Verwaltung wird nach
außen durch problemorientierte Kontaktpunkte
gebündelt und somit gegenüber den Kunden verbor-
gen. Diese Trennung wird jedoch nicht zum vielzitier-
ten einheitlichen Ansprechpartner führen; vielmehr
steht am Ende der Entwicklung der „Case worker“:
Ein Anliegen wird von einem Ansprechpartner
betreut, die spezialisierten Kompetenzen einzelner
Verwal tungs leistungen werden jedoch nach wie vor
benötigt.

Das Front-Office entspricht in seiner Organisa -
tion und seinem Auftritt den Filialen eines großen
Unternehmens in der freien Wirtschaft, etwa im
Bankenumfeld. Diese Verwaltungsfilialen erstellen
die Verwaltungsleistung nicht selbst, sondern bezie-
hen sie von spezialisierten Lieferanten, die sowohl
vertikal als auch horizontal auf einer anderen födera-
len Ebene angesiedelt sein können als die Filiale
selbst. Lediglich die Beratung der Kunden erfolgt in
der Verwaltungsfiliale vor Ort. Beispielsweise ist vor-
stellbar, dass es nur noch wenige große Finanzämter
gibt, die Verwaltungsanfragen aus den einheitlichen
regionalen und lokalen Beratungsfilialen zentral
bearbeiten. Diese Finanzämter könnten im Wett -
bewerb zueinander stehen und eine Filiale könnte
Aufträge an Finanzämter auf unterschiedlicher hori-
zontaler Gliederungsebene vergeben. Ebenso ist vor-
stellbar, dass Verwaltungskunden Anfragen an meh-
rere Filialen unterschiedlicher horizontaler Ebenen
vergeben. Im Beispiel der Banken kann ein Kunde
Dienstleistungsaufträge an verschiedene Filialen ver-
geben, während die Banken wiederum für bestimmte
Services auf zentrale Ansprechpartner zurückgreifen,
beispielsweise auf Börsen.

3.4 Einrichtung von Shared-Service-
Centern 
Während sich das Front-Office-/Back-Office-Konstrukt
im Bereich originärer Verwaltungsleistung durchset-
zen wird, werden auf dem Sektor der verwaltungsun-
terstützenden Leistungen vermehrt so genannte
Shared-Service-Center entstehen.

Da die Besonderheiten des Föderalismus durch
die verstärkte Zusammenarbeit einzelner Akteure der
Verwaltung im Zuge der E-Government-Umsetzung
abnehmen, ist es für die Verwaltungseinheiten und
Ressorts 2013 nicht mehr zwingend erforderlich,
Supportleistungen in Eigenregie zu erstellen. Die
Verwaltungen können sich vollständig auf ihre Kern -
kompetenzen und Kernaufgaben konzentrieren. So
werden interne Dienstleistungen wie beispielsweise
Rechenzentrumsleistungen, das Gebäude manage -
ment oder die Personalverwaltung zentral als Shared
Services gebündelt zur Verfügung gestellt und kön-
nen vom Front-Office oder Back-Office bedarfsge-
recht abgerufen werden. Während die politisch moti-
vierten, horizontalen und vertikalen Ebenen der
föderalen Verwaltungsstruktur nach außen in ihrer
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Bedeutung abnehmen, bildet sich innerhalb der
Gliederungsebenen ein ökonomisch motivierter
Föderalismus zur Nutzung der „Economies of Scope
and Scale“ und zur Unterstützung der regionalen
Front-Offices sowie der diversifizierten Back-Offices.
Derartige Shared-Service-Center finden sich schon
heute in föderalen Strukturen der Wirtschaft: Flug -
gesellschaften konzentrieren sich auf die Kompetenz
des Transports von Passagieren, während Support -
leistungen wie beispielsweise die Zubereitung der
Bordmahlzeiten durch Shared-Service-Center, die
auch konkurrierende Unternehmen versorgen, er -
bracht werden.

3.5 Bedarfsorientierung
Durch Bedarfsorientierung werden Unternehmen
und Bürger als Anspruchsgruppen mit unterschiedli-
chen Anforderungen identifiziert und in der Folge
mit entsprechend zugeschnittenen Zugängen zu
Verwaltungsservices bedient. Die Bedarfs orientie -
rung der Verwaltung wird durch die Kombination
aus individuellem und lokal orientiertem Front-Office
in Verbindung mit einem industrialisierten Back-
Office basierend auf dem Shared-Service-Prinzip
umgesetzt.

Insbesondere im Unternehmensumfeld wird sich
E-Government von der bloßen digitalen Übergabe
von Dokumenten an der Schnittstelle von Unter neh -
mens- und Verwaltungsprozess hin zur Prozess inte -
gra tion und Betreuung von Lebens- bzw. Unterneh -
menslagen wandeln. Die öffentliche Ver waltung 2013
bietet für kleine und mittelständische sowie junge
Unternehmen Lotsenfunktionen an, die als „Single
Point of Contact“ die Orientierung und Abwicklung
von Behördenkontakten unterstützen. Im Kontakt
mit Unternehmen setzt sich durch die Bereitstellung
von sicheren Kommunikationswegen durch den Staat
das Push-Prinzip bei der Infor ma tions bereitstellung
durch. Es entsteht der materielle Archivar, der für
alle Beteiligten gemeinsame Archive pflegt und
bewahrt.

Die Strukturierung von Lebenslagen für Bürger
wandelt sich von den verwaltungszentrierten Lebens -
situationen hin zu tatsächlichen Lebenslagen mit drin -
gendem Unterstützungsbedarf wie Arbeits losigkeit
oder Krankheit. Hier bieten zentrale Multi-Channel-
Zugangspunkte zur Verwaltung sowohl Lotsen -

funktionen als auch Abwicklungsunterstützung an.
Sie bündeln gegenüber dem Bürger mit einem An -
liegen die verschiedenen spezialisierten behördlichen
und öffentlichen Stellen. Bei dieser Orientierungs-
und Fallmanagementaufgabe werden sie durch inte-
grierte Systeme zum Prozess- und Wissens manage -
ment unterstützt. 

4. E-Government und Governance –
Herausforderungen 2013

Die durch die zunehmende Verbreitung von E-Govern-
ment-Aspekten ausgelösten Veränderungen stellen
den politischen Föderalismus in Deutschland vor
große Herausforderungen. Insbesondere ist ein Um -
denken im Bereich der Governance-Strukturen von-
nöten. 

Bisher wird die föderale Verwaltung in Deutsch -
land überwiegend als eindimensionale Matrix orga -
nisation gedeutet. Die vertikale Achse der Matrix wird
durch die Gliederung in Bund, Länder und Kom mu nen
vorgegeben, die horizontale Achse ergibt sich durch
die funktionsbezogene Aufteilung in verschiedene
Ressorts, die fachliche Aufgaben übernehmen. 

Die Charakteristika des E-Government 2013 ma -
chen jedoch eine Weiterentwicklung der föderalen
Zusammenarbeit hin zu einer mehrdimensionalen
Tensor-Organisation erforderlich, in der ebenen-, res-
sort- und regionenübergreifend zusammengearbei-
tet wird. Abbildung 1 verdeutlicht den mehrdimen-
sionalen Organisationsaufbau. 
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In der Folge müssen die derzeit vorherrschenden
Governance-Strukturen an die Herausforderungen
dieser komplexeren Organisationsform angepasst
werden. Aus der gewandelten Organisationsform
ergeben sich neue Governance-Aspekte, die sich in
technischen, ökonomischen, organisatorischen und
rechtlichen Herausforderungen widerspiegeln. Diese
Herausforderungen stehen in einem wechselseitigen
Abhängigkeitsverhältnis.

4.1 Organisatorische Herausforderungen
Akteure jeder Achse der Tensor-Organisation müssen
zu gemeinsam abgestimmten Steuerungs entschei -
dungen kommen. Eine besondere Herausforderung
stellt die organisatorische Abstimmung bei zeitkriti-
scher Entscheidungsfindung dar. Dies erfordert ent-
sprechende Anpassungen bei den Konzepten und
Strukturen des Managements. Projekte und Vorha ben
sowie übergreifende Aufgaben müssen gemein-
schaftlich koordiniert werden. Dementsprechend
sind die Führungskräfte gefordert, nicht nur Kennt -
nisse im eigenen Führungsgebiet aufzubauen, son-
dern diese funktionsübergreifend zu entwickeln, um
multikausale Einflussdimensionen frühzeitig erken-
nen zu können. Für die Kommunikation und Kom -
promissfindung sind geeignete Wege und Regeln zu
definieren. Den Führungskräften ist in geeignetem
Ausmaß Verantwortung zu übertragen, so dass sie
die notwendigen Entscheidungen eigenständig tref-
fen können. Die Übertragung von Verantwortung
dient insbesondere der Lösung von Komplikationen,
die durch die Mehrfachunterstellung von Mitarbei -
tern in den Organisationseinheiten der Tensor-
Organisation entstehen.

Die Grundlage der gemeinsamen Zusammen -
arbeit stellt die organisatorische Integration dar. Da -
bei kann zwischen horizontaler, vertikaler und tem-
poraler Integration unterschieden werden. Unter
horizontaler Integration wird die Überbrückung der
durch die funktional-fachliche Aufsplitterung in
Ressorts entstandenen Grenzen (Aufbauorganisation)
sowie die Integration über Länder und Kommunen
hinweg verstanden. Vertikale Integration bezeichnet
die Überwindung der Abstufungen zwischen Bund,
Ländern und Kommunen. Temporale Integration be -
zieht sich auf die zeitliche Ausgestaltung des Ablaufs
der Verwaltungsprozesse.

4.2 Technische Herausforderungen
Obwohl der Umbruch in den Organisations- und Go ver -
nance-Strukturen erst durch technologische Ent wick  -
lungen ausgelöst wird, führt er auch zu weiteren An -
passungen im Bereich der Informations- und Kom mu -
nikationstechnologie. Der gestiegene Ab stim mungs    -
aufwand durch die Tensor-Organisation hat einen
höheren Kommunikationsbedarf zur Folge. Hier  zu
muss die nötige Infrastruktur bereitgestellt werden. 

Aufgrund des gesteigerten fachübergreifenden
Informationsbedarfs der Führungskräfte müssen die
Daten jeder Einheit der Organisation den jeweils an -
deren Organisationseinheiten zugänglich ge macht
werden. 

Besonders in der Übergangsphase wird es zu
Kompatibilitätsproblemen, redundanter Daten hal -
tung, hohem Aufwand aufgrund von Übertragungs-
und Einarbeitungszeiten und mangelnder Aktualität
von Daten kommen. Mit fortschreitender Integration
entstehen zunehmend eine ganzheitliche IT-Archi tek -
tur, gemeinsame Standards und Interoperabilität,
wodurch Schnittstellen reduziert und Rationa li sie -
rungsmaßnahmen durchgeführt werden können.

4.3 Ökonomische Herausforderungen
Aus wirtschaftlicher Perspektive steht der Wandel der
öffentlichen Verwaltung vom eingangs skizzierten,
politisch-regional motivierten Föderalismus hin zu
einem umfassend motivierten Föderalismus im
Vordergrund. Während Bürger- und Unternehmens -
nähe durch eine regionale Filialstruktur mit Be ra -
tungsfunktion gewährleistet wird und verwaltungs-
übergreifende Aufgaben zur Realisierung von
Economies of Scope and Scale in zentralen Shared-
Service-Centern gebündelt werden, verlieren die
ursprünglichen, auf dem Konzept räumlicher Nähe
basierenden föderalistischen Trennungsprinzipien
der horizontalen und vertikalen Ebene immer mehr
an Bedeutung.

Dieser Wandel muss durch verstärkte Steue rungs-
und Controllingmaßnahmen unterstützt werden. So
ist es Aufgabe des Controllings, dezentrale Infor ma tio  -
nen zentral zugänglich zu machen. Es sind quantitati-
ve und qualitative Ziele für die einzelnen Verwal tungs-
einheiten zu definieren, deren Erreichung durch das
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Controlling zu überprüfen ist. Maßstäbe für die Er -
folgs  messung in den Shared-Service-Centern sowie
Interventionszeitpunkte müssen definiert und ange-
wandt werden. Für die Fachaufgaben hat eine klare
Verantwortungszuweisung zu erfolgen. Für die Ver -
waltungsfilialen und die Shared-Service-Center können
Anreiz- und Sanktionssysteme definiert werden.

Auf Seiten von Bürgern und Unternehmen ent-
steht durch die ständige Erreichbarkeit der Ver wal -
tung über Online-Zugänge die Erwartungshaltung,
dass auch die hinter den sichtbaren E-Government-
Prozessen liegenden Back-Office-Prozesse 24 Stunden
täglich und sieben Tage pro Woche erreichbar sind.
Bei steigender Erwartungshaltung bleibt jedoch die
Bereitschaft, für Verwaltungsprozesse zu zahlen,
gleich oder nimmt sogar ab. 

4.4 Rechtliche Herausforderungen
Die Anforderungen durch E-Government führen in
letzter Konsequenz auch zu einer Veränderung der
rechtlichen Rahmenbedingungen. Auf der einen
Seite ist die verfassungsmäßig definierte Zustän dig -
keitsaufteilung zwischen Bund, Ländern und Kommu -
nen zu überdenken. Aufgaben und Verwaltungs pro -
zesse, die früher eindeutig einer dieser drei Ebenen
zuordenbar waren, müssen nun gemeinschaftlich
und übergreifend wahrgenommen werden. Es ent-
stehen neue Anforderungen an die föderalistische
Struktur durch rechtliche Anforderungen auf euro-
päischer Ebene, die die spezifischen Gegebenheiten
in Deutschland nicht oder nur unzureichend berück-
sichtigen – beispielsweise im Bereich der EU-Dienst -
leistungsrichtlinie.

Auf der anderen Seite entstehen auch Heraus -
forderungen für die Legislative in Deutschland. Die
föderale Struktur der funktionalen Gliederung in the-
matische Aufgabenbereiche ist im Ressortprinzip fest
verankert. Die Aufgabe von Kompetenzen durch ein-
zelne Behörden und deren Übertragung an andere
Behörden erfordert ein hohes Maß an Fantasie und
Diskurs zum Umbau des Rechtsgerüstes. Hier muss
der gesellschaftlich-rechtliche Mittelweg zwischen
Aufgabe des Freiheitlichkeitsprinzips und technikge-
triebenen Anforderungen gefunden werden. 

Weitere rechtliche Fragestellungen entstehen im
Bereich des Datenschutzes und der Datensicherheit. 

5. Handlungsanforderungen

Aus den Herausforderungen lässt sich eine Reihe von
Handlungsanforderungen ableiten.

In einem ersten Schritt sind die föderalen und
organisationalen Rahmenbedingungen in Deutsch -
land hinsichtlich ihrer Bestimmungsfaktoren zu un ter-
suchen. Besonderheiten des Verwaltungs kon textes
sind dabei explizit zu erfassen. Darauf aufbauend
können mögliche Lösungen für die Heraus for de run -
gen des E-Government in der öffentlichen Verwal -
tung anhand existierender Lösungen in föderalen
Unternehmen der freien Wirtschaft dargestellt wer-
den. Aus diesen beiden Schritten können Gestal -
tungs  empfehlungen für die Organisationsstruktur
der Verwaltung 2013 formuliert werden.

Auch im Bereich der technischen Heraus for de run-
gen sind zunächst die aktuellen Rahmen bedin gun -
gen zu beschreiben und auf Besonderheiten der Ver -
waltung zu überprüfen. Insbesondere die An for de run -
gen an Schnittstellen zwischen den einzelnen Ebenen
der Verwaltung sind zu beschreiben. Ab schließend ist
eine ebenenübergreifende Informations- und Kom -
mu nikationsarchitektur zu definieren, die den zu -
künftigen Erfordernissen der IT-Steuerung Rechnung
trägt. Es ist davon auszugehen, dass für einige Pro -
blem szenarien bereits in der freien Wirtschaft Lösun -
gen entwickelt wurden.

Im ökonomischen Bereich ist nach geeigneten,
Tensor-übergreifenden Methoden und Instrumenten
zur Bewertung und zum Controlling der Arbeit der
Verwaltungseinheiten zu suchen.

Aus rechtlicher Sicht ist zu klären, welche Rah men -
bedingungen für die Gestaltung des E-Government in
der öffentlichen Verwaltung ausschlaggebend sind.
Schnittstellen zu technischen, ökonomischen und
organisatorischen Aspekten sind zu berücksichtigen.
Ergebnis ist eine Auflistung von Gestaltungs empfeh -
lungen der rechtlichen Aspekte des E-Government
vor dem Hintergrund föderaler Strukturen.
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6. Nutzen

Die skizzierten Aspekte der E-Government-Ent wick -
lung stiften sowohl Nutzen für die öffentliche Ver wal -
tung selbst – durch Kosteneinsparungen – als auch
für die Bürger und Unternehmen: Durch Kosten ein -
sparungen, einen Zugewinn an Transparenz, Wahl -
freiheit der Verwaltung und Reduzierung der Kom -
plexität.

Die Umstrukturierung der Verwaltung in Front-
Office und Back-Office mit Filialcharakter ermöglicht
es den Kunden der Verwaltung, zu wählen, von wel-
cher Verwaltungsfiliale sie verwaltet werden möch-
ten. Es ist zu erwarten, dass Bürger und Unternehmen
diejenige Verwaltungsfiliale für ihre Beratung aus-
wählen, bei der sie die schnellste, kompetenteste und
freundlichste Abwicklung ihres Anliegens erwarten.
Zwischen den einzelnen Filialen der Verwaltung ent-
steht ein Wettbewerb um die Kunden. Die Ser vice -
funktion der Verwaltung wird dadurch in den Vor -
der grund gestellt. Dieser Effekt wird durch die Mög -
lichkeit des Online-Zugangs zur Verwaltung noch
verstärkt, da den Kunden keine Kosten für die Zurück-
legung der Entfernung zwischen den einzelnen Filia -
len entstehen. 

Aufgrund der Wahlfreiheit ist langfristig eine
Reduzierung der von den Bürgern und Unternehmen
zu tragenden Kosten für Verwaltungsleistungen zu
erwarten. Lässt sich beispielsweise ein Gewerbe schein
in jeder Region für jede Region ausstellen, könnten
die Bürger bei unterschiedlichen Preisen für die glei-
che Leistung die für sie günstigste Kommune wählen.
In Wirtschaftsunternehmen lässt sich dieser Aspekt
beispielsweise im Vertrieb von Automobilen beob-
achten, wo gleiche Fahrzeuge eines Herstellers von
verschiedenen Vertragshändlern zu unterschiedli-
chen Preisen angeboten werden.

Mit der neu entstandenen Filialstruktur wird für
Bürger und Unternehmen eine individuelle und be -
darfsorientierte Beratung und Betreuung ermöglicht.
Die einzelnen Schritte eines Verwaltungs prozesses
können den Kunden so besser verdeutlicht werden.
Da die Abwicklung eines Kundenanliegens nicht mehr
aufbauorientiert, sondern ablauforientiert stattfin-

det, entsteht zusätzliche Klarheit. Das Konzept des
„Case workers“ erleichtert den Nutzern der Ver wal -
tungs prozesse das Zurechtfinden. Insgesamt gewinnt
die Verwaltung an Transparenz. Die Komplexität der
Verwaltungsvorgänge für Bürger und Unternehmen
wird erheblich reduziert, da diese nicht mehr einen
kompletten Verwaltungsprozess in all seinen Sta tio -
nen durchlaufen müssen, sondern nur noch einen
Ansprechpartner für ein Anliegen in ihrer lokalen
Filiale benötigen. Für den Verwaltungskunden ist nur
noch das Ergebnis des Verwaltungsprozesses von Be -
deutung, nicht mehr die einzelnen Schritte. Ähnliches
ist im Bereich des Luftverkehrs zu beobachten: Für
den Kunden spielt nur der Flug selbst eine Rolle. Beim
Kauf des Flugtickets sind für ihn weder War tungs -
arbeiten am Flugzeug, noch Betankung oder Essens -
versorgung relevant.

Die Verwaltung selbst kann sich auf die Kern pro -
zesse ihrer Leistungserstellung konzentrieren, wäh-
rend Supportleistungen durch die Shared-Service-
Center erledigt werden. Probleme werden aus unter-
schiedlichen Perspektiven der Tensor-Organisation
gleichzeitig betrachtet und werden so einfacher gelöst. 
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Im One-Stop-Government-Portal werden Infor ma tio -
nen und Services über einen sicheren, bundesweiten
und behördenübergreifenden Portaleinstieg für
Privat- und Geschäftskunden bereitgestellt. Das erfor-
derliche Vertraulichkeits- und Sicherheitsniveau für
elektronische Behördentransaktionen wird durch die
Verbindung von einheitlicher Authentifizierung und
Signaturfunktion unterstützt. Des Weiteren wird die
Verwendung von Verschlüsselungstechnologien und
die Einbindung sicherer Verwaltungsnetze zur Wah -
rung des Datenschutzes vorausgesetzt. Eine erhöhte
Servicequalität, administrative und ökonomische
Effi zienzsteigerung und somit höhere Akzeptanz sind
die Ziele dieses Vorhabens.

E-Government ermöglicht die Einführung pro-
zessorientierter Organisationsformen. Somit können
IT-Prozesse anders organisiert werden, als dies in der
Vergangenheit der Fall war. Denn beim E-Govern -
ment liegt der Fokus auf den einzelnen Aktionen, also
dem Ablauf. In der Vision eines „echten“ One-Stop-
Government-Portals können die historisch separat
entwickelten E-Government-Lösungen auf einer ein-
zigen Plattform integriert werden. Alle bisher vor-
handenen One-Stop-Government-Portal-Angebote
haben nur Teilbereiche abgedeckt und waren erste
Schritte auf dem Weg zu einem komplexen und über-
greifenden Konstrukt. 

≠

Vision
E-Government aus einer Hand – Informationen und Services über einen sicheren, bundesweiten und behör-
denübergreifenden Portaleinstieg für Privat- und Geschäftskunden.

Nutzen
Die Bündelung bedarfsgerechter Leistungsangebote in einem verwaltungsübergreifenden Portal mit Single-
Medium-of-Sign-Funktion für Transaktionen (einheitliche Authentifizierung bzw. Signatur, z. B. durch ePA als
ComfortCard) führt zu erhöhter Servicequalität, administrativer und ökonomischer Effizienzsteigerung und
somit zu höherer Akzeptanz.

Herausforderungen
Die übergreifende Nutzerakzeptanz bei Anbietern und Abnehmern elektronischer Verwaltungsleistungen
sowie die Schaffung der notwendigen technischen Voraussetzungen bilden das Fundament für ein „echtes“
One-Stop-Government-Portal.

Handlungsanforderungen 
Ein One-Stop-Government-Portal erfordert das Zusammenwirken aller Akteure: Vereinheitlichte Rahmen -
bedingungen, standardisierte Infrastrukturkomponenten und Schnittstellen sowie Schaffung von Moti va tions-
anreizen zur Nutzung und Akzeptanz der Beteiligten sind Voraussetzungen für den Erfolg des Vorhabens.

E-Government as a Service
Dr. Winfried Materna

Dr. Winfried Materna
Geschäftsführer, 
Materna GmbH



Ein One-Stop-Government-Portal erfordert das
Zusammenwirken aller Akteure: vom Bürger über die
Verwaltung bis zur Wirtschaft. Hierbei ist ein zielge-
richtetes Akzeptanzmanagement entscheidend für
eine breite Nutzung. Darüber hinaus sichern verein-
heitlichte Rahmenbedingungen, standardisierte
Infrastrukturkomponenten, Schnittstellen und Da -
ten austauschformate den langfristigen Erfolg des
Vorhabens.

1. One-Stop-Government-
Portal – das Tor zu sämtlichen
Ver wal tungs services

Für den Nachfrager von Verwaltungs dienst leistun gen
(Bürger oder Unternehmen) ist das One-Stop-Go vern -
ment-Portal der zentrale Zutrittspunkt zu allen E-Go -
vernment-Services – unabhängig vom Ort der eigent-
lichen Leistungserbringung. Über einen Single-Point-
of-Contact kann die nachgefragte Leistung hierbei
von einem Punkt aus angestoßen werden. Ferner kön-
nen kontextsensitive Informationen über nachge -
fragte Leistungen oder Services zielgerichtet abgeru-
fen werden.

Der Dienstleistungsnachfrager kann dabei eine
24-Stunden-Verfügbarkeit an sieben Tagen in der

Woche sowie eine zügige Leistungserbringung er -
war ten. Dabei muss ihm die Abwicklung eines elek-
tronischen Geschäftsvorfalls uneingeschränkte
Sicher heit garantieren. Die erforderliche Authen ti fi -
zierung (elektronischer Identitätsnachweis) und
Signatur zur Abwicklung des Geschäftsvorfalls kann
durch den Einsatz eines Single-Medium-of-Sign er -
folgen. 

Das nachfolgende Beispiel zeigt, welche Teil pro -
zesse ein Student derzeit im Zuge einer Immatri ku la -
tion durchlaufen muss. Abbildung 1 veranschaulicht
am Beispiel dieser speziellen Lebenslage die Ver fah -
rens abläufe mit den verschiedenen zuständigen
behördlichen Stellen auf Bundes-, Landes- und kom-
munaler Ebene. 

Gewählt wurde das Beispiel eines 21-jährigen Stu -
denten aus Bochum, der im kommenden Semester ein
Medizinstudium beginnen möchte. Hierzu müssen
eine Reihe von Aktivitäten initiiert und durchgeführt
werden: Dies beginnt mit der Bewerbung um einen
Studienplatz bei der ZVS. An dieser Stelle ist das Land
involviert. Vor der Immatrikulation benötigt die Uni -
versität einen Krankenversicherungsnachweis. Im
Beispiel ist ein Studienplatz an der Universität
Tübingen frei und wird dem Studenten zugewiesen.
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Abb. 1: Verfahrensablauf am Beispiel der Lebenslage „Student“



Zur Begleichung seiner Studiengebühren beantragt
er ein Darlehen bei der KfW-Bank, einer Institution
auf Bundesebene. Parallel dazu beantragt er BAföG
beim Studentenwerk der Universität Tübingen, einer
Institution auf Landesebene. Der Umzug von Bochum
nach Tübingen erfordert die Abmeldung am alten
Wohnort und die Anmeldung beim Einwohner mel de -
amt in Tübingen. Abschließend stehen noch Anträge
auf Gebührenermäßigungen bei der GEZ und der
Telekom auf der To-do-Liste und damit Aktivitäten,
bei denen Wirtschaftsunternehmen involviert sind.

Der beschriebene Verfahrensablauf von der An -
tragstellung bei der ZVS bis zu allen weiteren betei-
ligten Stellen im Zusammenhang mit Umzug, BAföG,
Versicherungen etc. zeigt die komplexe Aufgabe der
verwaltungsebenenübergreifenden Verfahrens koor -
dination. Ein Großteil der Anträge im vorliegenden
Fall kann bereits heute elektronisch abgegeben wer-
den. Hierzu ist der Antragsteller jedoch gefordert, auf
die verschiedenen Portale zuzugreifen, Formulare
herunterzuladen, auszufüllen, zu unterschreiben und
postalisch an die jeweils zuständige Stelle zu senden.

Im Unterschied zu der gegenwärtigen Situation
kann sich der Student bei einem „echten“ One-Stop-
Government-Portal bedarfsgerecht über die erforder-
lichen Verwaltungsdienstleistungen informieren und
nach einer einmaligen Authentifizierung die verschie -
denen Anträge bequem online abwickeln und signie-
ren. 

Die Anbieter von Verwaltungsdienstleistungen –
sprich die öffentlichen Verwaltungen – profitieren
von sowohl zeit- als auch kosteneffizient gestalteten
Prozessabläufen. Bezogen auf die BAföG-Beantra gung
des im Beispiel genannten Studenten lassen sich allein
die Verwaltungskosten erheblich reduzieren, wie das
folgende Zahlenbeispiel zeigt: Laut einer Studie von
Unicheck, einem Projekt der Initiative Neue Soziale
Markt wirtschaft, belaufen sich die durchschnittlichen
Ver waltungskosten je BAföG-Empfänger auf 220 Euro
pro Jahr. Laut Statistischem Bundesamt gab es
358.200  Studienanfänger im Jahr 2007. Im Durch -
schnitt be antragen rund ein Viertel der Studenten
BAföG. Legt man 220 Euro Verwaltungskosten zu -
grunde, bedeutet dies einen Verwaltungsaufwand
von 19,8 Millio nen Euro pro Jahr, die durch die Bean -
tragung von BAföG entstehen. Die Abwicklung der

BAföG-Anträge über ein One-Stop-Government-Portal
würde schätzungsweise eine Kostenersparnis von
circa 30 Prozent be wirken. Damit könnte allein dieser
Service knapp sechs Millionen Euro einsparen.

Darüber hinaus können Doppelfunktionen auf
ein Minimum reduziert werden. Hierzu können stan-
dardisierbare Prozesse in vorhandene oder zu konso-
lidierende Dienstleistungszentren (Shared-Service-
Center) zusammengefasst und abgewickelt werden.
Dabei erfolgt die Aufgabenteilung nach Kern kompe-
tenzen auf kommunaler sowie Landes- und Bundes -
ebene. Durch diese Bündelung können zahlreiche
funktionsähnliche Behördenapplikationen deutlich
reduziert werden. Da die Authentifizierung beim Ein -
tritt in das One-Stop-Government-Portal einmalig
erfolgt, können die Stammdaten des Benutzers unter
Einhaltung hoher Sicherheitskriterien allen weiteren
nachgelagerten Verwaltungsebenen zur Verfügung
gestellt werden (höhere Transparenz, Kosten- und
Zeit  ersparnisse, Reduzierung der Fehlerquote). Dazu
ist es erforderlich, die bestehenden Systeme über stan-
dardisierte Schnittstellen aufeinander abzustimmen. 

2. Technische Voraussetzung für
die Realisierung eines One-Stop-
Government-Portals

Die technische Konzeption eines zentralen Einstiegs -
portals zu allen Services der öffentlichen Verwaltung
muss verschiedene Rahmenbedingungen erfüllen,
damit die Lösung machbar, akzeptabel und wirtschaft-
lich ist. Dazu müssen Serviceanbieter aus Bund, Län -
dern und Kommunen vernetzt werden, wobei ihre
Verantwortungshoheiten gewahrt werden. So sind
die jeweiligen Zuständigkeiten auch weiterhin für die
Aktualität und Verfügbarkeit der Informa tions inhalte
verantwortlich. Des Weiteren müssen alle Services
der verschiedenen Anbieter integrierbar sein, unab-
hängig von der technischen Umsetzung der je wei li -
gen Services. Um langfristig weitere Nutzer gruppen
einzubinden, sollten über das Internet hinaus weitere
Zugangskanäle bei der Konzeption berücksichtigt
werden. Dabei müssen Barrierefreiheit und Medien -
unabhängigkeit beachtet werden.

Zur Wahrung dieser Rahmenbedingungen wer-
den bestimmte Architekturprinzipien zwingend
voraus  gesetzt: Es müssen Standardmethoden, Stan -
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dardtechnologien und etablierte Basiskomponenten
für eine maximale Interoperabilität verwendet wer-
den. Beispiele hierfür sind die Basiskomponenten der
Initiative BundOnline. Darüber hinaus entkoppeln
verteilte Architekturen Teilprozesse und -services von
übergreifenden Prozessen und ermöglichen so die
Konsolidierung zu Prozessplattformen (Shared-
Service-Center).

Abbildung 2 gibt eine Übersicht über die prozess-
orientierte Aufgabenverteilung auf die einzelnen
Serviceanbieter im One-Stop-Government-Portal.

Über ein einzurichtendes Web-Portal erfolgt der
Zugriff auf die Dienste und Prozesse der Verwaltung
durch den Single-Point-of-Contact. Um eine schnelle
und breite Nutzerakzeptanz zu erzielen, sollte die
Ansprache zielgruppenspezifisch je nach Lebenslage
oder Nutzergruppe erfolgen. 

Mit einer einheitliche Authentifizierungs- und
Signaturkarte können in dem Portal elektronische
Behördentransaktionen abgewickelt werden. Ein
sicheres Instrumentarium ist der künftige elektroni-
sche Personalausweis (ePA): Er integriert die drei
Schlüsselfunktionen biometrische Informationen,

elektronischer Identitätsnachweis und qualifizierte
elektronische Signatur. Damit besitzt der ePA alle tech-
nischen Voraussetzungen, als einheitliche Signatur -
karte mit multifunktionalen Verwendungs möglich -
keiten genutzt und akzeptiert zu werden. Als Single-
Medium-of-Sign wird der ePA zur ComfortCard und ist
damit auch für das One-Stop-Government-Portal ein-
setzbar.

Die Abbildung übergreifender Prozesse und der
Zugriff auf sämtliche Verwaltungsdienste übernimmt
das One-Stop-Government-Portal. Damit ist es mög-
lich, die Prozesse an zentraler Stelle zu modellieren,
aber dennoch die regionale Ausprägung von Teil -
schritten einzubinden und zu berücksichtigen. Für
das Beispiel des Studenten bedeutet dies, dass sowohl
die Information über die länderspezifischen Studien -
gebühren abrufbar sind als auch die mit dem Wohn -
ortwechsel verbundenen Formalitäten den zuständi-
gen Kommunen bzw. dem Shared-Service-Center zur
weiteren Bearbeitung übermittelt werden können.

Ein wesentlicher Erfolgsfaktor zur Etablierung
des Portals ist die umfassende Bereitstellung bundes-
weiter, landesspezifischer und insbesondere auch
kommunaler Services. Gerade die kommunalen
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Services sind die wichtigsten Zugriffspunkte für Bür -
ger und Unternehmen. Voraussetzung für die Bereit -
stellung und Vernetzung der angebotenen Services
ist eine serviceorientierte Architektur (SOA), die
grundsätzlich auf dem Prinzip des Service-Providers
und Service-Consumers basiert. Mit diesem Grund -
prinzip können beliebige Punkt-zu-Punkt-Verbin dun -
gen (end-to-end) zwischen den dezentralen Systemen
geknüpft werden.

Das One-Stop-Government-Portal stellt hier einen
zentralen Einstiegspunkt dar, der als Service-Consu mer
auf sämtliche Angebote der Verwaltung zugreift. Im
Sinne der Skalierbarkeit des Systems sowohl aus tech-
nischer als auch organisatorischer Sicht können kon-
solidierende Zwischenstufen im Sinne von Shared-
Service-Centern sinnvoll sein, die bundesweit Servi ces
für Länder und Kommunen anbieten (Service-Pro -
vider). Durch diese Hierarchie bleibt das Gesamt sys -
tem umfassend und flexibel zugleich. Vollständig -
keits prüfungen der angebotenen Services als auch
deren Aktualitätsprüfungen können gezielt und
somit effizient vorgenommen werden. 

Ein Service-Provider bietet grundsätzlich zwei
verschiedene Arten von Diensten an. Dies sind zum
einen transaktionale und zum anderen informations-
getriebene Dienste.

Transaktionale Dienste führen Aktionen in Fach -
verfahren aus oder stellen Informationen aus Fach -
ver fahren zur Verfügung. Hierzu ist ein standardisier-
tes Verfahren zur technologieunabhängigen Reali sie -
rung neuer Dienste notwendig, das es zudem ermög-
licht, bestehende Systeme anzubinden. Es bieten sich
Web-Services mit entsprechenden Spezifikationen
über WSDL (Web Service Description Language) an,
die diese Rahmenbedingungen umsetzen.

Informationsgetriebene Dienste stellen Infor ma -
tionen, thematische Zusammenhänge und Wissen
zur Verfügung, die zur Abbildung bestimmter Infor -
mationsbedarfe notwendig sind. Dieses Wissen muss
technologieunabhängig recherchierbar und somit in
das Portal integrierbar sein, zum Beispiel durch spe-
zielle Verwaltungssuchmechanismen. Eine reine
Volltextsuche reicht hier nicht aus, da Zusammen -
hänge zwischen Inhalten nicht ausreichend berück-
sichtigt werden können. Inhalte regionaler Service-

und Informationsanbieter sollten daher durch se man-
tische Notationen abgebildet werden, so dass im
Gesamtverbund der Angebote ein umfassendes,
semantisches Netz aller Dienste und Informationen
der öffentlichen Verwaltung entsteht. Ein semanti-
sches Web basiert auf evolutionären Algorithmen
und ist „lernfähig“. Alle in einem solchen System ge -
sammelten Informationen stehen in einer gewissen
Beziehung zueinander. So lässt sich beispielsweise ein
Zuständigkeitsfinder umsetzen, der trotz de zentraler
Pflege eine zentrale Recherche nach Pro zessen und
Informationen erlaubt. Auch diese Kon zepte sind
technologieunabhängig umsetzbar und geben den
Serviceanbietern die notwendige Unabhängigkeit
und Flexibilität.

Werden transaktionale und informationsorien-
tierte Dienste kombiniert, bieten sie dem Nutzer
einen umfassenden Zugang zu allen verwaltungsre-
levanten Aspekten. Die Basis für solche recherchier-
baren Dienste sind strukturierte semantische Netze.

Die Gesamtarchitektur eines One-Stop-Govern -
ment-Portals mitsamt seinen integrierten Services
muss den Grundregeln einer serviceorientierten
Architektur folgen. Das bedeutet, Dienste müssen
technologieunabhängig definiert und implementiert
werden. Sie müssen weitgehend untereinander ent-
koppelt werden. Übergreifende Prozesse müssen
darüber hinaus auf Basis dezentral angebotener Teil -
prozesse orchestriert werden. Bisher wurden SOA-
Prinzipien eher in einem unternehmens- oder behör-
deninternen IT-Kontext gesehen. Im Rahmen eines
One-Stop-Government-Portals lassen sich diese nun
in einen weiterreichenden Kontext bringen und zwar
bei der Zusammenarbeit und Kopplung mehrerer
Behörden und auch Unternehmen. Darüber hinaus
ist auch die Einbettung des One-Stop-Govern ment-
Portals in europäische Systeme für EU-übergreifende
Prozesse möglich. 

3. Nutzerakzeptanz im Fokus

Die Mehrwerte, die sich durch die Etablierung eines
One-Stop-Government-Portals aus Verwaltungssicht
ergeben, sprechen für eine Umsetzung des Vor ha bens:
Dies sind zum einen die Steigerung der Transparenz,
Kosten- und Zeitersparnis sowie eine Reduzierung
der Fehlerquote durch Doppel erfassungen. Zum
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anderen können sich Verwaltungen durch die Ein -
bindung von Shared-Service-Centern auf wichtige
Kernprozesse konzentrieren. Entscheidend ist aller-
dings, dass das Vorhaben verwaltungsebenenüber-
greifend von allen Beteiligten getragen und nach
innen wie außen kommuniziert wird. Die einzelnen
Maßnahmen sollten in einem gemeinsamen Aktions -
plan zusammengestellt werden. Nur so kann sicher-
gestellt werden, dass das Vorhaben auch „gelebt“
wird.

Wesentlich für die Akzeptanz durch die Nach fra -
ger und damit den Erfolg eines One-Stop-Govern -
ment-Portals ist darüber hinaus die Schaffung von
Motivationsanreizen zur Nutzung von Verwaltungs -
dienstleistungen.  

Durch die Möglichkeit, alle Aktivitäten von
einem Ort (Single-Point-of-Contact) online erledigen
zu können, erfahren Bürger und Unternehmen ein
Höchstmaß an Komfort. Zeitlich aufwendige Behör -
dengänge entfallen, sichere und rechtsverbindliche
Transaktionen können rund um die Uhr erfolgen. Die
bedarfsgerechte Bereitstellung der erforderlichen
Dienste schafft Transparenz über die zu erledigenden
Aufgaben in bestimmten Lebenslagen (siehe Beispiel
„Student“). Auch sind eine flächendeckende und kos-
tenfreie Ausgabe der ComfortCard an alle Nutzer
sowie Kostenersparnisse bei anfallenden Gebühren
elementare Motivationsanreize für Nutzer von
Online-Services. Grundsätzlich sollten E-Government-
Angebote kontinuierlich auf ihre Anwender freund -
lich keit für alle Nutzergruppen (z. B. ältere Menschen)
überprüft werden. Darüber hinaus können zielgrup-
penspezifisch relevante Themen herausgefiltert und
projektbezogen kommuniziert werden, um eine
Erhöhung der Nutzerakzeptanz zu erzielen.

4. Fazit

Im Zeitalter der Informationstechnologie ist das One-
Stop-Government-Portal ein geeignetes Instrument
zur horizontalen und vertikalen Verwaltungs koope -
ration. Nur im Verbund und mit der notwendigen
Vernetzung können durch optimierte Prozess gestal -
tung die erforderlichen elektronischen Government-
Services bedarfsorientiert angeboten werden. 

Voraussetzung für eine erfolgversprechende
Umsetzung ist die Anpassung der rechtlichen Rah -
menbedingungen. Es ist beispielsweise zu prüfen, in
welcher Form im Rahmen der technischen Anfor de -
rungen Kommunikations- und Interaktionsstandards
gesetzlich festgeschrieben werden müssen. Darüber
hinaus müssen verbindliche Regelungen für den
Einsatz elektronischer Signaturen zur rechtsverbind-
lichen elektronischen Transaktionsabwicklung defi-
niert bzw. geschaffen werden.

Die Umsetzungsvorhaben zur EU-Dienst leis -
tungs richtlinie und die Einrichtung der einheitlichen
Behördenrufnummer 115 sind erste konkrete Schritte,
die den Wandel zu einer modernen, kunden- und ser-
viceorientierten Verwaltung unterstützen. Die Um -
setzung der Vision eines One-Stop-Government-Por -
tals sowie die Schaffung der technischen Voraus -
setzungen zur Nutzung der ComfortCard können als
weitere Meilensteine in Richtung „E-Government as a
Service“ gesehen werden.
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1. Vernetzte Gesellschaft und
Implikationen für die Verwaltung

Durch die Globalisierung, den demografischen Wan -
del, die europäische Integration und den rasanten
technologischen Fortschritt haben sich Wirt schaft und
Gesellschaft in den letzten 10 bis 15 Jahren grundlegend
verändert. 

Moderne Informations- und Kommunikations tech-
nologien sind die Basis für eine globalisierte und ar -
beitsteilig orientierte Wirtschaftswelt. Die Zu sam men-
arbeit zwischen Unternehmen erfolgt heute entlang
der gesamten Wertschöpfungskette in übergreifenden
Netzwerken (so genannter Collaborative Commerce).

Unter Verwaltungsexperten, seien es Praktiker,
Hochschulvertreter oder Forscher, besteht Einigkeit,
dass sich auch Verwaltungen in Zukunft stärker ver-
netzen werden. Unterschiede zeigen sich allerdings
in dem gedanklichen Ausgangspunkt dieser Pro gnose
(zum Beispiel demografiegetriebene, effizienzgetrie-
bene oder strukturkritische Betrachtung) und dem
inhaltlichen Verständnis von Vernetzung.

Vernetzung kann in einer engen Perspektive als
ein IT-technisches, infrastrukturelles Vorhaben ver-
standen werden, das sich auf die Kopplung von Ver -
wa ltungsnetzen, den Aufbau von Verzeichnis dien sten
oder die Etablierung von Standards beschränkt. Die
heute gegebenen Rahmenbedingungen, zum Bei spiel

≠

Vision
In einer vernetzten Gesellschaft wird die Weiterentwicklung von E-Government auf Basis offener Dienst -
leistungsplattformen erhebliche Mehrwerte durch die Bündelung öffentlicher und privater Leistungen
schaffen und schrittweise kostenintensive Zugangskanäle ablösen. 

Nutzen
Individualisierte und erweiterte Dienstleistungen sowie eine optimierte Prozessbearbeitung in der Verwal tung
fördern unmittelbar die Attraktivität Deutschlands als Wirtschafts- und Lebensstandort. 

Herausforderungen
Die mehrwertorientierte Erbringung von Dienstleistungen in einer vernetzten Gesellschaft bedingt eine
Reorganisation von Zuständigkeiten und die Etablierung neuer Geschäftsmodelle im Verhältnis der
Verwaltungen untereinander sowie vor allem im Zusammenspiel mit privaten Organisationen. 

Handlungsanforderungen 
Kollaboration über offene Dienstleistungsplattformen erfordert neben dem Aufbau entsprechender
Kompetenzen auch eine IT-Plattform-Strategie und eine organisationsübergreifende Prozessausrichtung
mit passenden Geschäftsmodellen.

Zukunft der Verwaltung in einer vernetzten
Gesellschaft
Volker Merk

Volker Merk
Geschäftsführer, 
SAP Deutschland 
AG & Co. KG



in rechtlicher oder organisatorischer Hinsicht, werden
hierbei allenfalls punktuell infrage gestellt. Ver netz -
ung als Vision betrachtet hingegen die Entwicklung
durchgängiger Prozessketten mit neuen oder verän-
derten Verantwortlichkeiten, das Entstehen neuer
Formen der Zusammenarbeit sowie neuer Geschäfts -
modelle zwischen Verwaltungen und den relevanten
Stakeholdern (Bürger, Wirtschaft, Nicht regierungs -
organisationen usw.). Eine solche Betrachtung über-
schreitet naturgemäß den heute gegebenen rechtli-
chen Rahmen beziehungsweise sieht einen entspre-
chenden Veränderungsbedarf vor.

Die öffentliche Hand kann sich diesem Ver ände -
rungsbedarf nicht entziehen, da ein klarer Zusam -
men hang zwischen nationaler Wirtschaftsleistung
und Wettbewerbsfähigkeit sowie einem effizienten
öffentlichen Sektor besteht. Zudem wachsen auch in
der Bevölkerung stetig die Erwartungen nach besse-
ren, schnelleren und kundenfreundlicheren Dienst -
leistungen der öffentlichen Verwaltung – unterschied-
liche Zugangskanäle, nutzenstiftende Verwaltungs -
dienstleistungen über das Internet und eine zentrale
Anlaufstelle (Single Point of Contact) sind nur einige
Punkte, die auf dem Wunschzettel der Bürger stehen.

2. Wie sich die Verwaltung in
Zukunft vernetzen wird

Der klassischen Unterscheidung der Ver waltungs -
beziehungen folgend werden im Weiteren mögliche
neue Vernetzungsmodelle zwischen Verwaltungen,
zwischen Verwaltung und Bürger sowie zwischen
Verwaltung und Wirtschaft betrachtet. Jedoch ist
klar zu betonen, dass die Wertschöpfung in einer ver-
netzten Gesellschaft aus der intelligenten und flexi-
blen Verknüpfung von unterschiedlichen Prozess -
ketten entstehen wird (vgl. Gliederungspunkt 2.4).

2.1 Zusammenarbeit zwischen
Verwaltungen
Ausgehend von der aktuellen – insbesondere durch
die Umsetzung der EU-Dienstleistungsrichtlinie und
der D-115-Initiative geprägten – Diskussion über die
zukünftige Form der Zusammenarbeit zwischen
Verwaltungen lassen sich folgende Tendenzen erken-
nen:

3 Wandel von einem funktionalen Verwaltungs -
modell hin zu einem verwaltungsübergreifenden
Prozessmodell, das – bildlich gesprochen – „quer“ zur
heutigen Aufbau- und Ablauforganisation verläuft.

3 One-Stop-Government mit der logischen Kon se -
quenz einer Trennung von Angebotspräsentation und
Durchführung der entsprechenden Aufgaben in
einer (multikanalfähigen) Front-Office-/Back-Office-
Struktur. 

3 Etablierung neuer Formen der Arbeitsteilung
zwischen Verwaltungen, aber auch zwischen Ver wal -
tung und Nichtregierungsorganisationen sowie zwi-
schen Verwaltung und Wirtschaft.

3 Stärkere Standardisierung von verwaltungsbezo-
genen Kern- und Unterstützungsaufgaben.

3 „Information Sharing“ zwischen verschiedenen
Verwaltungen beziehungsweise Verwaltungs ein hei -
ten (sowie zwischen Nichtregierungsorganisationen).

Die Zielvorstellung einer Verwaltung, die Bürgern und
Wirtschaft zentrale Ansprechpartner zur Ver fü gung
stellt und den aus einer konkreten Lebens- bzw. Un -
ternehmenslage resultierenden Gesamt pro zess orga-
nisationsübergreifend orchestriert, ist keineswegs
neu. Doch hat erst die EU-Dienst leistungs richt linie
einen konkreten Handlungsdruck erzeugt und bietet
die Chance, einer prozessorientierten Ver waltung
zum Durchbruch zu verhelfen.

Einen weniger kunden- als vielmehr effizienzge-
triebenen Vernetzungsansatz kennzeichnen die For -
derungen nach neuen Formen der Arbeitsteilung
beziehungsweise nach Kooperationen zwischen Ver -
waltungen. Tatsache ist, dass in der „öffentlich-recht-
lichen Parzellenwirtschaft“ viele Fach- und Unter -
stützungsaufgaben redundant, uneinheitlich und
aufgrund zu geringer Fallzahlen unwirtschaftlich er -
bracht werden. Da eine weitreichende Zusammen -
legung von Gebietskörperschaften mittelfristig eher
unwahrscheinlich ist, wird als alternativer Ansatz
eine zunehmende Verbreitung so genannter Dienst -
leistungszentren zu erwarten sein.

Diese Dienstleistungszentren bündeln adminis-
tra tive und fachliche Teilaufgaben, die nicht physisch
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vor Ort erbracht werden müssen, und stellen – im
Sinne des erwähnten Front-Office-/Back-Office-Kon -
zepts – „Produktionszentren“ für interne und externe
Verwaltungsdienste dar. Die mit Blick auf die Haus -
halts- und Demografielage benötigten Effizienz stei ge-
rungen werden sich jedoch nicht alleine über Ska len -
effekte erzielen lassen. Erfahrungen der Privat wirt -
schaft mit dem Konzept der Shared-Service-Center
zeigen, dass zusätzlich eine Vereinfachung, Standar -
di sierung und Automatisierung von Verwaltungs -
prozessen erfolgen muss.

Aus heutiger Sicht ist schwer abzuschätzen, wie
differenziert sich das Portfolio dieser Dienstleistungs -
zentren, deren Anzahl und rechtliche Ausgestaltung
und damit die Landschaft der Dienstleistungszen-
tren insgesamt darstellen wird. Bezogen auf die
(inter-)kom munale Ebene lässt sich aktuell eine Ten -
denz in Richtung virtueller Verbünde mit differen-
zierter Aufgabenteilung erkennen – teils aufgrund
rechtlicher Restriktionen, teils als Ergebnis von poli -
tischen Kompromissen.

Insofern erscheint das Szenario wahrscheinlich,
dass in Zukunft interne und externe Verwal tungs leis -
tungen in – durchaus mit der Privatwirtschaft ver-
gleichbaren – komplexen Liefer- und Wert schöpfungs-
netzwerken erbracht werden. Dies gilt umso mehr,
wenn als parallele Entwicklungstendenz von einer
stärkeren Kooperation mit privaten Dienstleistern und
Nichtregierungsorganisationen ausgegangen wird.

Eine stärkere Vernetzung kann jedoch nicht nur
unter Kunden- bzw.Effizienz gesichts punkten abgelei-
tet werden, sondern ebenso mit Blick auf die Qualität
der Wahrnehmung öffentlicher Auf gaben. Ein in -
struk tives Beispiel für die Notwendigkeit einer ge -
samthaften Optimierung von Prozessketten stellt der
Bevölkerungsschutz dar. Das übergeordnete Ziel der
Erhaltung menschlichen Lebens kann nur dann
erreicht werden, wenn Organisationen aus verschie-
densten Bereichen optimal miteinander verzahnt wer-
den. Zu den zur öffentlichen Sicherheit beitragenden
Organisationen zählen dabei Polizei, Kranken häu ser,
Rettungsdienste und sonstige Nichtregie rungs   orga -
nisationen, aber auch private Transport unter neh men.
Um im Einsatzfall eine optimale Koor dination ent-

lang der gesamten so genannten „Rettungs kette“ zu
ermöglichen, ist eine durchgängige Transparenz der
Prozesse zu gewährleisten. Ohne diese sinkt die
Entscheidungsqualität, die Ressourcennutzung und
schlussendlich die Versorgung von Opfern und Ange -
hörigen signifikant. Dass die in diesem Bereich beste-
henden Optimierungspotenziale im Informa tions -
austausch mit der Hilfe von IT realisiert werden kön-
nen, zeigt sich zum Beispiel im Forschungsprojekt
„SoKNOS“ des Bundesministeriums für Bildung und
Forschung, das die Vernetzung staatlicher Organe,
Unternehmen und anderer Organisationen im
Bereich öffentliche Sicherheit zum Inhalt hat. 

2.2 Zusammenarbeit zwischen
Verwaltung und Bürger
Der klassische Verwaltungskontakt mit dem Bürger
findet typischerweise lokal und damit auf der kom-
munalen Ebene statt. Der örtliche Bezug konkreter
Probleme und Anfragen ist ein wichtiger Grund für
die Konzentration der Aufgaben auf lokaler Ebene. 

Obwohl für den Verwaltungskontakt vielerorts noch
die traditionellen Zugänge genutzt werden, finden
sich zunehmend mehr Onlineangebote, wie zum
Beispiel im virtuellen Rathaus21 der Stadt Hagen.
Aufgrund der hohen Hürden der qualifizierten digi-
talen Signatur nutzt diese Möglichkeit aber nur ein
geringer Teil der Bevölkerung. Die Initiative zur
Einführung des elektronischen Personalausweises
wird zu einer deutlichen Steige rung der Nutzer zah len
von Onlinediensten führen. Weiterhin gilt es, konse-
quent die Standardisierung für den elektronischen
Daten austausch (XÖV1-Standards) voranzutreiben.

Die Attraktivität einer Dienstleistung bemisst sich für
den Bürger nicht nur an der Qualität des Zugangs
und der Dauer der Bearbeitung, sondern an deren
Einbettung in die jeweilige Lebenslage. So nutzen
Bürger in hohem Maße die Webauftritte der Kommu -
nalverwaltung, um sich beispielsweise über die Ange -
bote in den Bereichen Kultur, Sport und Soziales zu
informieren. 

Gibt es mehrere alternative Angebote, wie zum
Beispiel bei der Kinderbetreuung und bei Kinder frei -
zeitangeboten, dann wäre sowohl eine Darstellung
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der kommunalen Angebote, der Angebote der freien
Träger, aber auch der Tagesmütter mit dem jeweili-
gen Leistungsangebot, den Kosten und der geografi-
schen Lage für die Bürger eine wichtige Infor ma tion.
Natürlich ersetzt eine informative Darstellung nicht
den Eindruck vor Ort, aber eine umfassende Erst infor -
mation und die anschließende Buchung über das
Netz erleichtern den Eltern die Suche nach geeigne-
ten Kinderbetreuungsangeboten. 

Das Subsidiaritätsprinzip ermöglicht es gerade-
zu, die Angebote von freien Trägern und Privaten zu
einem umfassenden Gesamtangebot zu bündeln. Die
Kommunen, aber auch in verstärktem Maße Non-
Profit-Organisationen, könnten als Dienstleister für
die Bürger agieren, indem sie die Angebote zusam-
menstellen und Zusatzdienstleistungen wie zum Bei -
spiel ein elektronisches Buchungssystem mit einem
entsprechenden elektronischen Bezahlsystem anbie-
ten. 

Die Kommune hat in diesem Szenario die Mög -
lich keit, sich auf ihre Kernaufgaben zu fokussieren
und Dritte mit einzubinden, um ein verbessertes
Dienstleistungsangebot für die Bürger anzubieten,
oder sie überlässt es Dritten, die öffentlichen Dienst -
leistungen als Teil eines individuellen Angebots für
den Kunden zu nutzen. Die Kommune kann je nach
Anspruch selbst zum Makler werden oder Angebote
an öffentlichen Dienstleistungen für die Makler aus
dem privaten oder dem Non-Profit-Sektor zur Ver fü -
gung stellen. 

Die Zusammenarbeit zwischen Bürger und Ver -
wal tung zeigt sich nicht nur bei den Genehmi gungs -
verfahren und den Onlineangeboten, sondern auch
in der aktiven Beteiligung der Bürger an wichtigen
Entscheidungen des Gemeinwesens. Die Identifi ka tion
der Bürger kann durch entsprechende Betei lungs   -
verfahren deutlich erhöht werden. 

Einige Städte stellen die Haushaltsplanentwürfe
zur Diskussion ins Netz und bieten Online-Konsul ta -
tionen an. Auf diese Weise können Kommuni kations-
möglichkeiten, die das Web 2.0 bietet, für eine stärke-
re Partizipation der Bürger genutzt werden. Neben
den Bürgern können auch Experten in komplexe Ent -
scheidungen mit eingebunden werden, zum Beispiel

bei Planungsverfahren wie der Stadt entwicklungs-
und Verkehrsplanung. Vor allem im Bereich der Pla -
nungsverfahren bieten sich um fangreiche Beteili -
gungs möglichkeiten für Bürger und Fachexperten an.
Hamburg zum Beispiel setzt be reits auf Online-Betei -
ligungsprojekte und hat be reits fünf Online-Dis kus sio  -
nen bzw. -Kon sul ta tio nen durchgeführt. E-Partizi pi ta -
tion wird damit zu einem zentralen Ins tru ment für
die politische Kom mu nikation. 

Neben der Partizipation in Planungsverfahren
bietet sich auch die Einbeziehung der Bürger bei ent-
sprechenden Gesetzgebungsverfahren an (E-Legisla -
tion). Die Europäische Union hat mit den Konsul ta-
tionsverfahren Partizipationsmöglichkeiten für die
Stakeholder und die Bürger am Recht setzungs pro -
zess geschaffen. Dabei setzt sie neben den tradierten
Kommunikationskanälen (zum Beispiel Telefon, per-
sönliche Kontakte) in zunehmendem Maße auf das
Internet. Auf diese Weise besteht für Bürger und
Wirtschaftsunternehmen eine erweiterte Chance,
sich in den Rechtsetzungsprozess einzubringen. 

E-Partizipation und E-Legislation schaffen neue
Kommunikationsstrukturen, die eine kooperative
Interaktion mit dem Bürger ermöglichen beziehungs -
weise können einen Kulturwandel in der öffentlichen
Verwaltung einleiten. Die Verwaltung löst sich da -
durch aus ihrer Innensicht, bekommt ein besseres
Verständnis für die Bedürfnisse der Bürger und kann
zudem noch die Fachkenntnisse und Vorschläge der
Zivilgesellschaft in ihre Entscheidungsprozesse ein-
beziehen. Dies sollte zu einer größeren Akzeptanz
staatlichen Handelns führen und wäre damit auch
ein Beitrag zum Abbau der Politikverdrossenheit. 

Zur technischen Realisierung ist der Einsatz von
Web 2.0-Technologien sowie Multikanal-, In- und
Outboundtechniken vorzusehen. Wichtig ist dabei
eine Integration der Anwendung in eine flexible,
über grei fende E-Government-Infrastruktur. 

Eine themenbezogene Rechercheplattform so -
wohl für die Verwaltung als auch für die Bürger un -
terstützt die anspruchsvolle Aufgabenstellung, die
Verwaltung und die Bürger miteinander zu vernet-
zen. 
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2.3 Zusammenarbeit zwischen
Verwaltung und Wirtschaft
Ein besonderes Augenmerk, nicht zuletzt aufgrund
ihrer Bedeutung für die Wettbewerbsfähigkeit
Deutsch  lands, gilt der Vernetzung zwischen Ver wal -
tung und Wirtschaft. Dabei sind Entwicklungen in
etablierten Prozessen, wie beispielsweise der Auf trag -
geber-/Auftragnehmerbeziehung bei der Beschaffung
von Waren und Dienstleistungen über die kollabora-
tive Abwicklung von Antragsverfahren bis zur Eta blie-
rung gänzlich neuer Geschäftsmodelle zu betrachten.

Im Kontext der Vergabe und Beschaffung wur-
den in den vergangenen Jahren vielfältige organisa-
torische und infrastrukturelle Maß nah men wie die
Einrichtung von zentralen Beschaffungs organisa tio -
nen oder die Etablierung elektronischer Vergabe-
bzw. Beschaffungsplattformen ergriffen.  IT-Lösun gen
optimieren längst die damit verbundenen verwal-
tungsinternen Prozesse und binden sich nahtlos in
die Lieferantensysteme ein.

Diese positive Entwicklung sollte aber nicht darü-
ber hinwegtäuschen, dass in Deutschland ein wirkli-
cher Paradigmenwechsel in Richtung einer erweiter-
ten Auftraggeber-/Auftragnehmerbeziehung noch
nicht vollzogen ist. Betrachtet man hingegen die Ent -
wicklung in Großbritannien in den vergangenen zehn
Jahren, so hat man dort den Rahmen für die Erbrin -
gung öffentlicher Dienstleistungen signifikant erwei-
tert. Öffentliche Einrichtungen stehen hier im direk-
ten Wettbewerb mit privaten Anbietern bei der Be -
werbung um öffentlich-rechtliche Aufgaben. Einem
im Juli 2008 veröffentlichten Bericht2 zufolge trägt
der Markt öffentlicher Dienstleistungen zwischen -
zeit lich mehr zur britischen Wirtschaft bei als Wirt -
schaftszweige wie beispielsweise die Tele kom mu -
nikationsindustrie.

In Deutschland hingegen liegt der Fokus auf der
Optimierung der Kernprozesse der Verwaltungen bei
mehr oder minder unveränderten Geschäftsmodellen.
Hier zeigen sich nun erste Ansätze von einer reinen
Binnenmodernisierung hin zu einer kundenorien-

tierten Betrachtung des Antragsprozesses in seinem
Gesamtkontext. Einen solchen Ansatz stellt etwa das
„Kollaborative E-Government“ dar. Das bekannteste
Beispiel hierfür sind kollaborative Bauplattformen,
über die – neben der Verwaltung – alle aus Sicht des
Antragstellers relevanten Akteure (Architekten, Bau -
unternehmen usw.) eingebunden werden. Indem
nicht nur Schnittstellen optimiert werden, sondern
der Gesamtprozess des Bauvorhabens, beginnend mit
der (Vor-)Planungsphase, können für alle Beteiligten
erhebliche Effizienzgewinne erzielt werden.3

Generell birgt der Ansatz kollaborativer Platt -
formen für Verwaltung und Wirtschaft gleicherma-
ßen ein enormes, noch kaum erschlossenes Potenzial.
Dies lässt sich am Beispiel der Verfolgung von Waren -
kriminalität verdeutlichen. Produktpiraterie führt
allein in Deutschland jährlich zu einem volkswirt-
schaftlichen Schaden von rund 30 Milliarden Euro.
Besonders betroffen sind Luxusgüter, Medienartikel,
Medikamente und Automobilteile. 

RFID4-Technologien bieten heute die Möglich -
keit, Produkte eindeutig zu identifizieren. Die Echt -
heit jedes einzelnen Stücks sowie der Weg entlang
der Lieferkette können von der Produktion bis zum
Kun den verfolgt werden. Dazu stellen die Produ zen -
ten die Identifikationsinformationen für ihre Pro -
dukte über einen Webservice zur Verfügung. Ein
neuer Ser vice verknüpft diese Informationen dann
mit Daten, die bei der Kontrolle des Produkts aus
dem RFID-Tag ausgelesen werden, und führt einen
Abgleich durch. 

Nutzer und Nutznießer eines solchen Services
werden nicht nur der Handel, sondern ebenso End -
kunden sein, die beispielsweise über ein geeignetes
Mobiltelefon mit Leseeinrichtung („NFC5-enabled
handset“) derartige Abfragen starten können, aber
auch Zoll und Polizei bei der Strafverfolgung.

Hierfür müssen natürlich die technologischen
Grundlagen geschaffen werden, wie dies beispiels-
weise derzeit im Rahmen der Forschungsaktivitäten
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zu Theseus eingeleitet wird. In erster Linie muss aber
ein Umdenken in den Verwaltungsorganisationen
stattfinden – Verwaltungsleistungen für die Wirt schaft
sollten als Teil eines Wertschöpfungsprozesses wahr-
genommen und in diesem Sinne abgewickelt werden.

Die Bereitstellung von Mehrwertdiensten wie
diesen wird zukünftig neue Märkte eröffnen. Es wer-
den sich Dienstleister etablieren, welche die notwen-
dige Infrastruktur und die darauf basierenden Dienste
für Verwaltung, Wirtschaft und Bürger zur Verfü gung
stellen werden. 

Aus der Kombination öffentlicher und privater
Dienstleistungen ergibt sich eine Notwendigkeit für
gemeinsame Geschäfts- und Betriebsmodelle. Unter
dem Stichwort „Öffentlich Private Partnerschaft“ (ÖPP),
abgeleitet vom englischen Begriff „Public-Private-
Partnership“ (PPP), bedienen sich Verwaltungen der
Fähigkeiten und der Finanzkraft privater Unter neh -
men. Im Vordergrund steht dabei die optimale Aus -
nutzung der jeweiligen Vorzüge der Partner. Insbe -
son dere in infrastrukturellen Bereichen wie dem
Hoch- und Straßenbau oder dem Betrieb von Anlagen
übernehmen Wirtschaftsbetriebe Aufgabenbereiche
der Verwaltung.

Teilweise umstritten angesichts der Risiko über -
tragung an die privaten Beteiligten sowie der lang-
fristigen finanziellen Auswirkungen für die öffentli-
che Hand zeigen diese Modelle jedoch eine
Perspektive auf, die zukünftig noch stärker in den
Fokus von Wirtschaft und Verwaltung rücken wird.

2.4 Vision: Die öffentliche Verwaltung
als Beteiligte an einer offenen Dienst -
leistungsplattform
Eine Limitation der beschriebenen „Government-to“-
Ansätze be steht darin, dass sie aus Sicht von Bürgern
und Wirt schaft jeweils nur einen bestimmten Aus -
schnitt aus der konkreten Lebens- bzw. Unter neh -
mens lage betrachten und optimieren. Für einen
Unterneh mens  gründer beispielsweise stellen die not-
wendigen behördlichen Dienstleistungen (im Sinne
von Geneh migungen) – je nach Lage des Einzelfalles –
nur eine Teilmenge des insgesamt benötigten Dienst -
leistungs portfolios dar. Gleiches gilt etwa für einen
Bürger, der seinen Wohnort verlagern möchte.

Hierin liegt der Ansatzpunkt für eine offene
Dienst leistungsplattform im Internet, auf der Dienste
verschiedener Anbieter (öffentliche Verwaltung, Wirt-
schaft, Nichtregierungsorganisationen und Bürger)
sicher und vertrauenswürdig angeboten und genutzt
werden können. Besonderer Nutzen dieser Plattform
entsteht durch die Möglichkeit, aus Ange boten unter-
schiedlicher Anbieter so genannte Mehr wertdienste
zusammenzustellen oder zu kombinieren. Diese neue
Art der Kollaboration erlaubt die ge meinsame Bereit -
stellung und Realisierung von Mehrwertdienst leis -
tun gen über verschiedene An spruchs gruppen hinweg.
Die Nutzung der Dienste auf der Plattform ist offen
für alle genannten Anspruchsgruppen. Der Zugang
zur Plattform erfolgt über verschiedene Kanäle
(Telefon, mobile Endgeräte, Internet).

Die Bereitstellung einer solchen offenen Dienst -
leistungsplattform führt zu einer Reihe von Anfor -
derun gen. Notwendig ist eine einheitliche und um -
fassende Beschreibung der angebotenen Dienste, die
sich nicht nur auf technische Aspekte konzentrieren
darf, sondern auch nichttechnische Aspekte beinhal-
tet. Bei spiel haft sind die angebotene Funktionalität,
Service-Level-Agreements oder Abrechnungs modali -
täten zu nennen. Die Identifikation der benötigten
Be schrei bungselemente sowie der Beschreibungs -
methode sind hier zentrale Meilensteine.

Akzeptierte Standards sind die Basis für eine offe-
ne Plattform sowie die angebotenen Dienste. Es ist zu
erwarten, dass es zu Erweiterungen um neue Stan -
dards oder Vorgaben kommt. Diese Erweiterungen
nutzen existierende Best Practices und sind im
Zusammenspiel der Beteiligten voranzutreiben.

Governance-Modelle regeln die Voraus setzun gen
für die Teilnahme, Auswahl und Bewertung von
Diensten, aber auch die Abstimmung hinsichtlich
Erlaubnis und Kombination von Diensten. 

Mehrwertdienstleistungen werden von deren
Anbietern meist vorab für eine erwartete An wen dung
realisiert und erlauben eine gewisse Flexibilität im
Umgang mit Spezialfällen. Im Unternehmensbereich
hat sich gezeigt, dass sich Mitarbeiter einen Großteil
ihrer Arbeitszeit mit der Bearbeitung von Aus nah men,
Spezialfällen oder unvorhergesehenen Anfragen be -
schäftigen. Diese Entwicklung ist auch für die offene
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Diensteplattform zu erwarten. Mechanismen für die
Bearbeitung von Ad-hoc-Anfragen, die dynamische
Kombination von Diensten durch Nutzer sowie die
direkte Kollaboration der Beteiligten (zum Beispiel in
virtuellen Welten) sind daher vorzusehen. 

Attraktivität und langfristige Verfügbarkeit der
offenen Dienstleistungsplattform werden im Wesent -
lichen von einer attraktiven Umgebung gewährleis-
tet. Dazu gehören maßgeschneiderte Angebote von
einer Vielzahl von Anbietern ebenso wie eine große
Anzahl von Nutzern der Plattform. Eine Förderung
dieses Netzwerkeffektes kann durch die Einbe ziehung
aller Bürger, Unternehmen und Be hörden erzielt wer-
den. Existierende Web 2.0-An wen dungen (zum

Beispiel Wikipedia, OpenStreetMap) zeigen, dass
Bürger bereit sind, gemeinsam relevante Inhalte in
großem Stil zu liefern. Web 2.0-Konzepte können im
Kontext der offenen  Dienstplattform darüber hinaus
für die Identifizierung des Dienst leis tungsbedarfs
genutzt werden.

Eine offene Dienstleistungsplattform erlaubt die
sichere und vertrauenswürdige Realisierung von
Mehrwertdienstleistungen für Unternehmen und
Bürger, die aus Diensten verschiedener Anbieter kom -
biniert wurden. Anbieter von Diensten können dabei
gleichermaßen die öffentliche Verwaltung, Wirt -
schaft, Nichtregierungsorganisationen und Bürger
sein.
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Wie könnte nun ein Beispiel für konkrete Mehr wert dienstleistungen, die auf einer Dienst leistungs -
plattform erstellt und angeboten werden, aussehen? 
Ein britischer Staatsbürger leitet erfolgreich ein Social-Network-Startup-Unternehmen in Groß britan nien, mit
dem er nach Deutschland expandieren möchte. Die erste Frage, die sich ihm stellt, ist, an welchem Standort er
sich niederlassen soll. Wo gibt es günstige Geschäftsräume? Welche Stadt verfügt über attraktive
Infrastrukturen? 

Daten zur Beantwortung dieser Fragen sind verteilt auf verschiedenste Quellen, wie zum Beispiel
Statistisches Bundesamt, Kommunen, Immobilienplattformen. Durch eine Semantisierung der Daten wird es
möglich, auf diese Informationen automatisiert zuzugreifen, und der Geschäftsmann erhält ein individualisier-
tes Profil für verschiedene Standorte. Basierend hierauf fällt er seine Entscheidung. Im Stadtportal der Zukunft
kann er über einen virtuellen „Single Point of Contact“ einen Antrag auf Unternehmensgründung stellen.
Relevante Mehrwertdienste wie Jobportale, ein direkter Kreditvergleich verschiedener Banken, zugeschnitten
auf seine individuelle Situation sowie Flug- und Hotelbuchungsangebote für einen ersten Besuch stehen ihm
integriert zur Verfügung. 

Nach ein paar Tagen erhält der Unternehmer die ersten Bewerbungen für die von ihm ausgeschriebenen
Stellen. Nach Durchsicht der Bewerbungsunterlagen und einer Skype-Videokonferenz entscheidet er sich für
einen Kandidaten aus Bangalore. Da die Fachkräftemangelproblematik von der Bundesregierung über die letz-
ten Jahre als Schwerpunktthema adressiert wurde, ist der Visaprozess kein Problem. Über das Stadtportal kann
der Arbeitgeber direkt auf die Seite des Auswärtigen Amts zugreifen. Die Sprache des Angebots passt sich durch
Zwischenschalten eines Drittanbieters dynamisch an die Herkunft der IP-Adresse an. Die Anmeldung zur
Sozialversicherung und die weiteren erforderlichen Schritte laufen automatisch ab. Über ein Web-Tool werden
sowohl er als auch sein zukünftiger Arbeitnehmer über den Status des Prozesses informiert. 

Der Arbeitnehmer muss für sich und seine Familie eine Wohnung finden und eine Schule für seine Kinder
organisieren. All dies kann er über die auf der Seite des Auswärtigen Amtes als private Mash-up-Dienste6 ange -
botenen Services bereits von Indien aus tun. Die Familie kann Angebote direkt vergleichen, sich mit der deut-
schen Kultur vertraut machen und Kontakt zu in Deutschland lebenden Indern aufnehmen, ohne den
Ausgangspunkt der Webseite des Auswärtigen Amtes zu verlassen. 

6 Mash-up (von engl.: „to mash“ für vermischen) bezeichnet die Erstellung neuer Medieninhalte durch die nahtlose (Re-)Kombination bereits
bestehender Inhalte. In den deutschen Sprachraum wurde der Begriff rund um das Schlagwort Web 2.0 importiert, da Mash-ups als ein wesentli-
ches Beispiel für das Neue an Web 2.0 angeführt werden: Inhalte des Webs, wie Text, Daten, Bilder, Töne oder Videos, werden zum Beispiel colla-
geartig neu kombiniert. Dabei nutzen die Mash-ups die offenen Programmierschnittstellen (APIs), die andere Web-Anwendungen zur
Verfügung stellen (Quelle: WIKIPEDIA).



3. Schlussfolgerungen

Auf dem vorstehend skizzierten Weg zu einer vernetz-
ten Verwaltung als Teil einer vernetzten Gesell schaft
wird eine Vielzahl rechtlicher, organisatorischer so -
wie technischer Fragen zu klären sein.

Insbesondere wird eine Antwort darauf zu geben
sein, wie sich zumindest mittelfristig noch fragmen-
tierte, aufgabenbezogene Zuständigkeiten auf Ver wal -
tungsseite mit Verantwortlichkeiten für einen kolla-
borativen Gesamtprozess in Einklang bringen lassen. 

Tatsächlich ist die Steuerung einer weitgehend
vernetzten, virtuellen Verwaltung noch ungeklärt:
Inwieweit können beispielsweise Verwaltungs verein -
barungen – im Sinne von Kontrakten oder Service
Level Agreements – ein fehlendes operatives Wei -
sungs recht ersetzen? 

Eine besondere Bedeutung kommt der Entwick -
lung von Governance-Regeln zu. Diese müssen unter
allen Beteiligten abgestimmt, definiert und im lau fen-
den Betrieb einer Diensteplattform überprüft und
sichergestellt werden. Ebenso gilt es, attraktive Ge -
schäftsmodelle zu entwickeln beziehungsweise die
hierfür notwendigen Rahmenbedingungen zu
schaffen.

Die Umsetzung von durchgängigen Prozess ketten
über Organisationsgrenzen hinweg unter Einbin dung
unterschiedlichster Akteure erfordert einen grundle-

genden Paradigmenwechsel. Ziel muss es sein, Pro zess-
und Geschäftsmodelle zu definieren und umzusetzen,
in welche Bürger, Wirtschaft, Non-Profit-Orga nisa tio -
nen sowie Bund, Länder und Kommunen eingebun-
den sind. 

Aus Sicht der IT setzen derartige Prozesse ver-
netzte Infrastrukturen, serviceorientierte IT-Archi tek -
turen und etablierte Standards voraus. Technologien
wie Web 2.0, die eine stärkere Vernetzung von Per -
sonen und für den Anwender eine individuelle und
bedarfsgerechte Prozessmodellierung ermöglichen,
werden zunehmend an Bedeutung gewinnen. Da ne -
ben gilt es, im Hinblick auf die Themen Sicherheit,
Vertrauen und Management digitaler Identitäten
aktuelle Initiativen wie den E-Pass konsequent weiter-
zuführen. Eine offene Dienstleistungsplattform kann
nur dann erfolgreich sein, wenn die Teilnehmer den
angebotenen Diensten vertrauen und eine sichere
Nutzung dieser Dienste möglich ist. Eine Voraus -
setzung hierfür ist die eindeutige, nicht abstreitbare
Identität der Teilnehmer der Dienstleistungs platt form.

Eine mutige Umsetzung der hier skizzierten
Vision einer vernetzten Verwaltung – gerade im Hin -
blick auf rechtliche und organisatorische Heraus -
forderungen – kann Deutschland im E-Government
an die europäische Spitze bringen. Gleichzeitig kann
die öffentliche Hand als Leitanwender die Ent wick -
lung und Verbreitung moderner Technologien fördern
und damit ihren Beitrag leisten, um Deutschland als
IKT-Standort abzusichern und positiv zu unterstützen. 
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Vision

Im Jahr 2013 hat Deutschland in der EU eine führende
Position im Bereich der staatlichen Modernisierung
übernommen und konnte sich somit wichtige Stand -
ortvorteile im globalen Wettbewerb des Informa tions  -
zeitalters sichern. Das war möglich durch eine konse-
quente Umsetzung der im Jahr 2009 beschlossenen
nationalen E-Government-Strategie. Kernpunkte dieser
Strategie sind
1. der Aufbau einer ebenenübergreifenden E-Govern -

ment-Infrastruktur, basierend auf 

a) einer serviceorientierten E-Government-Refe renz-
architektur sowie 

b) verbindlicher Interoperabilitätsstandards und 
c) Leitlinien für eine SOA-Governance
2. die durchgängige Nutzung grundlegender Infra -

strukturkomponenten wie beispielsweise die
Deutschland-Online-Infrastruktur (DOI), den elek-
tronischen Personalausweis (ePA), De-Mail und De-
Safe durch Verwaltungen, Unternehmen, Wissen -
schaft sowie Bürgerinnen und Bürger 

≠

Vision
Im Jahr 2013 hat Deutschland in der EU eine führende Position im Bereich der staatlichen Modernisierung
übernommen und konnte sich wichtige Standortvorteile im globalen Wettbewerb des Informationszeitalters
sichern. Die Einbeziehung der Wissenschaft und die intensive Förderung von zukunftsweisenden E-Govern -
ment-Lösungen führte zu bedeutenden Innovationen und zur Entwicklung exportfähiger Lösungen im
Bereich E-Government.

Nutzen
Durch die Kombination von Leistungen der öffentlichen Verwaltungen und Dienstleistungen der privaten
Wirtschaft lassen sich Leistungsbündel anbieten, die auf die Bedarfe spezieller Zielgruppen zugeschnitten sind.

Herausforderungen
Es gilt, eine E-Government-Referenzarchitektur zu entwickeln, die einen Rahmen für heterogene Verfahren
und verteilte Strukturen bietet und die hilft, das richtige Maß an organisatorischer und technischer
Autonomie und Kooperationsfähigkeit zu schaffen.

Handlungsanforderungen 
Der Aufbau einer leistungsfähigen E-Government-Infrastruktur für die deutsche Verwaltung erfordert die
Konzeption einer nationalen E-Government-Referenzarchitektur, die Setzung von Standards zur Gewähr -
leistung von Interoperabilität und die Entwicklung von Leitlinien für eine SOA-Governance.
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3. die Konzeption und Umsetzung medienbruchfreier
organisations- und ebenenübergreifender
Prozessketten 

4. die Einbeziehung der Wissenschaft auf Basis eines
nationalen E-Government-Forschungsprogramms

Grundlage für den Erfolg des deutschen Modells
war das gemeinsame Vorgehen von Bund, Ländern
und Kommunen, in Abstimmung mit der Wirtschaft
und der Wissenschaft. Zu wichtigen Treibern der Ent -
wicklung wurden zudem ab 2009 die „Deutsch land
Digital Community“ und das nationale „E-Govern -
ment-Wiki“, die auf Erfahrungen aus dem Programm
Deutschland-Online (DOL) aufbauen konnten, der
nationalen E-Government-Strategie von Bund, Län -
dern und Kommunen aus den Jahren 2006 bis 2008.
Durch die „Deutschland Digital Community“ und das
„E-Government-Wiki“ wurde der intensive Infor ma -
tions- und Wissensaustausch zwischen engagierten
Akteuren des E-Government vorangetrieben, insbe-
sondere mit Blick auf die Durchführung vielfältiger
interdisziplinärer Aktivitäten. Des Weiteren konnten
ab 2010 durch umfassende begleitende Kommu nika -
tions- und Marketingmaßnahmen die Akzeptanz und
Nutzungsraten der kundenorientierten E-Govern -
ment-Angebote deutlich verbessert werden. Schließ -
lich spielte der – durch finanziell gut ausgestattete
Pilotprojekte – aufgezeigte Nutzen für Bürger und
Unternehmen eine wichtige Rolle in dieser Erfolgs -
story. Dies gilt nicht nur in Bezug auf E-Government,
also hinsichtlich der Interaktionen mit der Verwal -
tung, sondern auch bezüglich der sicheren und effi-
zienten Geschäftsprozesse im E-Business [RS09]. Diese
wurden teilweise überhaupt erst durch die bereitge-
stellten Infrastrukturkomponenten, wie dem elektro-
nischen Personalausweis, ermöglicht.

Die Verwaltung in Deutschland hat im Jahre 2013
durch die optimierte Bereitstellung und Bündelung
von Dienstleistungen für Bürger und Unternehmen
wieder ein deutlich positives Bild in der Öffentlichkeit
zurückgewinnen können. Dazu trugen auch so ge -
nan nte „No-Stop-Dienste“ bei, wie beispielsweise die
unbürokratische, weil automatisch veranlasste Über-
weisung von Kindergeld auf Basis einer Geburts an -
zeige. Dieser Mehrwert für Kunden und Verwaltung
durch die Zunahme an Servicequalität wurde insbe-
sondere durch eine zukunftsweisende Kooperation

von Verwaltungen mit privaten Intermediären (Ver -
waltungsberatern) erreicht. 

Die Motivation der Verwaltungsmitarbeiter hat
sich bis 2013 stark verbessert, zum Beispiel durch
moderne Schulungsmaßnahmen wie dem arbeitspro-
zessintegriertem E-Learning. Ebenso geholfen haben
innovative Tarifmodelle. Viele junge Bürgerinnen
und Bürger haben deshalb wieder großes Interesse an
einer Ausbildung und Anstellung in der öffentlichen
Verwaltung oder deren privatwirtschaftlich organi-
sierten Kooperationspartnern.

Die nun verstärkt kooperativ arbeitenden Ver wal-
tungen haben des Weiteren neue Geschäftsmodelle
entwickelt und sie gemeinsam mit privaten Inves to -
ren umgesetzt. Diese neuen Ansätze haben nicht nur
ein durchgehend prozessorientiertes E-Government
ermöglicht, sondern auch einen wichtigen Beitrag
zur Bewältigung des demografischen Wandels in der
Verwaltung geleistet. 

Die Einbeziehung der Wissenschaft und die in -
tensive Förderung von zukunftsweisenden E-Govern -
ment-Lösungen führte zu bedeutenden Innovationen
und zur Entwicklung exportfähiger Lösungen im
Bereich E-Government (z. B. Identity Management,
ePA, One-Stop- und No-Stop-Hochleistungsportale).
Die im Jahr 2009 gegründete Initiative „E-Govern ment
made in Germany“ konnte diverse Erfolge durch die
Kooperation von Wissenschaft und mittelständischer
Wirtschaft erreichen. Insbesondere der schon Anfang
dieses Jahrhunderts unter Beteiligung von Fraunhofer-
Instituten und Berliner Unternehmen initiierte pan-
europäische Dienst RISER, der eine einfache Melde -
auskunft für Europa anbietet, kann hier als ein frühes
Beispiel genannt werden.

Dies alles konnte nur dadurch erreicht werden,
weil bereits 2008 damit begonnen wurde, gemein-
sam die Deutschland-Online-Infrastruktur aufzubau-
en. Durch die rechtzeitige Einbindung der Wissen -
schaft wurde eine nationale E-Government-Refe renz -
architektur definiert, die nun von allen Verwaltungs -
ebenen und der Wirtschaft akzeptiert ist. Auf ihrer
Basis wurde der vor zwei Jahren eingeführte und seit-
dem genutzte Government-Service-Bus [TB08a] reali-
siert.
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Was die erforderlichen technischen Infra struk -
turen betrifft, so hat Deutschland im Jahr 2013 Fol -
gendes erreicht:

3 Es gibt eine vollständige Vernetzung der Ver wal -
tungen auf Basis der neuen IP-basierten Netz infra -
struk turen des Bundes sowie der Länder und Kommu -
nen. Die Behörden sind über das so genannte Koppel -
netz der Deutschland-Online-Infrastruktur verbunden.
In weiten Teilen erfolgt die Kommunikation bereits
über sichere IPv6-Protokolle.

3 Eine nationale übergreifende E-Government-
Service-Infrastruktur, der so genannte Government-
Service-Bus, ist eingerichtet. Auf seiner Basis können
Bürger, Unternehmen, Intermediäre und Verwal tun -
gen in übergreifenden Prozessketten medienbruch-
frei miteinander kommunizieren. Der Bus kann an
entsprechende Infrastrukturen weiterer Akteure an -
gebunden werden, zum Beispiel an Enterprise-Ser vice-
Busse von Unternehmen und Verbänden wie dem
Gesamtverband der Deutschen Versicherungs wirt -
schaft, an den Service-Bus der Industrie- und Han -
dels kammern (IHK-Service-Bus) sowie an die IT-Infra -
strukturen von Intermediären wie  der Datev. Da durch
können übergreifende Geschäftsprozesse effizient
abgewickelt werden.

3 Back- und Front-Office-Prozesse sind auf Basis
standardisierter und in zentralen Prozess biblio the ken
verwalteter Prozessbausteine so gestaltet, dass ein
One-Stop-Government in wichtigen Bereichen umge-
setzt werden konnte. Zudem finden sich erste erfolg-
reiche Beispiele eines No-Stop-Government, bei dem
ganze Bündel von Verwaltungsverfahren, ausgelöst
durch eine spezifische Lebenslage, automatisch zum
Ablauf kommen, so zum Beispiel die automatische
Auszahlung von Kindergeld im Falle der Geburt eines
Kindes.

3 Der elektronische Personalausweis und in vielen
Bereichen auch die elektronische Signatur sind als
Mittel der Identifikation und der digitalen Unter schrift
für erste Dienste eingeführt (Identity Management,
Single-Sign-on).

3 Die bereits im Jahre 2008/09 entwickelten Kon -
zepte für De-Mail, ein E-Mail-Dienst zwischen Bür gern

und Verwaltung zwecks Austausch rechtsgültiger
Dokumente sowie für De-Safe, ein Datentresor zur
rechtssicheren Ablage von Daten und Dokumenten,
sind mit zertifizierten privaten Betreibern seit Mitte
2010 eingeführt und für mehrere Anwendungs -
bereiche bereits fest etabliert.

3 Die in Kooperation zwischen Wirtschaft und
Wissenschaft und mit Unterstützung aus Forschungs -
mitteln aufgebaute Plattform „Deutschland Digital
Community“ sowie das nationale „E-Government-
Wiki“ haben sich etabliert und werden von den zahl-
reichen Akteuren aus Verwaltung, Wirtschaft,
Wissenschaft und der interessierten Bürgerschaft
intensiv genutzt.

3 Es sind Wissensstrukturen konzipiert und für
erste Anwendungsbereiche pilotiert, die es Bürgern
und Unternehmen ermöglichen, Begrifflichkeiten
aus unterschiedlichen gesetzlichen Kontexten aufei-
nander abzubilden. Hierdurch wird es möglich, in -
haltliche Überlappungen in unterschiedlichen Ver -
waltungsprozessen zu identifizieren und so den im
Rahmen der Verwaltungsverfahren zu erbringenden
Aufwand zu reduzieren. 

Nutzen

Der größte Nutzen einer nationalen E-Government-
Infrastruktur entsteht für die Volkswirtschaft. Auf der
Basis einer flächendeckenden Verfügbarkeit elektro-
nischer Prozessschnittstellen sowie einer hochgradig
vernetzten Portallandschaft können Leistungen der
öffentlichen Verwaltung in neuartiger Weise auf die
Interessen von Unternehmen und Bürgern abge-
stimmt, gebündelt und über verschiedene Zugangs -
kanäle (wie Telefon, Internet, (D)e-Mail, Post, Bürger -
büros) bereitgestellt werden. Auf der Grundlage einer
solchen elektronischen Erschließung von Leistungen
der öffentlichen Verwaltungen lassen sich durch die
Kombination mit Dienstleistungen der privaten
Wirtschaft Leistungsbündel anbieten, die auf die
Bedarfe spezieller Zielgruppen zugeschnitten sind.
So sind branchenspezifisch kombinierte Dienst leis -
tun gen denkbar, wie sie heute beispielsweise im Kfz-
Flottenmanagement bestehen, wo durch einen spe-
ziellen Intermediär große Fahrzeugflotten nicht nur
zugelassen, sondern auch versichert und überführt
werden.
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Das Novum liegt darin, dass Verwal tungsleistun -
gen konsequent mit primären Wirtschafts- und
Hand lungsinteressen verbunden werden. Auf diese
Weise profitieren nicht nur die Abnehmer solcher
kombinierter Dienstleistungen, sondern auch deren
privatwirtschaftliche Anbieter. Aufgrund vielfältiger
Entlastungs- und Professionalisierungseffekte wer-
den diese intermediären Unternehmen gleichzeitig
zu Katalysatoren der staatlichen Modernisierung.
Doch auch der Bürger profitiert von den neuen Mög -
lichkeiten einer umfassend vernetzten Verwaltung
und den neuen Kooperationsformen zwischen Wirt -
schaft und Verwaltung. So können sich Bürger auf
der Basis sicherer elektronischer Identitäten und Sig -
naturen, zum Beispiel durch Verwendung des elek  tro-
nischen Personalausweises, zahlreiche Ver wal tungs -
wege sparen und die elektronischen Leistungs ange -
bote der Wirtschaft und der Verwaltung sicher und
rechtssicher nutzen. 

Herausforderungen

Die informationstechnische Infrastruktur der öffentli-
chen Verwaltung basiert auf einem stark dezentralen
und aufgabenorientierten Organisationsmodell. In
den IT-Abteilungen und Rechenzentren der über
20.000 deutschen Verwaltungen werden oft Hun der -
te verschiedene IT-Systeme für eine Vielzahl von Auf -
gaben eingesetzt und betrieben. Trotz einer relativ
großen Homogenität der Aufgaben dürfte die Gesamt-
zahl der IT-Systeme im öffentlichen Sektor bei weit
über zwei Millionen liegen. Ein bedeutender Anteil
der IT-Ausgaben der öffentlichen Verwaltungen
(etwa 17 Milliarden Euro) geht aufgrund der beste hen  -
den Organisationsstrukturen in die Ausschrei bung,
Beschaffung und Pflege einer hochgradig redundan-
ten und wenig integrierten Verfahrenslandschaft. 

Die Aufgabe besteht nunmehr darin, die Einheit
in der Vielfalt zu schaffen („e pluribus unum“). Hierzu
ist eine E-Government-Referenzarchitektur zu entwi-
ckeln, die einen Rahmen für heterogene Verfahren
und verteilte Strukturen bietet und die hilft, das rich ti-
ge Maß an organisatorischer und technischer Auto no-
mie und Kooperationsfähigkeit zu schaffen [TF07].
Ziel kann nicht die Etablierung eines IT-Zentralismus
sein; notwendig sind vielmehr Architekturen, die die

Vielfalt vorhandener und bewährter Systeme aner-
kennen und in einem Gesamtrahmen nutzbar ma -
chen. Die zentrale Herausforderung liegt dabei in der
kooperativen Erarbeitung und Einführung verbindli-
cher Standards für das flexible und dennoch rechtssi-
chere Zusammenspiel verschiedener, in Prozess- und
Wertschöpfungsketten verbundener Akteure.

Medienbruchfreie Geschäfts prozesse 
Derzeit handelt es sich bei den meisten IT-Fach ver fah -
ren um geschlossene monolithische Software sys teme,
die zwar die Aufgaben von Mitarbeitern in einzelnen
Verwaltungsvorgängen unterstützen („Der Computer
als individuelles Werkzeug einzelner Mitarbeiter“),
aber nur selten interoperabel sind, d.h. mit anderen
Systemen kommunizieren und Daten austauschen
können. Künftig müssen diese geschlossenen Soft -
ware systeme durch eine Vielzahl logisch und tech-
nisch miteinander vernetzter IT-Komponenten abge-
löst werden. Verteilte IT-Systeme, die ihre Funktionen
als Dienste anderen Komponenten zur Verfügung
stellen, sind die tragenden Elemente moderner Sys -
tem landschaften. Grundlage hierfür sind gemeinsa-
me Standards und serviceorientierte Architekturen
(SOA), die von immer mehr Systemherstellern in ihren
Branchenstrategien und -lösungen berücksichtigt
werden. 

Nach einer Definition der OASIS bieten service-
orientierte Architekturen1 ein Paradigma für die Struk-
turierung und Nutzung verteilter Funktionalität, die
von unterschiedlichen Besitzern verantwortet wird.
Sie sehen vor, dass Geschäftsprozesse mit standardi-
sierten Prozessbeschreibungssprachen, beispielswei-
se BPEL, beschrieben werden und stellen standardi-
sierte (Web-)Service-Schnittstellen bereit, um Pro -
zess ketten medienbruchfrei zu realisieren. 

Serviceorientierte Architekturen sind per se aber
noch kein Garant für Interoperabilität. Es besteht die
Gefahr, dass in den verschiedenen Verwaltungs -
ressorts SOA-Zellen entstehen, die zwar nach innen
produktiv und nutzbringend wirken, deren Funktio -
nalität aber an der Ressortgrenze endet. Daher müs-
sen auf Basis kooperativer Strategien letztlich tech -
nische Standards mit organisatorischen Regeln und
rechtlichen Verpflichtungen kombiniert werden. Dies
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gilt für die Verwaltungszusammenarbeit auf allen
Ebenen: von kleinen Kommunen über Metro pol -
regio nen bis hin zu Staatengemeinschaften [SBK08].

Eine nationale E-Government-Infrastruktur
als Garant der Inter operabilität in der 
E-Government-Welt
Vor dem Hintergrund dieser umfassenden Sichtweise
hat die Europäische Kommission im Kontext des
Vorhabens IDABC vier Interoperabilitätsebenen2

definiert, die alle im politischen Kontext eingebettet
sind. Abbildung 1 aus dem European Interoperability
Framework 2.0 (DRAFT 2008) zeigt die Zusammen -
hänge.

Derzeit werden die von IDABC formulierten For -
de rungen nach Interoperabilität auf keiner der
genannten Ebenen, sei es im internationalen oder
nationalen Kontext, erfüllt. Im Rahmen des ebenen-
übergreifenden Vor ha bens Deutschland-Online wer-
den zwar bereits eine Reihe von Projekten durchge-
führt, in denen grundlegende Infrastrukturen aufge-
baut (Deutschland-Online-In fra struktur) und die

erforderlichen Grund lagen für eine effiziente Stan -
dardisierung, insbesondere für die Ebene der Fach -
daten (Deutschland-Online-Standardi sierung), erar-
beitet werden.3 Diese Initiativen stellen somit einen
wichtigen Schritt auf dem Weg zur angestrebten ebe-
nenübergreifenden Interoperabilität dar. Allerdings
ist die erforderliche Breite und Tiefe der Interopera -
bilität noch nicht erreicht. So gibt es zum Beispiel in
Deutschland bisher keine einheitliche Kommunika -
tionsinfrastruktur [Ka07] und nur we nige im Ein satz
befindliche Fach datenstandards wie XMeld. Auch in
Bezug auf den Aufbau, den Betrieb und die Wirt -
schaft lichkeit serviceorientierter Archi tekturen sind
allgemein akzeptierte Regelwerke (SOA-Governance)
noch erforderlich. 

Hierbei müssen die verschiedenen – nicht nur
technischen – Aspekte der Interoperabilität Berück -
sich tigung finden. Obwohl es in einzelnen Ver wal -
tun gen bereits Architekturstandards und Leitlinien für
eine SOA-Governance gibt, besteht die Heraus for de -
rung nach wie vor darin, für das in den europäischen
Kontext eingebundene deutsche E-Government ein
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Abb. 1: Die vier Interoperabilitätsebenen aus dem European Interoperability Framework 2.0



angemessenes Regelwerk zu definieren. Dieses muss
einerseits die erforderlichen Regeln zur Sicher stellung
organisations- und ebenenübergreifender Inter ope -
ra bilität festschreiben, darf andererseits aber nicht zu
einer Überregulierung und damit zu einer mangeln-
den Akzeptanz führen, weil seine Festlegungen zu
detailliert sind. Hier kann ein interdisziplinäres Team
aus der Wissenschaft einen entscheidenden Beitrag
für eine akzeptanzfähige nationale E-Government-
Infrastruktur leisten. 

Handlungsbedarfe

Der Aufbau einer leistungsfähigen E-Government-
Infrastruktur für die deutsche Verwaltung erfordert
die Konzeption einer nationalen E-Government-Re -
ferenzarchitektur, von Standards zur Gewähr leis tung
von Interoperabilität und Leitlinien für eine SOA-
Governance.

Zur (Durch-)Setzung verbindlicher Normen und
Standards sind Wissenschaft und Forschung, insbe-
sondere die Rechts- und Verwaltungswissenschaften
sowie die Informatik, gefordert (vergleiche die Inter -
operabilitätsebenen in Abbildung 1). Sie müssen tech-
nische Lösungen erarbeiten und effizientere Stan dar -
disierungsprozesse begleiten. Dabei ist den speziellen
Anforderungen des föderalen politischen Systems der
Bundesrepublik Deutschland, eingebettet in die
Europäische Union, Rechnung zu tragen.

Interoperabilität zwischen autonomen
SOA-Zellen durch eine E-Government-
Referenzarchitektur
Im Umfeld der föderal organisierten Verwaltung in
Deutschland mit ihren zahlreichen historisch ge wach-
senen proprietären IT-Systemen besteht die Aufgabe
nunmehr darin, eine leistungsfähige, serviceorien-
tierte E-Government-Referenzarchitektur zu definie-
ren, die von allen Akteuren akzeptiert wird und in
Ergänzung zu einer Deutschland-Online-Infra struk -
tur das Zusammenwirken dezentraler Dienste ermög-
licht. Hierfür bietet sich – in Anleh nung an einen
Enter prise-Service-Bus – ein Government-Service-Bus
an [TB08a]. 

Der Government-Service-Bus sorgt dafür, dass
unabhängige serviceorientierte Dienste miteinander
verbunden werden können. Für den in Abbildung 2
skizzierten Government-Service-Bus sind folgende
Komponenten von zentraler Bedeutung:

3 Business-Process-Management zur Steuerung
von übergreifenden IT-gestützten Prozessketten

3 sichere und hoch verfügbare Konnektivität auf-
bauend auf der DOI-Transport-Layer-Integration

3 XÖV-Drehscheibe für die Mediation und Trans -
formation von unterschiedlichen bereichs spe zi fi -
schen Nachrichtenformaten zur Realisierung über-
greifender Prozessketten (z. B. XMeld, XJustiz, XSozial,
XIHK)

3 umfassende Integration von Bürgerportalen in
die E-Government-Angebote von Bund, Ländern und
Kommunen sowie als sichere Kommunikations infra -
struktur zwischen Bürgern und Wirtschaft

3 ebenenübergreifende Verfügbarkeit von Ver -
zeich  nisdiensten wie dem Deutschen Verwaltungs -
diensteverzeichnis (DVDV) und einem standardba-
sierten Zuständigkeitsfinder

3 funktionale Integrationsplattform für einen
regional verteilten D115-Call-Center-Verbund,

3 Mehrkanalzugang zu Diensten des Government-
Service-Bus

3 Governance Intelligence für ein übergreifendes
dynamisches E-Government-Nutzen-Monitoring
durch statistische Datenanalyse und damit eine quali-
fizierte Entscheidungsbasis für politisches Handeln

Der Government-Service-Bus kann technisch in Er -
gän zung zu der bereits geplanten Deutschland-
Online-Infrastruktur realisiert werden, wenn deren
Funktionsumfang entsprechend erweitert wird. Auf
diese Weise kann das Paradigma von den „Diensten
aus der Steckdose“ für die Verwaltungen in Deutsch -
land Wirklichkeit werden [TB08b]. 
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(Inter-)Nationale Standards – das Rückgrat
interoperabler E-Government-Systeme
Der Aufbau einer leistungsfähigen E-Government-
Infrastruktur für die deutsche Verwaltung erfordert
die Setzung verbindlicher Industrie- und E-Govern -
ment-Standards und -Normen. Nur so kann es gelingen,
sämtliche im öffentlichen Auftrag arbeitenden Ak -
teure an eine spezifische prozessorientierte IT-Basis -
infrastruktur der öffentlichen Verwaltung anzubin-
den. Standards und Normen bilden ferner eine wich-
tige Grundlage für die Stimulierung und Nutzung
innovativer Forschungsergebnisse. Schließlich bele-
gen ökonometrische Untersuchungen den betriebs-
und volkswirtschaftlichen Nutzen von Stan dardi sie -
rung, sowohl generell als auch in spezifischen
Anwendungsbereichen [BG07], [Bl08]. 

Für die Entwicklung von E-Government-relevan-
ten Standards bedarf es des Zusammenwirkens von
nicht nur technischen und organisatorischen, sondern
auch gesellschaftswissenschaftlichen Diszi pli nen. Ge -
fordert sind insbesondere die Rechtswissenschaften
mit ihren Teildisziplinen Verwaltungs organisations -
recht und Verwaltungsverfahrensrecht. Durch eine
multiperspektivische Herangehensweise wird sicher-
gestellt, dass dem steigenden Bedarf an interoperab-
len Schnittstellen auf strategischer, organisatorischer,
rechtlicher, semantischer und technischer Ebene (vgl.
European Interoperability Framework 2.0) entspro-
chen werden kann.

Fazit: Wissenschaft als Kataly sator
für den Aufbau der nationalen 
E-Government-Infrastruktur

Bei der Konzeption und Entwicklung einer nationalen
E-Government-Infrastruktur sollte die Wissen schaft
als Katalysator wirken und die Kooperation zwischen
Vertretern aller Verwaltungsebenen und der Wirt -
schaft fördern, moderieren und gestalten. Die Wissen-
schaft hat hier bereits einen erheblichen Bei trag ge -
leistet, beispielhaft seien genannt: SAGA, E-Govern -
ment 2.0 – das Programm des Bundes, der IHK-Service-
Bus der IHK-Organisation, BSI-Sicherheits hand bücher,
Datenschutzgesetzgebung. Auf Basis dieser Ergeb -
nisse ist eine von Bund und Ländern finanzierte Ini -
tia tive nunmehr damit zu beauftragen, ein Konzept
für die E-Government-Referenz archi tek tur sowie für
eine SOA-Governance für Deutschland zu erarbeiten.
Die Konzepte sollten zur weiteren Abstimmung bis
Ende 2009 vorgelegt werden. Die Initiative sollte ein-
gebunden sein in ein nationales E-Government-For -
schungsprogramm, das die For schungsbedarfe im
Bereich E-Government systematisch identifiziert,
Forschungsprojekte initiiert und eine projektüber-
greifende Steuerungsfunktion wahrnimmt.
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E-Government ist ein Standortfaktor

Ohne den Einsatz von Informationstechnologie sind
die Geschäftsprozesse in der Industrie und im
Dienstleistungssektor, im Handel und bei Banken, ob
in privater oder öffentlicher Hand, schon lange nicht
mehr denkbar. Dieser Durchdringungsprozess ist in
den einzelnen Branchen unterschiedlich weit gedie-
hen und hat sich immer wieder auch branchenüber-
greifende Standards, „best practices“, geschaffen.
„Schnittstellen“ wie EDIFACT oder Technologien wie
XML spielten und spielen dafür eine hilfreiche Rolle.
Unter Nutzung solcher Standards und auch unter
Einsatz von Quasistandards konnten nicht nur die
internen Prozesse mit IT unterstützt werden, sondern

auch der tatsächliche Geschäftsprozess unter Berück -
sichtigung seiner „Außenbeziehungen“ zu Liefe ran -
ten und Kunden.

Parallel hierzu erleichterte die IT auch Maß nah -
men zur Konzentration auf diejenigen Prozesse, die
als Kernprozesse den größten Wertbeitrag erbringen
und beschleunigte die Veränderungen, die wir unter
den Schlagworten IT-Outsourcing und Outtasking
diskutieren. 

Bei alledem standen für die geschäftspolitische
Ausrichtung der IT stets ihr Wertbeitrag und ihre Aus -
richtung auf die Unternehmensziele (Business-IT-
Alignment) im Mittelpunkt. In aktuellen IT-Kon zep ten

≠
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Der Bürger und die Wirtschaft bzw. Industrie erledigen ihre Behördenkontakte elektronisch und damit um
ein Vielfaches schneller und effizienter als heute.

Nutzen
Im gesamtwirtschaftlichen Rahmen sind die wichtigsten Nutzenaspekte vor allem Effizienzsteigerungen und
damit Rationalisierungen sowie Verbesserungen der Lebens- und Standortqualität als Wettbewerbsfaktoren
gegenüber anderen Staaten.
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wie SOA (Serviceorientierte Architektur) drückt sich
diese Notwendigkeit einer Orientierung der IT an
Geschäftsprozessen und auch an dem Zwang zur
Kostenminimierung aus.

Hier muss man sich fragen: Was kann E-Govern -
ment aus diesen Erfahrungen der Industrie lernen?
Gibt es vergleichbare Entwicklungen im öffentlichen
Bereich?

Wenn E-Government das Regieren und Ver wal ten
mithilfe der Informations- und Kommunikations tech -
nik beschreibt, dann benötigt man für den politischen
Erfolg, ähnlich wie in der Industrie, eine effiziente IT.
In dieser Analogie umfasst E-Government nicht nur
die Internetangebote für Bürger und Wirt schaft, son-
dern auch und gerade die verwaltungsinterne IT. So -
wohl die Optimierung der internen Abläufe der
Verwaltung als auch die Unterstützung von Prozess -
ketten zwischen Verwaltungen und hin zum Bürger
und zur Wirtschaft werden durch E-Government
adressiert.

Diese Bemerkung gehört an den Anfang, weil für
viele E-Government mit einem Portal schon am Ziel
angekommen zu sein scheint – obwohl dies besten-
falls den Auftakt markiert. Bürgerportale sind aus
dem E-Government-Angebot heutiger Verwaltungen
nicht mehr wegzudenken; entscheidend ist aber, dass
Internetportale auf modernen Verwaltungsprozessen
aufbauen und zu Prozessportalen entwickelt werden
müssen. Hinter der modernen Fassade muss die Pro -
zessautomatisierung fortgesetzt und damit eine neue
Verwaltungssteuerung geschaffen werden, die sich
auf IT-Verfahren stützt.

Die klassischen, papieraktengestützten Verfah ren
können die geforderte Effizienz der Verwaltung als
Wettbewerbs- und damit zugleich als Standortfaktor
nicht mehr leisten. 

Das bedeutet, dass eine E-Government-Strategie
zunächst, und vor allem, mit der Innen moderni sie -
rung beginnen muss. Die Bedeutung von Prozess -
eigen schaften wie Ergebnisqualität und Validität von
Entscheidungen und Bescheiden sowie Geschwin dig -
keit, Vollständigkeit, Redundanzfreiheit bei gleich-
zeitiger Mehrfachnutzung von Daten und kontrollier-

ter Wirtschaftlichkeit kennzeichnen eine moderne,
mit der gesellschaftlichen Entwicklung vernetzte
Verwaltung und schaffen mittelbar und unmittelbar
Standortvorteile.

So wie die Industrie für die Abbildung ihrer Ge -
schäftsprozesse mithilfe von IT durchaus eine Erfah -
rungskurve zu durchlaufen hatte, bis sie zum heutigen
Reifegrad gelangt ist, und den Automa tisie rungs grad
immer weiter erhöht, wird die öffentliche Verwal tung
ebenfalls ihre Traditionen nicht mit einem Feder strich
abschütteln und ihre historisch gewachsenen Pro zesse
und IT-Verfahren mit einer „E-Government-Verord -
nung“ neu gestalten können. Es gibt zahlreiche Bei -
spiele von Businessplänen für die Einführung von so
genannter Standardsoftware, die bei der Realisierung
ein Vielfaches der geplanten Ressourcen und Zeit ver-
braucht haben. Dennoch stehen diese Entschei dun -
gen nicht infrage und es wird weiter an der Informa -
tisierung von Prozessen gearbeitet. Dieser Weg ist
zwar beschwerlich, aber ohne Alternativen, denn nur
so können die wichtigen Erfahrungen von E-Business
Berücksichtigung finden und weiter an der Effizienz
einer Organisation gearbeitet werden: Mit dem ver-
zögerten Start der öffentlichen Verwaltung in die
„Moderne“ ist die große Chance verbunden, auf mitt-
lerweile bewährte Konzepte und valide Produkte im
Modernisierungsprozess zurückgreifen zu können.
Eine attraktive Internet-Seite ist leicht gemacht; die
Abwicklung der Geschäftsprozesse dahinter bleibt
jedoch ineffizient, wenn die tatsächliche Leistungs -
erbringung mit diversen Schnittstellenproblemen
und Medienbrüchen versehen ist. Zwei Fragen sind
es, die dabei zum Prüfstein für den Reifegrad von
E-Government werden: Wie sehen die Leistungs -
erbringungsprozesse der Verwaltung hinter einem
Portal aus? Wie weit ist die IT-Durchdringung in der
deutschen Verwaltung gediehen?

Das E-Government in Hessen hat sich bewusst
parallel entwickelt und sinnvollerweise den Schwer -
punkt auf ein Vorgehen von Innen nach Außen gelegt.
Dabei wurden zunächst gemeinsame Infrastruktur -
voraussetzungen (Netzwerke, Verzeichnisdienste,
Bürger- und Mitarbeiterportale, Telefondienste,
E-Mail-Dienste, Dokumentenmanagementsysteme,
Shared-Services, Self-Services) geschaffen, auf denen
sich die Fachprozesse aufbauen lassen.
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Die Internet- und Intranet-Portale der Ver wal tun -
gen beinhalten heute bereits viele relevante Informa -
tionen für den Bürger, die Unternehmen und die
Verwaltung selbst. Die meisten Anliegen der Bürger
und der Wirtschaft können online bedient werden!
Dazu zählen u.a. Fragen der Unter nehmens grün -
dung, die im Rahmen der Umsetzung der EU-Dienst -
leistungsrichtlinie behandelt werden. An welchen
Anforderungen muss sich die Verwaltung aber in den
kommenden fünf Jahren messen lassen?

Im Jahr 2013 sind wissensbasierte Dienste wie ein
Zuständigkeitsfinder selbstverständlich und der D115-
Service über die Vernetzung der Call Center der
Kommunen und der Länder überall verfügbar. Viele
ressortspezifische Fachverfahren wie Online-Bau -
antrag und Online-Kfz-Zulassung gehören zum Stan -
dardangebot. Die Verwaltungen sind durch HGB-
kon forme Bilanzen in ihrer Leistungsfähigkeit mitei-
nander vergleichbar und für die Bürger und ihre
Vertreter in den Parlamenten transparent.

Der IT-Status in der deutschen
Verwaltung

Die IT in der deutschen Verwaltung hat im Verhältnis
zur Fertigungsindustrie und zur Finanzindustrie
sicher keine Vorreiterrolle. Die Verwaltung 

3 plant oft Insellösungen mit Spezialtechniken von
Nischenanbietern 

3 orientiert sich zu selten an Industriestandards,

3 glaubt an die Unvergleichbarkeit der Prozesse im
Verhältnis zur Industrie

3 sucht selten die Analogie zu IT-Standards in der
Industrie

3 denkt zu oft in Risiken statt in Chancen,

3 scheut den Vergleich über Kennzahlensysteme
und IT-Controlling

3 stellt die Wirtschaftlichkeit nicht immer in den
Vordergrund

3 hat in den IT-Betriebseinheiten meist eine unter-
kritische Größe

3 geht selten Kooperationen mit der Industrie ein,

3 wagt selten IT-Outsourcing und noch seltener
Business-Process-Outsourcing mit IT

3 bietet ihren internen Kunden keine „einklag -
baren“ Service-Levels

3 klagt selten zugesicherte Leistungen ein

3 nutzt selten Erfahrungen der industriellen
Projektsteuerung (Toll Collect, Herkules, Hartz IV,
Fiskus, Bund-Online und BD BOS sind nur wenige
Beispiele für eine Vielzahl von Projekt schwierig -
keiten)

Vor diesem Hintergrund könnte man zur Erkenntnis
kommen, dass es noch lange braucht, bis mithilfe der
IT in der öffentlichen Verwaltung Wirtschaftlichkeit
und Effizienz verbessert werden. Wie geht es ange-
sichts dessen mit der Entbürokratisierung und dem
Aufbau einer messbar effizienten Verwaltung weiter?

Rahmenbedingungen von 
E-Government in Deutschland

Zunächst gilt es, sich die Rahmenbedingungen von
E-Government in Deutschland bewusst zu machen.
Herausforderungen wie der demografische Wandel
und der daraus resultierende Fachkräftemangel tref-
fen die öffentliche Verwaltung überproportional und
erfordern umso mehr neue Formen von Arbeit und
Leistung unter IT-Einsatz. Dabei muss das Spannungs -
feld zwischen der vernetzenden, integrierenden und
standardisierenden IT und dem eher trennenden
deutschen Recht, das durch Subsidiaritätsprinzip,
Ressortprinzip, kommunale Selbstverwaltung und
Vergaberecht geprägt ist, beachtet werden.

Demografischer Wandel
Weltweit sind Verwaltungen veränderten Rahmen -
bedingungen ausgesetzt, die sie zu neuen Hand-
lungs  weisen herausfordern. So erzwingt z. B. der
demografische Wandel neue Produktionsformen
innerhalb wie außerhalb der Verwaltung. Der bereits
vorhandene und weiter zunehmende Fach kräfte-
mangel erfordert, dass neue Formen der Leistungs -
erbringung unter IT-Einsatz ermöglicht werden.

Die demografische Tendenz hat Auswirkungen auf

3 die Altersstruktur in Deutschland

3 die regionalen Veränderungen, insbesondere die
Binnenwanderung und

3 die Veränderungen der Altersstruktur in der
Verwaltung

Im Jahr 2030 werden in Deutschland die circa 65-Jähri -
gen die am stärksten vertretene Altersgruppe sein;
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heute ist dies die Gruppe der 40–45-Jährigen. Für
2050 wird prognostiziert, dass die Anzahl der circa
65-Jährigen doppelt so groß ist wie die Anzahl der
Neugeborenen (Statistisches Bundesamt).

Der Wettbewerb um Talente („war for talents“)
zwischen den Staaten, den Industrieunternehmen
und den Verwaltungen hat längst begonnen. Nur ein
attraktiver Standort und innovative Themen sind für
junge Fachkräfte neben der Honorierung interessant.
Dazu gehört auch ein Management, das die Visionen
von E-Government schnell umsetzt. Die Adaption von
Prozessen, Methoden, Tools und Steuerungs mecha -
nismen, wie sie in führenden Unternehmen zum
Einsatz kommen, wird sich durchsetzen.

In Hessen werden mit der Standardisierung der
IT-Verfahren bis hin zum Endarbeitsplatz – z. B. dem
HessenPC – jeweils technologische Innovationen ver-
bunden sein, welche auf diese Entwicklungen ant-
worten. So unterstützt z. B. der HessenPC als inte-
grierter Verwaltungsarbeitsplatz die Nutzung unter-
schiedlichster Prozessschritte und verbindet mit sei-
ner Funktionalität alle am Prozess beteiligten Fach -
verfahren, ohne dass der Nutzer komplexe System -
wechsel vornehmen oder seine gewohnte Arbeits -
umgebung verlassen muss.

Recht und IT
Informationstechnik vernetzt und integriert, fordert
Standards und standardisiert selbst, setzt auf Schnellig-
keit, Effizienz und will in allererster Linie die Wirt -
schaft lichkeit der Verwaltungsaufgaben fördern.

Eine Verwaltung ließe sich aus betriebswirtschaft -
licher Sicht sehr viel effizienter organisieren, wenn es
z. B. eine elektronische Bürgerakte gäbe, auf die Polizei,
Sozialämter, Staatsanwaltschaft, Finanzämter usw.
zugreifen und so ihre Erkenntnisse austauschen
könnten. Auch der Bürger könnte von einer solchen
Lösung profitieren, wenn es ihm dadurch beispiels-
weise erspart bliebe, die gleichen Informationen
mehr fach in unterschiedliche Formulare einzutragen
und sich im Rahmen eines Genehmigungsprozesses
an mehrere Behörden zu wenden. Nicht alle wollen
jedoch ein solch „gläserner“ Bürger sein und auch
unsere Verfassung erlaubt dies nicht. Nun werden
aber die Grenzen zwischen den Gewalten, Ressorts

und Verwaltungsebenen in der Praxis oft überschrit-
ten, was wiederum Auswirkungen auf die IT-Struk -
turen der Verwaltung hat. Wenn z. B. die Polizei mit
der Steuerfahndung zusammenarbeitet und am Ende
eine Akte der Staatsanwaltschaft zugeht und von dort
aus weiter an das Gericht geleitet wird, dann liegt es
nahe, diesen Informationsfluss elektronisch zu orga-
nisieren, insbesondere dann, wenn alle Beteiligten
bereits ihre eigenen Abläufe mit Informationstechnik
unterstützen.

Aus Sicht der Informatik ist der technische Schritt
von der Vernetzung unterschiedlicher Systeme zur
Systemintegration ein relativ kleiner – für den Daten -
schutz sind aber Grenzen und Regeln einzuhalten.

An dieser Stelle führen Grundsatzdiskussionen
nicht weiter. Stattdessen sind Lösungen gefragt, die
die grundgesetzlich garantierte Gewaltenteilung auch
bei einem Management vernetzter und integrierter
Systeme sicherstellen. Die Praxis zeigt, dass es zu Kon -
flikten zwischen E-Government und Datenschutz
kommen kann, die aber im Konsens gelöst werden
können. Dies macht die IT-Architektur der öffentli-
chen Verwaltung nicht unbedingt komplexer als die
der Wirtschaft. Die Wege zum Ziel sind mitunter nur
beschwerlicher, aber durchaus begehbar.

So praktiziert Hessen zum Beispiel sehr erfolgreich
eine frühzeitige und intensive Kommunikation in
allen IT-Entscheidungsprozessen mit den für den
Datenschutz Verantwortlichen, die in unterschiedli-
che Gremien des E-Government eingebunden sind.

Föderalismus
Wer unsere föderal-subsidiäre Verwaltungsstruktur
als Grund dafür anführt, dass E-Government schlech-
tere Rahmenbedingungen als andernorts habe, lenkt
vom eigentlichen Problem ab, indem er den Födera -
lismus als Reformbremse identifiziert.

Keineswegs wäre eine zentralstaatliche Ver wal -
tung in Deutschland ein Glücksfall für E-Government.
Man wird auch in der Wirtschaft lange suchen müs-
sen, um eine IT-Organisation, die eine Konfiguration
von rund 1,2 Millionen PCs und ein Budget von ge -
schätzten fünf Milliarden Euro verwaltet, zu finden.
Der zentrale IT-Dienstleister einer großen deutschen
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Versicherung verwaltet 70.000 PCs mit einem Budget
von 690 Millionen Euro, um einmal die Größen ver -
hält nisse zu verdeutlichen. Wenn dieser Dienstleister
mit den drei großen IT-Dienstleistern für Banken und
Sparkassen in Deutschland fusionierte, ergäbe das
einen IT-Dienstleister, der ungefähr die Hälfte der PCs
im öffentlichen Dienst mit den dazugehörigen Sys te -
men und Programmen abdecken würde. 

Bei diesem Zahlenspiel darf man die fachliche
Komplexität nicht vergessen.

Viele Unternehmen haben einen Konzentrations -
prozess hinter sich gebracht, in dessen Verlauf sie
ihre Ressourcen zunächst auf Kernkompetenzen
fokussiert haben und anschließend durch die damit
verbundenen Wettbewerbsvorteile gewachsen sind.

Für den öffentlichen Dienst ist ein vergleichbarer
Konzentrationsprozess nur schwer möglich: Schulen,
Sozialwesen, Umweltschutz, innere und äußere Sicher -
heit, Gerichte usw. belegen die fachliche Bandbreite
der öffentlichen Hand. Sie kann sich dieser Aufgaben
nicht entledigen – auch das unterscheidet die öffent-
liche Verwaltung von der privaten Wirtschaft. Die
öffentliche Verwaltung macht, was ihr per Gesetz auf-
getragen wird, und dies sollte sie leistungsorientiert
und kostenbewusst tun. Natürlich zahlt der Konzern
„Öffentliche Verwaltung“ für die fachliche Breite auch
einen Konglomeratsabschlag, und zwar in Form von
fachlicher, rechtlicher und organisatorischer Kom -
plexi tät. Diese Komplexität gilt es, durch den Einsatz
von Informationstechnik zu beherrschen. Dazu sollte
mehr in Geschäftsprozessen gedacht werden und
ggf. überflüssige und tradierte Prozesse geprüft und
überarbeitet werden.

Auf zwei Erkenntnisse aus E-Government-Vorha -
ben sei hier besonders hingewiesen: Erstens, dass die
heterogene IT-Welt der öffentlichen Verwaltung keine
zwangsläufige Folge einer verfassungskonformen
Verwaltungsstruktur ist und zweitens, dass sich die
Verwaltungsinformatik trotz abweichender Rahmen -
bedingungen an der Wirtschaftsinformatik orientie-
ren kann.

Kooperation und Vernetzung der Verwaltungs -
akteure werden nur dann einfach sein, wenn ein

Wett bewerb von Kommunen, Ländern und Bund
erhalten bleibt. Eine zentralstaatliche Regulierung
über Gesetze wird Innovationen eher behindern und
die staatlichen Institutionen noch stärker ins Hinter -
treffen bringen, beispielsweise bei der Stärkung ihrer
Innovations kraft und im Wettbewerb um Fachkräfte.

IT-Strategie

Auf Basis der oben ausgeführten Prämissen sollte mit
E-Government das Ziel verbunden werden, eine Stra -
tegie zu entwickeln, die darauf abzielt, einen mög-
lichst hohen und dabei noch sinnvollen Stan dar di sie -
rungs- und Vernetzungsgrad zu erreichen. Hierbei
müssen sich die E-Government-Akteure bewusst sein,
dass Standardisierung nicht nur eine fachliche, son-
dern auch eine starke politische Komponente hat, die
bei der Definition von föderalen Standardisierungs-
und Vernetzungsprozessen berücksichtigt werden
muss. Von den Vorteilen der Standardisierung profi-
tieren i. d. R. nicht alle Akteure gleichermaßen. Es soll-
ten daher Anreize für diejenigen geboten werden, die
einen Standardisierungsnutzen nicht ausreichend
realisieren können.

Standards
Der wesentliche Nutzen von IT-Standards besteht
darin, dass über Schnittstellenstandards Inter ope ra -
bilität in heterogenen Strukturen ermöglicht wird.
Genauso schwierig wie die Einigung auf gemeinsame
Projekte ist jedoch die Einigung auf gemeinsame
Standards. Der operativ einfachste Standard ist die
Einigung auf ein System oder ein Produkt. Dies ist
aber im öffentlichen Dienst aus vergabe- und wettbe-
werbsrechtlichen Gründen nur bedingt möglich und
so befindet sich die öffentliche Verwaltung perma-
nent in einem Prozess der Suche und der Definition
von IT-Standards und trifft dabei zuweilen auf markt -
unübliche Sonderlösungen. 

Die Wirtschaftlichkeit von Entwicklung und Be -
trieb komplexer und großer Systeme wird aber auch
über Dienstestandards (zu einem Produkt zu sammen -
gesetzte Leistungen, z. B. in Form eines Managed Ser -
vices) sichergestellt. Dies kann im öffentlichen Dienst
auch in vertikaler Kooperation erfolgen, pri vat recht lich
oder in so genannten Private-Public-Partner ships. Na -
türlich ist hierbei das Vergaberecht zu be achten; aber
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es gehört insbesondere in der öffentlichen Ver wal -
tung auch Mut dazu, nicht alles über Gesetze regeln
zu wollen.

Den Chancen von Standards stehen auch Risiken
gegenüber. So sind Standards von Natur aus konser-
vativ und behindern Innovation, wenn sie in Gesetze
gegossen werden und sich irgendwann nur noch
durch sich selbst legitimieren. Die Entwicklung und
Einführung von Standards ist ferner eine Investition,
deren Kosten leicht unterschätzt werden. Besonders
groß ist dieses Risiko von Fehleinschätzung bei jenen,
die Standards zu Lasten anderer setzen. So genannte
Marktstandards haben einen wesentlichen Vorteil:
Sie beruhen auf Praxisrelevanz und Akzeptanz. Stan -
dards per Definition bergen das Risiko, dass sie sich
nicht durchsetzen, vor allem weil der Markt die Ent -
wicklungskosten nicht rechtfertigt. Die öffentliche
Verwaltung ist diesem Risiko besonders ausgesetzt,
weil sie dazu neigt, ihre fachlichen und organisatori-
schen Standards zum Maß aller Dinge zu machen und
dabei häufig übersieht, dass sie im internationalen
Vergleich kein hinreichendes Marktvolumen dar-
stellt und aufgrund ihrer Größe keine eigenen Stan -
dards auf Dauer setzen und finanzieren kann.

IT-Strategie ist politisch
Die Erfahrung aus föderalen Projekten und Stan dar -
disierungsaktivitäten zeigt einen weiteren wichtigen
Punkt: IT-Strategie ist eine politische Aufgabe, weil sie
darauf abzielt, die Strukturen unserer Verwaltung zu
verändern – das muss sie schließlich, denn nur so
kann Informationstechnik ihren Nutzen entfalten.
Nur, wer soll diese IT-Strategie entwickeln, zwischen
Verwaltung und Politik abstimmen und letztendlich
durchsetzen? Die Delegation dieser Aufgabe an die
Verwaltung ist eine Lösung, aber auch Teil des Pro -
blems. Die großen Körperschaften des öffentlichen
Dienstes benötigen daher, ähnlich wie andere große
Organisationen, die von Informationstechnik abhän-
gig sind, Organisationsstrukturen, die eine „indus-
trielle“ IT-Governance ermöglichen und die eine
Verzahnung von Politik, Verwaltung und IT-Orga ni -
sation sowie eine Koordinierung der meist fachlich
orientierten IT-Einheiten innerhalb einer Verwal tungs-
ebene sicherstellen. Eine solche Verantwortung sollte
von IT-Verantwortlichen, ähnlich den CIOs in Wirt -
schaftsunternehmen, wahrgenommen werden, die

ressortübergreifende Befugnisse haben. Allerdings
sind CIOs auf Bundes- und Landesebene derzeit noch
umstritten.

Verwaltungsnetz
Die Erfahrung zeigt, dass die Zusammenarbeit inner-
halb der „Fachbrüderschaften“ einfacher ist. Polizei,
Bundes- und Landesämter für Statistik, Justiz, Hoch -
schulverwaltung und Steuerverwaltung stehen als
Beispiele für Kooperationen, die zwar innerhalb ihrer
fachlichen Silos, aber immerhin organisationsüber-
greifend zusammenarbeiten, wenn auch die Ergeb -
nisse nicht immer zu einem Technologieschub füh-
ren. Viele dieser Kooperationen haben inzwischen
verstanden, dass eine Zusammenarbeit mit anderen
Fachkooperationen sinnvoll ist. Wenn aber Polizei
und Steuerfahndung sich über Informationsflüsse
und Strukturen abstimmen wollen, sehen sie sich
sehr schnell mit einer Frage konfrontiert: Was ist das
gemeinsame Netz, über das wir kommunizieren? 

Natürlich betreibt die Finanzverwaltung ihr bun-
desweites ZIVIT-Netz und die Polizei ihr bundeswei-
tes CNP/ON, genau wie die Straßenverwaltung, die
Bundesschifffahrtsverwaltung, der deutsche Wetter -
dienst, der Informationsverbund Berlin-Bonn, die
Forschungsinstitute und viele andere bundesweite
Organisationen wie z. B. die Bundesanstalt für Arbeit.
Zu diesen bundesweiten Netzen, die vom Bund noch
lange nicht harmonisiert sind, kommen noch Landes-
und Kommunalnetze hinzu. Obwohl die deutsche
Verwaltung für dieses Patchwork an Netzwerken
rund 2,5 Milliarden Euro pro Jahr ausgibt, gibt es
kein Netzwerk, das alle Netzwerke miteinander ver-
bindet. Im Gegenteil, jeder, der für sein Fachproblem
ein Netz braucht, baut ein neues, sei es für VEMAGS,
einem System zur Genehmigung von Schwer trans -
porten, für den elektronischen Rechtsverkehr, für den
Digitalfunk, für Sicherheitsbehörden oder für D115.

Dieses Vorgehen hemmt die Interoperabilität,
weil die einen langsam und die anderen schnell sind,
insbesondere bezogen auf die Nutzung moderner
Technologien und Industriestandards, wie sie von
den Carriern entsprechend den Anforderungen der
Industrie vorangetrieben werden. 
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Es geht um eine Vernetzung der Netzwerke auf
Basis von Industriestandards. Genau das wurde so -
eben im Deutschland-Online-Projekt „Deutschland-
Infrastruktur“ (DOI) erarbeitet. Hier arbeiten Bund
und Länder in einer vertikalen Kooperation auf pri-
vatrechtlicher Basis (dem „DOI-Netz e.V.“, analog zum
ENX-Verein der europäischen Automobilindustrie)
gemeinsam an einer Vernetzung ihrer Netzwerk -
infra strukturen. Beginnend mit der Vereinbarung
technischer Standards soll hier ein Netzwerk entste-
hen, das in virtuellen privaten Netzwerken unter-
schiedlichster bedarfsgerechter Sicherheit und Ver -
füg barkeit gemeinsam betrieben wird. Es muss einer-
seits sicher gegen Angriffe von Außen sein, und ande-
rerseits ermöglichen, dass von jeder Amtsstube der
Republik jeder elektronische Service erreicht wird,
für den eine Berechtigung vorliegt.  Dieses gemein-
sam geplante Verwaltungsnetz des DOI-Netz e.V. ist
nicht nur sicher, wirtschaftlich und leistungsfähig; es
wird auch eine neue, leistungsfähigere ebenenüber-
greifende IT-Servicestruktur ermöglichen.

Vertikale Servicezentren
Mit Blick auf die heutigen Rechenzentren der öffent -
lichen Verwaltung und im Vergleich mit anderen
großen Rechenzentren der Wirtschaft wird man Fol -
gen des feststellen: Die meisten öffentlichen Rechen -
zentren haben eine unterkritische Größe, insbesonde-
re die Fachrechenzentren. So sind die beiden größten
Rechenzentren des öffentlichen Sektors, die von HZD
und Dataport betriebenen, zwar doppelt so groß wie
die nächstfolgenden des öffentlichen Sektors, haben
aber nur ein Drittel der Größe der Rechenzentren von
Fiducia oder FinanzIT, die dem Sektor öffentlicher Ban -
ken angehören. Die Querschnittsrechenzentren sind
ebenfalls kleiner, haben oft eine hohe Leistungs band -
breite und müssen Systeme für unterschiedlichste
öffentliche Stellen, wie Polizei, Steuerverwaltung, Per-
sonalwesen, Haushalt usw. betreiben. Diese Klein tei -
ligkeit und Differenzierung behindert Skalen effek te
und Spezialisierung. Deshalb wird oft in über durch  -
schnittlich großem Umfang externes Know-how ein-
gesetzt. Kosten- und Leistungsdruck wird die Über -
legung treiben, die öffentliche IT-Welt anders aufzu-

stellen. Die Spezialisierung, z. B. auf Steuer verwal tung,
auf SAP, auf Polizei, auf Justiz, usw. und die Verteilung
auf wenige Standorte mit geeigneten Backup-Sze na -
rien wäre eine der Möglichkeiten zur Professiona  li sie -
rung bei gleichzeitig verbessertem Kosten-Leis tungs-
 Ver hältnis. Auch eine Kooperation mit privaten
Rechen zentren sollte nicht ausgeschlossen werden. 

Neben der Konsolidierung wäre die Migration
der bisher horizontal ausgerichteten Universal dienst -
leister zu vertikal organisierten Kompetenzzentren
(Clustern) ein denkbarer Beitrag für eine leistungsfä-
higere IT in der öffentlichen Verwaltung.

Vernetzung von Prozessen
Am Beispiel der EU-Dienstleistungsrichtlinie (EU-DLR)
kann man erkennen, dass es möglich ist, institutio-
nenübergreifende Prozesse, die bisher vom Bürger
bzw. von der Wirtschaft papierbasiert durchgeführt
wurden, mittels der IT zu vernetzen und für Bürger
bzw. für die Wirtschaft schlanker und effizienter zu
gestalten. Dass dies auf Anstoß eines prioritären EU-
Rechts geschieht, tut dem Modellcharakter keinen
Abbruch. 

Die Frage der freiwilligen Identifikation von Pro -
zessen als Teil eines wirtschaftlichen Gesamt ge schäfts  -
vorfalls und die daran anschließende Vernetzung der
unterschiedlichen Informations- und Zuständig keits -
bedürfnisse wird die große Herausforderung für das
E-Government der Zukunft bleiben – dies umso mehr,
als sich der Anspruch der „Kunden“ (Bürger und
Wirt schaft) an die Verwaltung ändern wird. Schon
heute nutzen rund 72 Prozent der deutschen Bevöl -
kerung zwischen 16 und 74 Jahren das Internet. Dieser
Anteil wird sich in den nächsten Jahren weiter erhö-
hen. Damit wird auch der Anspruch steigen, immer
mehr Lebenslagen bzw. Geschäftsvorfälle, die Ver -
wal tungsdienste erfordern, mittels E-Government
angeboten zu bekommen. Mit der Realisierung der
EU-DLR und der nationalen Servicenummer D115 wer-
den in den nächsten fünf Jahren sehr viel mehr
öffentliche Prozesse mit IT automatisiert sein, als dies
für viele noch heute vorstellbar ist.

113



114

Der mündige Kunde in der 
Online-Welt

Bürgerinnen, Bürger und Unternehmen sind in der
Internet-Welt angekommen. Mehr als 65 Prozent der
Bevölkerung nutzt inzwischen das Internet1, knapp die
Hälfte der Bundesbürger kommuniziert per E-Mail,
nahezu alle Studenten und Schüler sind online, gut
ein Drittel der Bevölkerung erledigt inzwischen auch
Bankgeschäfte online. Noch größer ist die Zahl an
Besitzern von Mobiltelefonen – mittlerweile gibt es
über 100 Millionen Mobilfunkanschlüsse. Für die

Menschen in Deutschland ist das Leben mit dem
Internet selbstverständlich geworden, sie erledigen
ihre Geschäfte „just-in-time and anywhere“ – dann,
wenn es ihnen recht ist und von dem Ort aus, an dem
sie sich gerade befinden – immer häufiger auch mobil
über das Telefon. Selbst „wertvolle“ Transak tionen,
also der Austausch und die Bezahlung von Gütern
und Dienstleistungen, werden immer selbstverständ-
licher online erledigt.

Die Anwender erfahren dabei zunehmend, dass
ihre Meinung gefragt ist: „Sind Sie mit dem Angebot

1 (N)ONLINER Atlas 2008 der Initiative D21.

≠

Vision
E-Government ist der Modus Operandi für das Verwaltungshandeln unter der Maxime: So wenig Belastung für
Bürgerinnen, Bürger und Unternehmen wie nötig, so viel Service und Unterstützung wie möglich. Die
Komplexität der Verwaltungsstrukturen wird von den Kunden durch moderne Verfahren und Instrumente
ferngehalten.

Nutzen
Stärkung der Verwaltung als Standortfaktor. Einbindung von Bürgerinnen, Bürgern und Unternehmen, um
eine leistungsfähigere und allseits akzeptierte Verwaltung zu gestalten.

Herausforderungen
Die Umkehr von der Angebots- zur Bedarfsorientierung durch Beteiligung von Zielgruppen, Einlassen auf
neue Anforderungen, Ernstnehmen von Anregungen, Verstehen von tatsächlichen Bedürfnissen.

Handlungsanforderungen 
Verfassungsrechtliche Hürden gegen Verwaltungsebenen-übergreifende Prozesskooperationen müssen
zugunsten eines One-Stop-Government abgebaut, der Wille von Politik und Verwaltung zur Nutzung partizi-
patorischer Elemente muss gestärkt, und die Medien- und Online-Kompetenz der politisch Verantwortlichen
muss gesteigert werden.

E-Government „reloaded“ – Chancen für eine nicht
nur inkrementelle Verwaltungsmodernisierung
Dr. Alfred Zapp

Dr. Alfred Zapp
Vorstand der Initiative D21,
Director Public, Defense &
Healthcare sowie Mitglied
der Geschäftsleitung von
CSC Deutschland Solutions
GmbH



und der Abwicklung zufrieden?“, „Haben Sie Ver besse  -
rungsvorschläge?“, „Fehlen Produkte oder Dienst leis -
tungen?“ Die Antwort- und Bewertungs möglich kei ten
sind meist nur einen Mausklick entfernt und können
bequem und vor allem unmittelbar im Zusammen -
hang mit der Transaktion erfolgen.

Diese Feedbackmechanismen dienen nicht nur
der zielgruppen- und bedarfsorientierten Weiter ent -
wicklung der Angebotsportfolios und der Online-Prä -
sentationen der Anbieter, sie sind auch zunehmend
Qualitätsmerkmal, Differenzierungsfaktor und Ver -
trauenssiegel zur Orientierung der Kunden. Bekannte
und erfolgreiche Beispiele hierfür sind Käufer- und
Verkäuferbewertungen auf Online-Versteigerungs -
plattformen wie eBay, Produktrezensionen auf Ver -
triebs plattformen wie iTunes und Amazon mit spezi-
fischen Produktempfehlungen oder auch Erfahrungs -
berichte und Bewertungen zu Reiseveranstaltern und
Hotels auf Touristik-Portalen wie Expedia oder HRS.
Der Kunde wird mündiger, seine Bedürfnisse und
seine Erwartungshaltung werden besser verstanden –
und dies sogar ohne zusätzliche Marktforschungen
und Konsumentenbefragungen. So entstehen neue
Geschäftschancen, neue Produkte, neue Dienst leis -
tungen, ein erweiterter, besserer Service und eine
höhere Verlässlichkeit – nicht nur in der Online-Welt
des Internets, sondern im Lebensalltag großer Teile
der Bevölkerung und der Wirtschaft. 

Die Kunden und Online-Nutzer fühlen sich betei-
ligt, ihre Meinung ist gefragt und ihre Meinung zeigt
Wirkung – eine positive Erfahrung im Umgang mit
Unternehmen, die man ganz selbstverständlich auch
auf den Umgang mit der eigenen Verwaltung über-
tragen möchte. Ganz so einfach ist das natürlich nicht. 

Die Verwaltung ist und bleibt zuallererst der aus-
führende Arm der staatlichen Exekutive und ist damit
für den ordnungsgemäßen Vollzug aller hoheitlichen
Aufgaben zuständig. Diese bestehen eben auch aus
den eher als unangenehm empfundenen Dingen wie
Anträgen, Genehmigungen, Aufsicht, Kontrolle  und
Gewährleistung der staatlichen Einnahmen. Eine
„Wohlfühlverwaltung“, die man nur dann in An spruch
nimmt, wenn man selber möchte und die ansonsten
nicht spürbar und kostenlos im Hintergrund mit opti-
malem Service und Förderungsangeboten bereit-
steht, wird auf ewig eine Utopie bleiben. Gleichwohl

lassen sich sehr viele der positiven Erfahrungen von
Bürgerinnen und Bürgern sowie den Unternehmen
aus der Online-Welt auch für die Modernisierung
und Verbesserung des Verwaltungshandelns nutzen. 

Handlungsbereiche für eine
außenwirksame Verwaltungs -
modernisierung

Grundsätzlich  bieten sich für einen Staat, der seine
Verwaltung mit größtmöglichem Nutzen und
geringstmöglicher Belastung für Bürger und
Unternehmen ausgestalten möchte, drei
Handlungsbereiche:

1. Vermeidung von unnötigen neuen Gesetzen und
Verwaltungsvorschriften sowie eine regelmäßige
Überprüfung, ob bestehende Regelungen angesichts
des gesellschaftlichen und ökonomischen Wandels
reduziert oder abgeschafft werden können.  Eine
Erkenntnis, die nicht neu ist, denn schon Charles de
Montesquieu (1689–1755) brachte es auf den Punkt:
„Wenn es nicht notwendig ist, ein Gesetz zu machen,
dann ist es notwendig, kein Gesetz zu machen.“ Hier -
zu gibt es in Deutschland durchaus erfreuliche Ent -
wicklungen. Es wird zunehmend gelebte Praxis, neue
Gesetze und Vorschriften mit einem „Haltbar keits -
datum“ zu versehen, also den Verfall ihrer Gültigkeit
zu planen und damit einen bewussten Zeitpunkt der
Reflexion zu bestimmen, zu dem geprüft werden
muss, ob eine Verlängerung der Regelung tatsächlich
noch sinnvoll ist. Mit der Anwendung des Standard -
kostenmodells werden zudem erstmals die Büro kra tie  -
kosten ermittelt, die sich für Unternehmen ergeben,
die ihren Informationspflichten gegenüber staatlichen
Stellen nachkommen. Erklärtes Ziel der Bundes regie -
rung ist die Identifikation vermeidbarer Bürokratie
und die Reduzierung der daraus resultierenden Kos -
ten um 25 Prozent durch die Aufhebung oder durch
die Vereinfachung von Berichtspflichten. Dies führt
unmittelbar zum zweiten Handlungsbereich.

2. Bereits im Gesetzgebungsprozess und spätestens in
der folgenden Umsetzung in Verwaltungsverfahren
und -vorschriften müssen die Konsequenzen für die
Bürokratiebelastung für Bürger und Wirtschaft
erkannt und soweit wie möglich minimiert werden.
Hier sind meines Erachtens drei Elemente von beson-
derer Bedeutung. Erstens gilt es, den gesamten Rechts-
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und Regelungsbestand des Staates zu berücksichtigen
und nicht nur eine einzelfallbezogene Teiloptimie -
rung zu erreichen. Eine einzelne, vermeintlich auf-
wandsarme zusätzliche Berichtspflicht im Rahmen
einer neuen Regelung mag zunächst mit Blick auf ein
einzelnes Gesetzesvorhaben zumutbar erscheinen,
im Kontext aller Berichtspflichten eines Unter neh -
mens ist sie aber immer ein Beitrag zur Gesamt büro -
kratiebelastung. Zweitens wirken sich die gleichen
Pflichten in Unternehmen unterschiedlicher Größe
durch Skaleneffekte unterschiedlich aus. Größere Un -
ternehmen besitzen in der Regel leistungsfähigere
Back-Office-Bereiche und eine solidere IT-Unter stüt -
zung als kleinere und mittelständische Unterneh men.
Viele Kennzahlen und Berichte lassen sich in Groß -
unternehmen leichter und kostengünstiger erzeu-
gen, die Belastung durch Bürokratieaufwand wird
deutlich geringer wahrgenommen. Bei der Betrach -
tung von Konsequenzen für die Bürokratiebelastung
durch Gesetzesvorhaben müssen also Differen zie run -
gen hinsichtlich der Wirkungsbereiche vorgenommen
werden. Drittens gilt es, stets den aktuellen Stand der
Informations- und Kommunikationstechnik zu be -
rücksichtigen und jeweils neue Ansätze für eine
behördenübergreifende Zusammenarbeit zu prüfen.
Der Verzicht auf Schriftformerfordernisse und Pa pier -
belege ist dabei genauso zu nennen wie die Ver mei -
dung von redundanter Datenhaltung und redundan-
ten Datenabfragen sowie ein verbessertes und daten-
schutzrechtlich abgesichertes verwaltungsinternes
Datenmanagement und schließlich eine bessere Aus -
gestaltung von behördenübergreifenden Verwal -
tungs prozessen. Auch in diesem Handlungsfeld ist
mit der Einsetzung des Nationalen Normen kontroll -
rats bereits ein wichtiger erster Schritt erfolgt, und die
regelmäßige Betrachtung von Bürokratiekosten nach
dem Standardkostenmodell auch für neue Gesetzes -
vorhaben wird gewährleistet. Es bleibt jedoch festzu-
stellen, dass hinsichtlich der Berücksichtigung der
Möglichkeiten von Informations- und Kommuni ka -
tionstechnik – also von bürokratiemindernden
E-Government-Szenarien –  schon während der Ge -
setz gebungsverfahren noch erhebliches Optimie -
rungspotenzial besteht.

3. Der dritte Handlungsbereich besteht in der Opti -
mierung des etablierten Verwaltungshandelns, also
der Art und Weise des Umgangs der Verwaltung mit
den Bürgern und den Unternehmen. Die deutsche

Verwaltung hat in den letzten Jahren und Jahrzehn -
ten bereits große Schritte zu einem deutlich ausge-
prägteren Dienstleistungsbewusstsein gemacht. Sie
ist schlanker geworden und trotzdem leistungsfähig
geblieben. Die Verwaltungskunden sind in vielen
Bereichen schon lange keine Bittsteller, Antragsteller
oder Untertanen mehr, es wird in Verwaltungs pro -
dukten gedacht, es werden Service-Büros eingerich-
tet und die Bürostunden der Verwaltungen werden
flexibler auf die Bedürfnisse der Öffentlichkeit und
der Wirtschaft ausgerichtet. Trotz aller bisherigen
Aktivitäten und Fortschritte zeigen sich aber gerade
in diesem Handlungsbereich für die Verwaltung
noch große, bislang ungenutzte Potenziale, um mehr
Bürgerfreundlichkeit zu erreichen und zum positiven
Standortfaktor für die Wirtschaft zu werden. Wir
haben in den vergangenen Jahren große Anstren -
gungen der Verwaltung gesehen, E-Government in
Deutschland voranzubringen – BundOnline 2005,
Deutschland Online, E-Government des Bundes,
Media@Komm, Initiativen einzelner Bundesländer
und mehr. 

Warum hat es Deutschland dann in den interna-
tionalen E-Government-Vergleichen trotzdem noch
nicht bis in die Gruppe der Spitzenreiter gebracht?
Auch wenn die Gründe hierfür sicherlich vielfältig
sind, kann man einige strukturelle Faktoren erken-
nen, die einer Erörterung bedürfen und die Chancen
für eine neue strategische Ausrichtung bieten.

Der „alte Weg“ zum E-Government

In Deutschland gibt es viele gute Beispiele für sehr
moderne und nutzenstiftende E-Government-Dienste.
Zudem gibt es neben E-Government noch eine Viel -
zahl weiterer Möglichkeiten zur Steigerung der Ver -
waltungseffektivität und -effizienz. Insofern gelten
die nachfolgenden Analysen und Empfehlungen nicht
pauschal und schon gar nicht ausschließlich. Ganz
bewusst sollen aber im Folgenden Überspitzungen
und Vereinfachungen genutzt werden, um die Kom -
plexität der Einflussfaktoren aufzulösen und den Blick
auf einige wesentliche Sachverhalte frei zu machen. 

Der klassische Entstehungspfad für E-Govern -
ment-Angebote hat sich in der Vergangenheit eher
als eindimensionaler Prozess mit einem definierten
Anfang und Ende dargestellt, wie Abbildung 1 zeigt:
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Auslöser für die Schaffung von E-Government-Dien sten
durch die Verwaltung war in der Vergangenheit nicht
die Nachfrage vom Markt, also von den Bürgern und
Unternehmen. Häufig waren es eher Moderni sie rungs-
ideen aus der Verwaltung heraus oder zum Teil sin-
guläre Initiativen aus der Politik, die Verbesserungen
in internationalen E-Government-Benchmarks oder
eine Modernisierung des Außenauftritts zum Ziel
hatten. Wenn eine Nutzendiskussion stattfand, dann
stand in der Regel der Verwaltungsnutzen im Vor der -
grund, vor allem deshalb, weil die im Vorfeld von IT-
Vorhaben durchgeführten Wirtschaftlichkeits be -
trach  tungen als Entscheidungsgrundlage den ein -
dimensionalen Fokus der Verwaltungssicht fördern.
E-Govern ment wurde überwiegend als ein Zusatz -
angebot verstanden, welches parallel zu den unver-
ändert weiter bestehenden Verwaltungsdiensten
bereitgestellt werden muss. 

Folglich waren die bestimmenden Merkmale für viele
der initiierten Projekte:

3 punktuelle Umsetzung aus der Sicht einzelner
Zuständigkeiten der Verwaltung

3 unklare oder unzureichend definierte Erfolgs kri -
terien, zum Beispiel „Schaffung eines Online-Portals
für den Bereich XY“, ohne Zielgrößen für Nutzungs -
zahlen, Nutzerzufriedenheit und Planung zur regel-
mäßigen Erfolgsmessung

3 eine Fokussierung der ohnehin knappen Haus -
haltsmittel auf die technische Umsetzung, ohne Auf -
wände für konkrete Bedarfsanalysen oder Anpas sun -
gen in der Ablauf- und Aufbauorganisation der
Verwaltung zu berücksichtigen

3 hohe Zugangshürden durch zum Teil überzogene
Sicherheitsanforderungen

3 geringe Integrationstiefe mit den vorhandenen
Verwaltungsverfahren

3 eine fehlende Vermarktung der geschaffenen
Lösungen
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Im Ergebnis stellt die überwiegende Zahl der
heute bereits umgesetzten E-Government-Angebote
immer noch Online-Informationsangebote dar, die
zum Teil noch die Möglichkeit bieten, Formulare
herunterzuladen. Weitergehende Online-Angebote
der Verwaltung sind fast ausschließlich aus der jewei-
ligen „Zuständigkeitssicht“ einzelner Verwaltungs -
stellen heraus definiert und bilden so das bisherige
Verwaltungshandeln in der Online-Welt ab. Zwar
schaffen sie durchaus Nutzenvorteile, allerdings ori-
entieren sie sich zu wenig an den tatsächlichen kom-
plexen Lebenssituationen der Bürgerinnen und Bür -
ger sowie den Geschäftsprozessen der Wirtschaft.
Beispielsweise ließen sich bei der Geburt eines Kindes
eine Vielzahl von erforderlichen  Einzelkontakten mit
unterschiedlichen Verwaltungsstellen und Institutio -
nen in einer Online-Anmeldung zusammenfassen –
von der Anmeldung beim Standesamt über die Bean -
tragung von Kinder- und Elterngeld bis zum Krippen -
platz und zur Krankenversicherung. Hier würde für
den Bürger konkreter Nutzen spürbar, wenn Adress-,
Namens-, Geburts- und Einkommensdaten nur ein-
mal erfasst werden müssen und diese dann, selbstver-
ständlich unter Berücksichtigung von datenschutz-
rechtlichen Anforderungen, im Hintergrund an alle
beteiligten zuständigen Stellen verteilt würden.  

Noch stehen aber Bürger und Unternehmen bei
der überwiegenden Zahl ihrer Anliegen  vor der Auf -
gabe, selber herauszufinden, wer denn in der Verwal-
tung tatsächlich zuständig ist.  Diese Situation führt
dazu, dass die Bürger und Unternehmen in die Rolle
eines Prozessmanagers hineinschlüpfen, um die Zu-
sammenarbeit der identifizierten und  für Teilaspekte
des Anliegens zuständigen Verwaltungsstellen zu
orchestrieren – also den Bescheid der einen Verwal -
tungsstelle an die andere Verwaltungsstelle zu leiten,
um deren Bescheid aufzunehmen und so weiter.  

Hier sind Online-Angebote einzelner Behörden
bereits eine große Hilfe, die der Orientierung in der
Verwaltungswelt und der Beschleunigung insbeson-
dere der Transportzeiten von Vorgängen dienen.
Allerdings bleibt ihr nur partikulärer Nutzen für ein
Kundenproblem immer noch vergleichsweise gering.
Die Verwaltung hat bislang ihre E-Government-
Diens te überwiegend angebots- und bestandsorien-
tiert definiert, orientiert an den bestehenden Aufbau-

und Ablauforganisationen und geleitet von der Frage:
„Welche Aufgaben habe ich als Verwaltung bisher zu
erfüllen und wie kann ich diese nun online anbieten?“
Ob diese Angebote auch die tatsächliche Bedarfslage
der Bürgerinnen und Bürger treffen, stand nicht im
Vordergrund. Der Bedarf wurde vermutet und besten -
falls gegenüber der eigenen persönlichen Erfahrungs -
welt der Verwaltungsmitarbeiter als Bürgerin oder
Bürger hinterfragt. Für E-Government-Angebote der
Verwaltung, die sich an Unternehmen richten, gab es
selbst diese Möglichkeit der Reflexion der Bedarfs -
vermutung nicht. Welcher Verwaltungsmitarbeiter
ist unternehmerisch tätig oder kennt die Geschäfts -
prozesse und Wertschöpfungsketten in einem Unter -
nehmen aus eigener Anschauung? Gehören daher
nicht verstärkt betriebswirtschaftliche Ausbil dungs -
module zu Geschäftsprozessen und Unternehmens -
führung in die Curricula der Verwaltungs ausbil dung?
Symptomatisch auch, dass eine Vermarktung der
geschaffenen E-Government-Lösungen zur Weckung
der Nachfrage nicht stattfand und weder Feed back -
systeme zur Steigerung der Qualität und Attraktivität
des Angebots oder der Identifikation von Nutzungs -
hürden noch Anreizsysteme zur Steigerung der
Nutzungszahlen eingerichtet wurden. Bei einer Viel -
zahl von gut gemeinten E-Government-Angeboten
spiegelt sich dies unmittelbar in den geringen
Nutzungs zahlen wider. 

Anders als in der Wirtschaft, in der neue Pro dukte
und Dienstleistungen in aller Regel dann entwickelt
werden, wenn es  einen erkannten Bedarf im Markt
gibt oder die Nachfrage nach bislang unbekannten
und innovativen Produkten durch Marketing kam -
pag nen zielgerichtet generiert wird, ist dieses Vor -
gehen in der Verwaltung bislang unbekannt. Einen
Vorwurf kann man der Verwaltung hier ganz be -
stimmt nicht machen – nur in ganz wenigen Aus prä -
g ungen der  Verwaltungsausbildung gibt es heute
Seminare zu Marketing, Produktmanagement, Markt-
forschung und dem Aufbau von Anreizsystemen.
Wäre auch hier nicht zumindest eine breitere Grund -
lagenausbildung der Verwaltungsmitarbeiter wün-
schenswert? 

Aber selbst wenn Verwaltungsmitarbeiter die er -
forderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten zur Be wäl -
tigung dieser für E-Government-Projekte so wichtigen
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Aufgaben hätten, bleibt die Frage, ob der Verwaltung
die notwendigen Haushaltsmittel zur Verfügung
gestellt werden, um sie neben der technischen Um -
setzung einer Lösung auch tatsächlich in Angriff neh-
men zu können. Hinzu kommt ein weiteres Problem,
das einer gesonderten Betrachtung bedarf – der stark
segmentierte Verwaltungsaufbau. Würde man Bürger
oder Unternehmen nach ihren Bedürfnissen und
Vorschlägen fragen, erhielte man mit hoher Wahr -
scheinlichkeit eine Vielzahl von Anregungen, die sich
nicht am horizontalen und vertikalen Verwaltungs -
aufbau orientieren und deren Umsetzung einzelne
Verwaltungsstellen, aufgrund ihrer eng definierten
Zuständigkeit, schlichtweg überfordern muss.

Verwaltung in Fesseln?

Auch wenn heute vielerorts die Verwaltungs mit ar -
beiter über den Tellerrand ihrer „Zuständigkeit“ und
„Abteilungen“ denken – ihre Handlungs möglich kei ten
sind und bleiben eingeschränkt. Ein für die Um setzung
eines modernen und integrativen E-Government ent-
scheidendes Urteil des Bundesverfassungsgerichts
vom Dezember 2007 zur Zusammenlegung der Auf -
gaben von Kommunen und der Bundesagentur für
Arbeit (BA) in gemeinsamen Arbeitsgemeinschaften
(ARGE) setzt hier eindeutig Grenzen für eine Misch -
verwaltung, die Verwaltungsleistungen unterschied-
licher Stellen kooperativ und durchgängig erbringt.
Das Urteil hat grundsätzliche Bedeutung, auch über
den konkreten Verfahrensgegenstand hinaus.2 

Während sich Bürger und Unternehmen ein
„One-Stop-Government“ wünschen, also das Zurück -
weichen der Komplexität der deutschen Verwaltung
hinter den Schleier einer Art „Overlay-Verwaltung“,
so formuliert das Bundesverfassungsgericht in seiner
Urteilsbegründung:

Der Spielraum bei der organisatorischen Ausgestaltung
der Verwaltung findet in den Kompetenz- und Orga -
nisationsnormen der Art. 83 ff. GG seine Grenzen […]

Das Grundgesetz schließt, von begrenzten Ausnahmen
abgesehen, auch eine sogenannte Mischverwaltung 
aus […]

Die grundsätzliche Trennung der Verwaltungsräume
von Bund und Ländern gewährleistet durch eine klare
und auf Vollständigkeit angelegte Zuordnung von
Kompetenzen die Verantwortlichkeit der handelnden
Staatsorgane […]

Aus Sicht des Bürgers bedeutet rechtsstaatliche Ver -
waltungsorganisation ebenfalls zuallererst Klarheit der
Kompetenzordnung; denn nur so wird die Verwaltung 
in ihren Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten für 
den einzelnen „greifbar“ […]

Aus verfassungsrechtlicher Sicht ist zwar nicht die Form
der demokratischen Legitimation staatlichen Handelns
entscheidend, sondern deren Effektivität; notwendig ist
ein bestimmtes Legitimationsniveau […]. Daran fehlt es
aber, wenn die Aufgaben durch Organe oder Amtswalter
unter Bedingungen wahrgenommen werden, die eine
klare Verantwortungszuordnung nicht ermöglichen.
Der Bürger muss wissen können, wen er wofür – auch
durch Vergabe oder Entzug seiner Wählerstimme –
verantwortlich machen kann […]

Das Bundesverfassungsgericht bekräftigt also noch
einmal ausdrücklich, dass Zuständigkeiten, Kom pe -
tenzen und Verantwortlichkeiten in der rechtstaatli-
chen Verwaltungsorganisation deutlich und konse-
quent getrennt zu organisieren und darzustellen sind.  

Den aktuellen Trend hin zum „One-Stop-Govern -
ment“, beispielsweise durch die Behörden ruf nummer
D115 oder die Umsetzung des Einheitlichen An sprech -
partners der EU-DLR, lässt dieses Urteil nicht unbe-
rührt.  Beiden Vorhaben liegt die Idee zugrunde, Ver -
waltungskomplexität vom Verwaltungskunden fern-
zuhalten – im Falle der EU-Dienstleistungs richt linie
von den Unternehmen, im Falle der Rufnummer D115
primär von den Bürgerinnen und Bürgern. 

Die EU-Dienstleistungsrichtlinie sieht ausdrück-
lich die Schaffung eines Einheitlichen Ansprech part -
ners vor, der für einen Unternehmer als zentraler An -
laufpunkt für alle Angelegenheiten im Lebens zyk lus
seines Unternehmens im Umgang mit der öffentlichen
Verwaltung fungiert. Das Land Schleswig-Holstein
hat als erstes Bundesland am 5. Juni 2008 eine kon-
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krete Lösung für die Verortung des Einheitlichen
Ansprechpartners vorgestellt. Gegründet wurde eine
neue Anstalt öffentlichen Rechts, an der sich das Land
Schleswig-Holstein, die Kammern und die kommuna-
len Spitzenverbände gemeinschaftlich beteiligen.  

Im Falle der Einführung der Behörden ruf nummer
D115 ist die Schaffung eines Call-Center-Verbundes
geplant, der zunächst als zentrale Stelle Auskünfte zu
über 100 kommunalen Leistungen im jeweiligen re -
gio nalen Kontext geben kann. In späteren Aus bau -
stufen ist dann die Integration anderer Ver wal tungs -
ebenen geplant, ebenso wie Leistungen, die über bloße
Auskunftserteilungen hinausgehen. 

Beiden Vorhaben und den beschriebenen Lösungs -
ansätzen ist im Sinne der zukünftigen Nutzer sehr zu
wünschen, dass sie Erfolg haben und nachhaltigen
Nutzen stiften. Beide Vorhaben zeigen aber auch, dass
die Verwaltung mit der Umsetzung im Konfliktfeld
zwischen gewollter Verwaltungsvereinfachung und
den dafür bestehenden verwaltungsrechtlichen Gren -
zen nicht alleinegelassen werden darf. Vielmehr
bedarf es politischen und gesetzgeberischen Han -
delns, um die Verwaltung in die Lage zu versetzen,
integrierter und kooperativer zum Wohle der Ver wal-
tungskunden zu handeln – und handeln zu dürfen.

E-Government „reloaded“ – 
Ver wal tungsmodernisierung durch
E-Government ist politische Gestal  -
tungsaufgabe mit Zukunftsrendite 

Die beschriebenen Befunde zu den Handlungs berei -
chen der Verwaltungsmodernisierung, dem bisherigen
Verständnis von E-Government und die Bestands auf -
nahme der dabei bislang ungenutzten Potenziale
führen zu folgenden Thesen:

1. E-Government darf nicht länger ein additiver Weg
für Verwaltungsleistungen sein. Wenn Effizienz -
gewinne gehoben werden sollen, dann muss E-Go vern-
ment das neue Geschäftsmodell und Handlungs para -
digma der Verwaltung sein: Verwaltung = E-Govern -
ment. Nur so lässt sich in Zukunft eine leistungsfähi-

ge und kundenorientierte Verwaltung erhalten, die
den Herausforderungen durch die demografische
Entwicklung und die dauerhaft knappen finanziellen
Ressourcen gewachsen ist. 

2. Der Nutzen von effizientem E-Government beginnt
nicht erst, wenn Gesetze verabschiedet  und Ver wal -
tungsverfahren definiert sind. E-Government hat das
Potenzial, bereits im legislativen Prozess Hilfe stellun -
gen und Orientierung für Effizienzgewinne und zur
Bürokratievermeidung zu geben.

3. Das E-Government der nächsten Generation muss
am konkreten Bedarf und an der Wirkung ausgerich-
tet sein. Die Nachfrage muss durch professionelles
Marketing von Lösungen und die Schaffung von
Nutzungsanreizen gezielt aufgebaut werden. Bürger
und Unternehmen müssen durch moderne Instru -
mente (Web 2.0, Feedbackmechanismen usw.) in die
Ausgestaltung mit einbezogen werden.3  

4. Der Wille von Politik und Verwaltung zur Nutzung
partizipatorischer Elemente muss gestärkt werden.
Online-Beteiligungen im Meinungsbildungsprozess
und bei der Ausgestaltung von Verwaltungs ver fah ren
müssen so selbstverständlich werden wie Bürger -
sprech stunden im Wahlkreis.

5. Es ist Aufgabe der Politik, der Verwaltung die Hand-
lungsspielräume und Ressourcen zur Um setzung des
E-Government der nächsten Generation zur Ver fü -
gung zu stellen. Hierzu zählt die Klärung der rechtli-
chen Rahmenbedingungen („One-Stop-Government“
vs. Mischverwaltungsverbot) ebenso wie eine moder-
nisierte Verwaltungsausbildung und die Bereit stel -
lung angemessener Finanzmittel.

6. Die Politikerinnen und Politiker einer Informa tions-
und Wissensgesellschaft brauchen eine solide Grund -
kenntnis der Möglichkeiten und Grenzen der Infor -
mations- und Kommunikationstechnik, um ihrer
Gestaltungsaufgabe gerecht werden zu können. Die
Medien- und Online-Kompetenz der Politiker auf allen
Ebenen muss gesteigert werden. Die Politik muss er -
kennen, dass sich ihr durch die Nutzung neuer Instru -
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3 Sicherlich wird es dazu nötig sein, die vorhandenen Instrumente, wie zum Beispiel die Web 2.0-Technologien, auf ihre Eignung bezüglich
den Rahmenbedingungen in der öffentlichen Verwaltung und der Politik zu prüfen, insbesondere hinsichtlich der  Minimierung redaktioneller
Betreuungsaufwände, der Erkennung und Verhinderung von Manipulationsversuchen und unangemessener Kommentierung sowie des
Missbrauchs dieser Instrumente. 



mente und Kommunikationsformen auch neue
Chan cen zur Profilierung und zum Abbau der Politik -
verdrossenheit bieten.

7. Der Regelkreis von Angebot und Nachfrage von
(E-)Government-Leistungen muss unter Beteiligung
der wirklich handlungsfähigen Entscheider geschlos-
sen werden. Die Politik auf allen föderalen Ebenen
muss durch klar und nachdrücklich formulierte For -
derungen von Bevölkerung und Wirtschaft befähigt
werden, ihre Handlungsmöglichkeiten zur Gestal -
tung einer bürger- und unternehmerfreundlichen
(Online-)Verwaltung zu erkennen und zu nutzen. Die
Politik ist der Auftraggeber der Verwaltung, und nur
sie kann die wirklich erforderlichen strukturellen Ver   -
besserungen in der Verwaltung und im Ver waltungs -
handeln initiieren.

Zur Untermauerung dieser Thesen und zur Schlie -
ßung des Regelkreises für ein wirkungs- und nutzen-
orientiertes E-Government als neues Geschäftsmodell
der Verwaltung bedarf es sicherlich noch zusätzlicher
Analysen, der Erarbeitung konkreter Umsetzungs -

schritte auf der Basis von Pilotlösungen sowie der
Beantwortung weiterer Fragen:

3 Wie sieht es mit den Online-Kompetenzen der
Politiker tatsächlich aus, insbesondere im kommu -
nalen Bereich, der die meisten direkten Schnittstellen
zu Bürgern und Unternehmen aufweist? Wie könnten
diese Kompetenzen ausgebaut werden? Wie sieht es
im internationalen Vergleich aus?

3 In welchem Umfang werden partizipatorische
Online-Techniken bereits heute im politischen Prozess
oder in der Verwaltungsmodernisierung genutzt?
Welche Chancen bieten sie, welche Hürden verhindern
ihren Einsatz? Wie sieht es in anderen Ländern aus? 

3 Wie können Partizipationserfolge nachweisbar
und messbar gemacht werden?

3 Welche Anreizsysteme sind denkbar, um Parti zi -
pation zu aktivieren und zu fördern? Was hält Bürger
und Unternehmen heute davon ab, ihre An for de run -
gen an Verwaltungsverfahren zu benennen?
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3 Welche Möglichkeiten gibt es oder können ge -
schaffen werden, um Anreizsysteme für eine stärkere
Nutzung von E-Government-Lösungen zu bieten?

Dies sind nur wenige Fragestellungen, die noch einer
Antwort bedürfen, um den richtigen Weg in die Zu -
kunft einer durch E-Government nachhaltig moder-
nisierten Verwaltung zu finden. 

Die Mitglieder der Initiative D21 werden auch in
Zukunft hierfür ihre Beiträge liefern.
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3 Welche verfassungsrechtlichen Spielräume für
partizipative Online-Instrumente gibt es in einer
repräsentativen Demokratie?

3 Welche Handlungsbedarfe für all diese Frage -
stellungen gibt es aus Sicht des Datenschutzes und
der Datensicherheit?

3 In welchem Umfang wird ein verwaltungsebe-
nenübergreifendes Prozessdenken in der Verwaltung
gelebt und gefördert? Wie kann es gegebenenfalls
verstärkt werden? 

3 Wie kann in die Verwaltungsausbildung ein stär -
ke  res Verständnis von Geschäftsprozessen und Wert -
schöp fungsketten der Wirtschaft aufgenommen wer-
den?
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1. Die Herausforderung: Moder ni -
sierung mit verfügbaren
Ressourcen zügig erreichen

Um gesellschaftliche Anforderungen und politische
Ziele gleichermaßen umzusetzen, muss eine moder-
ne Verwaltung den Kriterien einer kosteneffizienten,
leistungsstarken und dienstleistungsorientierten Ad -
ministration entsprechen. Die Aufgabe lautet, mo der -
ne administrative Dienstleistungen für Bürge rinnen
und Bürger, Wirtschaft und andere Verwaltungen
möglichst nachhaltig und mit stabiler täglicher Leis -
tung zu realisieren.

Vor diesem Hintergrund sieht sich die E-Govern -
ment-Strategie der Bundesrepublik derzeit mit zahl-

reichen Herausforderungen konfrontiert. So trifft der
anhaltende Fachkräftemangel nicht nur die Wirt -
schaft, sondern insbesondere auch die Fachabtei lun -
gen in den Behörden. Zudem gilt es, Budgets künftig
flexibler einzusetzen, um mit den limitierten finan-
ziellen Mitteln möglichst effektiv umzugehen. Dieser
Ressourcenknappheit steht ein wachsender Zwang
zur Modernisierung gegenüber, wobei der Anschluss
an das Weltniveau nicht verpasst werden darf. Viel -
mehr sollte möglichst eine Vorreiterrolle bei moder-
nen administrativen Dienstleistungen angestrebt
wer  den. Die bislang nur teilweise umgesetzten Inves -
titionen in moderne Prozesse und Methoden haben
in einzelnen Bereichen zudem einen Investitionsstau
verursacht, der zügig aufgelöst werden sollte. Dazu
sind Methoden und Fachkenntnisse nötig, die in zahl-

≠
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reichen Aufgabenfeldern nicht in ausreichendem
Maß vorhanden sind. Ein wichtiger Faktor für den
Erfolg einer zukunftsorientierten E-Government -Stra -
te gie besteht darin, den Zugang zum nötigen Know-
how sicherzustellen.

2. Das Ziel: Verbesserungs poten -
zia le mit erprobten Methoden
der Wirtschaft erschließen

Ein hoher Grad an Arbeitsteiligkeit und das Denken
in vernetzten Prozessen ist in den privaten Unter neh -
men heute selbstverständlich. Der Grundgedanke:
Effizienzgewinne und Spitzenleistungen entstehen
dann, wenn jeder das tut, was er oder sie am besten
kann. Nach diesem Erfolgsmuster sind in vielen Berei -
chen der Wirtschaft bereits vor Jahren wesentliche
Modernisierungsprozesse abgelaufen.

Unterstützt durch eine weitgehend standardisier -
te IT-Infrastruktur nutzt die Wirtschaft durchgängige
elektronische Geschäftsprozesse, in denen jeder Be -
tei ligte seine Kompetenz mit maximalem Nutzen ein-
bringen kann. Die Voraussetzung dafür haben die
Un   ternehmen geschaffen, indem sie einheitliche
Schnitt stellen und Prozesse sowie eine starke Koope -
rations fähigkeit entwickelt haben. Beispielsweise
werden IT-Dienstleistungen in allen Branchen heute
häufig von hoch spezialisierten externen Anbietern
erbracht, die besonders effizient und kostengünstig
arbeiten. Durch ihre Spezialisierung erwirtschaften
diese Anbieter Skaleneffekte, von denen das jeweilige
Unternehmen profitiert.

Es ist naheliegend, die vorhandenen und umfas-
senden Erfahrungen der Wirtschaft für die Errei -
chung der Ziele der E-Government-Strategie zu nut-
zen. Grundlegende Prinzipien wie Harmoni sie rung
und Standardisierung von Infrastrukturen und Pro -
zessen haben auch in zahlreichen Projekten der
öffent  lichen Hand bereits bewiesen, dass sie zur nach-
haltigen Kostensenkung und Effizienz steige rung
beitragen. Eine Übertragung dieser Prinzipien auf
möglichst weite Teile der Verwaltung ist folglich der
Weg zur Erschließung bedeutender Verbesse rungs-
potenziale.

Für die Umsetzung dieser Moderni sierungs pro -
zesse und für die Reaktion auf neue Herausforde run -
gen benötigen die Behörden jedoch geeignete Spiel -
räume. Um die Flexibilität von Budgets und der IT-
Land schaft zu verbessern, sollten deshalb innovative
Finanzierungsmodelle der Wirtschaft als wesentliche
Instrumente verstanden und genutzt werden. 

Doch ohne eine verstärkte Innovationstätigkeit
wird letztlich der Erfolg der E-Government-Strategie
infrage gestellt. Angesichts der Dringlichkeit der Lage
wäre dies nicht akzeptabel. Vielmehr müssen die ver-
fügbaren Kräfte und Methoden, das vorhandene Ver -
waltungswissen und die Expertise aus der Wirtschaft
im Sinne einer intensivierten Kooperationsfähigkeit
zusammenwirken. Denn die Stärkung des Wirt -
schafts-, IT- und Verwaltungsstandorts Deutschland
ist in Zeiten des globalen Wettbewerbs eine zentrale
Überlebensstrategie für das Land. An der Nutzung
neuer Kooperations-, Finanzierungs- und Part ner -
modelle, die in den Verwaltungen anderer Länder
bereits sehr erfolgreich sind, führt in Zukunft also
kein Weg vorbei.

3. Die Lösung: Flexible Partner -
schaftsmodelle entlasten die
öffentliche Hand und steigern
die Effizienz

Die gute Nachricht: Es gibt zahlreiche Beispiele für
die erfolgreiche Umsetzung von partnerschaftlichen
Modellen zwischen Wirtschaft und öffentlicher
Hand. Grundsätzlich werden hierbei Shared-Services,
Public-Private-Partnerships (PPP)1 und Outsourcing-
Modelle unterschieden.

Bei Shared-Services nutzen mehrere Abnehmer
eine von einem zentralen Anbieter bereitgestellte
Ressource oder einen Prozess gemeinsam und erzie-
len dadurch Effizienz- und Skalenvorteile. Da der
Anbieter der Shared-Services die Aufgabe meist be -
reits für andere erbringt, lassen sich die Vorteile in
der Regel vergleichsweise zügig und mit geringen
Risiken nutzen. Im Rahmen von PPPs bringen Wirt -
schaft und Verwaltung ihre Kernkompetenzen in
gemeinsame, meist langfristig orientierte Vorhaben
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ein, um Synergieeffekte, eine stabile Finanzierung
von Innovationen und die Verteilung von Risiken zu
erzielen. Beim Outsourcing schließlich überträgt eine
Behörde die Verantwortung für bestimmte IT-Aufga -
ben an spezialisierte Dienstleister, die durch ihr Know-
how und ihre hoch spezialisierten Betriebs methoden
diese Aufgaben effizienter erbringen können. In jedem
Fall wird die öffentliche Verwaltung bezüglich Kapa -
zität und Kosten entlastet und gewinnt dadurch die
nötigen Spielräume – etwa um weitere innovative
Vorhaben umzusetzen.

Nach Jouanne-Diedrich [vJD04] lassen sich die
drei Modelle gut voneinander abgrenzen, denn ihr
Hauptunterscheidungsmerkmal liegt im finanziellen
Anteil, welcher bei der Öffentlichen Verwaltung ver-
bleibt. Während beim klassischen Outsourcing die
volle finanzielle Verantwortung an den Dienstleister
übergeht, verbleibt diese bei Shared-Services-Mo del -
len bei der Verwaltung. Es wird daher bei diesen
Modellen teilweise auch von „internem Outsourcing“
gesprochen, um zum Ausdruck zu bringen, dass die
betroffenen Bereiche zwar herausgelöst, zentral
zusammengeführt und konsolidiert werden, aber
trotzdem ein Teil des Gesamtverbunds bleiben. Eine
Mischform stellen Public-Private-Partnerships dar,
welche als Joint Ventures zwischen Bund, Ländern
oder Kommunen und dem IT-Dienstleister geführt
werden. 

Bei genauerer Betrachtung unterscheiden sich
verschiedene Outsourcing-Modelle durch den Grad
der Verantwortung, die dem externen Dienstleister
zufällt. Als goldener Mittelweg, und damit besonders
zukunftsträchtig für Wirtschaft und Verwaltung,
wird das so genannte Next-Generation-Outsourcing
(NGO) gesehen [vJD07]. Es steht dabei zwischen dem
klassischen IT-Outsourcing und dem Business-Process-
Outsourcing (BPO). Während beim klassischen IT-Out-
sourcing nur die IT-Infrastruktur und IT-Appli katio nen
auf Basis technischer Spezifikationen ausgelagert
werden, definiert sich NGO dadurch, dass die IT-Un -
terstützung von Verwaltungsprozessen auf Basis von
geschäftsorientierten Ergebnissen ausgelagert wird.
Im Vordergrund der Vereinbarung steht also nicht
mehr die Technik, sondern das mit der Technik erziel-
te Ergebnis. Noch einen Schritt weiter geht das BPO,
bei dem komplette Geschäfts- und Verwaltungs pro -
zesse ausgelagert werden.

Beim NGO verbleibt also die Hoheit über die Ver -
waltungsprozesse bei der auslagernden Behörde,
während der Outsourcing-Dienstleister die Ver ant -
wortung für deren IT-Unterstützung übernimmt. Es
findet eine saubere Abgrenzung zwischen den Ver -
waltungsprozessen und deren IT-Unterstützung statt,
so dass sich die auslagernde Behörde nicht mehr mit
der Technik an sich auseinandersetzen muss, sondern
den Dienstleister rein über die Verwaltungs- und
Prozessebene koordiniert. Siemens hat eigens zur Un -
ter stützung dieses zukunftsorientierten Out sourcing-
Modells die globale Initiative TANGO (Target Archi -
tecture for NGO) gestartet.

Für den Einsatz in einer Bundesverwaltung sind
einige Spezifika der Modelle zu beachten. So lassen
sich alle Modelle gut gegeneinander abgrenzen und
in ihrer jeweiligen Form auch langfristig stabil betrei-
ben. Die große Bandbreite der Möglichkeiten bedeu-
tet für die Planung und Umsetzung ein hohes Maß an
Flexibilität und Stabilität. Denn je nach gewünschter
Aufgabentiefe, Situation und Zweck können die Part -
nerschaftsmodelle unterschiedlich gestaltet werden.
Während etwa in einem Bereich der reine IT-Betrieb
im Vordergrund steht, kann bei anderen Aufga ben -
stellungen eine prozessorientierte Betrachtungs -
weise sinnvoller sein. Auch die Kombination beider
Sichtweisen ist möglich und Erfolg versprechend. 
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Abb. 1: Partnerschaftsmodelle nach 
finanziellem Anteil 

Quelle: [vJD04]
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Unter Berücksichtigung der individuellen Anfor -
derungen der jeweiligen Verwaltung lassen sich die
Erfahrungen aus der Wirtschaft passgenau auf den
Bedarf der öffentlichen Hand übertragen. Eines der
Erfolgsrezepte aus der Wirtschaft ist beispielsweise
die Pilotierung der Zusammenarbeit in „unkritischen“
Prozessen – etwa bei rein organisatorischen Auf ga -
ben wie der Planung, Verwaltung und Abrechnung
von Dienstreisen. Läuft diese Zusammenarbeit zufrie-
denstellend, dann lässt sie sich auf Kernprozesse und
sicherheitsrelevante Vorgänge ausweiten.

4. Beispiele: Erfolgreiche Partner -
schaften weisen den richtigen
Weg

Die vorgestellten Partnerschaftsmodelle haben sich
in der Praxis bewährt. Für alle Modelle gibt es auch in
Deutschland erfolgreiche Beispiele. Zu den bekann-
testen PPP-Ansätzen in Deutschland gehören das Mo -
dell der Stadt Wiesbaden und das „Herkules“-Projekt
der Bundeswehr. Doch auch Outsourcing- und
Shared-Services-Projekte erzielen im öffentlichen
Sektor bereits positive Ergebnisse.

4.1 Die PPP der Stadt Wiesbaden
Die hessische Landeshauptstadt Wiesbaden nimmt
mit der 2004 gegründeten Wivertis Gesellschaft für
Informations- und Kommunikationsdienstleistungen
mbH in Deutschland eine Vorreiterrolle in Sachen
PPP ein. An der Wivertis GmbH hält die Stadt Wies ba -
den 49,9 Prozent der Anteile und die Firma Siemens
50,1 Prozent. Die  Aufgabe der Wivertis ist es, das wirt-
schaftliche Risiko und auch die Verantwortung für

qualitativ hochwertige IT-Dienstleistungen der Stadt
Wiesbaden zu tragen. Die Kontrolle über die strategi-
sche IT-Entwicklung sowie die Koordination und das
Management der IT-Services liegt jedoch weiterhin in
den Händen der Landeshauptstadt.

Nach nunmehr drei Jahren des Betriebs liegen be-
lastbare Ergebnisse vor: Sowohl wirtschaftlich als auch
qualitativ hat die PPP durchweg positive Er ge bnisse
erreicht. Die Planungen für Umsatz, Ergebnis und Cash-
flow werden seit Gründung konstant übertroffen und
bestätigen diesen Trend auch im laufenden Jahr. Die
Beschäftigten der Wivertis werden in der Zusammen -
arbeit als sehr freund  lich und kompetent bewertet
und die Reak tions  zeit als gut. Durch Modernisierung
der IT-Infrastruktur konnten auch die Qualität und
Aus stat tung der Endgeräte optimiert werden.

Diese positiven Ergebnisse und die hohe Zu frie -
den heit der beiden Gesellschafter mit Wivertis zeigen
allein schon, dass erfolgreiche PPP-Ansätze in
Deutsch land möglich sind. Aber auch von anderer
Seite wurde diesem Modell Respekt gezollt. Schon im
Jahr 2005 wurde Wivertis mit dem Innovationspreis
PPP und im Jahr 2007 mit dem „European Public
Sector Award“ ausgezeichnet. Diese Auszeichnungen
belegen, dass die Lösung der Stadt Wiesbaden bei-
spielhaft für weitere kommunale PPP-Modelle sein
kann [Oe07].

4.2 Die PPP Herkules
Eines der größten und zugleich komplexesten PPP-
Projekte Europas startete mit Herkules im Dezember
2006. Hintergrund der Entscheidung für das Part ner -
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Abb. 2: Next-Generation-Outsourcing konzentriert sich auf die IT-Unterstützung von Verwaltungsprozessen

Quelle: [vJD04]
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schaftsmodell ist der Transformationsprozess der
Bundeswehr von einer Armee zum Schutz des eige-
nen Territoriums zu einer Armee mit Ein satz aufga ben
im Ausland. Um diesen Prozess erfolgreich zu gestal-
ten, müssen neue Infrastrukturen und Kompetenzen
aufgebaut sowie Tätigkeitsbereiche erweitert oder
neu strukturiert werden. Die Bundeswehr hat daher
beschlossen, sich von Aufgaben zu entlasten, die nicht
zu ihren Kernaufgaben gehören und von anderen
bereits nachweislich erfolgreich durchgeführt werden.
Eine dieser Aufgaben ist die Modernisierung und der
Betrieb der Informationstechnik im Inland [HaHe07].

Nach einem umfangreichen Ausschreibungs pro -
zess gründete die Bundeswehr zusammen mit einem
Konsortium, bestehend aus Siemens und IBM, die BWI
Informationstechnik GmbH, deren Aufgabe der Be -
trieb der kompletten nicht-militärischen Informa tions-
und Kommunikationstechnik der deutschen Bun des -
wehr ist. Die Bundeswehr hält an dieser Gesellschaft
49,9 Prozent der Geschäftsanteile, Siemens und IBM
50,1 Prozent. Die betrieblichen Leistungen des Ver -
trags werks werden zu einer modernen und hoch effi-
zienten IT für die Bundeswehr führen. Dies wird durch
die Erneuerung von Altsystemen, die Konsolidierung
und Standardisierung der IT-Infrastruktur und der
Optimierung zugehöriger IT-Anwendungen und
Prozessen erreicht.

Neben der einzigartigen Größenordnung und
Komplexität gehört das innovative Steuerungs- und
Personalmodell zu den Besonderheiten dieses PPP-
An satzes. Zur Steuerung der Aufgaben der BWI wurde
ein Governance-Modell entwickelt, das durch seine
Mehrstufigkeit die spezifischen Kompetenzen und
Bedürfnisse der jeweiligen Partner berücksichtigt.
Dadurch vermeiden die Partner die Gefahr des
Kontrollverlustes sowie Unsicherheiten bezüglich
Risiko- und Haftungsübernahme. 

Für das Personalmodell wurde kein Übergang
nach §613a BGB gewählt, sondern eine Personal ge -
stel lung. Das Personal der BWI-Gesellschaften (circa
2.800 Personen) rekrutiert sich aus den Angestellten
aller Partner. Durch diesen Ansatz wird ein Austausch
von Kompetenzen der verschiedenen Personen sehr
viel einfacher, und es ergeben sich neue Möglich kei -
ten der Karriereentwicklung für alle Beteiligten. Das

Personal- und Gesellschaftsmodell sowie die Struktur
der Governance stellen sicher, dass sogar hoheitliche
Aufgaben von der Gesellschaft durchgeführt werden
können. Insbesondere ist ein außerordentlich hoher
Sicherheitsstandard gewährleistet. 

Die Bundeswehr behält durch diese Struktur
einen wesentlichen Einfluss – unabhängig vom Ziel,
die Leistungsverantwortung auf die BWI zu übertra-
gen. Beispielsweise gibt es spezielle Regelungen für
die Rückübertragung von Verantwortlichkeiten an
die Bundeswehr auch während der Vertragslaufzeit,
falls bestimmte Rahmenbedingungen, etwa eine Ver -
schlechterung der Sicherheitslage, eintreten. Auch
stellt die Bundeswehr ihre Verantwortung für die
Zukunft ihrer gestellten Beschäftigten sicher, indem
sie deren Ausbildung direkt mitverfolgt. 

Beide vorgestellten Beispiele zeigen, wie erfolg-
reiche PPP-Modelle zur Verbesserung der Wirtschaft -
lichkeit und zur Erhöhung der Flexibilität beitragen
können. Aber auch die Verbesserung der Qualität
so wie die Erweiterung der Kompetenzen und Ent wick -
lungsmöglichkeiten von Beschäftigten der öffentli-
chen Verwaltung in einem industriellen Arbeits um -
feld sind Kernelemente dieser Modelle. Das Beispiel
Herkules zeigt sogar Lösungsmöglichkeiten für hoch
sensible Themen wie die Gewährleistung eines sehr
hohen Sicherheitsstandards, die Durchführung ho -
heitlicher Aufgaben oder die Rückübertragung von
Verantwortlichkeiten unter besonderen Rahmen -
bedingungen. Die Erfahrungen aus diesen Projekten
können sicher als Vorlagen für weitere öffentlich-pri-
vate Partnerschaften dienen.

4.3 Shared-Services-Projekte bei Bund,
Ländern und Kommunen
Der Shared-Services-Ansatz wird schon seit über 15 Jah -
ren erfolgreich in den verschiedensten Wirtschafts -
zweigen angewendet. So zeigt eine aktuelle Unter -
suchung, dass die Steigerung der IT-Effizienz und die
Einführung von Shared-Service-Centers im Jahr 2008
zu den beiden Top-Themen von IT-Verantwortlichen
gehören. Auch im öffentlichen Sektor gibt es in vielen
Ländern schon reichlich Erfahrung. Allerdings ist
auch hier im internationalen Vergleich – ähnlich wie
beim PPP-Ansatz – in Deutschland relativ wenig
geschehen. 
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Bundesweit gibt es jedoch eine Reihe erfolgrei-
cher Ansätze. So ist der Aufbau der einheitlichen Be -
hördennummer D115 ein hervorragendes Beispiel für
die vorgesehene Nutzung gemeinsamer Dienste. Bei -
spiele für eine erfolgreiche Umsetzung finden sich
bei der Konsolidierung der IT-Dienstleister von Ver -
waltungen auf kommunaler Ebene in Form der kom-
munalen Gebietsrechenzentren und auf Länder ebe ne,
wie das Beispiel Dataport für die Bundesländer Ham -
burg, Schleswig-Holstein, Bremen und Mecklenburg-
Vorpommern belegt. Auch auf Bundesebene zeigen
erfolgreiche Projekte, dass ressortübergreifende
Lösungen erfolgreich sind. Hervorzuheben sind hier-
bei das Bundesverwaltungsamt, das als zentraler
Dienstleister des Bundes mehr als 100 verschiedene
Aufgaben für die Bundesministerien und ihre Ge -
schäfts  bereiche wahrnimmt sowie das ZIVIT (Zen trum
für Informationsverarbeitung und Informa tions  tech -
nik), das Vergleichbares primär für die Bundesfinanz -
verwaltung leistet.

Die Wirkung erfolgreicher Shared-Services-Pro -
jek te reicht bei der Harmonisierung und Standardi -
sie rung der IT in der Regel weit über Ressortgrenzen
hinaus. Durch die langjährigen Erfahrungen mit die-
sem Ansatz sind insbesondere die wichtigsten Er folgs  -
faktoren sehr gut bekannt [Ha06]: So trägt die Bereit -
schaft zum ressortübergreifenden Agieren und eine
entsprechende aktive Unterstützung der beteiligten
Ressortleiter durch die oberste Führungsebene we -
sentlich zum Erfolg bei. Daneben unterstützen einige
eher methodisch ausgerichtete Faktoren wie Phasen -
modelle oder adäquates Projektmanagement das
Gelingen ganz wesentlich. 

4.4 Outsourcing im Land Schleswig-
Holstein
„Delegieren ist die Kunst zu entscheiden, was wichtig
ist und wer das Unwichtige erledigen kann.“ (Konrad
Adenauer). Genau dies geschieht bei erfolgreichen
Outsourcing-Projekten. Eine Verwaltung konzentriert
sich auf ihre Kernaufgaben und delegiert die Themen
aus dem Umfeld ITK (Informations- und Telekommu -
nikationstechnik) komplett an einen ex ternen Dienst -
leister. Das Land Schleswig-Holstein hat diesen Schritt
bereits erfolgreich umgesetzt. Wie bei Herkules ar -
beiten zwei externe Dienstleister, Deutsche Telekom
und Siemens IT Solutions and Services, zusammen.

Die Partner bauten ein eigenes Sprachnetz auf, errich-
teten ein Customer-Service-Center zur Betreuung der
Beschäftigten des Landes und betreiben die Kommu -
nikationsinfrastruktur des Bundeslandes. Für die
Nutzer äußert sich die Modernisierung und Erwei te -
rung der ITK-Infrastruktur sowie die Erweiterung der
Serviceangebote in verbesserter Qualität und erhöh-
tem Komfort. Das Land Schleswig-Holstein konnte
auf diese Weise den Aufwand für die Verwaltung re -
duzieren, die Kommunikationskosten deutlich sen-
ken und Transparenz in den zugehörigen Kosten
erreichen. 

5. Handlungsempfehlung: Poten ziale
nutzen durch konsequenten Einsatz
von Partnerschaftsmodellen

Im internationalen Vergleich steht Deutschland bei
der Nutzung von Partnerschaftsmodellen erst am
Anfang. In Großbritannien liegt beispielsweise der
Anteil der PPP-Modelle an allen öffentlichen Inves ti -
tionen bereits bei etwa 15 Prozent. Das britische PPP-
Investitionsvolumen macht somit 0,62 Prozent des
BIP aus, während Deutschland es gerade auf 0,06 Pro -
zent bringt. Um diesen Rückstand aufzuholen, strebt
die Bundesregierung an, dass ab 2010 rund 15 Prozent
der öffentlichen Investitionen durch privat wirt schaft-
liche Partner mitfinanziert werden. Dies und die dar-
gestellten erfolgreichen Beispiele zeigen, dass die
Politik die Chancen erkannt hat. Nun müssen alle
Ver  antwortlichen konsequent die vorhandenen Mög -
lich keiten aufgreifen und Partnerschaftsmodelle als
festen Bestandteil der strategischen Planung und
Kon zeption etablieren.

Die dabei erzielbaren Verbesserungen lassen sich
anhand der Wirtschaftlichkeit des IT-Betriebs des
Bundes illustrieren. Dessen Kosten liegen derzeit bei
mehr als einer Milliarde Euro für Hardware, Software
und Pflege; hinzu kommen die entsprechenden Per -
sonalkosten. Innerhalb dieses IT-Budgets sind nach
Erfahrungen von Siemens aus zahlreichen Projekten
Einsparungen in Höhe von etwa 15 bis 30 Prozent in
drei Jahren möglich. Anders ausgedrückt: Selbst bei
konservativer Betrachtung verzichtet der Bund derzeit
auf ein Einsparvolumen von mehr als 100 Millio nen
Euro, das durchaus realistisch innerhalb eines mittel-
fristigen Zeitraums zu erwarten wäre.
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Möglich werden diese Einsparungen durch eine
umfassende Standardisierung und Harmonisierung
der IT-Landschaft und der zugehörigen Prozesse. Um
diesen ganzheitlichen Ansatz umzusetzen, bedarf es
einer zentralen Anlaufstelle. Analog zu positiven Er -
fahrungen aus der Wirtschaft, bei de nen der so
genan nte „Chief Information Officer“ (CIO) im Sinne
eines „Chief  Innovation Officers“ den Weg für Inno -
vationen bereitet, empfiehlt sich auch die Stärkung
der CIO-Organisation des Bundes.

Als Pilotprojekt für Shared-Service-Center und
PPP eignet sich beispielsweise ein Ressort in Zu sam -
men arbeit mit dem BMI. Hier ließe sich die Zu sam men -
arbeit mit der Wirtschaft so weit wie möglich erproben
und vertiefen sowie erste messbare Erfolge erwirt-
schaften. Insbesondere könnte die Bundesregierung
hierbei die tatsächlich erzielbaren Einsparpotenziale
analysieren, um geeignete Referenzpunkte für künf-
tige Entscheidungen zu erhalten. 

Jedes der aufgezeigten Modelle hat seine Berech -
tigung und individuellen Charakteristiken. Deshalb
sollte in jedem Einzelfall umfassend geprüft werden,
welches Modell für eine bestimmte Aufgabenstellung
den größten Nutzen bietet. Dabei ist es wichtig, zu
verstehen, dass es keine Automatismen gibt, nach
denen das eine Modell zwangsläufig in ein anderes
übergeht. Beispielsweise wandelt sich ein gewählter
PPP-Ansatz nicht nach einiger Zeit zum Outsourcing-
Modell. Dies schließt jedoch als mögliche Langfrist -
strategie die Übernahme von ausgewählten Verwal -
tungsprozessen durch den Dienstleister im Rahmen
eines BPO nicht aus. Erfolgreiche Beispiele aus anderen
Ländern beweisen, dass solche Strategien – ge paart
mit dem nötigen politischen Mut und Willen – eben-
falls zu langfristig stabilen Lösungen führen.

Vor diesem Hintergrund ist das Next Generation-
Outsourcing (NGO) derzeit in Deutschland als beson-
ders zukunftsträchtig einzustufen. Die Hoheit über
die Verwaltungsprozesse verbleibt dabei vollkommen
bei Bund, Ländern und Gemeinden, während die
Verantwortung für deren IT-Unterstützung an den
Dienstleister auf Basis einer erfolgs- und prozess -
orientierten Vereinbarung übergeht.

Ergänzend zu diesen grundsätzlichen Überle gun -
gen lässt sich die Frage nach besonders geeigneten
Projekten einfach beantworten: Insbesondere bei
neuen Vorhaben und neu zu erbringenden Services
wie der EU-Dienstleistungsrichtlinie oder der einheit-
lichen Behördenrufnummer D115 können die Part ner-
schaftsmodelle sofort ihre Vorteile entfalten – etwa
indem die Aufgaben in Shared-Service-Center oder
PPPs eingebracht werden.

6. Ausblick: Entschlossene
politische Willensbildung kann
zügig Verbesserungen erwirken

Für die zahlreichen Herausforderungen existieren
erprobte Lösungen, die durch ihren in der Wirt schaft,
aber auch in den Verwaltungen bereits erbrachten
Erfolgsbeweis das Risiko für Entscheider wesentlich
vermindern. Die Breite der Möglichkeiten von Part -
nerschaftsmodellen deckt heute praktisch sämtliche
Anforderungen der Verwaltungen ab. Deshalb ge nügt
es auf der Entscheiderseite, die jeweilige kon kre te
Ausgestaltung spezifisch zu prüfen, um die Stär kung
des Standortes Deutschland weiter nachhaltig voran-
zutreiben. Die Voraussetzung dafür ist jedoch eine
klare und entschlossene politische Willens bildung.

Den Beteiligten muss dabei klar sein, dass umfas-
sende Maßnahmen zur Sicherung und Verbesserung
der Standortbedingungen in Deutschland nicht allein
auf der Verwaltungsebene getragen werden können.
Vielmehr ist die Unterstützung durch die jeweiligen
politischen Leitungsebenen und durch die Partner in
der Wirtschaft essenziell für den Erfolg. Denn Wirt -
schaft, Politik und Verwaltungen sitzen letztlich im
gleichen Boot. Nur durch ein gemeinsames Vorgehen
in Partnerschaftsmodellen erreichen alle Beteiligten
ihre Ziele schneller und sicherer. Insbesondere lassen
sich auf diese Weise die anstehenden Heraus forde -
rungen zügig bewältigen und in Vorteile für den
Standort Deutschland verwandeln. Die deutsche
IT-Industrie und insbesondere Siemens als langjähri-
ger Partner der Behörden stehen dafür bereit. 
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